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Kurzbeschreibung: Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung  
Der „Dialog KlimaAnpassung – Leben im Klimawandel gemeinsam meistern“ richtete sich so-
wohl an Stakeholder als auch an Bürger*innen. Ziel des Beteiligungsprozesses war es, die Ent-
wicklung messbarer Ziele der Klimaanpassung und insgesamt die Weiterentwicklung der Deut-
schen Anpassungsstrategie hin zu einer vorsorgenden Anpassungsstrategie zu unterstützen. Der 
vorliegende Bericht führt die Ergebnisse des bundesweiten Beteiligungsverfahrens zusammen 
und bündelt für die sieben Cluster der Anpassungsstrategie die Empfehlungen der Stakeholder 
und Bürger*innen. Die Empfehlungen resultieren aus mehreren Beteiligungsformaten. Im De-
zember 2023 entwickelten 60 Stakeholder in einer Dialogveranstaltung Empfehlungen zu einem 
Rohentwurf der Bundesressorts mit messbaren Zielen. In einer ergänzenden informellen Online-
Konsultation im Dezember 2023 beteiligten sich 95 Stakeholder. Im Herbst 2023 fand in fünf Re-
gionen (Bayerischer Wald, Mittelelbe, Ostseeküste, Rhein-Main, Rhein-Ruhr) jeweils eine Dialog-
veranstaltung mit insgesamt 331 zufällig rekrutierten Bürger*innen statt. Zusätzlich nahmen 
1.749 Bürger*innen an einer deutschlandweiten Online-Umfrage teil und brachten zudem 121 
Ideen mit Klimaanpassungsbezug auf einer deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinn-
wand ein. Ergänzend gab es eine gesonderte Online-Beteiligung für Jugendliche und junge Men-
schen zwischen 14 und 25 Jahren, an der sich 230 Personen beteiligten.  

Abstract: Recommendations from the Dialogue on Climate Adaptation  
The “Dialogue on climate adaptation - mastering life together in times of climate change” was 
aimed at both stakeholders and citizens. The aim of the participation process was to support the 
development of measurable climate adaptation goals and the development of the German Adap-
tation Strategy into a precautionary adaptation strategy. This report summarizes the results of 
the nationwide participation process and compiles the recommendations of stakeholders and 
citizens for the seven clusters of the adaptation strategy. The recommendations result from sev-
eral participation formats. In December 2023, 60 stakeholders developed recommendations at a 
dialogue event based on a rough draft by the federal ministries for measurable goals. 95 stake-
holders took part in a supplementary informal online consultation in December 2023. In autumn 
2023, regional dialogue events were conducted in five regions (Bavarian Forest, Central Elbe, 
Baltic Sea Coast, Rhine-Main, Rhine-Ruhr) with a total of 331 randomly recruited citizens. Fur-
thermore, 1,749 citizens took part in a Germany-wide online survey and submitted 121 ideas re-
lated to climate change adaptation on a digital ideas pinboard. In addition, 230 young people 
took part in a separate online participation for young people between 14 and 25 years.  
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GLÖZ Standards Standards für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand von Flächen  

HTG Hafentechnische Gesellschaft 

IMAA Interministerielle Arbeitsgruppe Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

KAnG Bundes-Klimaanpassungsgesetz 

Kitas Kindertagesstätten 

KMU Kleine und mittlere Unternehmen  

KORG Konferenz der Regionalparks und Grünen Ringe 

KWRA Klimawirkungs- und Risikoanalyse 

LAWA Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser 

LF Landwirtschaftlich genutzten Fläche  

LST Indikator zur Entwicklung der Landoberflächentemperaturen  

MAB UNESCO-Programm „Der Mensch und die Biosphäre“ 

MSY Maximum Sustainable Yield 

NABU Naturschutzbund Deutschland e. V. 

NINA Notfall-Informations- und Nachrichten-App 

NNL Nationale Naturlandschaften e. V. 

ÖGD Öffentlicher Gesundheitsdienst 

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 

PV Photovoltaik 

QNG Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude 

RKI Robert Koch-Institut 

ROG Raumordnungsgesetz 

SFDR Sustainability Finance Disclosure Regulation  

SUP Strategische Umweltprüfung  

THW Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
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Abkürzung Erläuterung 

UBA  Umweltbundesamt 

UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 

VDI Verein Deutscher Ingenieure e. V.  

WEG Wohnungseigentumsgesetz 

WRRL Wasserrahmenrichtlinie 

ZKA Zentrum für Klimaanpassung  
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Zusammenfassung 

Der „Dialog KlimaAnpassung – Leben im Klimawandel gemeinsam meistern“ richtete sich so-
wohl an Stakeholder als auch an Bürger*innen. Ziel des Beteiligungsprozesses war es, die Ent-
wicklung messbarer Ziele der Klimaanpassung und insgesamt die Weiterentwicklung der Deut-
schen Anpassungsstrategie hin zu einer vorsorgenden Anpassungsstrategie zu unterstützen. Der 
vorliegende Bericht führt die Ergebnisse des bundesweiten Beteiligungsverfahrens zusammen 
und bündelt für die sieben Cluster der Anpassungsstrategie die Empfehlungen der Stakeholder 
und Bürger*innen. Diese wurden den verantwortlichen Bundesressorts für die weitere Strate-
gieentwicklung zur Verfügung gestellt. 

Hintergrund zum Dialog KlimaAnpassung 
Am 1. Juli 2024 ist das Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) in Kraft getreten. Im KAnG ist 
vorgesehen, dass die Bundesregierung bis spätestens September 2025 eine vorsorgende Klima-
anpassungsstrategie mit messbaren Zielen entwickelt, nachfolgend umsetzt und unter Berück-
sichtigung aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse alle vier Jahre fortschreibt (§3 Abs. 1 
KAnG).  

Die Interministerielle Arbeitsgruppe Anpassung an den Klimawandel (IMAA) der Bundesregie-
rung hat im Oktober 2022 einen umfassenden Prozess zur Entwicklung von messbaren Zielen 
der Klimaanpassung entlang der Cluster Gesundheit, Infrastruktur, Land & Landnutzung, Stadt-
entwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz, Wasser, Wirtschaft sowie in einem überge-
ordneten Cluster angestoßen. Die Ziele werden jeweils von den fachlich verantwortlichen Bun-
desministerien im Austausch mit weiteren betroffenen Ressorts und mit Unterstützung der je-
weils nachgeordneten Behörden entwickelt. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) koordiniert den Prozess der Zielentwick-
lung als federführendes Ressort mit Unterstützung des Umweltbundesamtes (UBA). Die über-
greifende Abstimmung erfolgt in der IMAA. Die neue, vorsorgende Klimaanpassungsstrategie 
der Bundesregierung soll nach einer für Herbst 2024 geplanten, formellen Konsultation des 
Strategieentwurfs durch Verbände und Bundesländer, voraussichtlich bis Ende des Jahres 2024 
im Bundeskabinett beschlossen werden. 

Zur Unterstützung der Zielentwicklung in den Clustern erfolgte eine Beteiligung von Verbänden, 
Bundesländern, kommunalen Spitzenverbänden und der Wissenschaft. Basis dieser Stakehol-
derbeteiligung war ein Rohentwurf für messbare Ziele, Maßnahmen/Instrumente und Indika-
toren der Klimaanpassung (Stand 17.11.2023). Dieser enthielt für jedes Cluster ein eigenes Kapi-
tel, das von den jeweils verantwortlichen Bundesministerien verfasst wurde. Hierbei waren die 
Cluster teilweise noch in Handlungsfelder (im Cluster Infrastruktur und Cluster Land & Landnut-
zung), Teilcluster (Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz) bzw. Berei-
che und Aktionsfelder (Cluster Übergreifendes) unterteilt. Die Stakeholderbeteiligung zielte da-
rauf, mögliche Ergänzungen zu den Zielentwürfen und Indikatoren, den Maßnahmen- und In-
strumentenvorschlägen sowie Empfehlungen für Maßnahmen weiterer Akteure zu erfassen. Sie 
erfolgte im Dezember 2023 und umfasste eine Dialogveranstaltung im BMUV in Berlin, sowie 
eine informelle Online-Konsultation auf der Beteiligungsplattform „BMUV im Dialog“. An den 
beiden Formaten beteiligten sich insgesamt 146 Personen aus 126 Organisationen, dabei haben 
neun Personen an beiden Formaten teilgenommen. 

Ergänzend gab es eine Bürger*innenbeteiligung, die unabhängig von den Zielentwürfen der 
Ressorts erfolgte und darauf abzielte, Erfahrungen, Zukunftsvorstellungen und Erwartungen der 
Bürger*innen zu erfassen. Diese erfolgte im Herbst 2023 und umfasste fünf regionale Bürger*in-
nendialoge im Oktober und November 2023 sowie eine deutschlandweite Online-Beteiligung für 
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Bürger*innen, darunter speziell auch für Jugendliche und junge Menschen zwischen 14 und 25 
Jahren. Die Online-Beteiligung fand vom 18. September bis zum 22. Oktober 2023 auf der Betei-
ligungsplattform „BMUV im Dialog“ statt. An den verschiedenen Beteiligungsformaten beteilig-
ten sich insgesamt gut 2.300 Bürger*innen.  

Die regionalen Bürger*innendialoge fanden in fünf Regionen (Bayerischer Wald, Mittelelbe, 
Ostseeküste, Rhein-Main, Rhein-Ruhr) statt, die durch die Auswirkungen des Klimawandels teil-
weise spezifisch betroffen sind und beispielhaft für die vielfältigen Herausforderungen der 
Klimaanpassung in Deutschland stehen. Die Regionen wurden auf der Grundlage der Ergebnisse 
der Klimawirkungs- und Risikoanalyse (KWRA) 2021 der Bundesregierung (Kahlenborn et al. 
2021) und mit Blick auf unterschiedliche Siedlungsräume, Landschaften sowie Wirtschafts- und 
Infrastrukturen ausgewählt. Für die Bürger*innendialoge wurde Klimaanpassung in alltagsnahe 
Themenbereiche unterteilt. Diese ähneln zum Teil den Clusterthemen, zum Teil weichen sie et-
was davon ab. Insgesamt entstanden aus den regionalen Dialogen 62 Kernbotschaften als Emp-
fehlungen. Die Bürger*innen entwickelten besonders viele Empfehlungen zu den Themenberei-
chen Wohnen, Versorgung und Mobilität sowie Lebensgrundlagen. Die Empfehlungen sind in ei-
ner Broschüre veröffentlicht (UBA 2024).  

Über die Online-Beteiligung von Bürger*innen war es möglich sich bundesweit einzubringen, 
z. B. zu Fragen der Alltagswahrnehmung von Klimawirkungen, zukünftigen Herausforderungen 
oder Handlungsschwerpunkten der Klimaanpassung aus Sicht der Bürger*innen bis hin zu Vor-
stellungen und Ideen für ein klimaangepasstes Deutschland. Die spezifische Online-Jugendbetei-
ligung diente dazu, die langfristige Betroffenheit und ggf. Zukunftsängste und -erwartungen der 
jungen Generation hervorzuheben. Zusätzlich zu den Fragen war es möglich, Ideen mit Klimaan-
passungsbezug auf einer deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand einzubringen. 
Auf der Ideenpinnwand der Erwachsenen-Beteiligung gingen 223 Ideen ein, die von den Teil-
nehmenden mit 1.180 positiven Bewertungen („Likes“) unterstützt wurden. Die Ideen haben 
insgesamt 158 Kommentare von anderen Teilnehmenden erhalten. Die Ideenpinnwand der Ju-
gend-Beteiligung wurde im Vergleich zur Erwachsenen-Beteiligung weniger aktiv genutzt (17 
eingereichte Ideen, 21 positive Bewertungen und acht Kommentare).  

Zusätzlich führte das UBA im Ressortforschungsvorhaben Soziale Dimension der Klima-
wandelanpassung ein Dialogforum im Winter 2023/2024 durch, dessen Ergebnisse mit denen 
der Bürger*innenbeteiligung des offiziellen Dialogs KlimaAnpassung gut vergleichbar sind. Die 
Ergebnisse des Dialogforums werden daher in diesem Bericht als Exkurs berücksichtigt. 

Übergeordnete Erkenntnisse der Beteiligung 
Generell haben sich die verschiedenen Beteiligungsangebote bewährt und wurden sowohl von 
Stakeholdern als auch Bürger*innen gut angenommen. Durch die Kombination aus Präsenz- und 
Onlineformaten konnten verschiedene Gruppen erreicht werden. In allen Clustern wurde eine 
Vielfalt verschiedener Stakeholder eingebunden. Auch die Anzahl der teilnehmenden Bürger*in-
nen ist erfreulich. Zukünftig sollte jedoch noch stärker auf die Beteiligung von Personen mit ge-
ringerer Bildung geachtet werden. Zudem lag die Zahl der Teilnehmenden an der Online-Jugend-
beteiligung unter den Erwartungen.  

Alle Beteiligungselemente wurden evaluiert. Dabei gab es zu den Präsenzformaten einen hohen 
Rücklauf, während dieser für die Online-Formate eher gering ausfiel und daher weniger aussa-
gekräftig ist. Die Evaluationsergebnisse sind insgesamt positiv. Kritisch sahen die Stakeholder 
den kurzen Zeitraum der informellen Online-Konsultation. Zudem war ein Teil der Bürger*innen 
und Stakeholder skeptisch, ob ihre Empfehlungen im weiteren Prozess der Strategieentwicklung 
berücksichtigt werden. 



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

18 

 

Die Beiträge der Stakeholder und Bürger*innen zeigen insgesamt viel Unterstützung für die vor-
sorgende Klimaanpassungsstrategie. Die Empfehlungen der Stakeholder beziehen sich teilweise 
sehr konkret auf die im Rohentwurf der Bundesministerien genannten Ziele und Maßnahmen, 
wobei nur teilweise Empfehlungen zur Priorisierung dieser abgegeben werden. Entsprechende 
Hinweise machen sie insbesondere zu den Clustern, für die im Rohentwurf sehr viele Ziele for-
muliert sind (Cluster Land & Landnutzung und Cluster Wasser). Ein Schwerpunkt liegt auf Ände-
rungsvorschlägen an den Zielentwürfen. Zum Teil schlagen die Stakeholder zusätzliche Ziele vor. 
In einigen Clustern fordern die Stakeholder eine klarere oder frühere zeitliche Verortung der 
Ziele inklusive Zwischenziele (z. B. Cluster Gesundheit, Teilcluster Stadtentwicklung, Cluster 
Wasser). Zu zahlreichen Zielen empfehlen die Stakeholder eine Konkretisierung und Verbesse-
rung der Messbarkeit. Gleichzeitig weisen sie auf Herausforderungen bei der Messbarkeit hin, 
insbesondere durch fehlende Daten. In diesem Zusammenhang machen sie auch viele Vor-
schläge für zusätzliche Indikatoren.  

Die allgemeinen Zielvorstellungen und Erwartungen der Bürger*innen lassen sich gut den Clus-
tern der Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) zuordnen, zeigen Prioritäten der Bürger*innen 
und geben Hinweise auf erwünschte Maßnahmen. 

Sowohl die Stakeholder als auch die Bürger*innen schlagen eine Vielzahl von Maßnahmen vor, 
die insgesamt große Überschneidungen aufweisen. Diese adressieren insbesondere bei den Bür-
ger*innen oft die kommunale Ebene oder die der Länder. Die Stakeholder schlagen zum Teil 
Maßnahmen für andere Ebenen vor. Deutlich wird, dass sich die Bürger*innen eine Verknüpfung 
von Klimaanpassung mit anderen Politikfeldern wünschen. In den Empfehlungen der Bürger*in-
nen werden breitere Themen aus dem Feld der Nachhaltigkeitspolitik angesprochen, wie Klima- 
und Ressourcenschutz, Energie- und Verkehrswende und ökologische Landwirtschaft. Auf der 
digitalen Ideenpinnwand der Erwachsenen und Jugendlichen gibt es zudem vereinzelt generelle 
Kritik am Thema Klimaanpassung, verbunden mit der Forderung, das Thema Klimaschutz in den 
Vordergrund zu stellen. Auch die Stakeholder gehen mit ihren Empfehlungen teilweise über das 
Thema Klimaanpassung hinaus. Dies ist insbesondere in den Clustern der Fall, für die auch be-
reits im Rohentwurf der Bundesministerien viele Bezüge zu anderen Strategien hergestellt wer-
den (z. B. Cluster Land & Landnutzung). 

Querbezüge zwischen den Clustern, Teilclustern und Handlungsfeldern zeigen die zahlrei-
chen Rückmeldungen der Stakeholder und Bürger*innen auf. Die Stakeholder empfehlen hierzu, 
diese Schnittstellen auch cluster- und ressortübergreifend anzugehen, um Synergien zu nutzen 
und mögliche Konflikte frühzeitig zu betrachten. Das Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & 
Bevölkerungsschutz bspw. weist Querbezüge zu allen anderen Clustern auf. Ebenfalls Querbe-
züge zu fast allen Clustern, mit Ausnahme des Clusters Land & Landnutzung, gibt es zwischen 
dem übergreifenden Cluster bzw. dem Cluster Infrastruktur. Dem gegenüber gibt es beim Clus-
ter Land & Landnutzung insbesondere Querbezüge zum Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung 
& Bevölkerungsschutz sowie zum Cluster Wasser. Insgesamt sehen Stakeholder und Bürger*in-
nen überwiegend Synergien, nur an wenigen Stellen weisen die Stakeholder auf mögliche Kon-
flikte hin. Dies gilt beispielsweise zwischen dem Cluster Gesundheit und dem Teilcluster Stadt-
entwicklung: der weitere Ausbau grün-blauer Infrastruktur und naturbasierter Lösungen kann 
die Belastung mit Allergenen erhöhen sowie zusätzliche Brutstätten für Vektoren schaffen und 
damit die Verbreitung vektorübertragener Krankheiten befördern. Zudem werden von allen 
wassernutzenden Clustern, insbesondere dem Cluster Land & Landnutzung, Querbezüge und 
auch mögliche Nutzungskonflikte zum Cluster Wasser aufgezeigt. Zu den möglichen Konflikten 
gehören hier die Wasserentnahmen/-verunreinigungen in der Landwirtschaft, Industrie und 
Energieerzeugung sowie mögliche Konflikte zwischen Gewässerökologie und Wasserstraßen. 
Auch das Cluster Infrastruktur mit seinen Handlungsfeldern Verkehr und Bauwesen hat viele 
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Querbezüge zu infrastrukturnutzenden Clustern, insbesondere zu Wirtschaft und Gesundheit. 
Hier wird im Cluster Gesundheit auf mögliche Konflikte zwischen Klimaschutz und den Anforde-
rungen an gekühlte Gebäude hingewiesen. Letztere werden insbesondere zum Schutz vulnerab-
ler Gruppen in sozialen Einrichtungen benötigt.  

Teilweise sehen die Stakeholder Lücken in der Ziele- und Maßnahmenformulierung im Roh-
entwurf der Bundesministerien. Zudem entwickeln die Bürger*innen Empfehlungen für The-
men, die im Rohentwurf bislang nicht mit Zielen und Maßnahmen abgedeckt sind. Diese werden 
nachfolgend in diesem Bericht spezifisch für die einzelnen Cluster aufgeführt. Durch die Clus-
terstruktur lassen sich aber auch einige Hinweise auf Lücken nicht klar einem Cluster zuordnen. 
Dies gilt beispielsweise für das Thema Arbeitsschutz. Dieses nimmt insbesondere bei den Bür-
ger*innen eine große Rolle ein. Das Thema liegt an der Schnittstelle zwischen den Clustern Ge-
sundheit und Wirtschaft und liegt in der Verantwortung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS). Hier sollte geklärt werden, wie das Thema zukünftig in die vorsorgende Anpas-
sungsstrategie integriert werden kann. Zudem weisen die Stakeholder und Bürger*innen auf 
Themen hin, die sich Handlungsfeldern zuordnen lassen, die zwar in der bisherigen Deutschen 
Anpassungsstrategie enthalten, aber im Rohentwurf nicht abgedeckt sind. Den Bürger*innen 
und auch den Stakeholdern fehlt ein Ziel für das Handlungsfeld Energiewirtschaft. Sie wünschen 
sich eine klimaresiliente Energieinfrastruktur und verweisen u. a. auf den Ausbau der Photovol-
taik in Verbindung mit Verschattungsmaßnahmen in der Stadt und auf dem Land. Die Stakehol-
der wünschen, dass das Handlungsfeld Fischerei ausführlicher dargestellt wird, als lediglich auf 
die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) und europäische Regularien zu verweisen. Auch für das 
Handlungsfeld Meeres- und Küstenschutz wünschen die Stakeholder eine größere Rolle in den 
Zielentwürfen. Besonders der Küstenschutz wird vor allem von Bürger*innen als bedeutsam ein-
gestuft. Das Thema Tourismus wird in der Bürger*innenbeteiligung behandelt und taucht in der 
Dialogveranstaltung bei der Diskussion zum Cluster Übergreifendes (Ziel Kultur und Naturerbe) 
auf. In der Dialogveranstaltung betonen Stakeholder im Cluster Wirtschaft zudem die Bedeutung 
der Finanzwirtschaft. Zusätzlich vermissen die Stakeholder einige Themen im Rohentwurf, dazu 
gehören das Thema Ernährung und Konsum (Cluster Land & Landnutzung) und die internatio-
nale Verflechtung der Wirtschaft (Cluster Wirtschaft). Die Bürger*innen fordern, dass Bürger*in-
nenbeteiligung in politischen Prozessen ausgeweitet wird. Für die Umsetzung von Klimaanpas-
sung wünschen sie sich Beteiligungsangebote von der lokalen bis zur Bundesebene.  

Bei den klimawandelbedingten Sorgen und Erwartungen ergibt sich aus den Antworten der 
Bürger*innen, einschließlich der Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu den Online-Umfra-
gen folgendes Bild: Bezüglich der Wahrnehmung von Extremwettereignissen geben nur sehr we-
nige Befragte an, keines der aufgelisteten Ereignisse in ihrer Region erlebt zu haben. Die vier am 
meisten ausgewählten Antwortmöglichkeiten beziehen sich auf Ereignisse im Zusammenhang 
mit zunehmender Hitze und Trockenheit. Bei den größten Sorgen geht es um soziale Folgen des 
Klimawandels sowie Folgen für die Natur und Umwelt. Die Befragten äußern mehrheitlich die 
Sorge, dass nachfolgende Generationen weniger Chancen auf ein gutes Leben haben. In der Ju-
gend-Umfrage steht die Sorge an der Spitze, dass die bisherigen Anpassungsmaßnahmen nicht 
ausreichen, um schlimme Folgen zu verhindern. Von Klimaanpassung erwarten die Befragten 
positive Auswirkungen auf ihr Leben. Zwei Drittel meinen, dass Klimaanpassungsmaßnahmen 
positive Auswirkungen für das Leben nachfolgender Generationen haben können und der eigene 
Wohnort durch mehr Grün lebenswerter wird.  

Die meisten Befragten betreiben Eigenvorsorge und ergreifen persönliche Maßnahmen im All-
tag, um sich vor Schäden und Beeinträchtigungen durch Extremwetterereignisse zu schützen. So 
haben fast alle ihr Verhalten bei Hitze angepasst. Knapp zwei Drittel haben Warn-Apps instal-
liert. Hinsichtlich Unterstützungswünschen sehen die Befragten den Bedarf nach Informationen 
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zu verschiedenen Themen, besonders zu den Klimaanpassungsaktivitäten verschiedener politi-
scher Ebenen. Dieser Wunsch ist stärker, je näher die politische Ebene an den eigenen Wohnort 
rückt. Knapp die Hälfte wünscht sich Informationen zu den Folgen des Klimawandels an ihrem 
Wohnort. Gefragt nach den Wünschen, was ihre Gemeinde/ Stadt zu Klimaanpassung umsetzen 
sollte, setzen die Bürger*innen Prioritäten bei Versickerungsflächen und Entsiegelung (86 %), 
Grünflächen und Straßenbäumen (81 %) sowie der Umwandlung von Wäldern in klimarobuste 
Mischwälder (70 %). 

Empfehlungen aus der Beteiligung in den einzelnen Clustern 
Im Cluster Gesundheit zeigen die Empfehlungen der Stakeholder und Bürger*innen insgesamt 
viele Übereinstimmungen. Der Hitzeschutz und die Unterstützung vulnerabler Personen sind für 
beide Gruppen zentrale Anliegen. Die im Rohentwurf der Bundesministerien in den Fokus ge-
stellte Wissensvermittlung und Kampagnen sehen sie als wichtige Maßnahmen, ihre Vorschläge 
gehen aber weit darüber hinaus und adressieren auch finanzielle Unterstützung, hitzeange-
passte soziale Einrichtungen, Bildung sowie das Angebot von gekühlten Räumen, begrünten Or-
ten und Trinkwasserspendern. Einige der vorgeschlagenen Maßnahmen adressieren die kom-
munale Ebene und die Länderebene. 

Die Kooperation verschiedener Akteure sehen beide Gruppen als zentral an. Die Stakeholder 
verweisen hier auf kommunale Hitzeaktionsbündnisse, die Bürger*innen regen Kooperationen 
zwischen Krankenkassen, Umweltverbänden, Unternehmen, Immobilienbranche und Kommu-
nen an. Zudem betonen sie die zentrale Rolle des öffentlichen Gesundheitsdienstes, für den sie 
eine weitere Stärkung wünschen. 

Die Stakeholder vermissen im Rohentwurf Ziele, die auf die Verhältnisprävention abstellen und 
sehen hier Potenziale für Rahmensetzungen durch den Bund. Sie verweisen zudem auf weitere 
gesundheitliche Belastungen durch den Klimawandel, die von den bisherigen Zielen nicht abge-
deckt sind: Dazu gehören die mentale Gesundheit bzw. psychische Belastungen. Die Bedeutung 
dieses Themas wird auch in der Online-Umfrage der Bürger*innen und Jugendlichen deutlich, 
wo viele Teilnehmende psychische Belastungen durch den Klimawandel angeben. Zudem ver-
missen sie ein Ziel zu Atemwegsbeschwerden aufgrund von Luftqualität.  

Im Cluster Infrastruktur (mit den Handlungsfeldern Verkehr/Verkehrsinfrastruktur und Bau-
wesen) adressieren die Empfehlungen der Stakeholder und Bürger*innen zum Teil ähnliche 
Themen, zum Teil weichen sie voneinander ab. Während die Empfehlungen der Bürger*innen 
klare Schwerpunkte erkennen lassen, sind die Beiträge der Stakeholder vielfältig und adressie-
ren viele Einzelpunkte. 

Im Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur vermissen die Stakeholder eine verkehrs-
trägerübergreifende Perspektive, die auch einen besseren Blick auf Redundanzen ermöglichen 
würde. Durch die Trennung in land- und wassergebundenen Verkehr bei der Zielformulierung 
geht dies verloren. Insgesamt gibt es wenig Rückmeldungen zum Zielentwurf für den wasserge-
bundenen Verkehr. Den Stakeholdern ist hier die Berücksichtigung der Gewässerökologie und 
die Verzahnung mit dem Cluster Wasser wichtig. Den wassergebundenen Verkehrsbereich the-
matisieren die Bürger*innen von sich aus fast gar nicht. Für den landgebundenen Verkehr ist 
den Stakeholdern insbesondere die Verbesserung der Datenlage in Bezug auf klimawandelbe-
dingte Schäden an Verkehrsinfrastruktur wichtig. Neben den in den Zielentwürfen abgedeckten 
Themen Bahn- und Straßenverkehr liegen den Bürger*innen vor allem die Anpassung des Öf-
fentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und des Radverkehrs am Herzen. Hiermit adressieren 
sie Themen, die im Rohentwurf der Bundesministerien fehlen und die insbesondere von Kom-
munen und Ländern ausgestaltet werden.  



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

21 

 

Im Handlungsfeld Bauwesen empfehlen Stakeholder und Bürger*innen als Maßnahmen die 
Anpassung von Vorschriften, Förderprogrammen und den Aufbau und Ausbau von Beratungs-
stellen. In Bezug auf die Elementarschadensversicherung haben die Bürger*innen eine weiterge-
hende Forderung als im Rohentwurf und fordern eine Verpflichtung zur Versicherung.  

Im Cluster Land & Landnutzung priorisieren Stakeholder und Bürger*innen unabhängig vonei-
nander in den jeweiligen Handlungsfeldern Biologische Vielfalt, Boden, Landwirtschaft, Wald 
und Forstwirtschaft oft die gleichen Themen.  

Im Handlungsfeld Biologische Vielfalt legen beide Gruppen einen Fokus auf Lebensraumkorri-
dore, Schutzgebiete und die Erreichung des Biotopverbundes. Während die Bürger*innen sich 
auf die Schaffung von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere konzentrieren, zielen die Stakehol-
der auf die Erhöhung der Effektivität bei der Umsetzung und dem Management solcher Gebiete. 
Eine zweite Schnittmenge der Empfehlungen von beiden Gruppen ist die Forderung nach mehr 
Strukturvielfalt in der Landschaft und dem Einsatz von naturbasierten Lösungen. Einige Stake-
holder weisen zudem auf einen Widerspruch zweier Unterziele des Handlungsfeldes hin, wo-
nach der Ausschluss der Einbringung gebietsfremder Baumarten in Schutzgebiete entgegen-
stehe zur Etablierung dynamischer Entwicklungsziele in Schutzgebieten. 

Im Handlungsfeld Boden sprechen sich Stakeholder und Bürger*innen für die Dringlichkeit zur 
Erhaltung und Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit aus. Dazu sind humusmehrende, boden-
schonende und erosionsschützende Maßnahmen vor allem seitens der Landwirtschaft umzuset-
zen. Ein weiterer Fokus liegt darauf, die Versiegelung zu reduzieren und Entsiegelung zu för-
dern. Es wird von Stakeholdern mehrfach kritisiert, dass sich kein Ziel zur Entsiegelung im Roh-
entwurf der Bundesministerien befindet.  

Im Handlungsfeld Landwirtschaft ist die Diversifizierung und Resilienz der Betriebe der ge-
meinsame Nenner der Beiträge von Stakeholdern und Bürger*innen. Dabei werden dem Öko-
landbau und Agroforstsystemen Schlüsselrollen zugeschrieben. Während Stakeholder breitere 
Themen wie die agrarökologische Transformation und die internationalen Verflechtungen her-
vorheben, fokussieren die Bürger*innen auf spezifische Maßnahmen wie z. B. die Mehrfachnut-
zung sowie die Art der Bewässerung von Flächen. Die Stakeholder wünschen sich zudem die 
Aufnahme des Themenkomplexes Ernährung und Konsum in die Zielformulierungen.  

Im Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft fokussieren beide Gruppen auf den Waldumbau 
hin zu klimaresilienten Mischwäldern. Die Waldbesitzenden werden als wichtige Akteure her-
vorgehoben, die es durch die Erforschung und Förderung v. a. weiterer klimaangepasster Baum-
arten stärker zu unterstützen gilt. Auch soll der Aspekt der naturnahen Waldentwicklung laut 
einigen Stakeholdern in die Zielformulierungen aufgenommen werden. 

Im Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz entfallen die meisten 
Beiträge auf das Teilcluster Stadtentwicklung. Hier gibt es zu beiden Zielentwürfen viel Zu-
stimmung. Die Bürger*innen wünschen sich den Erhalt und Ausbau von Grünflächen und die 
Umsetzung des Konzepts der Schwammstadt, kombiniert mit verstärkten Bemühungen der Ent-
siegelung von Flächen. Zur Umsetzung der Ziele sehen beide Gruppen die Notwendigkeit regula-
tiv und anreizbasiert vorzugehen, sowie Unterstützungsstrukturen bereitzustellen. Die Stakehol-
der fordern bspw. die Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen (v. a. im BauGB und den Lan-
desbauordnungen) und die Vorlage von Mustervorgaben und Guidelines, die Bürger*innen einen 
verpflichtenden Grünflächenerhalt und ein kommunales Flächenmonitoring sowie eine gesetzli-
che Verpflichtung und Förderung von Dach- und Fassadenbegrünungen. Weitere Forderungen 
adressieren u. a. Aus- und Fortbildungsprogramme auf allen föderalen Ebenen, sowie die Kom-
munikation über klimaangepasste Städte. Hierzu passt der Vorschlag der Bürger*innen, aktiv 
Zivilgesellschaft und Ehrenamt bei Gestaltung und Pflege öffentlicher Räume einzubinden.  
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Auch im Teilcluster Raumplanung stimmen die Stakeholder den Zielentwürfen zu. Die Bei-
träge der Bürger*innen lassen zwar keinen direkten Bezug zu den Zielen herstellen, bieten je-
doch eine Reihe von Anknüpfungspunkten. Wichtig ist den Stakeholdern bei den Zielen, dass 
beim Klimaanpassungs-Monitoring verstärkt die interkommunale Kooperation berücksichtigt 
wird. Bei der Entwicklung und Einführung eines Klimaanpassungs-Checks (ex ante) für die Auf-
stellung von Raumordnungsplänen sollten Festlegungen zur Anpassung an den Klimawandel be-
rücksichtigt werden, ebenso wie ein interkommunales Klimaschutz- und Klimaanpassungsma-
nagement zur Stärkung der Landkreise. Als weitere Ziele regen die Stakeholder die Entwicklung 
eines Klimaanpassungs-Checks im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung (SUP) für Raum-
ordnungspläne, ebenso wie die Sicherung klimawirksamer Ausgleichsräume und Luftaustausch-
bahnen an. Außerdem empfehlen sie, das Ziel der Begrenzung des Flächenverbrauchs aus dem 
Handlungsfeld Boden als Ziel für die Raumplanung auf die Bundesländer herunterzubrechen, so-
wie die Entsiegelung und Mehrfachnutzung von Flächen als Ziel der Raumplanung zu berück-
sichtigen. Weitere Themen der Stakeholder sind die Betrachtung von Freiräumen in der Raum-
planung, die Standardisierung zur Vereinheitlichung der Aussagekraft von Klimaanpassungs-
maßnahmen, Fortbildungen und Qualifizierungen, um dem Fachkräftemangel zu begegnen, so-
wie der Wissenstransfer und die Förderung der Zusammenarbeit von Kommunen. 

Im Teilcluster Bevölkerungsschutz fordern Stakeholder und Bürger*innen, vulnerable Perso-
nen stärker zu beachten und deren Anforderungen an Kommunikation und Information stärker 
zu berücksichtigen. Auch die Maßnahmenempfehlungen ähneln sich: Beide Gruppen fordern 
eine Professionalisierung des Bevölkerungsschutzes, verbunden mit besserer Ausstattung, ver-
besserter Ausbildung und erleichterten Freistellungen Ehrenamtlicher. Für die regionale Ebene 
befürworten beide Gruppen die Einrichtung von Resilienzzentren bzw. Krisenpools. 

Im Cluster Wasser adressieren die zahlreichen Beiträge von Stakeholdern und Bürger*innen oft 
die gleichen Themen. Diese thematischen Schnittmengen erlauben es, eine Fokussierung be-
stimmter Ziele und Maßnahmen vorzunehmen. Zur übersichtlicheren Strukturierung der Ziele 
und Maßnahmen ist besonders der Vorschlag der Stakeholder hervorzuheben, die Zielentwürfe 
entlang der drei übergeordneten Bereiche im Rohentwurf auszurichten. Ebenso hervorzuheben 
ist der Vorschlag zur zeitlichen Verortung der Ziele inkl. Zwischenzielen. 

Beim Oberziel 1 Wasserbilanz und -haushalt sollte bei der Stabilisierung der Wasserressourcen 
die Betrachtung auf Grundwasser und Oberflächengewässer zusammengeführt sowie die Förde-
rung der Grundwasserneubildung fokussiert werden. Hier sollen vor allem Industrie und Land-
wirtschaft zum sparsamen Umgang mit Wasser animiert werden. Ein besonderer Fokus sollte 
weiterhin auch auf der Verbesserung des Landschaftswasserhaushalts liegen. Als zusätzliche Un-
ter-/Ziele werden vorgeschlagen: i) die Anzahl an Hektar landwirtschaftlicher Fläche mit boden- 
und wasserschonenden Maßnahmen zum besseren Wasserrückhalt festzulegen und diese Maß-
nahmen zu fördern, ii) den Wasserrückhalt in der Landschaft und in forstlich genutzten Wäldern 
über das Thema Drainagen sowie iii) Talsperren und Wasserspeicher zu adressieren. 

Beim Oberziel 2 Resilienz der Wasserinfrastrukturen liegt die Priorität darin, wasserwirtschaft-
liche Infrastrukturen klimafit zu gestalten. Zukünftig sollte laut den Stakeholdern der Schwer-
punkt auf naturbasierten Lösungen liegen. Die Bürger*innen wünschen sich eine Vielzahl de-
zentraler Wasserspeicher und auch Trinkbrunnen. Beim Umgang mit dem Thema Starkregen 
gibt es unterschiedliche Meinungen. Ein Teil der Stakeholder sieht dieses Ziel nicht prioritär im 
Cluster Wasser, ein anderer Teil möchte den Fokus stärker auf die Vorsorge und eine dezentrale 
und regionale Niederschlagsbewirtschaftung richten. Den letzten Punkt wünschen sich auch die 
Bürger*innen, die zum Schutz vor Starkregen-Sturzfluten Ausweichflächen vorschlagen, um Re-
genwasser risikofrei abzuleiten, zu sammeln und zu speichern. Ein Vorschlag für ein neues Un-
ter-/Ziel sieht die Verwendung des Konzepts der Schwammstadt bei der Stadtentwicklung, inkl. 
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von Kriterien für die Entsiegelung und Begrenzung der Neuversiegelung vor. Bei diesem Vor-
schlag finden sich auch die Bürger*innen wieder. Den Bürger*innen ist ferner der Schutz der 
Küsten und der Bevölkerung vor Hochwasser wichtig.  

Beim Oberziel 3 Ökologie der Wasserressourcen sollte bei den Unterzielen spezifiziert werden, 
was das konkrete Klimaanpassungsziel ist. Auch sollte darüber nachgedacht werden, ob das Un-
terziel zur Stabilisierung der Gewässertemperatur und zum Erkennen der Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Gewässerökologie ambitioniert genug ist, angesichts der Stilllegung erheb-
licher Erzeugungskapazität thermischer Kraftwerke und entsprechend verminderter Wärmelast. 
Ein zusätzliches (Unter-)Ziel könnte die Festlegung einer Länge an Kilometern mit ökologisch 
sinnvollen Gewässerrandstreifen sein. Sowohl die Bürger*innen als auch die Stakeholder wün-
schen sich die Renaturierung von Flüssen, kleinen Fließgewässern und Mooren. 

Im Cluster Wirtschaft gibt es im Vergleich zu anderen Clustern weniger Rückmeldungen. Die 
Rückmeldungen der Stakeholder beziehen sich zum großen Teil konkret auf die Ziele und Maß-
nahmen im Rohentwurf. Sie sehen insbesondere bei Ziel 1 (Betrachtung physischer Klimarisiken 
als fester Bestandteil des Risikomanagements von Unternehmen) und Ziel 3 (Extremwetterer-
eignisse führen nicht mehr zu signifikanten Verlusten durch Auswirkungen auf Mitarbeiter*in-
nen und das Betriebsvermögen von Unternehmen in Deutschland) Bedarf für Konkretisierungen 
und Schärfungen. Zudem machen sie konkrete Vorschläge zur Weiterentwicklung des Klima-
check-Tools und zur geplanten Beratungsstelle. 

Aus den Empfehlungen der Bürger*innen wird deutlich, dass sie das Thema Klimaanpassung in 
der Wirtschaft als Teil weiterer Transformationsprozesse sehen, wie beispielsweise dem Weg zu 
einer klimagerechten Kreislaufwirtschaft. Auch die Stakeholder verweisen auf Verknüpfungen 
zur Kreislaufwirtschaft, in dem sie hervorheben, dass Sekundärrohstoffe zur Versorgungssicher-
heit beitragen können. 

Mit Blick auf die diskutierten Maßnahmen gibt es viele Parallelen zwischen den Stakeholdern 
und Bürger*innen. Beide Gruppen verweisen auf die Bedeutung der öffentlichen Beschaffung zur 
Förderung von Klimaanpassung in der Wirtschaft. Die Bürger*innen betonen, dass Bund, Länder 
und Kommunen wichtige Abnehmer für Klimaanpassungsprodukte und -dienstleistungen sind, 
die Stakeholder schlagen vor hier mit der öffentlichen Beschaffung Anreize zu setzen. Ebenfalls 
übereinstimmend fordern beide Gruppen eine stärkere Förderung der Klimaanpassungswirt-
schaft und wünschen sich als Maßnahme den Abbau bürokratischer Hürden für Klimaanpas-
sungsmaßnahmen und -innovationen (z. B. durch Real-Labore oder einen Fonds).  

Sowohl die Stakeholder als auch die Bürger*innen wünschen zudem verbesserte Informations-
angebote zu Klimaanpassung über Plattformen und die Verbreitung von Best-Practice Beispie-
len. Besonders wichtig ist es den Stakeholdern, die begrenzten Mittel und Möglichkeiten der 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) im Blick zu behalten. Dementsprechend fordern sie, 
die Ziele und Maßnahmen sowie die Kommunikation an den Bedürfnissen der KMU auszurich-
ten. Hier sollte auch die Unterstützung bei der Umsetzung von Normen und der Einrichtung von 
Klimaanpassungsbeauftragten in den Blick genommen werden. 

Im Cluster Übergreifendes machen die zahlreichen Beiträge von Stakeholdern und Bürger*in-
nen deutlich, dass zu den einzelnen Bereichen und Aktionsfeldern des Rohentwurfs der Bundes-
ministerien teilweise großer Handlungsbedarf bezüglich der Klimaanpassung besteht.  

Bei den Stakeholdern liegt ein Fokus der Empfehlungen auf dem Bereich Klimaanpassungspla-
nung mit Ergänzungsvorschlägen zu Ziel und Maßnahmen sowie Hinweisen zu weiteren Zielen. 
Hervorzuheben sind hier die räumliche Schwerpunktsetzung auf besonders vom Klimawandel 
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betroffene Gebiete und die Umsetzung der erstellten Konzepte inkl. eines Umsetzungsmonito-
rings. Die Bürger*innen wünschen sich die Berücksichtigung ihrer Maßnahmen- und Lösungs-
vorschläge und den Ausbau von Beteiligungsformaten in politischen Prozessen.  

Ein weiterer Fokus liegt auf dem Bereich Forschung zur Klimaanpassung. Beim Ziel 1 (Beteili-
gung von Adressaten als Partner bei Forschungsverbünden) sollte eine gesonderte Finanzierung 
insbesondere kleinerer Kommunen als Praxispartner und eine inhaltliche Konkretisierung der 
Förderung erfolgen. Bei Ziel 2 (Transfer von Forschungsförderung in Praxis) sollte es eine kla-
rere Zielformulierung geben, aus der hervorgeht, wie viele der bewilligten Projekte in die Pi-
lotphase und wie viele in die Feldphase gehen. Zudem besteht der Bedarf für eine Evaluierung. 
Bei den Bürger*innen gibt es explizit den Wunsch einer stärkeren Förderung gesundheitsbezo-
gener Klimawandelforschung. 

Der Bereich Ausgaben- und Schadenserhebung wird weder bei den Stakeholdern noch bei 
den Bürger*innen intensiv thematisiert. Den Stakeholdern ist die Nutzung des geplanten Kli-
maschadenskatasters bei der Entwicklung zukünftiger Planungs-, Finanzierungs-, Versiche-
rungs- und Wiederaufbaumaßnahmen zur Klimaanpassung wichtig. Die Bürger*innen schlagen 
neben dem Wunsch nach Schadensminimierung und finanzieller Förderung einen Fonds zur Fi-
nanzierung von Klimaanpassungsmaßnahmen vor.  

Für den Bereich Kultur und Naturerbe regen die Stakeholder die Ausweitung auf andere Land-
schaftsräume, wie Biosphärenreservate, Geoparks oder Naturerbeflächen und die Berücksichti-
gung der Rolle des Tourismus an. Außerdem bedarf es noch der inhaltlichen Klärung des Zielzu-
standes.  

Im Bereich Klimaanpasste Bundesliegenschaften sollte laut den Stakeholdern der Starkre-
gencheck für zivile Liegenschaften auf weitere Naturkatastrophen ausgeweitet und auch für 
Bundes-, Landes- und kommunale Liegenschaften durchgeführt werden. 

Bei den Bürger*innen ist das Aktionsfeld Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung ein 
zentrales Thema. Über verschiedene Aktivitäten wie verpflichtende Hitzeaktionspläne, mobile 
Gesundheitsbusse, Kommunikationskonzepte, barrierefreie Lösungen etc. sollen besonders vul-
nerable Personen erreicht werden. Eine Vielzahl an Empfehlungen zu diesem Aktionsfeld spre-
chen auch die Beteiligten aus dem Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen aus. Sie fokussieren 
u. a. auf Dämmstandards für soziale Einrichtungen, Erreichbarkeit außerstädtischer Destinatio-
nen zu Erholungszwecken, Unterstützung von wohnungslosen Menschen durch das „Housing 
first“-Modell und die Einrichtung von öffentlichen Trinkwasserstellen in Städten. 

Ein weiteres zentrales Thema ist für die Bürger*innen das Aktionsfeld Bildung im weiteren 
Sinne. Die Empfehlungen adressieren verschiedene Bildungstypen, wie die institutionalisierte 
Bildung, die Schul- und Erwachsenenbildung, analoge sowie digitale Aufklärungskampagnen 
und neue Arbeits- und Berufszweige. Auch die Stakeholder adressieren dieses Thema über die 
berufliche Qualifizierung zum*zur Klimaanpassungsmanager*in, die Aus- und Fortbildung von 
Unternehmen, Hochschulen als Anbieter von Bildung sowie über die Verbesserung des klima-
wandelbezogenen Basiswissens in der Bevölkerung.  

Das Aktionsfeld Eigenvorsorge ist ein weiteres Thema, das sowohl Bürger*innen als auch Sta-
keholder beschäftigt. Die Bürger*innen fordern eine Elementarschadenversicherungspflicht für 
alle, die Stakeholder eine Erhöhung der Versicherungsdichte. Darüber hinaus fordern die Bür-
ger*innen explizit vor Hitze geschützte Arbeits-, Pausen- und Ruheräume.  
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Summary 

The “Dialogue on climate adaptation - mastering life together in times of climate change” was 
aimed at both stakeholders and citizens. The aim of the participation process was to support the 
development of measurable climate adaptation goals and the development of the German Adap-
tation Strategy into a precautionary adaptation strategy. This report summarizes the results of 
the nationwide participation process and compiles the recommendations of stakeholders and 
citizens for the seven clusters of the adaptation strategy. The results were made available to the 
responsible federal ministries for further strategy development. 

Background on the “Dialogue on Climate Adaptation” 
The Federal Climate Adaptation Act came into force on July 1, 2024. The Act stipulates that the 
federal government must develop a precautionary climate adaptation strategy with measurable 
goals by September 2025 at the latest, subsequently implement it and update it every four years, 
taking the latest scientific findings into account.  

In October 2022, the Interministerial Working Group on Adaptation to Climate Change of the 
German federal government initiated a comprehensive process to develop measurable climate 
adaptation goals concerning the clusters “Health”, “Infrastructure”, “Land”, “Spatial planning and 
civil protection”, “Water”, “Economy” as well as one “Cross-cutting” cluster. The goals are devel-
oped by the responsible federal ministries in consultation with other affected ministries and 
with the support of the respective subordinate authorities. The Federal Ministry for the Environ-
ment, Nature Conservation, Nuclear Safety and Consumer Protection (BMUV) coordinates the 
goal development process as the lead ministry with the support of the Federal Environment 
Agency (Umweltbundesamt - UBA). The overarching coordination takes place in the Interminis-
terial Working Group on Adaptation to Climate Change. The federal government plans to adopt 
its new precautionary climate adaptation strategy by the end of 2024. Before this, the draft strat-
egy will undergo formal consultation with associations and federal states (“Länder”) in autumn 
2024. 

Associations, federal states, leading municipal organizations and the scientific community were 
involved to support the development of goals in the clusters. The basis for this stakeholder par-
ticipation was an initial draft for measurable goals, measures/instruments and indicators of cli-
mate adaptation (as of 17th November 2023). The draft contained a separate chapter for each 
cluster, drafted by the responsible federal ministries. In some cases, the clusters were divided 
into fields of action (in the “Infrastructure” cluster and “Land” cluster), subclusters (“Spatial 
planning and civil protection” cluster) or areas and activity fields (“Cross-cutting” cluster). 
Through stakeholder participation, possible additions to the draft goals, indicators, the proposed 
measures and instruments could be identified as well as recommendations for measures of 
other actors. The stakeholder participation took place in December 2023 and comprised a dia-
logue event at the BMUV in Berlin and an informal online consultation on the participation 
platform of the BMUV. A total of 146 people from 126 organizations took part in the formats, 
with nine people participating in both formats. 

In addition, a citizen participation took place independently of the ministries' draft goals. The 
aim was to record citizens' experiences, future visions and expectations. The citizens’ participa-
tion was held in autumn 2023 and included five regional citizen dialogues in October and No-
vember 2023, as well as an online participation for citizens and one specifically focusing on 
young people between 14 and 25 years. The online participation took place from 18th to Septem-
ber 22nd October 2023 on the participation platform of the Federal Ministry for the Environment 
(BMUV). In total, around 2,300 citizens took part in the various participation formats.  
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The regional citizens' dialogues took place in five regions (Bavarian Forest, Central Elbe, Baltic 
Sea Coast, Rhine-Main, Rhine-Ruhr). These are regions that are specifically affected by the effects 
of climate change and exemplify the diverse challenges of climate adaptation in Germany. The 
regions were selected based on the results of the Climate Impact and Risk Assessment 2021 for 
Germany, taking different settlement areas, landscapes, economic structures and infrastructures 
into account. For the citizens' dialogues, climate adaptation was divided into topics relevant to 
the everyday life. Some of these topics are similar to the cluster topics, while others differ 
slightly. A total of 62 core messages emerged from the regional dialogues as recommendations. 
The citizens developed a particularly large number of recommendations on the topics of hous-
ing, supply and mobility as well as livelihoods. The recommendations have been published in a 
brochure in German language (UBA 2024).  

Through the online participation of citizens, nationwide involvement was made possible, for 
example on questions of everyday perception of climate impacts, future challenges or priorities 
for climate adaptation from the citizens' point of view, next to ideas and concepts for a climate-
adapted Germany. A separate digital youth participation served to highlight the young genera-
tion's long-term concerns as well as fears and expectations for the future. In addition to answer 
questions, it was possible to contribute ideas related to climate adaptation on a digital `pinboard 
of ideas´, accessible throughout Germany. The pinboard for adults received 223 ideas, supported 
by participants with 1,180 positive ratings (“likes”). These ideas received a total of 158 com-
ments from other participants. The pinboard for youths/young people was used less actively 
than that for adults (17 ideas submitted, 21 positive ratings and eight comments).  

In addition, the Federal Environment Agency conducted a dialogue forum as part of the re-
search project on social dimensions of climate change adaptation. The results are easily compa-
rable with those of the official citizen participation in the “Dialogue on climate adaptation”. The 
results of the dialogue forum are therefore considered as an excursus in this report. 

Superior findings of the participation 
In general, the various participation formats proved to be successful and were well accepted by 
both, stakeholders and citizens. The combination of face-to-face and online formats facilitated 
the access to different groups. A variety of different stakeholders were involved in all clusters. 
The number of citizens taking part is also pleasing. In future, however, even greater attention 
should be paid to the participation of people with a lower level of education. In addition, the 
number of young people participating online was below expectations.  

All participation formats were evaluated. The response rate for the face-to-face formats was 
high, but rather low for the online formats and therefore less significant. Overall, the evaluation 
results are positive. Only the short duration of the online consultation was criticized by the 
stakeholders. In addition, some of the citizens and stakeholders were sceptical about whether 
their recommendations will be taken into account for the further process of the strategy devel-
opment. 

Overall, the contributions from stakeholders and citizens show a great support for the precau-
tionary climate adaptation strategy. Some of the stakeholder recommendations relate very spe-
cifically to the goals and measures mentioned in the initial draft. However, only some recom-
mendations were given on how to prioritize them. This happened in particular within clusters 
for which a large number of goals are formulated in the initial draft (“Land & Land-use” & “Wa-
ter” cluster). One focus lies on suggestions for changes to the draft goals. In some cases, stake-
holders propose additional goals. In some clusters, the stakeholders call for a clearer or earlier 
time frame for achieving the goals, including interim goals (e. g. “Health” cluster, “Spatial plan-
ning” subcluster, “Water” cluster). For numerous goals, the stakeholders recommend making 
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them more specific and improving their measurability. At the same time, they point out chal-
lenges in terms of measurability, particularly due to a lack of data. In this context, several sug-
gestions for additional indicators were made.  

The general objectives and expectations of citizens can be easily assigned to the clusters of the 
climate adaptation strategy, show citizens' priorities and provide indications of desired 
measures. 

Both stakeholders and citizens propose a large number of measures that also show numerous 
overlaps. For citizens in particular, these measures often address the municipal level or the level 
of the federal states. Also, stakeholders propose some measures for other administrative levels. 
It has become clear that citizens desire to see climate adaptation linked to other policy areas. 
Their recommendations address broader topics from the field of sustainability policy, such as for 
example climate and resource protection, the energy transition, climate-friendly transport, and 
organic farming. On the adults' and young people's `pinboard of ideas´, there was also some gen-
eral criticism concerning climate adaptation, combined with calls to prioritise the topic of cli-
mate protection. Some of the stakeholders' recommendations go beyond the topic of climate ad-
aptation as well. This is particularly the case in clusters for which many references to other 
strategies are already made in the initial draft of the federal ministries (e. g. “Land & Land-use” 
cluster). 

The numerous responses from both stakeholders and citizens show cross-references between 
clusters, subclusters and fields of action. The stakeholders recommend that these cross-refer-
ences should be addressed across clusters and ministries in order to use synergies and consider 
potential conflicts at an early stage. The “Spatial planning and civil protection” cluster for exam-
ple, has cross-references to all other clusters. There are also cross-references to almost all clus-
ters, with the exception of the “Land & Land-use” cluster, between the “Cross-cutting” cluster 
and the “Infrastructure” cluster. On the other hand, the “Land & Land-use” cluster has cross-ref-
erences to the “Spatial planning and civil protection” cluster and the “Water” cluster. Overall, 
stakeholders and citizens primarily see synergies. Only in a few places, stakeholders point out 
potential conflicts. This applies for example, between the “Health” cluster and the “Spatial plan-
ning” subcluster: the further expansion of green-blue infrastructure and nature-based solutions 
can increase exposure to allergens and create additional breeding grounds for vectors, thereby 
promoting the spread of vector-borne diseases. In addition, all water-using clusters, in particular 
the “Land & Land-use” cluster, show cross-references and potential conflicts of use with the 
“Water” cluster. Possible conflicts here include water extraction and water pollution in agricul-
ture, industry and energy production as well as possible conflicts between water ecology and 
waterways. The “Infrastructure” cluster, with its fields of action “Construction” and 
“Transport/transport infrastructure” has also many cross-references to infrastructure-using 
clusters, in particular the “Economy” cluster and “Health” cluster. Here, the “Health” cluster 
points out possible conflicts between climate protection and requirements for cooling buildings 
(e. g. focusing on the protection of protection of vulnerable groups in social facilities).  

Gaps in the formulation of goals and measures are pointed out by some stakeholders with 
regard to the initial draft of the federal ministries. In addition, citizens developed recommenda-
tions for topics that are not yet covered by the goals and measures in the initial draft. These will 
be mentioned in more detail within the individual clusters within the full report. However, the 
cluster structure also means that some indications of gaps cannot be clearly assigned to a clus-
ter. This applies for example, to the topic of occupational health and safety, which plays a partic-
ularly important role for citizens. The topic lies in between the “Health” and “Economy” cluster, 
and is under the responsibility of the Federal Ministry of Labour and Social Affairs. In the future, 
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it is necessary to clarify how the topic can be integrated into the precautionary climate adapta-
tion strategy. Stakeholders and citizens highlight also topics that refer to certain fields of action 
outlined in the current German adaptation strategy, but are not addressed in the initial draft. Cit-
izens and also stakeholders miss a goal in the field of action “Energy industry”. They would like 
to see a climate-resilient energy infrastructure and, amongst others, refer to the expansion of 
photovoltaics in conjunction with shading measures in urban and rural areas. Stakeholders 
would like the “fisheries” field of action to be presented in more detail than simply referring to 
the Common Fisheries Policy (CFP) and European regulations Furthermore, a greater role for 
marine and coastal protection was requested when drafting goals. Coastal protection is seen as 
particularly important by citizens. The topic of tourism was addressed in the citizen participa-
tion and appears also in the discussion of the “Cross-cutting” cluster, focusing on the goal in the 
area of “Culture and Natural Heritage”. In the dialogue event, stakeholders in the “Economy” 
cluster further emphasized the importance of the financial sector. In addition, stakeholders miss 
some topics in the initial draft, such as the topic of food and consumption (“Land & land-use” 
cluster) and the international integration of the economy (“Economy” Cluster). Beyond that, citi-
zens formulate the requirement to expand citizen participation in political processes. They also 
would like to see participation opportunities from the local to the federal level, when it comes to 
the implementation of climate adaptation activities.  

In terms of climate change-related concerns and expectations, the following picture can be 
drawn from responses to the online participation of citizens as well as teenagers and young peo-
ple: With regard to the perception of extreme weather events, only very few respondents stated 
that they had not experienced any of the listed events in their region. The four most frequently 
selected answer options relate to heat and drought events. The biggest concerns comprise social 
consequences of climate change and the impact on nature and the environment. The majority of 
respondents are concerned that future generations will have fewer opportunities for a good life. 
In the online participation of teenagers and young people, the biggest concern is that adaptation 
measures taken today are not sufficient to prevent serious consequences. Respondents expect 
that climate adaptation will have a positive impact on their lives. Two thirds believe that climate 
adaptation measures can have a positive impact on the lives of future generations and that their 
own place of residence will become more liveable thanks to more greenery.  

Most respondents take precautions and personal measures in their everyday lives to protect 
themselves from damage and adverse effects caused by extreme weather events. Almost all of 
them have adapted their behaviour during hot weather. Almost two thirds have installed warn-
ing apps. With regard to requests for support, respondents see a need for information, particu-
larly on climate adaptation activities at various political levels. This desire is stronger the closer 
the political level is to where they live. Almost half of the respondents would like to have infor-
mation on the consequences of climate change at their place of residence. When asked about 
what their municipality/city should do to adapt to climate change, citizens prioritized infiltra-
tion areas and desealing (86 %), green spaces and street trees (81 %) and the conversion of for-
ests into climate-resilient mixed forests (70 %). 

Recommendations of stakeholders and citizens for individual clusters  
In the “Health” cluster, the recommendations of stakeholders and citizens are met with great 
overall agreement. Heat protection and support for vulnerable people are key concerns for both 
groups. They consider the focus on knowledge transfer and campaigns in the initial draft of the 
federal ministries as important measures. However, their proposals go beyond, addressing fi-
nancial support, heat-adapted social facilities, education, and the provision of cooling rooms, 
green spaces as well as drinking water dispensers. Some of these proposed measures address 
both the municipal and federal state (‘Länder) level. 
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The cooperation between different actors is seen as crucial by both groups. Stakeholders refer to 
municipal heat action alliances, while the citizens suggest cooperation between health insurance 
companies, environmental associations, companies, the real estate sector and municipalities. 
They also emphasize the crucial role of the public health service, which they would like to see 
further strengthened. 

The stakeholders miss in the initial draft goals that are focusing on ratio prevention and see po-
tential for framing by the federal government. They also point to other health burdens caused by 
climate change that are currently not covered by the existing goals, focusing on mental health or 
psychological stress. The importance of this topic is also raised in the online participation of citi-
zens and teenagers/young persons, where many respondents refer to mental stress caused by 
climate change. They also miss a goal on respiratory complaints due to air quality.  

In the “Infrastructure” cluster (with the “Transport/transport infrastructure”/“Construction” 
field of action), the recommendations of stakeholders and citizens address similar issues in 
some cases, while in others they differ. While the citizens' recommendations show clear priori-
ties, the stakeholders' contributions are diverse and address many individual points. 

In the “Transport/transport infrastructure” field of action, the stakeholders miss a multi-
modal perspective, which would also enable a better view of redundancies. This perspective gets 
lost due to the separation into land-based and water-based transport goals. Overall, there is little 
feedback on the draft goal for water-based transport. Stakeholders find the consideration of wa-
ter ecology and interconnection with the water cluster to be important. The water-based 
transport sector is barely considered by citizens. For land-based transport, stakeholders are par-
ticularly interested in improving the data situation concerning climate change-related damage to 
transport infrastructures. In addition to the topics covered in the drafted goals for rail and road 
transport, the adaptation of public transport and cycling are particularly important to citizens. 
Here, they address topics that are missing in the initial draft of the federal ministries and which 
are shaped in particular by municipalities and the federal states.  

In the “Construction” field of action, stakeholders and citizens recommend the adaptation of 
regulations, funding programs and the establishment and expansion of advice centers. Concern-
ing natural hazard insurance, citizens have a more far-reaching demand than formulated in the 
initial draft, calling for mandatory insurance.  

In the “Land & Land-use” cluster, stakeholders and citizens often prioritize the same topics in-
dependently of each other in the respective fields of action biological diversity, soil, agriculture 
and forestry.  

In the “Biological diversity” field of action, both groups focus on habitat corridors, protected 
areas and achieving a biotope network. While citizens focus on creating habitats for plants and 
animals, the stakeholders aim to increase the effectiveness of the implementation and manage-
ment of such areas. Another overlap between the recommendations of both groups is the de-
mand for more structural diversity in the landscape and the use of nature-based solutions. Some 
stakeholders also point to a contradiction between two subgoals of the field of action: the exclu-
sion of the introduction of alien tree species into protected areas is defined as contrary to the es-
tablishment of dynamic development goals in protected areas. 

In the “Soil” field of action, stakeholders and citizens speak out to be in favour of maintaining 
and improving soil fertility. To achieve this, measures on humus-increasing, soil-conservation 
and erosion-protecting should be implemented, especially by the agricultural sector. Another fo-
cus lies on the reduction of sealing and the promotion of desealing. Stakeholders have repeat-
edly criticized that the initial draft of the federal ministries contains no goal for desealing.  
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In the “Agriculture” field of action, stakeholders and citizens have a common emphasis on the 
diversification and resilience of farms. Particularly important are organic farming and agrofor-
estry systems. While stakeholders emphasize broader topics such as the agroecological transfor-
mation and international interdependencies, citizens focus on specific measures such as the mul-
tiple use as well as type of irrigation of land. Stakeholders would also like to see the topics of 
food and consumption included in the goal formulation.  

In the “Forestry” field of action, both groups focus on forest conversion to climate-resilient 
mixed forests. Forest owners are highlighted as important by stakeholders who need to be given 
greater support, especially through research and promotion of climate-adapted tree species. Ac-
cording to some stakeholders, the aspect of nature-oriented forest development should also be 
included in the goal formulation. 

In the “Spatial planning and civil protection” cluster, most contributions deal with the “spa-
tial planning” subcluster. There is a great support for both proposed goals. Citizens would like 
to see the preservation and expansion of green spaces and the implementation of the `sponge 
city´ concept, combined with increased efforts to deseal land. To achieve these goals, both 
groups see the need for a regulatory and incentive-based approach, as well as the provision of 
support structures. Stakeholders are calling for example, for the adaptation of legal framework 
conditions (especially in the Federal Building Code and building regulations of the federal 
states) and the provision of management models and guidelines, while citizens are calling for 
mandatory preservation of green spaces, municipal space monitoring as well as a legal obliga-
tion and promotion of green roofs and façades. Other demands include education and training 
programs at all federal levels, as well as communication about climate-adapted cities. Suitable to 
this, citizens propose to actively involve civil society and volunteers in the design and mainte-
nance of public spaces. 

Stakeholders also agree with the proposed goals in the “Regional and land use planning” sub-
cluster. Although citizens' contributions do not directly relate to the goals, they do offer a num-
ber of points of reference. Giving greater consideration to inter-municipal cooperation in climate 
adaptation monitoring is important to stakeholders. When developing and implementing a cli-
mate adaptation check (ex-ante) for the preparation of regional and land use planning, climate 
adaptation measures should be taken into account, as well as inter-municipal climate protection 
and adaptation management to strengthen the development of rural districts. Additionally, 
stakeholders suggest developing a climate adaptation check within the framework of the strate-
gic environmental assessment (SEA) of regional and land use planning procedures, as well as se-
curing climate-effective compensation areas and air exchange corridors. They also recommend 
breaking down the goal of limiting land consumption from the “Soil” field of action to the federal 
state level. Land-desealing and multiple use of land should be regional and land use planning 
goals. Other topics from stakeholders include the consideration of open spaces in regional and 
land use planning, the standardization to unify the effectiveness of climate adaptation measures, 
training and qualifications to address the shortage of skilled workers, as well as knowledge 
transfer and promotion of collaboration among municipalities. 

In the “Civil Protection” subcluster, stakeholders and citizens call for greater attention to be 
given to vulnerable people and their requirement for communication and information. Their rec-
ommendations are similar: both groups call for the professionalization of civil protection, with 
better equipment, improved training, and the facilitation of leave for volunteers. At the regional 
level, both groups endorse the establishment of resilience centers or crisis pools. 

In the “Water” cluster, the numerous contributions from stakeholders and citizens often ad-
dress the same issues. These thematic overlaps allow to set a focus on certain goals and 
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measures. To better structure the goals and measures, stakeholders propose aligning the draft 
goals with the three overarching areas in the initial draft. Also, they propose, to take into ac-
count, the temporal placement of goals, including the definition of intermediate goals.  

For the first proposed overall goal `Water balance and water management´ the focus should be 
on combining groundwater and surface water considerations when stabilizing water resources 
and promoting groundwater recharge. Especially industry and agriculture should be encouraged 
to use water sparingly. A special focus should continue to be placed on improving the landscape 
water regime. Additional proposed subgoals include: i) defining and promoting the number of 
hectares of agricultural land that is tied to soil and water conservation measures in order to im-
prove water retention, ii) addressing water retention in landscapes and forested areas through 
the topic of drainage and iii) putting an emphasis on water reservoirs and water storage. 

For the second proposed overall goal ‘Resilience of water infrastructures´ the priority lies on cli-
mate-proofing measures with regard to water management infrastructure. Stakeholders suggest 
focusing on nature-based solutions in the future. Citizens wish a variety of decentralized water 
storage facilities and drinking fountains. There are differing opinions on dealing with heavy rain. 
Some stakeholders do not see this goal as a priority in the water cluster, while others want to fo-
cus more on precaution and a decentralized and regional rainwater management. Citizens also 
support this idea and suggest implementing areas for rainwater diversion, collection and storage 
to have a protection against flash floods caused by heavy rain. A proposal for a new subgoal ad-
dresses the concept of a sponge city in urban development, including criteria for desealing and 
limiting new sealing. This proposal is supported by citizens. Additionally, citizens emphasize the 
importance of coastal protection and protecting the population from flooding. 

For the third proposed overall goal ‘Ecology of Water Resources´ the subgoals should specify 
within the goal formulation the concrete climate adaptation focus. Additionally, consideration 
should be given to whether the subgoal for stabilizing water temperature and recognizing the 
impacts of climate change on water ecology is ambitious enough, in the light of the decommis-
sioning of considerable generation capacity of thermal power plants and the corresponding re-
duced thermal load. An additional subgoal could be defining a certain length of kilometres of 
ecologically meaningful riparian zones. Both citizens and stakeholders wish the renaturation of 
rivers, small watercourses, and moors. 

In the “Economy” cluster, there is less feedback compared to other clusters. The stakeholders' 
feedback largely refers to the goals and measures in the initial draft. They see a need for more 
specifics and refinements particularly in goal 1 (‘Considering physical climate risks as a fixed 
component of corporate risk management’) and goal 3 (‘Extreme weather events and their im-
pacts no longer cause significant losses on employees and company assets in Germany’). In addi-
tion, they make concrete suggestions for further developing the climate check tool and the 
planned advisory service. 

Citizens' recommendations show that they see climate adaptation in the economy as part of 
broader transformation processes, addressing the path to a climate-friendly circular economy. 
Stakeholders also refer to links with a circular economy. They highlight that secondary raw ma-
terials can contribute to supply security. 

Regarding the discussed measures, there are many parallels between stakeholders and citizens. 
Both groups emphasize the importance of public procurement in promoting climate adaptation 
within the economy. Citizens highlight the federal government, federal states and municipalities 
as important customers for climate adaptation products and services, while stakeholders sug-
gest to set incentives through public procurement. Both groups call for stronger promotion of a 
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climate adaptation economy and propose reducing bureaucratic hurdles for climate adaptation 
measures and innovations (e. g. through real-world labs or a fund). 

Additionally, both stakeholders and citizens wish improved information offerings on climate ad-
aptation through platforms and dissemination of best practice examples. Stakeholders particu-
larly emphasize the need to consider the limited resources and capabilities of small and me-
dium-size enterprises (SMEs). Accordingly, they call for the alignment of goals, measures and 
communication with the needs of SMEs. This should also include support for implementing 
standards and appointing climate adaptation managers. 

In the “Cross-cutting” cluster, numerous contributions from stakeholders and citizens make it 
evident that there is a significant need for action regarding climate adaptation in various areas 
and activity fields covered by the initial draft of the federal agencies.  

Stakeholders focus their recommendations on the area of “Climate adaptation planning”. 
They make suggestions on existing goals and measures as well as for additional goals. The spa-
tial focus should be on areas particularly affected by climate change. Here, the implementation of 
developed concepts, including implementation monitoring, is of special interest. Citizens wish 
that their measures and proposed solution are considered as well as the expansion of participa-
tory formats in political processes. 

Another focus lies on the area of “Research” on climate adaptation. For goal 1 (‘Involvement of 
recipients as partners in research collaborations’), there should be specific funding for smaller 
municipalities as practical partners as well as a concretization of the content of research fund-
ing. For goal 2 (‘Transfer of research funding into practice’), there should be a clearer goal for-
mulation, indicating how many of the approved projects proceed to the pilot phase and how 
many to the field phase. Additionally, there is a need for evaluation. Citizens explicitly wish for 
stronger support of health-related climate change research. 

The area of “Expenditure and damage assessment” is not intensively discussed by either 
stakeholders or citizens. Stakeholders stress that the climate damage register which is under de-
velopment should be considered when developing future planning, financing as well as insur-
ance and reconstruction measures for climate adaptation. Besides the wish for damage minimi-
zation and financial support, citizens propose a fund to finance climate adaptation measures.  

For the area “Culture and natural heritage”, stakeholders suggest the expansion to other land-
scapes such as biosphere reserves, geoparks, or natural heritage sites and the consideration of 
the role of tourism. Additionally, the content of the state of the goal requires further clarification.  

In the area of “Climate-adapted federal properties”, stakeholders recommend extending the 
check on heavy rains for civil properties to other natural disasters and applying it also to federal, 
state and municipal properties.  

The activity field of “Social justice in climate adaptation” is a central topic for citizens. Vari-
ous activities such as mandatory heat action plans, mobile health buses, communication con-
cepts, and barrier-free solutions should reach particularly vulnerable people. Many recommen-
dations for this activity field are also voiced by participants of the dialogue forum on social di-
mensions of climate change impacts. They focus on insulation standards for social institutions, 
access to out-of-town destinations for recreational purposes, support for homeless people 
through the model “Housing First” and the establishment of public drinking water stations in cit-
ies.  

Another central issue for citizens is the activity field of “Education” in a broader sense. The 
recommendations address various types of education, such as institutional education, school 
and adult education, as well as analogue and digital awareness campaigns, plus new work and 
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professional options. Stakeholders address this issue through vocational training for climate ad-
aptation managers, training for companies, universities as providers of education, and improv-
ing basic knowledge about climate change among the population.  

The activity field of “Self-provision” is another topic that concerns both citizens and stake-
holders. Citizens call for compulsory elementary insurance obligation for everyone, while stake-
holders demand an increased insurance density. Additionally, citizens explicitly demand work 
and recreational spaces protected from heat. 
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1 Hintergrund zum Dialog KlimaAnpassung 

1.1 Entwicklung einer vorsorgenden Klimaanpassungsstrategie mit messba-
ren Zielen1 

Am 1. Juli 2024 ist das Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) in Kraft getreten. Im KAnG ist 
vorgesehen, dass die Bundesregierung bis spätestens September 2025 eine vorsorgende Klima-
anpassungsstrategie mit messbaren Zielen entwickelt, nachfolgend umsetzt und unter Berück-
sichtigung aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse alle vier Jahre fortschreibt (§ Abs. 1 KAnG). 

Die Interministerielle Arbeitsgruppe Anpassung an den Klimawandel (IMAA) der Bundesregie-
rung hat bereits im Oktober 2022 einen umfassenden Prozess zur Entwicklung von messbaren 
Zielen der Klimaanpassung entlang der Cluster Gesundheit, Infrastruktur, Land & Landnutzung, 
Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz, Wasser, Wirtschaft sowie in einem 
übergeordneten Cluster angestoßen (Abbildung 1)2. Die Ziele werden jeweils von den fachlich 
verantwortlichen Bundesministerien im Austausch mit weiteren betroffenen Ressorts und mit 
Unterstützung der jeweils nachgeordneten Behörden entwickelt.  

Abbildung 1: Überblick über die Cluster und verantwortlichen Ressorts 

 
Das Cluster Land & Landnutzung ist unterteilt in die Handlungsfelder: Biodiversität (verantwortlich: BMUV), Boden (BMUV), 
Landwirtschaft (BMEL) sowie Wald und Forstwirtschaft (BMEL). Das Cluster Infrastruktur ist im Rohentwurf aufgeteilt in die 
Handlungsfelder Verkehr/Verkehrsinfrastruktur (BMDV) und Bauwesen (BMWSB). 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

 

1 Passagen aus diesem Abschnitt sind übernommen aus BMUV 2023b. 
2 Die Titel der Cluster wurden bei der weiteren Erstellung der Strategie leicht angepasst (basierend auf §3, Absatz 2 KAnG). 
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Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
(BMUV) koordiniert den Prozess der Zielentwicklung als federführendes Ressort mit Unterstüt-
zung des Umweltbundesamtes (UBA). Die übergreifende Abstimmung erfolgt in der IMAA. 

Unterstützend zur Zielentwicklung in den Clustern fand basierend auf einem von den Bundes-
ressorts entwickelten Rohentwurf der messbaren Ziele eine Beteiligung von Verbänden, der 
Bundesländer, der kommunalen Spitzenverbände und der Wissenschaft statt. Ergänzend gab es 
eine Bürger*innenbeteiligung, die unabhängig von den Zielvorschlägen der Ressorts erfolgte 
und darauf abzielte, Erfahrungen, Einschätzungen, Zukunftsvorstellungen und Erwartungen der 
Bürger*innen zu erfassen.  

Der vorliegende Bericht führt die Ergebnisse des bundesweiten Beteiligungsverfahrens zusam-
men und stellt sie den verantwortlichen Bundesressorts für die weitere Strategieentwicklung 
zur Verfügung.  

Verbände und Bundesländer haben im Rahmen einer für Herbst 2024 geplanten, formellen Kon-
sultation des Strategieentwurfs erneut die Gelegenheit, Stellung zu nehmen. Die neue, vorsor-
gende Klimaanpassungsstrategie der Bundesregierung soll voraussichtlich bis Ende des Jahres 
2024 im Bundeskabinett beschlossen werden. 

1.2 Dialog KlimaAnpassung – Leben im Klimawandel gemeinsam meistern 
Der Dialog Klimaanpassung umfasst das Beteiligungsverfahren, das die Entwicklung von mess-
baren Zielen der Klimaanpassung unterstützt. Er richtete sich sowohl an Bürger*innen als 
auch an Stakeholder. Als Stakeholder wurden insbesondere Vertreter*innen von Bundeslän-
dern, Verbänden und Wissenschaft adressiert. Hierzu zählten kommunale Spitzenverbände, 
Fach-, Wirtschafts-, Umwelt- und Sozialverbände. Abbildung 2 gibt einen Überblick über den Be-
teiligungsprozess. 

Abbildung 2: Zielgruppen und Elemente des Dialogs KlimaAnpassung 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Ziel des Beteiligungsprozesses war es, die Entwicklung messbarer Ziele der Klimaanpassung 
und insgesamt die Weiterentwicklung der Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) hin zu einer 
vorsorgenden Anpassungsstrategie zu unterstützen. Die Beteiligung der breiten Öffentlichkeit 
sollte zu einem gesellschaftlichen Konsens über die Notwendigkeit umfassender Klimavorsorge 
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beitragen und die gemeinsame Verantwortung aller Akteure verdeutlichen. Der Beteiligungspro-
zess sollte zusätzliche Aspekte und mögliche Konflikte aufzeigen sowie Empfehlungen für die 
Weiterentwicklung von Klimaanpassungszielen, zugehörigen Maßnahmen und Indikatoren in 
der IMAA und darüber hinaus liefern.  

1.2.1 Stakeholderbeteiligung im Dialog KlimaAnpassung 

Basis der Stakeholderbeteiligung war ein Rohentwurf für messbare Ziele, Maßnahmen/Instru-
mente und Indikatoren der Klimaanpassung (Stand 17.11.2023) (BMUV 2023d). Dieser enthielt 
für jedes Cluster ein eigenes Kapitel, das von den jeweils verantwortlichen Bundesministerien 
verfasst wurde. Hierbei waren die Cluster teilweise noch in Handlungsfelder (im Cluster Infra-
struktur und Cluster Land & Landnutzung), Teilcluster (Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung 
& Bevölkerungsschutz) bzw. Bereiche und Aktionsfelder (Cluster Übergreifendes) unterteilt. Zur 
Einordnung sind die Ziele der einzelnen Cluster in den folgenden Kapiteln jeweils am Anfang 
dargestellt. Zusätzlich umfassen die Kapitel des Rohentwurfs Maßnahmen, um die Ziele zu errei-
chen, sowie Indikatoren, um die Wirksamkeit der Maßnahmen zu prüfen. 

Die Stakeholderbeteiligung zielte darauf, mögliche Ergänzungen zu den Zielentwürfen und 
Indikatoren, den Maßnahmen- und Instrumentenvorschlägen sowie Empfehlungen für Maßnah-
men weiterer Akteure zu erfassen (BMUV 2023b). 

Die Stakeholderbeteiligung erfolgte im Dezember 2023 und umfasste folgende Elemente: 

► Eine Dialogveranstaltung am 13. und 14. Dezember 2023 im BMUV in Berlin 

► Eine informelle Online-Konsultation vom 11. bis 22. Dezember 2023 auf der Beteiligungs-
plattform „BMUV im Dialog“ (BMUV 2023b) 

Die Einladung von Stakeholdern zur Veranstaltung erfolgte durch das BMUV in Abstimmung mit 
den anderen Ressorts. Zur informellen Online-Konsultation haben die beteiligten Ressorts über 
jeweils eigene Verteiler eingeladen. An den beiden Formaten beteiligten sich insgesamt 146 Per-
sonen aus 126 Organisationen, dabei haben neun Personen an beiden Formaten teilgenommen. 

In der Dialogveranstaltung und in der informellen Online-Konsultation konnten die Stakeholder 
auf folgende Fragen eingehen: 

1. Haben Sie Ergänzungsvorschläge zu den vorliegenden Zielentwürfen der Ressorts?  

2. Welche weiteren messbaren Ziele würden Sie vorschlagen? 

3. Welche weiteren Maßnahmen und Instrumente auf Bundesebene würden Sie empfeh-
len? 

4. Welche weiteren Maßnahmen und Instrumente von anderen Akteuren würden Sie emp-
fehlen? 

5. Mit welchen eigenen Beiträgen kann Ihre Institution/Organisation das Erreichen der 
Ziele unterstützen? 

6. [Nur Online-Konsultation] Mit welchen weiteren Indikatoren sollte die Zielerreichung 
gemessen werden? Welche Datenreihen kennen und empfehlen Sie dafür? 

7. [Nur Online-Konsultation] Ergänzende Hinweise 
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1.2.1.1 Dialogveranstaltung für Stakeholder 

Ziel der Dialogveranstaltung war es, die Vertreterinnen und Vertreter der für die Cluster verant-
wortlichen Ressorts in den direkten Austausch mit Stakeholdern zu bringen. An der Veranstal-
tung nahmen insgesamt 109 Personen vor Ort teil. Zusätzlich verfolgten durchschnittlich etwa 
220 Personen den Eröffnungsteil im Livestream. Insgesamt wurde der Livestream während der 
Eröffnung der Veranstaltung von 457 Personen gestartet. Vor Ort nahmen als Stakeholder 60 
Personen aus unterschiedlichen Organisationen (siehe Abbildung 3) sowie zusätzlich 40 Perso-
nen aus Bundesministerien und nachgeordneten Behörden und neun Vertreter*innen des Auf-
tragnehmendenteams als Moderator*innen teil. Unter den Stakeholdern war die Gruppe der 
Wirtschaftsverbände am stärksten vertreten, gefolgt von Forschung & Beratung und Fachver-
bänden. 

Abbildung 3: Stakeholderdialog: Teilnehmende nach Akteursgruppen (N=60) 

 

Akteursgruppe Anzahl Teilnehmende 

Wirtschaftsverband 18 

Forschung/Beratung 11 

Fachverband 8 

Bundesland 7 

Regional/Kommunal 5 

Sozial-/Gesundheitsverband 5 

Umweltverband 2 

Sport-/Freizeitverband 1 

Sonstiges 3 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Die Struktur der Veranstaltung ermöglichte es den Teilnehmenden jeweils an den Diskussionen 
zu zwei verschiedenen Clustern teilzunehmen. Hierbei war die Teilnehmendenzahl im Cluster 
Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz am größten. Die Nennung von Teilneh-
mendenzahlen je Cluster beruht auf der Auswahl der zwei Cluster, die die anwesenden Personen 
bei der Anmeldung angegeben hatten (siehe Abbildungen am Anfang der folgenden Clusterkapi-
tel) und kann ggf. abweichen von der Anzahl der tatsächlich anwesenden Personen.  

Abbildung 4 gibt einen Überblick, wie sich die verschiedenen Akteursgruppen auf die einzelnen 
Cluster verteilt haben. Sie verdeutlicht, dass in allen Clustern unterschiedliche Akteursgruppen 
vertreten waren, wobei Umweltverbände nur in den Clustern Land & Landnutzung sowie Was-
ser vertreten waren und Sozial-/Gesundheitsverbände nur in den Clustern Gesundheit und 
Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz. 
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Abbildung 4: Stakeholderdialog: Cluster nach Akteursgruppen (N=60) 

Hinweis: Die Anzahl der Teilnehmenden je Cluster variiert. In den Balken sind die Absolutzahlen angegeben. Die 
Summe über die Cluster ergibt 120, da alle Personen für zwei Cluster registriert waren. 
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land 

Fachver-
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nal/Kom-
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/Gesund-
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verband 
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ges 

Cluster 
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2 0 4 2 0 1 0 3 0 
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Wirt-
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Cluster 
Wasser 

2 5 1 2 0 0 2 6 1 

Cluster 
SE, RP & 
BV* 
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Land & 
Landnut-
zung 

3 4 1 1 0 0 2 6 1 

Cluster 
Infra-
struktur 

1 3 4 1 0 0 0 8 2 

Cluster 
Gesund-
heit 

2 0 2 0 5 0 0 1 0 

 

*Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

In der Dialogveranstaltung diskutierten die Teilnehmenden die Fragen am ersten Tag in mehre-
ren Kleingruppen pro Cluster und hielten ihre Ergebnisse auf Arbeitsblättern fest. Teilweise wa-
ren diese Kleingruppen nach Handlungsfeldern (Cluster Infrastruktur und Land & Landnut-
zung), Teilclustern (Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung, Bevölkerungsschutz) oder Zielen 
(Cluster Übergreifendes) aufgeteilt. Am zweiten Tag wurden die Empfehlungen für jedes Cluster 
von allen Teilnehmenden des Clusterworkshops gemeinsam diskutiert und auf Ergebnis-Power-
Point-Folien gebündelt. Basis für die Auswertung sind diese Folien, ergänzend haben wir die Ar-
beitsblätter der Kleingruppen herangezogen. 

1.2.1.2 Informelle Online-Konsultation der Stakeholder 

Die informelle Online-Konsultation fand vom 11. bis 22. Dezember 2023 auf der Beteiligungs-
plattform „BMUV im Dialog“ statt. Insgesamt beteiligten sich 95 Personen, die sich wie in Abbil-
dung 5 dargestellt auf unterschiedliche Akteursgruppen verteilten. Die Hälfte der Teilnehmen-
den setzt sich aus Personen aus Forschung und Beratung sowie der Landes- und der kommuna-
len Ebene zusammen. Die übrigen Personen verteilen sich auf unterschiedliche Verbände und 
Sonstiges, wobei unter Sonstiges auch drei Personen sind, die keine Organisation angegeben ha-
ben. Unter den Verbänden sind Fach-, Wirtschafts- und Umweltverbände am stärksten vertre-
ten. Durch die Online-Konsultation konnten über die Veranstaltung hinaus eine Vielfalt zusätzli-
cher Stakeholder erreicht werden.  
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Abbildung 5: Informelle Online-Konsultation: Teilnehmende nach Akteursgruppen (N=95) 

Akteursgruppe Anzahl Teilnehmende 

Forschung/Beratung 16 

Regional/Kommunal 16 

Bundesland 15 

Fachverband 9 

Wirtschaftsverband 9 

Umweltverband 7 

Sozial-/Gesundheitsverband 5 

Ressortforschung 4 

Kultureinrichtung 3 

Sport-/Freizeitverband 3 

Sonstiges 8 
 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW; Daten aus BMUV 2023b 

Abbildung 6 zeigt einen Überblick, wie sich die verschiedenen Akteursgruppen auf die Cluster 
verteilen, auch hier haben in allen Clustern Personen aus diversen Akteursgruppen teilgenom-
men 

Abbildung 6: Informelle Online-Konsultation: Cluster nach Akteursgruppen (N=95) 

Hinweis: Die Anzahl der Teilnehmenden je Cluster variiert. In den Balken sind die Absolutzahlen angegeben. 
Viele Stakeholder haben sich an mehreren Clustern beteiligt, daher ist die Summe aus den Teilnehmenden der 
einzelnen Cluster größer als 95. 
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*Cluster Stadtentwicklung; Raumplanung & Bevölkerungsschutz 
 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW, Daten aus 2023b 
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Tabelle 1 gibt einen Überblick darüber, wie viele Kommentare zu den einzelnen Fragen je Clus-
ter eingegangen sind. Die Stakeholder lieferten die meisten Antworten zu Ergänzungsvorschlä-
gen zu den vorliegenden Zielentwürfen (Frage 1) und zu Maßnahmen auf Bundesebene (Frage 
3). Am wenigsten Hinweise gingen zu den ergänzenden Maßnahmen anderer Akteure (Frage 4) 
ein. Die mit Abstand meisten Antworten gibt es im Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & 
Bevölkerungsschutz, gefolgt von den Clustern Wasser und Gesundheit. 

Tabelle 1: Beteiligung an der informellen Online-Konsultation: Anzahl Stakeholder und Kom-
mentare 

Cluster Stake-
holder 

Frage 
1 

Frage 
2 

Frage  
3 

Frage  
4 

Frage  
5 

Frage  
6 

Hin-
weise 

Ge-
samt 

Gesundheit 33 26 13 20 9 14 7 5 94 

Infrastruktur 23 12 6 14 3 7 4 7 53 

Land & Land-
nutzung 

33 22 11 14 6 10 10 9 82 

Stadtentwick-
lung, Raum-
planung & Be-
völkerungs-
schutz 

39 36 19 34 11 18 12 10 140 

Wasser 27 31 7 17 13 12 16 16 112 

Wirtschaft 12 6 2 5 1 4 0 5 23 

Übergreifen-
des 

20 7 3 8 4 4 1 6 33 

Rohentwurf 
allgemein 

12 4 0 2 0 4 0 7 17 

Gesamt 95 144 61 114 47 73 50 65 554 
Fragen:  

1. Haben Sie Ergänzungsvorschläge zu den vorliegenden Zielentwürfen der Ressorts?  
2. Welche weiteren messbaren Ziele würden Sie vorschlagen? 
3. Welche weiteren Maßnahmen und Instrumente auf Bundesebene würden Sie empfehlen? 
4. Welche weiteren Maßnahmen und Instrumente von anderen Akteuren würden Sie empfehlen? 
5. Mit welchen eigenen Beiträgen kann Ihre Institution/Organisation das Erreichen der Ziele unterstützen? 
6. Mit welchen weiteren Indikatoren sollte die Zielerreichung gemessen werden? Welche Datenreihen kennen und 

empfehlen Sie dafür? 
7. Ergänzende Hinweise 

Quelle: eigene Darstellung, IÖW; basierend auf BMUV 2023b 
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1.2.2 Bürger*innenbeteiligung im Dialog KlimaAnpassung 

Die Bürger*innenbeteiligung erfolgte im Herbst 2023 und umfasste folgende Elemente 

► Fünf Regionale Bürger*innendialoge im Oktober und November 2023 

► Eine Online-Beteiligung für Bürger*innen vom 18. September 2023 bis zum 22. Oktober 
2023 auf der Beteiligungsplattform „BMUV im Dialog“ des BMUV 

► Eine Online-Beteiligung für Jugendliche und junge Erwachsene vom 18. September 2023 bis 
zum 22. Oktober 2023 ebenfalls auf der Beteiligungsplattform des BMUV 

An den verschiedenen Beteiligungsformaten nahmen insgesamt gut 2.300 Bürger*innen teil.  

Die Bürger*innenbeteiligung adressierte Fragen der Alltagswahrnehmung von Klimawirkungen, 
zukünftigen Herausforderungen oder Handlungsschwerpunkten der Klimaanpassung aus Bür-
ger*innensicht bis hin zu Vorstellungen eines klimaangepassten Deutschlands.  

1.2.2.1 Regionale Bürger*innendialoge3 

Maßnahmen zur Vorsorge und Anpassung an die zunehmenden Folgen des Klimawandels müs-
sen oft vor Ort in den Städten und Gemeinden umgesetzt werden. Deshalb haben BMUV und UBA 
in fünf ausgewählten Regionen Deutschlands Bürger*innen eingeladen, um darüber zu diskutie-
ren, wie ihre Region für eine lebenswerte Zukunft klimaangepasst gestaltet werden sollte. Die 
Dialogveranstaltungen fanden in folgenden Regionen statt: 

► Ostseeküste in Wismar, 28./29.10.2023 

► Mittelelbe in Dessau-Roßlau, 21./22.10.2023 

► Rhein-Ruhr in Duisburg, 11./12.11.2023 

► Rhein-Main in Worms, 04./05.11.2023 

► Bayerischer Wald in Zwiesel, 28./29.10.2023 

Diese fünf Regionen sind durch die Auswirkungen des Klimawandels teilweise spezifisch betrof-
fen und stehen beispielhaft für die vielfältigen Herausforderungen der Klimaanpassung in 
Deutschland. Sie wurden auf der Grundlage der Ergebnisse der Klimawirkungs- und Risikoana-
lyse (KWRA) 2021 der Bundesregierung (Kahlenborn et al. 2021) und mit Blick auf unterschied-
liche Siedlungsräume, Landschaften sowie Wirtschafts- und Infrastrukturen ausgewählt. Abbil-
dung 7 zeigt diese Regionen und Veranstaltungsorte. 

 

3 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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Abbildung 7: Regionale Verortung der Bürger*innendialoge 

 

Quelle: UBA 2024, S. 7 

In den Dialogen brachten sich die Bürger*innen als Expert*innen ihres Alltags mit ihren Zu-
kunftswünschen und -erwartungen ein. Sie erarbeiteten Empfehlungen, wie sie sich eine klima-
resiliente Region in Zukunft vorstellen und gaben Hinweise auf gesellschaftliche Herausforde-
rungen und mögliche Maßnahmen, wie diesen begegnet werden sollte.  

Für die Bürger*innendialoge wurde Klimaanpassung in alltagsnahe Themenbereiche unterteilt 
(siehe Abbildung 8). Diese ähneln zum Teil den Clusterthemen (siehe Abbildung 1), zum Teil 
weichen sie etwas davon ab. So wurde beispielsweise im Themenfeld Unsere Lebensgrundlagen 
auch das Thema Wasser behandelt. Unser Wohnen umfasst Inhalte, die den Teilclustern Stadt-
entwicklung und Raumplanung sowie dem Handlungsfeld Bauwesen (Cluster Infrastruktur) zu-
geordnet werden können. Unsere Freizeit, Reisen und Naherholung beinhaltet Themen aus dem 
Teilcluster Stadtentwicklung und dem Handlungsfeld Verkehr (Cluster Infrastruktur). 
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Abbildung 8: Überblick über die Themenbereiche 

 
Das Thema Bildung, Kommunikation und Beteiligung wurde in einem Dialog als zusätzliches Thema eingebracht. 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

An den Bürger*innendialogen nahmen insgesamt 331 Personen teil, davon 183 Männer, 146 
Frauen und zwei diverse Personen. Abbildung 9 zeigt die Verteilung auf Altersgruppen. Knapp 
die Hälfte der Teilnehmenden war zwischen 51 und 69 Jahren alt, ein knappes Drittel zwischen 
31 und 50 Jahren und die übrigen verteilen sich auf ältere und jüngere Gruppen. 
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Abbildung 9: Regionale Bürger*innendialoge – Altersgruppen 

 
Quelle: UBA 2024, S. 22 

Was den Bildungsstand anbelangt, haben die Teilnehmenden – trotz Zufallsauswahl – über-
durchschnittlich hohe Bildungsabschlüsse (siehe Abbildung 10). Knapp die Hälfte verfügt über 
einen Studienabschluss, ein knappes Viertel hat Abitur, ein gutes Viertel einen mittleren Schul-
abschluss und nur sehr wenige Teilnehmende einen geringeren oder keinen Abschluss. 

Abbildung 10: Regionale Bürger*innendialoge – Bildungsstand 

 
Quelle: UBA 2024, S. 22 
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In den Dialogen entwickelten die Bürger*innen jeweils Empfehlungen zu den oben genannten 
Themenbereichen (siehe Abbildung 8). Insgesamt entstanden aus den regionalen Dialogen 62 
Kernbotschaften als Empfehlungen. Als Empfehlung wird hier der von einer Gruppe erarbeitete 
Textentwurf gezählt. Dieser besteht aus einer Überschrift und erläuterndem Text.4 Die Bür-
ger*innen entwickelten besonders viele Empfehlungen zu den Themenbereichen Wohnen, Ver-
sorgung und Mobilität sowie Lebensgrundlagen. 

In jedem regionalen Dialog wurden sechs Personen als Delegierte ausgelost. Diese trafen sich 
Ende November 2023 in einer virtuellen Redaktionssitzung. In dieser Sitzung haben sie pro 
Region ihre Empfehlungen auf Vollständigkeit und Verständlichkeit geprüft. Zusätzlich haben 
die Bürger*innen auf Basis der regionalen Empfehlungen für jedes Themenfeld regionsübergrei-
fend zentrale Kernbotschaften zur Klimaanpassung identifiziert. Die Empfehlungen sind in einer 
Broschüre veröffentlicht (UBA 2024). Die Delegierten haben diese Broschüre am 7. März 2024 
an BMUV-Staatssekretärin Dr. Christiane Rohleder übergeben, sie persönlich erläutert und 
mit der Staatssekretärin diskutiert.  

1.2.2.2 Online-Beteiligung der Bürger*innen und Jugendlichen5 

Die Online-Beteiligung fand vom 18. September bis zum 22. Oktober 2023 auf der Beteiligungs-
plattform des BMUV unter dem Titel „Dialog KlimaAnpassung“ (für Erwachsene) bzw. „DeinDia-
log KlimaAnpassung“ (für Jugendliche und junge Menschen von 14 bis 25 Jahre) statt. Hier 
konnten sich Bürger*innen bundesweit beteiligen, z. B. zu Fragen der Alltagswahrnehmung von 
Klimawirkungen, zukünftigen Herausforderungen oder Handlungsschwerpunkten der Klimaan-
passung aus Bürger*innensicht bis hin zu Vorstellungen und Ideen für ein klimaangepasstes 
Deutschland. Die spezifische Online-Jugendbeteiligung diente dazu, die langfristige Betroffenheit 
und ggf. Zukunftsängste und -erwartungen der jungen Generation hervorzuheben. 

Die Beteiligung bestand für die Erwachsenen und Jugendlichen jeweils aus einer Online-Um-
frage, in der vorwiegend geschlossene Fragen gestellt wurden, sowie einer Ideenpinnwand, auf 
der die Teilnehmenden ihre Antworten auf die Leitfrage „Wie stellen Sie sich eine lebenswerte 
Zukunft im Klimawandel vor?“ einbringen konnten. 

An der Erwachsenen-Umfrage nahmen 1.749 Personen teil, an der separaten Jugend-Umfrage 
230 Personen. Die Verteilung der soziodemografischen Merkmale der Umfrageteilnehmenden 
zeigt, dass die Beteiligung keinen Anspruch auf eine statistische Repräsentativität erhebt. 
Bei Betrachtung der Ergebnisse muss daher berücksichtigt werden, dass einige soziodemografi-
sche Merkmale über-, während andere unterrepräsentiert sind. So sind weibliche Befragte sowie 
Befragte mit Hochschulzulassung oder -abschluss deutlich über dem Bevölkerungsschnitt ver-
treten. Zudem lässt sich erkennen, dass sich eher Menschen beteiligt haben, die bereits einiges 
zum Thema Klimawandel wissen sowie eher sozial engagiert und motiviert sind. Dies ist typisch 
für (Online-)Beteiligungsverfahren mit Selbstselektionsprozess. 

Abbildung 11 zeigt die Altersverteilung der Befragten der Erwachsenen-Beteiligung. Alle Ka-
tegorien weisen unterschiedlich breite Altersspektren auf. Am stärksten vertreten ist die Alters-
gruppe „30 bis 49 Jahre“ mit gut zwei Fünfteln, diese Gruppe ist damit im Vergleich zu den Bür-
ger*innendialogen online stärker vertreten.6 Die Altersgruppe „50 bis 64 Jahre“ macht mit knapp 
einem Drittel die zweitgrößte Gruppe aus. Die jüngste Altersgruppe („bis 29 Jahre“) ist mit 15 
 

4 In der Broschüre mit den Bürger*innenempfehlungen (UBA 2024) sind dies, die ab S. 27 aufgeführten Empfehlungen aus den ein-
zelnen Dialogen (jede blaue Zwischenüberschrift kennzeichnet eine neue Empfehlung). 
5 Zur Auswertung der Online-Beteiligung liegt ein Berichtsentwurf vor (Schäfer & Wolf 2024), der hier weiterverwendet wurde. Bei 
der Darstellung der Ergebnisse übernehmen wir teilweise Passagen aus dem Berichtsentwurf im Wortlaut. 
6 Hierbei ist zu beachten, dass die Altersgruppeneinteilung für die Bürger*innendialoge von der für die Online-Beteiligung etwas 
abweicht. 

https://dialog.bmuv.de/bmu/de/process/58835
https://dialog.bmuv.de/bmu/de/process/58895
https://dialog.bmuv.de/bmu/de/process/58895
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Prozent vertreten – und damit etwas stärker repräsentiert als in den regionalen Dialogen. Hier-
bei ist zu beachten, dass einige der Befragten aus der Gruppe der unter 25-Jährigen an der Ju-
gend-Beteiligung teilgenommen haben und somit eine geringe Beteiligung dieser Altersgruppe 
vorherzusehen und beabsichtigt war. In die Altersgruppe „65 Jahre und älter“ fällt ein Zehntel 
der Teilnehmenden. 

Abbildung 11: Bürger*innen Online-Umfrage – Altersgruppen 

 

Antworten auf die Frage „Wie alt sind Sie?“ (N=1.749) 
Quelle: Eigene Darstellung, IÖW (in Anlehnung an Schäfer & Wolf 2024, S. 57) 

In der Jugend-Beteiligung ist der Großteil der Teilnehmenden bereits volljährig. Knapp die 
Hälfte sind zwischen 22 und 25 Jahren und knapp zwei Fünftel zwischen 18 und 21 Jahren. Ein 
knappes Zehntel ist älter als 25 Jahre und nur 5 Prozent sind zwischen 14 und 17 Jahren. Dies 
zeigt, dass Volljährige das Angebot besser angenommen haben als Minderjährige.  

Abbildung 12 zeigt die Verteilung der Bildungsabschlüsse. Fast drei Viertel der Befragten haben 
einen Hochschulabschluss, weitere 16 Prozent haben Abitur oder einen gleichwertigen Ab-
schluss. Nur wenige haben einen mittleren, geringen oder keinen Abschluss. Damit ist die Ver-
zerrung hin zu überdurchschnittlich hohen Bildungsabschlüssen hier noch deutlicher ausge-
prägt als in den regionalen Dialogen. Auch an der Jugend-Beteiligung beteiligten sich zum gro-
ßen Teil junge Menschen, die eine Universität oder ein Gymnasium besuchen. 
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Abbildung 12: Bürger*innen Online-Umfrage – Bildungsstand 

 

Antworten auf die Frage „Welchen höchsten Schulabschluss oder Hochschulabschluss haben Sie?“ (N=1.749); Abweichun-
gen von 100 Prozent sind Rundungsfehler 
Quelle: Eigene Darstellung, IÖW (in Anlehnung an Schäfer & Wolf 2024, S. 61) 

Das Angebot der Ideenpinnwand nahmen weniger Personen wahr. Auf der Ideenpinnwand der 
Erwachsenen-Beteiligung gingen 223 Ideen ein, die von den Teilnehmenden mit 1.180 positiven 
Bewertungen („Likes“) unterstützt wurden. Die Ideen haben insgesamt 158 Kommentare von 
anderen Teilnehmenden erhalten. Die Ideenpinnwand der Jugend-Beteiligung wurde im Ver-
gleich zur Erwachsenen-Beteiligung weniger aktiv genutzt (17 eingereichte Ideen, 21 positive 
Bewertungen und acht Kommentare). 

Die Teilnehmenden hatten die Möglichkeit, ihre Ideen einem oder mehreren der bei den regio-
nalen Dialogen genannten Themenbereiche (siehe Abbildung 8) zuzuordnen, das Themenfeld 
Unsere Bildung, Kommunikation und Beteiligung stand nicht zur Auswahl, stattdessen gab es zu-
sätzlich die Kategorien Themenübergreifend und Sonstiges.  

Viele Ideen gingen dabei deutlich über das Thema Klimaanpassung hinaus und adressierten ge-
nerelle Anforderungen an die Politik bzw. andere Politikfelder wie Nachhaltigkeit, Klimaschutz, 
Verkehrs- und Agrarwende. Für diese Dokumentation haben wir die Beiträge ausgewertet, die 
Hinweise und Ideen zum Thema Klimaanpassung beinhalten. Dies sind 121 Beiträge auf der 
Pinnwand der Erwachsenen und sieben auf der Pinnwand der Jugendlichen. 
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1.3 Vorgehen für die Zusammenführung der Empfehlungen 
Abbildung 13 zeigt einen Überblick wie aktiv sich Stakeholder und Bürger*innen im Dialog 
KlimaAnpassung an den einzelnen Elementen beteiligt haben, die in die Auswertung eingeflos-
sen sind. 

Abbildung 13: Aktive Beteiligung an den Elementen des Dialogs KlimaAnpassung 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Die Darstellung der Ergebnisse aus den einzelnen Beteiligungselementen erfolgt zunächst mit 
den übergeordneten Erkenntnissen (Kapitel 2) und anschließend strukturiert nach den ein-
zelnen Clustern (Kapitel 3 bis 9) und unterscheidet dabei teilweise nach Handlungsfel-
dern/Teilclustern.  

Hierbei fassen wir zunächst die Empfehlungen der Stakeholder zusammen. Basis hierfür sind 
die Dokumentation des Stakeholderdialogs vom Dezember 2023 (Hoffmann & Rupp 2023) so-
wie ergänzend die Arbeitsblätter und Notizen aus der Veranstaltung. Für die Online-Konsulta-
tion nutzen wir die Excel-Tabelle mit den Rohdaten, die wir zunächst für die interne Auswertung 
je Cluster gebündelt haben. Die Beiträge der Stakeholder ordnen wir dabei – soweit möglich – 
den jeweiligen Zielen- und Maßnahmenvorschlägen im Rohentwurf zu. Im Fokus stehen die Er-
gebnisse der Dialogveranstaltung, da diese jeweils diskursiv von einer Gruppe Stakeholder erar-
beitet wurden. Die Beiträge der Online-Konsultation behandeln in vielen Fällen ähnliche The-
men und bestärken die Ergebnisse der Dialogveranstaltung. In der Auswertung fassen wir zu-
dem zusammen, welche ergänzenden Themen die Stakeholder nur in der Online-Konsultation 
eingebracht haben.  

Bei der Auswertung der Empfehlungen der Bürger*innen stehen die Kernbotschaften und 
Empfehlungen aus den regionalen Dialogen im Fokus (UBA 2024). Diese haben wir zunächst den 
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jeweiligen Clustern zugeordnet, dabei enthielten die einzelnen Kernbotschaften und Empfehlun-
gen teilweise mehrere Themen und wurden entsprechend ein bis drei Clustern zugeordnet. Er-
gänzend zu den überregionalen Kernbotschaften haben wir die einzelnen Empfehlungen der 
fünf Dialoge für weitere Spezifizierungen der Themen einbezogen. Im Abgleich dazu haben wir 
die Vorschläge auf der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand der Erwachse-
nen sowie der Jugendlichen jeweils auf Basis einer strukturierten Excel-Tabelle mit dem Daten-
export gesichtet und diese ebenfalls den Clustern zugeordnet. Für die Auswertung haben wir zu-
sätzlich den Entwurf des Auswertungsberichts von Schäfer & Wolf (2023) herangezogen. Wenn 
die Beiträge auf der Ideenpinnwand zusätzliche Themen und Forderungen adressieren, haben 
wir sie in die Darstellung aufgenommen. Hierbei fokussieren wir auf die Beiträge zum Thema 
Klimaanpassung. Die darüber hinausgehenden Themen und Forderungen werden jeweils knapp 
benannt. In zusätzlichen Textboxen stellen wir die clusterspezifischen Antworten aus der On-
line-Umfrage dar.  

In einem Fazit ziehen wir abschließend je Cluster einen Vergleich zwischen den Empfehlungen 
der Stakeholder und der Bürger*innen. 

Zusätzlich führte das UBA im Ressortforschungsvorhaben Soziale Dimension der Klimawan-
delanpassung ein Dialogforum im Winter 2023/2024 durch. Dessen Ergebnisse sind mit denen 
der Bürger*innenbeteiligung des offiziellen Dialogs KlimaAnpassung gut vergleichbar und wer-
den daher in diesem Bericht als Exkurs (Kapitel 10) berücksichtigt. 
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2 Übergeordnete Erkenntnisse der Beteiligung 
In diesem Kapitel gehen wir clusterübergreifend auf Ergebnisse der Beteiligung ein. Zunächst 
geben wir einen Überblick, in dem wir die Ergebnisse übergreifend einordnen. Anschließend 
stellen wir die von den Stakeholdern und Bürger*innen formulierten Querbezüge, Synergien und 
Konflikte zwischen den Clustern dar. Im nächsten Abschnitt zeigen wir auf, welche ergänzenden 
Themen die Stakeholder und Bürger*innen adressieren, die sich nicht in den Zielen im Rohent-
wurf wiederfinden. Zum Schluss stellen wir einige Hintergrundinformationen aus den Online-
Umfragen der Bürger*innen dar. 

2.1 Überblick 

► Generell haben sich die verschiedenen Beteiligungsangebote bewährt und wurden gut ange-
nommen. Durch die Kombination aus Präsenz- und Onlineformaten konnten verschiedene 
Gruppen erreicht werden. 

► Insgesamt wurde in allen Clustern eine Vielfalt verschiedener Stakeholder eingebunden. 

► Auch die Anzahl der teilnehmenden Bürger*innen ist erfreulich. Zukünftig sollte jedoch noch 
stärker auf die Beteiligung von Personen mit geringerer Bildung geachtet werden. Zudem lag 
die Zahl der Teilnehmenden an der Jugend-Beteiligung unter den Erwartungen.  

► Die Beiträge der Stakeholder und Bürger*innen zeigen insgesamt viel Unterstützung für die 
vorsorgende Klimaanpassungsstrategie.  

► Die Stakeholderempfehlungen beziehen sich teilweise sehr konkret auf die im Rohentwurf 
der Bundesministerien genannten Ziele und Maßnahmen. Ein Schwerpunkt liegt auf Ände-
rungsvorschlägen an den Zielentwürfen. Zum Teil schlagen die Stakeholder zusätzliche Ziele 
vor.  

► In einigen Clustern fordern die Stakeholder eine klarere oder frühere zeitliche Verortung der 
Ziele inklusive Zwischenziele (z. B. Cluster Gesundheit, Teilcluster Stadtentwicklung, Cluster 
Wasser). 

► Zu zahlreichen Zielen empfehlen die Stakeholder eine Konkretisierung und Verbesserung 
der Messbarkeit. Gleichzeitig weisen sie auf Herausforderungen bei der Messbarkeit, insbe-
sondere durch fehlende Daten hin. In diesem Zusammenhang machen sie auch viele Vor-
schläge für zusätzliche Indikatoren. Wir empfehlen, diese in der weiteren Ausarbeitung mit 
den Erfahrungen des bestehenden DAS-Monitorings abzugleichen.  

► Die Bürger*innen wurden nicht zu den konkreten Zielentwürfen des Rohentwurfs der Bun-
desministerien beteiligt, sondern allgemeiner nach ihren Zielvorstellungen und Erwartun-
gen befragt. Ihre Empfehlungen lassen sich gut den Clustern der DAS zuordnen, zeigen Prio-
ritäten der Bürger*innen und geben Hinweise auf erwünschte Maßnahmen. 

► Sowohl die Stakeholder als auch die Bürger*innen schlagen eine Vielzahl von Maßnahmen 
vor. Diese adressieren insbesondere bei den Bürger*innen oft die kommunale Ebene oder 
die der Länder. Auch die Stakeholder schlagen zum Teil Maßnahmen für andere Ebenen vor. 
Um diese Erwartungen aufzugreifen, empfehlen wir, bei der Maßnahmenentwicklung zu 
prüfen, welche unterstützenden Rahmensetzungen auf Bundesebene die Umsetzung auf an-
deren Ebenen befördern können. Auch wäre zu prüfen, wie die Beiträge anderer Ebenen für 
die weitere Arbeit zum Strategieprozess und darüber hinaus genutzt oder eingebunden wer-
den können. 
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► Die Empfehlungen der Stakeholder und Bürger*innen zu Maßnahmen zeigen insgesamt 
große Überschneidungen.  

► Deutlich wird, dass sich die Bürger*innen eine Verknüpfung von Klimaanpassung mit ande-
ren Politikfeldern wünschen. In den Empfehlungen werden breitere Themen aus dem Feld 
der Nachhaltigkeitspolitik angesprochen wie Klima- und Ressourcenschutz, Energie- und 
Verkehrswende und ökologische Landwirtschaft. Auf der Ideenpinnwand der Erwachsenen 
und Jugendlichen gibt es zudem vereinzelt generelle Kritik am Thema Klimaanpassung, ver-
bunden mit der Forderung, das Thema Klimaschutz in den Vordergrund zu stellen. 

► Auch die Stakeholder gehen mit ihren Empfehlungen teilweise über das Thema Klimaanpas-
sung hinaus. Dies ist insbesondere in den Clustern der Fall, für die auch im Rohentwurf be-
reits viele Bezüge zu anderen Strategien hergestellt werden (z. B. Cluster Land & Landnut-
zung). 

► Die Stakeholder geben nur teilweise Empfehlungen zur Priorisierung der im Rohentwurf 
enthaltenen Ziele und Maßnahmen. Entsprechende Hinweise machen sie insbesondere zu 
den Clustern, für die im Rohentwurf sehr viele Ziele formuliert sind (Cluster Land & Land-
nutzung und Cluster Wasser). 

► Alle Beteiligungselemente wurden evaluiert. Dabei gab es zu den Präsenzformaten einen ho-
hen Rücklauf, während dieser für die Online-Formate eher gering ausfiel und daher weniger 
aussagekräftig ist. Die Evaluationsergebnisse sind insgesamt positiv. Kritisch sahen die Sta-
keholder den kurzen Zeitraum der Online-Konsultation. Zudem war ein Teil der Bürger*in-
nen und Stakeholder skeptisch, ob ihre Empfehlungen im Prozess berücksichtigt werden. 

2.2 Querbezüge zwischen den Clustern 
Im Rohentwurf der messbaren Ziele für eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie werden be-
reits einige Querbezüge zwischen den Clustern, Teilclustern und Handlungsfeldern benannt. 
Auch die Rückmeldungen der Stakeholder und Bürger*innen zeigen zahlreiche Querbezüge auf. 
Die Stakeholder empfehlen hierzu, diese Schnittstellen auch cluster- und ressortübergreifend 
anzugehen, um Synergien zu nutzen und mögliche Konflikte frühzeitig zu betrachten. Tabelle 2 
gibt einen Überblick zu den Querbezügen zwischen den Clustern ausgehend von den Rückmel-
dungen aus dem Beteiligungsprozess. 

Die Stakeholder und Bürger*innen sehen insgesamt überwiegend Synergien, nur an wenigen 
Stellen weisen die Stakeholder auf mögliche Konflikte hin. Für fast alle Cluster werden Bezüge zu 
den Querschnittsclustern Übergreifendes sowie Stadtentwicklung, Raumplanung und Bevölke-
rungsschutz hergestellt. Vor allem berührt sind hier das Teilcluster Stadtentwicklung sowie die 
Aktionsfelder Bildung und Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung im Cluster Übergreifen-
des. Die Stakeholder weisen auf mögliche Konflikte zwischen dem Cluster Gesundheit und 
dem Teilcluster Stadtentwicklung hin: der weitere Ausbau grün-blauer Infrastruktur und na-
turbasierter Lösungen kann die Belastung mit Allergenen erhöhen sowie zusätzliche Brutstätten 
für Vektoren schaffen und damit die Verbreitung vektorübertragener Krankheiten befördern. 
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Tabelle 2: Überblick zu Querbezügen zwischen den Clustern aus dem Beteiligungsprozess 

Cluster Gesund-
heit 

Infra-
struktur 

Land & 
Landnut-
zung 

Stadtent-
wicklung, 
Raum- 
planung & 
Bevölke-
rungs-
schutz 

Wasser Wirt-
schaft 

Über- 
greifen-
des 

Gesundheit  X  X  X X 

Infrastruktur X   X X X X 

Land & Land-
nutzung    X X   

Stadtentwick-
lung, Raum-
planung & Be-
völkerungs-
schutz 

X X X  X X X 

Wasser  X X X  X X 

Wirtschaft X X  X X  X 

Übergreifen-
des X X  X X X  

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Zudem werden von allen wassernutzenden Clustern, insbesondere dem Cluster Land & Landnut-
zung, Querbezüge und auch mögliche Nutzungskonflikte zum Cluster Wasser aufgezeigt. Zu 
den möglichen Konflikten gehören hier die Wasserentnahmen/-verunreinigungen in der Land-
wirtschaft, Industrie und Energieerzeugung sowie mögliche Konflikte zwischen Gewässerökolo-
gie und Wasserstraßen. 

Auch das Cluster Infrastruktur mit seinen Handlungsfeldern Verkehr und Bauwesen hat viele 
Querbezüge zu infrastrukturnutzenden Clustern, insbesondere zu Wirtschaft und Gesundheit. 
Hier wird im Cluster Gesundheit auf mögliche Konflikte zwischen Klimaschutz und den An-
forderungen an gekühlte Gebäude hingewiesen. Letztere werden insbesondere zum Schutz 
vulnerabler Gruppen in sozialen Einrichtungen benötigt.  

Die Querbezüge, Synergien und Konflikte werden in den folgenden Clusterkapiteln jeweils in ei-
nem eigenen Abschnitt ausformuliert. 

2.3 Hinweise auf Lücken im Rohentwurf 
Die Stakeholder sehen teilweise Lücken in der Ziele- und Maßnahmenformulierung im Rohent-
wurf. Zudem entwickeln die Bürger*innen auch Empfehlungen für Themen, die im Rohentwurf 
bislang nicht mit Zielen und Maßnahmen abgedeckt sind. Diese werden spezifisch für die einzel-
nen Cluster in den folgenden Kapiteln aufgeführt.  

Durch die Clusterstruktur lassen sich aber auch einige Hinweise auf Lücken nicht klar einem 
Cluster zuordnen. Dies gilt beispielsweise für das Thema Arbeitsschutz. Dieses nimmt insbe-
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sondere bei den Bürger*innen eine große Rolle ein. Das Thema liegt an der Schnittstelle zwi-
schen den Clustern Gesundheit und Wirtschaft und liegt in der Verantwortung des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales (BMAS). Hier sollte geklärt werden, wie das Thema zukünftig in 
die vorsorgende DAS integriert werden kann. 

Zudem weisen die Stakeholder und Bürger*innen auf Themen hin, die sich Handlungsfeldern zu-
ordnen lassen, die zwar in der DAS enthalten, aber im Rohentwurf nicht abgedeckt sind.  

► Den Bürger*innen und auch den Stakeholdern fehlt ein Ziel für das Handlungsfeld Energie-
wirtschaft. Sie wünschen sich eine klimaresiliente Energieinfrastruktur und verweisen u. a. 
auf den Ausbau der Photovoltaik in Verbindung mit Verschattungsmaßnahmen in der Stadt 
und auf dem Land.7  

► Die Stakeholder wünschen, dass das Handlungsfeld Fischerei ausführlicher dargestellt 
wird, als lediglich auf die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) und europäische Regularien zu 
verweisen. Zudem fragen die Stakeholder, ob dieses als Fischereiwirtschaft Teil des Clusters 
Wirtschaft sein sollte. 

► Auch für das Handlungsfeld Meeres- und Küstenschutz wünschen die Stakeholder eine 
größere Rolle in den Zielentwürfen.8 Besonders der Küstenschutz wird vor allem von Bür-
ger*innen als bedeutsam eingestuft.  

► Das Thema Tourismus wird in der Bürger*innenbeteiligung behandelt und taucht im Stake-
holderdialog bei der Diskussion zum Cluster Übergreifendes (Ziel Kultur und Naturerbe) auf. 
In der bisherigen DAS war das Handlungsfeld Tourismuswirtschaft dem Cluster Wirt-
schaft zugeordnet, in dem es im Rahmen der Entwicklung messbarer Ziele allerdings nicht 
gesondert behandelt wird. 

► Im Stakeholderdialog betonen die Teilnehmenden im Cluster Wirtschaft zudem die Bedeu-
tung der Finanzwirtschaft. Auch das Handlungsfeld Finanzwirtschaft ist dem Cluster Wirt-
schaft zugeordnet und wird in diesem nicht gesondert behandelt. 

Zusätzlich vermissen die Stakeholder einige Themen im Rohentwurf, dazu gehören das Thema 
Ernährung (Cluster Land & Landnutzung) und die internationale Verflechtung der Wirt-
schaft (Cluster Wirtschaft). 

Die Bürger*innen fordern, dass Bürger*innenbeteiligung in politischen Prozessen ausgeweitet 
wird. Für die Umsetzung von Klimaanpassung wünschen sie sich Beteiligungsangebote von der 
lokalen bis zur Bundesebene.  

 

7 Hierzu erläutert der Rohentwurf: „Die Erarbeitung messbarer Ziele für das Handlungsfeld `Energiewirtschaft´ kann vom federfüh-
rend zuständigen Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) aufgrund übergeordneter Herausforderungen der 
Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien und der Sicherstellung der Energieversorgung vor dem Hintergrund der 
Energiekrise in Folge des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine, mit den aktuell verfügbaren Ressourcen nicht gewährleistet 
werden. Das Handlungsfeld `Energiewirtschaft´ kann darum erst bei kommenden Fortschreibungen der Strategie Berücksichtigung 
finden.“ (BMUV 2023d, S. 17). 
8 Hier ist ebenfalls auf den Rohentwurf zu verweisen und die Erläuterung, dass für den Meeresschutz derzeit noch Bedarf an Grund-
lagenarbeit besteht, um geeignete Indikatoren und messbare Ziele abzuleiten (BMUV 2023d, S. 99). 
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2.4 Klimawandelbedingte Sorgen und Erwartungen der Bürger*innen9 
Die Online-Umfragen bei den Bürger*innen (Erwachsene und Jugendliche) liefern Hintergrund-
informationen darüber 

► wie die teilnehmenden Bürger*innen den Klimawandel wahrnehmen 

► welche klimawandelbedingten Sorgen sie haben 

► welche positiven Entwicklungen sie mit Klimaanpassung verbinden 

► welche Vorsorgemaßnahmen sie selbst ergreifen und welche Unterstützung sie sich wün-
schen.  

Neben den übergreifenden Ergebnissen, die wir hier darstellen, gehen wir in den folgenden Ka-
piteln bei den Bürgerempfehlungen zu den einzelnen Clustern jeweils in Textboxen am Ende der 
Bürgerempfehlungen kurz auf Spezifika ein.  

In der Jugend-Umfrage wurden zum Teil andere Fragen gestellt. Wir stellen im Folgenden die 
Ergebnisse der Online-Umfrage für Erwachsene dar und ergänzen wo möglich Erkenntnisse aus 
der Jugend-Beteiligung. 

Bezüglich der Wahrnehmung von Extremwettereignissen (siehe Abbildung 14) geben nur 
sehr wenige Befragte an, keines der aufgelisteten Ereignisse in ihrer Region erlebt zu haben. Die 
vier am meisten ausgewählten Antwortmöglichkeiten beziehen sich auf Ereignisse im Zusam-
menhang mit zunehmender Hitze und Trockenheit. Gut zwei Fünftel geben jeweils an, Ein-
schränkungen im Verkehr und Ernteausfälle erlebt zu haben. Ein knappes Drittel erlebte in den 
letzten Jahren eingeschränkte Bademöglichkeiten und ein Viertel gibt Schäden an ihrem Zu-
hause durch Extremwetterereignisse an.  

 

9 Inhalte, Grafiken und tlw. Textpassagen dieses Abschnittes wurden aus Schäfer & Wolf (2024) übernommen. 
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Abbildung 14: Online-Umfrage Bürger*innen – Erfahrung mit Extremwetterereignissen 

Antwortmöglichkeiten auf die Frage: „Welche der 
folgenden Ereignisse haben Sie in Ihrem Zuhause 
oder Ihrer Region in den letzten Jahren erlebt?“ 

Prozentangabe der ausgewählten Antwortmöglich-
keit 

Aufgeheizte Straßen oder vertrocknete Parks, so 
dass ich mich bei Hitze kaum im Freien aufhalten 
konnte 

76% 

Schäden an Wäldern durch Waldbrände, Stürme 
oder Trockenheit 

72% 

Starke Hitze in Innenräumen, sodass ich mich kaum 
dort aufhalten konnte 

61% 

Aufrufe zum Wassersparen oder Einschränkungen 
der Wassernutzung (zum Beispiel für private Gärten) 

45% 

Einschränkungen im Verkehr durch Unwetter, Über-
schwemmungen oder Erdrutsche 

43% 

Ernteausfälle in der Landwirtschaft durch Trocken-
heit, Unwetter oder Überschwemmungen 

42% 

Eingeschränkte Bademöglichkeiten aufgrund von 
schlechter Wasserqualität 

31% 

Schäden an meinem Zuhause durch Unwetter, Über-
schwemmungen oder Waldbrände 

25% 

Stromausfälle bei Unwetter 15% 
Sonstiges 7% 
Ich habe in meinem Zuhause oder meiner Region in 
den letzten Jahren keines dieser Ereignisse erlebt 

3% 

 
 

 
Antworten auf die Frage: „Welche der folgenden Ereignisse haben Sie in Ihrem Zuhause oder Ihrer Region in den letzten 
Jahren erlebt?“ (N=Anzahl der Befragten (N) = 1.749; Mehrfachantworten möglich) 
Quelle: Schäfer & Wolf 2024, S. 14 

Bei der Frage nach klimawandelbedingten Sorgen konnten die Befragten bis zu fünf Antwort-
möglichkeiten auswählen und so zwischen großen und weniger großen Sorgen unterscheiden. 
Bei den größten Sorgen geht es um soziale Folgen des Klimawandels sowie Folgen für die Natur 
und Umwelt (siehe Abbildung 15). Die Befragten äußern mehrheitlich die Sorge, dass nachfol-
gende Generationen weniger Chancen auf ein gutes Leben haben. Zu je etwa zwei Dritteln sorgen 
sie sich um die abnehmende Verfügbarkeit von Wasser, zunehmenden Schäden in der regionalen 
Natur und die Verschärfung sozialer Ungleichheit. Eine weitere soziale Komponente – die Ver-
schlechterung des sozialen Miteinanders – wird von der Hälfte der Befragten befürchtet. Zu je 
etwa einem Drittel sorgen sich die Befragten um die Verfügbarkeit und den Preis von Lebensmit-
teln, den Zuzug von Geflüchteten aus betroffenen Weltregionen und Schäden durch Extremwet-
terereignisse und deren Kosten sowie Auswirkungen auf verfügbare Finanzmittel. Etwa ein Vier-
tel sorgt sich um die eigene Gesundheit oder die von Angehörigen. Deutlich weniger sorgen sich 
die Befragten um die Schäden am eigenen Zuhause, Schäden und Einschränkungen im Verkehr 
oder der Energieversorgung oder die Wirtschaft. Nur eine absolute Minderheit von einem Pro-
zent macht sich keine Sorgen über die Folgen des Klimawandels. 
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Abbildung 15: Online-Umfrage Bürger*innen – Sorgen im Zusammenhang mit Klimawandel 

Antwortmöglichkeiten auf die Frage: „Was sind Ihre 
größten Sorgen im Zusammenhang mit den Folgen 
des Klimawandels in Ihrem Umfeld?“ 

Prozentangabe der ausgewählten Antwortmöglich-
keit 

Die nachfolgenden Generationen weniger Chancen 
auf ein gutes Leben haben 

81% 

Wasser knapp wird 69% 
Die Natur in meiner Region weiter geschädigt wird 66% 
Sich die Unterschiede zwischen armen und reichen 
Menschen weiter vergrößern werden 

62% 

Sich das soziale Miteinander verschlechtert (zum 
Beispiel durch Belastung des Gesundheitssystems, 
Aggressivität bei Hitze) 

50% 

Lebensmittel knapper und teurer werden 33% 
Mehr Menschen aus besonders betroffenen Weltre-
gionen nach Deutschland flüchten 

32% 

Die Schäden durch Unwetter, Überschwemmungen 
usw. so große Kosten verursachen, dass an anderen 
Stellen stark gespart werden muss 

32% 

Sich meine Gesundheit oder die meiner Angehörigen 
verschlechtert 

24% 

Es mehr Schäden an meinem Zuhause gibt 8% 
Es vermehrt zu Schäden und Einschränkungen im 
Verkehr oder bei der Energieversorgung kommt 

8% 

Die Wirtschaft darunter leidet (zum Beispiel gestörte 
Lieferketten) 

6% 

Sonstiges 5% 
Ich mache mir keine Sorgen über die Folgen des Kli-
mawandels 

1% 

   
Antworten auf die Frage: „Was sind Ihre größten Sorgen im Zusammenhang mit den Folgen des Klimawandels in Ihrem Um-
feld?“ (N=1.749, bis zu fünf Auswahlmöglichkeiten möglich) 
Quelle: Schäfer & Wolf 2024, S. 21 

In der Jugend-Umfrage waren die Sorgen teilweise etwas anders formuliert. An der Spitze steht 
hier die Sorge, dass die bisherigen Anpassungsmaßnahmen nicht ausreichen, um schlimme Fol-
gen zu verhindern (war in der Erwachsenen-Umfrage nicht enthalten). Danach kommen auch 
hier die von der Mehrheit geteilten Sorgen um die Natur, über die Auswirkungen auf die Lebens-
qualität in der Zukunft und in diesem Fall der eigenen Generation, über zunehmende Ungerech-
tigkeiten und die Verknappung von Wasser. 

Von Klimaanpassung erwarten die Befragten positive Auswirkungen auf ihr Leben (siehe 
Abbildung 16). Gut zwei Drittel meinen, dass Klimaanpassungsmaßnahmen positive Auswirkun-
gen für das Leben nachfolgender Generationen haben können und der eigene Wohnort durch 
mehr Grün lebenswerter wird. Knapp zwei Drittel erwarten, dass durch Klimaanpassung Wasser 
ausreichend verfügbar bleibt und sich die Natur erholt. Gut die Hälfte sehen gesellschaftliche 
Vorteile wie eine Verbesserung des sozialen Miteinanders oder volkswirtschaftliche Vorteile 
durch die Reduktion von Schäden. Zu je etwa zwei Fünftel glauben die Befragten an positive ge-
sundheitliche Auswirkungen und positive Auswirkungen auf die kritische Infrastruktur und Le-
bensmittelpreise. Mehr als ein Viertel der Befragten verbinden mögliche Klimaanpassungsmaß-
nahmen mit einem Rückgang wetterbedingter Schäden an ihrem Zuhause oder einem neuen 
Wirtschaftswachstum. Nur 5 Prozent glauben, dass Klimaanpassungsmaßnahmen keine positi-
ven Auswirkungen auf ihr Leben haben würden.  



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

57 

 

Hier wurden bei den Jugendlichen die gleichen Items abgefragt und die Reihenfolge ähnelt der 
bei der Erwachsenen-Umfrage und auch die Prozentanteile liegen in einem vergleichbaren Be-
reich. Allerdings erwarten hier knapp die Hälfte, dass Lebensmittel bezahlbar bleiben und dass 
die Infrastruktur verlässlicher ist. Demgegenüber ist die Hoffnung auf positive Auswirkungen 
auf die Gesundheit bei Jugendlichen weniger stark ausgeprägt, dies gibt nur ein Viertel an.  

Abbildung 16: Online-Umfrage Bürger*innen – Positive Auswirkungen der Klimaanpassung 

Antwortmöglichkeiten auf die Frage: „Was denken 
Sie, in welchen Bereichen sich Klimaanpassung zu-
künftig positiv auf Ihr Leben auswirkt? Ich denke, 
dass entsprechende vorsorgende Maßnahmen dazu 
führen, dass…“ 

Prozentangabe der ausgewählten Antwortmöglich-
keit 

Die Nachfolgenden Generationen bessere Chancen 
auf ein gutes Leben haben 

69% 

Mein Wohnort durch mehr Grün (Parks, Straßen-
bäume, Fassadenbegrünung usw.) lebenswerter wird 

69% 

Wasser ausreichend verfügbar bleibt 65% 
Die Natur in meiner Region sich erholt 59% 
Sich das Soziale Miteinander verbessert (zum Bei-
spiel durch begrünte Orte, an denen man andere 
Menschen treffen kann) 

55% 

Weniger Schäden durch Unwetter, Überschwem-
mungen usw. entstehen, so dass öffentliche Gelder 
für andere Aufgaben zur Verfügung stehen 

52% 

Meine Gesundheit oder die meiner Angehörigen er-
halten bleibt oder sich verbessert 

40% 

Die Infrastruktur (Gesundheitswesen, Verkehr, Ener-
gie, Kommunikation) verlässlicher ist  

40% 

Lebensmittel bezahlbar bleiben  38% 
Es weniger wetterbedingte Schäden an meinem Zu-
hause gibt 

26% 

Es neues Wirtschaftswachstum gibt (zum Beispiel 
durch Investitionen in Anpassungsmaßnahmen) 

26% 

Ich denke, dass Klimaanpassung keine positiven Aus-
wirkungen auf mein Leben hat  

5% 

Sonstiges 5% 
 
  
Antworten auf die Frage: „Was denken Sie, in welchen Bereichen sich Klimaanpassung zukünftig positiv auf Ihr Leben aus-
wirkt? Ich denke, dass entsprechende vorsorgende Maßnahmen dazu führen, dass…“ (N=1.749, Mehrfachantworten mög-
lich) 
Quelle: Schäfer & Wolf 2024, S. 37 
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Die meisten Befragten betreiben Eigenvorsorge und ergreifen persönliche Maßnahmen im All-
tag, um sich vor Schäden und Beeinträchtigungen durch Extremwetterereignisse zu schützen 
(siehe Abbildung 17). So haben fast alle ihr Verhalten bei Hitze angepasst. Knapp zwei Drittel ha-
ben Warn-Apps installiert. Zwei Fünftel unterstützen vulnerable Personengruppen beim hitze-
angepassten Verhalten. Kostenintensivere Maßnahmen wir der Abschluss einer Versicherung 
(32 %), die Umsetzung baulicher (31 %) oder Begrünungsmaßnahmen (16%) werden seltener 
ergriffen. Klassische Eigenvorsorgemaßnahmen wie ein Notfallvorrat (28 %) oder eine Doku-
menten-Mappe bzw. Notfallkoffer (8 %) ergreifen die Befragten nur selten. Lediglich 4 Prozent 
der Befragten haben keine Maßnahmen zum Schutz ergriffen.  

Abbildung 17: Online-Umfrage Bürger*innen – Persönliche Schutzmaßnahmen 

Antwortmöglichkeiten auf die Frage: „Welche der 
folgenden Maßnahmen haben Sie persönlich ergrif-
fen, um sich vor Schäden und Beeinträchtigungen 
durch Hitze, Unwetter und Hochwasser zu schüt-
zen?“ 

Prozentangabe der ausgewählten Antwortmöglich-
keit 

Bei Hitze passe ich mein Verhalten an, z. B trinke ich 
mehr, nutze Sonnenschutz oder suche kühle Orte 
auf.  

91% 

Ich habe Warn-Apps installiert (z. B DWD-Warnwet-
ter des Deutschen Wetterdiensts, NINA) oder nutze 
Informationsangebote zum Pollenflug, Sonnenstrah-
lung.  

62% 

Bei Hitze achte ich besonders darauf, dass Kinder, Äl-
tere, Kranke in meinem Umfeld ausreichend trinken 
und kühle Räume aufsuchen.  

40% 

Ich bin gegen Elementarschäden versichert.  32% 
Ich habe bauliche Maßnahmen ergriffen (z. B. Wär-
medämmung, Rollläden, Markisen, Rückschlagven-
tile gegen Starkregen) 

31% 

Ich habe einen Notfallvorrat für Stromausfälle oder 
Ähnliches im Haus.  

28% 

Ich habe mein Dach oder meine Fassade begrünt 
oder Maßnahmen ergriffen, damit Regenwasser gut 
versickern kann.  

16% 

Ich habe eine Dokumenten-Mappe oder einen Not-
fallkoffer für den Fall einer Evakuierung.  

8% 

Sonstiges 6% 
Ich habe keine Maßnahmen zum Schutz ergriffen.  4% 

  
Antworten auf die Frage: „Welche der folgenden Maßnahmen haben Sie persönlich ergriffen, um sich vor Schäden und Be-
einträchtigungen durch Hitze, Unwetter und Hochwasser zu schützen?“ (N=1.749, Mehrfachantworten möglich) 
Quelle: Schäfer & Wolf 2024, S. 26 
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Hinsichtlich Unterstützungswünschen wurden die Bürger*innen einerseits nach Informations-
bedarfen und andererseits nach Wünschen für die Klimaanpassung vor Ort befragt. Die Befrag-
ten wünschen sich Informationen zu verschiedenen Themen, besonders zu den Klimaanpas-
sungsaktivitäten verschiedener politischer Ebenen (siehe Abbildung 18). Dieser Wunsch ist stär-
ker, je näher die politische Ebene an den eigenen Wohnort rückt. Knapp die Hälfte wünscht sich 
Informationen zu den Folgen des Klimawandels an ihrem Wohnort. Gut zwei Fünftel möchten 
informiert werden, wie sie sich im akuten Katastrophenfall richtig verhalten. Zu je etwa einem 
Drittel wünschen sich die Befragten Informationen zu den Klimaanpassungsaktivitäten ihres Ar-
beitgebers und den Gesundheitsbelastungen durch den Klimawandel. Über ein Viertel möchte 
Informationen zum Schutz ihres Zuhauses. Nur 15 Prozent möchten weitere Informationen zum 
Schutz vor Hitze und weitere 10 Prozent gaben an, sie seien ausreichend informiert.  

Abbildung 18: Online-Umfrage Bürger*innen – Informationsbedarfe 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Antworten auf die Frage: „Zu welchen der folgenden Themen wünschen Sie sich mehr Informationen?“  (N=1.749, Mehr-
fachantworten möglich) 
Quelle: Schäfer & Wolf 2024, S. 33 
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Gefragt nach den Wünschen, was ihre Gemeinde/ Stadt zu Klimaanpassung umsetzen 
sollte, setzen die Bürger*innen Prioritäten bei Versickerungsflächen und Entsiegelung (86 %), 
Grünflächen und Straßenbäumen (81 %) sowie der Umwandlung von Wäldern in klimarobuste 
Mischwälder (70 %) (siehe Abbildung 19). Etwa die Hälfte wünscht sich eine Gewässer- und Au-
enrenaturierung sowie die Verschattung des öffentlichen Raums. Weniger als die Hälfte wün-
schen sich öffentliche Trinkbrunnen (40 %), die Einschränkung der Trinkwassernutzung für an-
dere Zwecke (35 %) sowie Informationskampagnen und Beratungsangebote zum Umgang mit 
dem Klimawandel (26 %). Nur wenige (12 %) nennen öffentlich zugänglich klimatisierte Räume. 
Nur eine absolute Minderheit wünscht sich keine Vorsorgemaßnahmen von ihrer Gemeinde.  

Abbildung 19: Online-Umfrage Bürger*innen – Wünsche an Gemeinde/ Stadt 

 
Antworten auf die Frage: „Was sollte Ihre Gemeinde / Stadt aus Ihrer Sicht für die Klimaanpassung tun?“ (N=1.749, bis zu 
fünf Auswahlmöglichkeiten möglich) 
Quelle: Schäfer & Wolf 2024, S. 35 
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3 Empfehlungen aus der Beteiligung im Cluster Gesundheit 
Im Cluster Gesundheit haben sich viele Stakeholder beteiligt, zudem spielte das Thema eine 
große Rolle in der Bürger*innenbeteiligung (siehe Abbildung 20). 

Abbildung 20: Überblick über die Beteiligung im Cluster Gesundheit 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Die Stakeholderrückmeldungen zum Cluster Gesundheit behandeln insgesamt eine Vielfalt an 
Themen, lassen aber klare Schwerpunkte im Bereich der Verhältnisprävention10 erkennen. Da-
bei empfehlen die Stakeholder die Ergänzung und Änderung der Ziele und machen zahlreiche 
Maßnahmenvorschläge. Der Fokus liegt dabei insbesondere auf dem Ziel zu hitzeangepasstem 
Verhalten. 

Das Cluster Gesundheit nimmt in den regionalen Bürger*innendialogen eine große Rolle ein, 
auf der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen gibt es aller-
dings nur wenige Beiträge. Das Thema wird zudem im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen 
behandelt (siehe Kapitel 10). Dabei liegt der Fokus insgesamt auf dem Hitzeschutz und dem 
Schutz vulnerabler Gruppen. Hierfür schlagen die Bürger*innen eine Vielzahl an Maßnahmen 
vor. 

Im Folgenden werden zum besseren Verständnis zu Beginn die Zielvorschläge des Rohentwur-
fes genannt. Anschließend fassen wir zunächst die Beiträge der Stakeholder zusammen und ord-

 

10 In der Gesundheitsvorsorge wird zwischen Verhaltensprävention und Verhältnisprävention unterschieden. Während Verhal-
tensprävention auf das individuelle Gesundheitsverhalten abzielt, umfasst die Verhältnisprävention strukturelle Veränderungen in 
den Lebensbedingungen der Menschen. 
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nen sie – wo möglich – den Zielen und Maßnahmen des Rohentwurfes zu. In den folgenden Ab-
schnitten stellen wir zusätzliche Ziel- und Maßnahmenvorschläge sowie die Hinweise zu Indika-
toren aus Sicht der Stakeholder dar. Die Darstellung fokussiert auf die Ergebnisse, die die Stake-
holder in der Dialogveranstaltung gemeinsam auf Folien festgehalten haben (siehe 1.2.1.1). Er-
gänzend werden zum Teil Beiträge aus den einzelnen Kleingruppen sowie Beiträge aus der On-
line-Konsultation dargestellt. Wenn wir uns auf Kleingruppen oder die Online-Konsultation be-
ziehen, wird dies extra erwähnt. 

In einem separaten Abschnitt fassen wir die Empfehlungen der Bürger*innen zusammen. Dabei 
werden bedingt durch die Methodik der Beteiligung keine konkreten Bezüge zu den Zielvor-
schlägen des Rohentwurfs hergestellt. Die Darstellung fokussiert auf die übergreifenden Emp-
fehlungen aus den fünf regionalen Dialogen (UBA 2024). Ergänzend werden zum Teil Beiträge 
aus einzelnen regionalen Dialogen sowie Beiträge aus der deutschlandweit zugänglichen digita-
len Ideenpinnwand dargestellt. Wenn wir uns auf einzelne regionale Dialoge oder die Ideenpinn-
wand beziehen, wird dies extra erwähnt. Zusätzlich werden in einer Textbox auf das Cluster be-
zogene Inhalte aus der deutschlandweiten Online-Umfrage der Bürger*innen und Jugendlichen 
(siehe hierzu auch Abschnitt 2.4) dargestellt. 

Das Kapitel endet mit einem Fazit, in dem wir auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
den Beiträgen der Bürger*innen und Stakeholder eingehen und Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarfe für die Zielvorschläge des Rohentwurfes ziehen. 

3.1 Ziele im Cluster Gesundheit 
Der Rohentwurf enthält die folgenden Zielvorschläge für das Cluster Gesundheit (BMUV 2023d, 
S. 12f.): 

► Ziel 1: Stärkung der Fähigkeit der Bevölkerung zu hitzeangepasstem Verhalten mit den Un-
terzielen: 

A. Verbesserung von Wissen zu gesundheitlichen Hitzefolgen und entsprechendem Verhal-
ten 

► Zunahme von hitzeangepasstem Verhalten 

B. Stärkung der Fähigkeit der Kommunen, gesundheitliche Hitzeschutzmaßnahmen zu er-
greifen 

C. Verbesserung von Monitoring zu hitzebedingter Mortalität und Morbidität 

► Ziel 2: Stärkung der Fähigkeit der Bevölkerung zu UV-angepasstem Verhalten: 

⚫ Erhöhtes Wissen zu den gesundheitsgefährdenden Folgen von UV-Strahlung und wir-
kungsvollen verhaltens- und verhältnispräventiven Schutzmaßnahmen in der Bevölke-
rung mittels adressatengerechter Multikomponenten-Programmen 

⚫ Evaluation und Optimierung von Handlungsempfehlungen und Präventionsmaßnahmen 
zur Vorbeugung UV-bedingter Erkrankungen der Haut und Augen 

► Ziel 3: Stärkung der Fähigkeit der Bevölkerung zum Umgang mit Pollen und Allergien 

► Ziel 4: Stärkung der Fähigkeit der Bevölkerung zur Vermeidung und zum Umgang mit durch 
den Klimawandel begünstigte Infektionskrankheiten, insbesondere vektorübertragene 
Krankheiten 
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3.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Cluster Gesundheit 
Die Stakeholder diskutieren in der Dialogveranstaltung und in der Online-Konsultation ähnliche 
Themen und formulieren ähnliche Empfehlungen. Im Folgenden heben wir hervor, wenn Vor-
schläge nur aus der Online-Konsultation kommen. 

3.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Zielübergreifend kritisieren die Stakeholder, dass die Ziele vor allem auf Verhaltensprävention 
und Informationsvermittlung setzen. Sie empfehlen, die Ziele um Verhältnisprävention zu er-
gänzen. Das heißt, sie wünschen, dass die Ziele und Maßnahmenorganisatorische und institutio-
nelle Prävention, Rahmenbedingungen sowie Settings und Lebenswelten (z. B. Schulen, Kinder-
tagesstätten (Kitas), Pflegebereiche, Arbeitswelt) adressieren. Als Beispiele nennen sie kühle 
Räume, Verschattung, verlegen von Außenarbeiten in Morgen- und Abendstunden. Entspre-
chend wünschen sie sich einen stärkeren Fokus auf die Stärkung von Strukturen, Institutionen 
und Ressourcen. Eine Kleingruppe schlägt zudem vor, die Formulierung in den Zielen „Stärkung 
der Fähigkeit der Bevölkerung“ zu verändern in „Befähigung der Bevölkerung, Institutionen, 
Kommunen und Länder“. 

In diesem Zusammenhang diskutieren die Stakeholder auch, dass eine alternative Strukturie-
rung der Ziele nach übergeordneten Kategorien geprüft werden sollte, da sich die Unterziele und 
Maßnahmen bei den Zielen 1 bis 4 durch die verhaltensbezogene Ausrichtung ähneln. Sie regt an 
zu prüfen, ob die Ziele alternativ nach Verhalten, Verhältnissen und Gesundheitssystem struktu-
riert werden könnten. 

Die Stakeholder schlagen zudem vor, bei den Zielen und Maßnahmen generell stärker nach sozi-
alen Determinanten und Vulnerabilitäten zu differenzieren und auf gesundheitliche Chancen-
gleichheit zu achten. Es wird kritisiert, dass die Gesamtbevölkerung als Maßstab zu unspezifisch 
ist und eine stärkere Fokussierung auf die Aufklärung vulnerabler Zielgruppen gelegt werden 
sollte, ebenso wie auf Multiplikatoren, die mit Zielgruppen arbeiten. In der Online-Konsultation 
mahnt ein Stakeholder an, explizit auch Menschen mit chronischen Erkrankungen und Behinde-
rungen in die Planung aufzunehmen. 

Die Stakeholder schlagen eine themenübergreifende (Ziel 1-4) bundesweite Kommunikations-
kampagne mit hoher Sichtbarkeit vor. Diese sollte zielgruppenspezifisch in den Lebenswelten 
ansetzen und dabei besonders auf vulnerable Gruppen ausgerichtet sein. Für diese Gruppen 
werden insbesondere aufsuchende Formate empfohlen. Die Kampagne könnte durch die Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) und das im Aufbau befindliche Bundesinsti-
tut für Prävention und Aufklärung in der Medizin (BIPAM) umgesetzt werden. Die Stakeholder 
empfehlen dabei auch, Materialien und Templates für Multiplikatoren zur Verfügung zu stellen 
und verweisen auf die UBA Kampagne Schattenspender (UBA 2022) als Beispiel. 

Zu Ziel 1 (Hitzeangepasstes Verhalten) empfehlen sie, dass ein zusätzliches Unterziel zur An-
zahl von kommunalen Hitzeaktionsplänen formuliert werden könnte. Alternativ schlagen sie 
vor, in der Messung der Zielerreichung des Ziels zu kommunalen Klimaanpassungskonzepten 
(Cluster Übergreifendes) darauf zu achten, ob und wie das Thema Hitzeschutz adressiert wird. 
Sie weisen darauf hin, dass bei der Erstellung von kommunalen Anpassungskonzepten und Hit-
zeaktionsplänen die Schnittstelle zwischen Umwelt- und Gesundheitsämtern hergestellt werden 
sollte. Dabei ist ihnen die Einbeziehung verschiedener Akteure besonders wichtig, weshalb sie 
empfehlen, dass das Ziel auch kommunale Hitzebündnisse beachten sollte oder an die Hitzeak-
tionspläne qualitative Anforderungen gestellt werden sollten. Zusätzlich schlagen die Stakehol-
der ein weiteres Unterziel zu Hitzebelastung in Innenräumen von sozialen Einrichtungen vor. 
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Als weitere Maßnahmen zu Ziel 1 empfehlen die Stakeholder die Standardisierung von Hitze-
aktionsplänen bzw. der Gesundheitsdimension in der kommunalen Klimaanpassung. Die Stake-
holder wünschen zudem weitere Maßnahmen zum Hitzeschutz im öffentlichen Raum und 
im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) und schlagen die Einrichtung von öffentlich zu-
gänglichen, barrierefreien Trinkwasserbrunnen und Sprinklern vor. Zudem empfehlen sie, Auf-
lagen zum Hitzeschutz für Großveranstaltungen in den Bereichen Sport und Musik. 

In der Online-Konsultation wird die Einbindung von Verbänden behinderter und chronisch 
kranker Menschen bei der Entwicklung von Hitzeaktionsplänen gefordert. Ein Stakeholder 
schlägt zudem vor, Unterziel 1 C wie folgt zu konkretisieren: „Alle Kommunen verfügen bis zum 
Jahr XY über einen Hitzeaktionsplan, der konkrete, direkt umsetzbare Maßnahmen beinhaltet.“  

Zu Ziel 2 (UV-angepasstes Verhalten) wird in der Online-Konsultation vorgeschlagen, das Ziel 
nicht über Wissen und Handlungsempfehlungen zu definieren, sondern über die Umsetzung. In 
der Dialogveranstaltung erachten die Stakeholder es als wichtig, auch Arbeitgeber zu adressie-
ren und empfehlen Sportvereine/-verbände als geeignete Multiplikatoren, die für Informations-
kampagnen gewonnen werden sollten. Zudem fragen die Stakeholder, was im Rohentwurf mit 
Multikomponentenprogrammen gemeint ist und wünschen eine Spezifizierung. Schließlich re-
gen sie an, die Maßnahmen zu UV- und Hitzeschutz zu verknüpfen.  

Zu Ziel 3 (Umgang mit Pollen und Allergien) gibt es jenseits der generellen Rückmeldungen 
nur in der Online-Konsultation spezifische Hinweise, welche die konkreten Maßnahmen Monito-
ring und Kartierung invasiver Arten empfehlen.  

Zu Ziel 4 (Umgang mit vektorübertragenen Krankheiten) schlagen die Stakeholder vor, das 
bundesweite Mücken-, Zecken- und Nagetiermonitoring auszubauen. Zu Infektionskrankheiten 
empfiehlt ein Stakeholder in der Online-Konsultation ein Monitoring von Infektionen (Inzidenz) 
und die Ausweisung von Risikogebieten, um gezielter z. B. durch den öffentlichen Gesundheits-
dienst gegen die Ausbreitung bestimmter Vektoren intervenieren zu können. Zusätzlich schlägt 
online ein Stakeholder vor, die nationale Expertenkommission „Stechmücken als Überträger von 
Krankheitserregern“ zu beauftragen, Handlungsempfehlungen zu entwickeln. 

Generell empfehlen die Stakeholder die Zeithorizonte in den Zielen zu überprüfen und wün-
schen sich insbesondere für die Themen UV-Belastung, Infektionskrankheiten und Allergien 
frühere Zieljahre. 

3.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Mit Bezug auf die KWRA (Kahlenborn et al. 2021), empfehlen die Stakeholder zusätzliche Ziele 
zur Stärkung der Resilienz des Gesundheitssystems sowie zu Atemwegsbeschwerden auf-
grund von Luftqualität zu ergänzen.  

Zudem sehen sie das Thema mentale Gesundheit und psychische Belastungen durch den Kli-
mawandel als wesentlich an und wünschen eine entsprechende Zielformulierung. 

Weiterhin vermissen sie das Thema Arbeitsschutz, insbesondere mit Blick auf die Zielgruppe 
Beschäftigte in Gesundheitswesen und Pflege.  

Zusätzlich regen sie ein Ziel zur Vorbereitung auf Notlagen an. Hierbei geht es insbesondere 
um die Bevorratung von Arzneimitteln, Schutzausrüstung etc. 

Darüber hinaus schlägt in der Online-Konsultation ein Stakeholder vor, dass Cluster – analog zur 
Benennung im Klimaanpassungsgesetz – zu erweitern zu Gesundheit und Pflege. 
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3.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Die Stakeholder machen sowohl in der Veranstaltung als auch in der Online-Konsultation zahl-
reiche Vorschläge für weitere Maßnahmen. Sofern sie sich den Zielen 1-4 zuordnen ließen, ha-
ben wir sie bereits in Abschnitt 3.2.1. erläutert.  

Als weitere zielübergreifende Maßnahmen schlagen die Stakeholder finanzielle Unterstützung 
vor: Zum einen sehen sie hier die finanzielle Befähigung der Kommunen, insbesondere der Ge-
sundheitsämter als wichtig an. Zum anderen wünschen sie sich die finanzielle Förderung von 
Maßnahmen und schlagen vor, das BMUV-Förderprogramm zur Klimaanpassung in sozialen Ein-
richtungen (AnpaSo) auszubauen. Die Stakeholder empfehlen zudem den Pakt für den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst zu verlängern. Weiterhin schlagen sie vor, Klimaanpassung in die Län-
dergesetze über den öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) aufzunehmen. 

Zentral ist den Stakeholder die Vernetzung von Akteuren auf der kommunalen Ebene. Diese 
könnte beispielsweise durch das Zentrum Klimaanpassung (ZKA), die Akademie für das öffentli-
che Gesundheitswesen (AÖGW) oder das Zukunftsforum Public Health unterstützt werden. 

Sie empfehlen ergänzend Maßnahmen zum Arbeitsschutz und betrieblichem Gesundheitsma-
nagement aufzunehmen. 

Für Gesundheitseinrichtungen wünschen die Stakeholder konkretere Maßnahmen, dazu nennen 
sie sowohl die Gebäudesanierung als auch ein angepasstes Patientenmanagement. Zudem for-
dern sie Klimaanpassung in die Aus- und Fortbildung von Gesundheits- und Sozialberufen so-
wie von Erzieher*innen, Lehrer*innen etc. aufzunehmen. Für den Gesundheitsbereich werden in 
der Online-Konsultation verpflichtende Qualifikationen/Schulungen vorgeschlagen. Zusätzlich 
empfehlen sie, dass der Bund sich dafür einsetzt, dass in Berufsgesetzen festgelegt wird, wie 
Klimaanpassung in verschiedenen Berufen zu berücksichtigen ist. Zudem wünschen die Stake-
holder, dass Rahmenlehrpläne angepasst werden. 

Zur (früh-)kindlichen Bildung empfehlen sie die Bereitstellung von (Muster-) Lehreinheiten/Ma-
terialien für Schulen und Kitas. In der Online-Konsultation fordert ein Stakeholder zudem, an 
Schulen „School Nurses“ zu etablieren und ein Schulfach Gesundheit einzuführen, da qualifi-
zierte Pflegefachpersonen die Gesundheitskompetenz und Resilienzentwicklung im Schulalltag 
positiv beeinflussen. 

Die Stakeholder bieten sowohl auf der Veranstaltung als auch in der Online-Konsultation, die 
Zielerreichung durch eigene Beiträge zu unterstützen. Hierzu zählen insbesondere die Bereit-
stellung von Informationen und Daten sowie die Multiplikatorentätigkeit. Der Verein Deutscher 
Ingenieure e. V. (VDI) verweist auf Richtlinien und Initiativen wie beispielsweise die Richtlinien-
initiative VDI 3787-EE Blatt 13 „Hitzeaktionspläne“ (voraussichtliches Erscheinungsdatum 
2025). 

3.2.4 Hinweise zu Indikatoren  

In auffallend vielen Beiträgen der Stakeholder sowohl auf der Veranstaltung als auch in der On-
line-Konsultation wird eine stärkere Berücksichtigung von Zielen und entsprechenden Indikato-
ren angemahnt, die umsetzungs- und ergebnisorientiert sind. Die aktuellen Vorschläge im Roh-
entwurf zum Cluster Gesundheit fokussieren hingegen im Wesentlichen auf Wissensänderungen 
und Verhaltensanpassungen in der Bevölkerung. In den Kommentaren wird jedoch angezweifelt, 
dass sich Verhaltensanpassungen tatsächlich über Umfragen erfassen lassen, da die abgefragten 
Selbsteinschätzungen vermutlich sehr subjektiv ausfallen werden. In diesem Sinne schlagen 
mehrere Stakeholder auch Indikatoren vor, die objektive erfassbare Sachverhalte beschreiben 
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können, beispielsweise die Inanspruchnahme von Hautkrebs-Vorsorgeuntersuchungen, die Inzi-
denz bestimmter (beispielsweise vektorübertragener) Krankheiten oder die Mortalität und Mor-
bidität im Hinblick auf klimawandelrelevante Erkrankungen. Es wird zudem vorgeschlagen, die 
Erstellung und ggf. auch Umsetzung von Hitzeaktionsplänen zu erfassen.  

Mit Blick auf das geplante Panel des Robert Koch-Instituts (RKI), das in Zukunft die notwendigen 
Daten zur Generierung der Indikatoren zu Verhaltensanpassungen bereitstellen soll, mahnen die 
Stakeholder an, die Befragungen geschichtet nach sozio-demografischen Merkmalen durchzu-
führen, um damit unter anderem auch Aspekte der besonderen Betroffenheit vulnerabler Grup-
pen und der sozialen Gerechtigkeit in der Klimaanpassung thematisieren zu können.  

Speziell zur Pollenproblematik wird angeregt, den Kenntnisstand zu Vorkommen und Bestands-
umfang vor allem hochallergener Pflanzen (wie von Ambrosia artemisiifolia) in Deutschland 
über entsprechende Monitoringaktivitäten zu verbessern, um so die Datengrundlagen für ent-
sprechende Indikatoren zu schaffen.  

Die Vernetzung relevanter Akteure (Öffentlicher Gesundheitsdienst, Feuerwehr, Gesundheits- 
und Pflegeeinrichtungen, Sportvereine), z. B. im Kontext von Hitzeaktionsplänen, wird als zent-
ral bewertet, um Anpassungsfortschritte erzielen zu können. Hierzu wird auch eine entspre-
chende Indikatorentwicklung angemahnt.  

Für das Cluster Gesundheit werden zahlreiche Verbesserungen bzw. Erweiterungen von Monito-
ringaktivitäten gefordert, die dann auch Input für Indikatoren liefern können. Viele dieser Vor-
schläge fokussieren auf die kommunale Betrachtungsebene. Für ein Monitoring auf Bundes-
ebene zur Überprüfung der DAS-Ziele wären jedoch andere Anforderungen zu stellen, um zu 
ausreichend aggregierten Informationen zu kommen. 

3.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Sowohl in der Veranstaltung als auch in der Online-Konsultation verweisen die Stakeholder auf 
zahlreiche Querbezüge zu anderen Clustern. In der Online-Konsultation empfiehlt ein Stakehol-
der, dass Gesundheitsaspekte im Sinne eines ‚Health in all policies‘ Ansatzes in allen anderen 
Clustern mitbedacht werden sollten. 

Synergien betonen sie insbesondere zum Teilcluster Stadtentwicklung, das durch Begrünung 
und wassersensible Stadtentwicklung große Chancen auch für die Verbesserung der Gesundheit 
bietet und somit ein wesentlicher Ansatzpunkt für die angemahnte Verhältnisprävention ist. 
Gleichzeitig weisen sie hier auf mögliche Konflikte hin: beim Thema Begrünung und Biodiversi-
tät sollte das Thema Allergene beachtet werden. Zudem warnen sie davor, dass Wasserflächen 
Brutstätten für Vektoren sind und das Risiko der Verbreitung vektorübertragener Krankheiten 
erhöhen. 

Zudem nimmt die Forderung nach hitzeangepassten und klimaresilienten Gebäuden für soziale 
Einrichtungen Bezug zum Handlungsfeld Bauwesen (Cluster Infrastruktur). Hier sehen die Sta-
keholder mögliche Konflikte zum Klimaschutz aufgrund von zunehmendem Energieverbrauch 
für aktive Gebäudekühlung. 

Auch zum Teilcluster Bevölkerungsschutz bestehen Überschneidungen und Synergien. Hierzu 
empfehlen die Stakeholder eine bessere Abstimmung und betonen, dass die Vorbereitung auf 
katastrophale Auswirkungen des Klimawandels gemeinsam mit Akteuren des Gesundheitswe-
sens getroffen werden muss. In diesem Zusammenhang empfehlen sie auch eine Verknüpfung 
mit der Resilienzstrategie des Bundes. 

Zum Cluster Übergreifendes werden ebenfalls verschiedene Bezüge angesprochen: Hinsicht-
lich des Ziels Klimaanpassungsplanung empfehlen einige Stakeholder, das Thema Hitzeschutz 
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bzw. kommunale Hitzeaktionspläne verpflichtend in kommunale Klimaanpassungskonzepte zu 
integrieren. Zudem bietet das Aktionsfeld Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung über 
das Thema Umweltgerechtigkeit zahlreiche Anknüpfungspunkte. Hier verwiesen die Stakehol-
der insbesondere darauf, dass vulnerable Gruppen gesondert beachtet werden müssen und dass 
Klimaanpassung die gesundheitliche Chancengleichheit fördern sollte. Ebenso berührt ist das 
Aktionsfeld Bildung, hier verweisen die Stakeholder auf den Bedarf für Aus- und Weiterbil-
dung von Akteuren des Gesundheitssystems. 

Vereinzelt gibt es Hinweise auf Querbezüge zum Cluster Wasser, indem betont wird, dass 
Trinkwasserhygiene eine zentrale Rolle für den Gesundheitsschutz spielt. 

3.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Cluster Gesundheit11 
In den regionalen Dialogen wünschen sich die Bürger*innen, dass Menschen im Klimawandel 
gesund bleiben und die nötigen Voraussetzungen vorfinden, für ihre Gesunderhaltung zu sorgen.  

Die Bürger*innen empfehlen, die Aufklärung der Bevölkerung zu verstärken im Hinblick auf 
Auswirkungen von Hitze im Allgemeinen, aber auch die Wirksamkeit von Medikamenten bei ho-
hen Temperaturen und die Verbreitung von Tropenkrankheiten. Sie fordern verpflichtende 
Hitzeaktionspläne, wobei insbesondere auf vulnerable Gruppen wie beispielsweise Kinder, Se-
niorinnen und Senioren und Kranke zu achten ist.  

Weiterhin fordern sie einen flächendeckenden Zugang zu Trinkwasser und Sonnenschutz-
mitteln im öffentlichen Raum sowie gekühlte Räume, die frei zugänglich sind. Hierzu emp-
fehlen sie für besonders heiße Tage kühle und konsumfreie Begegnungsorte in Innen- und Au-
ßenbereichen für alle Menschen zu öffnen. Diese Orte können gekühlte öffentliche Räume wie 
Kirchen, Museen, Bibliotheken oder mit Bäumen beschattete und mit Wasserelementen gestal-
tete Grünflächen sein. Zu den kühlen Orten sowie Trinkwasserspendern wünschen sie eine ent-
sprechende Beschilderung vor Ort und Hinweise im Internet. 

Des Weiteren wünschen sich die Bürger*innen mobile Gesundheitsbusse, die über klimawan-
delbedingte Gesundheitsgefahren aufklären. Diese sollen schnelle medizinische Hilfestellung im 
Bedarfsfall leisten. Die Bürger*innen wünschen sich diese Busse, um Menschen zu beraten, die 
durch den Klimawandel besonders betroffen sind (z. B. Obdachlose, Personengruppen mit Be-
einträchtigungen). Zudem sollten sie Informationen in verschiedenen Sprachen anbieten.  

Zudem empfehlen die Bürger*innen eine präventive Arbeit an Schulen und schlagen die Ein-
führung des Schulfaches ‚Gesundheit‘ vor, in dem unter anderem die Folgen des Klimawandels, 
Selbstfürsorge, Selbstberuhigungstechniken und der Umgang mit Emotionen behandelt werden 
sollen. 

Wichtig ist den Bürger*innen, dass gesundheitliche Einrichtungen hitzegerecht gestaltet wer-
den. Hierzu sollen sie beispielsweise ausgestattet werden mit Jalousien und Klimaanlagen, mit 
schattenspendender Begrünung mit allergenarmen Pflanzen sowie mit mehr sonnengeschützten 
Plätzen zur Abkühlung. 

Die Bürger*innen fordern, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen und Lösungsvorschläge Teil 
der kommunalen Klimaanpassungskonzepte werden. Sie wünschen sich, dass lokale Klimas-
couts und Hitzepatenschaften, die den Schutz besonders betroffener Menschen unterstützen, als 
Teil der kommunalen Klimaanpassungskonzepte verankert werden. Hierfür wünschen sie, dass 
ein Pool an Mitteln und Maßnahmen für das Gesundheitssystem bereitsteht und in Krisenzeiten 

 

11 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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aktiviert werden kann. Dazu gehören neben finanziellen Rücklagen Aktionspläne, wie etwa Hit-
zeaktionspläne, mit verbindlichen Maßnahmen bei Eintritt der Szenarien.  

Die Bürger*innen fordern an den Klimawandel angepasste, strengere und bundesweit einheitli-
che Arbeitsschutzgesetze, die Arbeits-, Lern- und Pausenbereiche vor extremer Hitze schützen, 
wie z. B. Vorgaben für geringere Raumtemperaturen bei der Arbeit und Trinkwasserbrunnen am 
Arbeitsplatz. Zudem empfehlen sie die betriebsärztliche Aufklärung über Hitzegefahren zu ver-
stärken.  

Zusätzlich wünschen sich die Bürger*innen stärkere Förderungen für gesundheitsbezogene 
Klimawandelforschung, damit der Einfluss der Klimaveränderungen auf die Gesundheit besser 
erforscht wird. Diese Erkenntnisse sollten gleichzeitig stärker bei politischen Entscheidungen 
berücksichtigt werden. Als mögliche Forschungsthemen schlagen sie die Entwicklung von Impf-
stoffen gegen Tropenkrankheiten sowie die Erforschung hitzeabhängiger Nebenwirkungen bei 
Medikamenten vor. 

Auf der deutschlandweiten digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen fordert ein Beitrag eine 
angepasste Ausbildung im Gesundheitssystem. Die medizinische Ausbildung müsse auf die 
Veränderungen vorbereitet werden, um Prävention und Therapie anzupassen. Es brauche quali-
fizierte Dozent*innen, regelmäßige und ausreichende Nachschulungsangebote. Dieser Beitrag 
erhält Zustimmung von anderen Bürger*innen.  

Ein weiterer Beitrag auf der Ideenpinnwand schlägt neue Arten der Kooperation etwa zwischen 
Krankenkassen, Umweltverbänden, Unternehmen, Immobilienbranche und Kommunen vor, um 
mit den gesundheitlichen Risiken der Klimakrise umzugehen. Auch dieser Beitrag erhält Zustim-
mung von anderen Bürger*innen.  

Die Bürger*innen fordern darüber hinaus weitere Maßnahmen zur Stärkung des Gesundheits-
systems, z. B. weniger privatwirtschaftliche Gewinnorientierung, angepasste Tarife und gesetz-
liche Rahmenbedingungen im Hinblick auf Kleidung, Gebäude etc. 

Einschätzungen zum Cluster Gesundheit aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
Die überwiegende Mehrheit der Befragten in der Online-Umfrage der Bürger*innen (Erwachsene) 
hat bereits Gesundheitsauswirkungen gespürt, die mit dem Klimawandel in Verbindung gebracht 
werden können (siehe Abbildung 21). Mehr als drei Viertel der Teilnehmenden hat bereits hitzebe-
dingte Auswirkungen auf die Gesundheit erlebt. Die Hälfte klagt über psychische Belastungen. Zu 
je knapp einem Fünftel berichteten die Befragten von länger anhaltenden Atemproblemen und 
allergischen Reaktionen, sowie häufigeren Infektionen infolge von Insektenbissen oder -stichen. 
Eine Minderheit der Befragten (13 %) hat bislang noch keine gesundheitlichen Auswirkungen des 
Klimawandels gespürt. In der Jugend-Umfrage geben gut drei Fünftel an, dass der Klimawandel sie 
psychisch belastet, knapp drei Fünftel berichten über Gesundheitsbelastungen durch Hitze und 
zwei Fünftel über zunehmende Mückenstiche und Zeckenbisse. 

Bei den klimawandelbedingten Sorgen gehört die Sorge um die eigene Gesundheit bzw. die von 
Angehörigen zu den weniger bedeutsamen Sorgen; knapp ein Viertel der Befragten nennen sie un-
ter den fünf wichtigsten Sorgen. Bei den Jugendlichen sieht es ähnlich aus. Demgegenüber steht 
die Erwartung, dass sich Klimaanpassung positiv auf die Gesundheit auswirkt: Zwei Fünftel der 
Befragten erwarten, dass durch Klimaanpassung die eigene Gesundheit oder die von Angehörigen 
erhalten bleibt oder sich verbessert, bei den Jugendlichen trifft dies auf gut ein Viertel zu. 
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Abbildung 21: Online-Umfrage Bürger*innen: Gesundheitliche Belastungen 

Antwortmöglichkeiten auf die Frage: „Der Klima-
wandel kann sich auf die menschliche Gesundheit 
auswirken. Welche der folgenden Auswirkungen 
haben Sie persönlich bereits gespürt? 

Prozentangabe der ausgewählten Antwortmöglich-
keit 

Bei Hitze Kreislaufprobleme, Abgeschlagenheit, 
Kopfschmerzen oder Konzentrationsschwierigkeiten 

77% 

Psychische Belastungen (z. B. Ängste, Schlafstörun-
gen, Hoffnungslosigkeit) 

50% 

Häufigeres oder länger anhaltendes Auftreten von 
Atembeschwerden oder allergischen Reaktionen 

19% 

Häufigere Infektionen infolge von Zeckenbissen oder 
Mückenstichen 

17% 

Ich habe persönlich noch keine gesundheitlichen 
Auswirkungen des Klimawandels gespürt.  

13% 

Sonstiges 4% 

 

 
Antworten auf die Frage: „Der Klimawandel kann sich auf die menschliche Gesundheit auswirken. Welche der folgenden 
Auswirkungen haben Sie persönlich bereits gespürt?“ (N=1.749, Mehrfachantworten möglich) 
Quelle: Schäfer & Wolf (2024), S. 17 

Unter den Maßnahmen, die die Befragten zur Eigenvorsorge ergreifen, liegt hitzeangepasstes Ver-
halten an der Spitze und wird von neun Zehnteln der Befragten berichtet. Zudem geben knapp 
zwei Drittel an, dass sie Warn-Apps nutzen. Zwei Fünftel geben an, dass sie sich bei Hitze darum 
kümmern, dass Ältere, Kranke und Kinder in ihrem Umfeld ausreichend trinken und kühle Räume 
aufsuchen. Hier spielt sicherlich eine Rolle, dass an der Befragung vor allem Personen teilgenom-
men haben, für die die Themen Klimawandel und Anpassung nicht neu sind. 

Beim Informationsbedarf zu Klimaanpassung rangieren gesundheitsbezogene Informationen eher 
im unteren Bereich – hinter den Informationen über Aktivitäten zu Klimaanpassung auf verschie-
denen Ebenen, Folgen des Klimawandels am Wohnort und zum Verhalten im Katastrophenfall: Ein 
knappes Drittel wünscht Informationen zu Gesundheitsbelastungen durch den Klimawandel und 
nur 15 Prozent über Maßnahmen, mit denen sie sich vor Hitze und Sonnenstrahlung schützen kön-
nen. Dies unterscheidet sich von den regionalen Dialogen, bei denen gesundheitsbezogene Infor-
mationen als sehr relevant angesehen wurden. Diese Abweichung ist vermutlich drauf zurückzu-
führen, dass in der Online-Umfrage nach dem persönlichen Informationsbedarf gefragt wurde und 
die Teilnehmenden sich zu diesen Themen überwiegend bereits gut informiert fühlen – was sich 
auch darin zeigt, dass sie hitzeangepasstes Verhalten angeben. In den Dialogen waren die Bür-
ger*innen aufgefordert auch für andere, z. B. benachteiligte oder vulnerable Gruppen mitzuden-
ken.  

Bei der Frage nach dem Unterstützungsbedarf durch die Kommune konnten die Befragten maxi-
mal fünf Maßnahmen auswählen und ganz oben stehen Maßnahmen zur Entsiegelung, Begrünung, 
Renaturierung, die wiederum positive Auswirkungen auf die Gesundheit haben können. Die Hälfte 
wünscht die Verschattung von Spielplätzen, Haltestellen etc. und zwei Fünftel öffentliche Trink-
brunnen. Nur gut ein Zehntel der Befragten wünscht sich öffentlich zugängliche gekühlte Räume. 
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3.4 Fazit 
Im Cluster Gesundheit gibt es über die verschiedenen Beteiligungselemente hinweg zahlreiche 
Empfehlungen, sowohl von Stakeholdern als auch Bürger*innen, was verdeutlicht, dass alle ei-
nen großen Handlungsbedarf bezüglich der Klimaanpassung für dieses Cluster sehen. Die 
Empfehlungen der Stakeholder und Bürger*innen zeigen insgesamt viele Übereinstimmungen. 
Für die Stakeholder und die Bürger*innen sind der Hitzeschutz und die Unterstützung vul-
nerabler Gruppen zentrale Anliegen. Auch bei den geforderten Maßnahmen überschneiden sie 
sich an vielen Punkten. Zwar sehen sowohl Stakeholder als auch Bürger*innen die im Rohent-
wurf in den Fokus gestellte Wissensvermittlung und Kampagnen als wichtige Maßnahmen, ihre 
Vorschläge gehen aber weit darüber hinaus und adressieren auch finanzielle Unterstützung, 
hitzeangepasste soziale Einrichtungen, Bildung, sowie das Angebot von gekühlten Räu-
men, begrünten Orten und Trinkwasserspendern. Einige der vorgeschlagenen Maßnahmen 
adressieren die kommunale Ebene und Länderebene, hier ist zu prüfen, wie der Bund durch 
Rahmensetzungen unterstützen kann. 

Die Kooperation verschiedener Akteure sehen ebenfalls sowohl die Bürger*innen als auch die 
Stakeholder als zentral an. Die Stakeholder verweisen hier auf kommunale Hitzeaktionsbünd-
nisse, die Bürger*innen regen Kooperationen zwischen Krankenkassen, Umweltverbänden, Un-
ternehmen, Immobilienbranche und Kommunen an. Die Stakeholder betonen zudem die zent-
rale Rolle des öffentlichen Gesundheitsdienstes, für den sie eine weitere Stärkung wünschen. 

Die Stakeholder weisen auf konkrete Lücken im Rohentwurf hin: sie vermissen Ziele, die auf die 
Verhältnisprävention abstellen und sehen hier Potenziale für Rahmensetzungen durch den 
Bund. Die Stakeholder verweisen zudem auf weitere gesundheitliche Belastungen durch den Kli-
mawandel, die von den bisherigen Zielen nicht abgedeckt sind: Dazu gehören zum einen die 
mentale Gesundheit bzw. psychische Belastungen. Die Bedeutung dieses Themas wird auch in 
der nicht-repräsentativen Online-Umfrage der Bürger*innen und Jugendlichen deutlich, wo viele 
Teilnehmende psychische Belastungen durch den Klimawandel angeben. Zudem vermissen sie 
ein Ziel zu Atemwegsbeschwerden aufgrund von Luftqualität. Dies weist starke Bezüge zum 
Thema Umweltgerechtigkeit auf. 

Das Thema Arbeitsschutz wird von den Stakeholdern erwähnt und nimmt bei den Bürger*in-
nen eine große Rolle ein. Es liegt in der Schnittmenge zwischen den Clustern Wirtschaft und Ge-
sundheit und wird bislang im Rohentwurf nicht adressiert. Hier sollte ein Austausch mit dem für 
den Arbeitsschutz verantwortlichen Ressort, dem BMAS, erfolgen. 

Zu empfehlen ist zudem die Abstimmung mit anderen Clustern vor allem mit den Teilclustern 
Stadtentwicklung und Bevölkerungsschutz sowie zum Handlungsfeld Bauwesen (Cluster Infra-
struktur) als auch dem Cluster Übergreifendes. Dabei sollten insbesondere auch die von den Sta-
keholdern benannten Konflikte zwischen Begrünung und Allergenen sowie zwischen wasser-
sensibler Stadtentwicklung und Brutstätten für Krankheitsvektoren behandelt werden. Ebenso 
sollte der mögliche Konflikt zwischen Gebäudekühlung und Klimaschutz beachtet werden. 
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4 Empfehlungen aus der Beteiligung im Cluster Infrastruk-
tur 

Im Cluster Infrastruktur haben sich zahlreiche Stakeholder beteiligt, zudem spielte das Thema 
eine vergleichsweise große Rolle in der Bürger*innenbeteiligung (siehe Abbildung 22). Von den 
Stakeholdern gibt es deutlich mehr Beiträge zum Handlungsfeld Bauwesen als zum Handlungs-
feld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur; bei den Bürger*innen ist es umgekehrt.  

Abbildung 22: Überblick über die Beteiligung im Cluster Infrastruktur 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Das Cluster Infrastruktur ist in die drei Handlungsfelder Verkehr, Verkehrsinfrastruktur, 
Energiewirtschaft und Bauwesen aufgeteilt. Für das Handlungsfeld Energiewirtschaft wurden 
vom zuständigen Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) noch keine mess-
baren Ziele für den Rohentwurf erarbeitet. In der Dialogveranstaltung halten die Stakeholder 
das Thema Energieinfrastruktur für sehr wichtig, um vor allem Kaskadeneffekte mitzudenken, 
aber sie diskutieren es nicht vertieft. Die Bürger*innen formulieren hierzu allerdings Empfeh-
lungen (siehe Abschnitt 4.3). 

Die Stakeholder melden zum Cluster Infrastruktur viele verschiedene Themen statt klarer Li-
nien zurück. Dies ist vor allem im Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur der Fall. Allge-
mein stellen die Beiträge der Stakeholder kaum Bezüge zu den Zielentwürfen per se her, son-
dern fokussieren vor allem auf die vorgeschlagenen Maßnahmen. Zu dem Zielentwurf des was-
sergebundenen Verkehrs beziehen die Stakeholder wenig Stellung. Mehr Beachtung finden die 
Themenfelder landgebundener Verkehr und Bauwesen. 
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Das Cluster Infrastruktur nimmt in den regionalen Bürger*innendialogen und zum Teil auch 
auf der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen eine große 
Rolle ein. Zudem wird es im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen behandelt (siehe Kapitel 
10). Dabei liegt der Fokus insgesamt auf Verkehrsinfrastruktur und Mobilität. Viele Beiträge ge-
hen über das Thema Klimaanpassung hinaus und fordern generell eine ökologische und sozial-
verträgliche Verkehrswende. Entsprechende Hinweise gibt es vereinzelt auch in der Online-Kon-
sultation der Stakeholder. 

Im Folgenden sind die Beiträge nach den beiden Handlungsfeldern strukturiert. Zum besseren 
Verständnis werden zu Beginn für jedes Handlungsfeld die jeweiligen Zielvorschläge des Roh-
entwurfes genannt. Anschließend fassen wir zunächst die Beiträge der Stakeholder zusammen 
und ordnen sie – wo möglich – den Zielen und Maßnahmen des Rohentwurfes zu. In den folgen-
den Abschnitten stellen wir zusätzliche Ziel- und Maßnahmenvorschläge sowie die Hinweise zu 
Indikatoren aus Sicht der Stakeholder dar. Die Darstellung fokussiert auf die Ergebnisse, die die 
Stakeholder in der Dialogveranstaltung gemeinsam auf Folien festgehalten haben (siehe Ab-
schnitt 1.2.1.1). Ergänzend werden zum Teil Beiträge aus den einzelnen Kleingruppen sowie Bei-
träge aus der Online-Konsultation dargestellt. Wenn wir uns auf Kleingruppen oder die Online-
Konsultation beziehen, wird dies extra erwähnt. 

Je Handlungsfeld fassen wir in einem separaten Abschnitt die Empfehlungen der Bürger*innen 
zusammen. Dabei werden bedingt durch die Methodik der Beteiligung keine konkreten Bezüge 
zu den Zielvorschlägen des Rohentwurfs hergestellt. Die Darstellung fokussiert auf die übergrei-
fenden Empfehlungen aus den fünf regionalen Dialogen (UBA 2024). Ergänzend werden zum 
Teil Beiträge aus einzelnen regionalen Dialogen sowie Beiträge aus der deutschlandweit zugäng-
lichen digitalen Ideenpinnwand dargestellt. Wenn wir uns auf einzelne regionale Dialoge oder 
die Ideenpinnwand beziehen, wird dies extra erwähnt. Zusätzlich werden in einer Textbox auf 
das Cluster bezogene Inhalte aus der deutschlandweiten Online-Umfrage der Bürger*innen und 
Jugendlichen (siehe hierzu auch Abschnitt 2.4) dargestellt. Ergänzend werden in einem Extra-
Abschnitt die Empfehlungen der Bürger*innen zu weiteren Infrastrukturthemen erläutert. 

Das Kapitel endet mit einem Fazit, in dem wir auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
den Beiträgen der Bürger*innen und Stakeholder eingehen und Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarfe für die Zielvorschläge des Rohentwurfes ziehen. 

4.1 Empfehlungen zum Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur 

4.1.1 Ziele im Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur 

Der Rohentwurf umfasst zwei Zielentwürfe für das Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruk-
tur, einen für den wassergebundenen und einen für den landgebundenen Verkehr (BMUV 
2023d, S. 20,26): 

► Zielentwurf für den wasserstraßengebundenen Verkehr: Transport- und Logistikbedingun-
gen im Bereich der Bundeswasserstraßen bei Niedrigwasser optimieren. 

► Zielentwurf für den landgebundenen Verkehr: Relevante Reduktion der Schäden und Störun-
gen im Straßen- und Schienenverkehr, die auf wetter- und witterungsbedingte Einflüsse wie 
Hochwasser, Starkregen, Sturm, Dürre, Hitze oder gravitative Massenbewegungen zurückzu-
führen sind. 

Zu beiden Zielentwürfen gibt es vielfältige Kommentare, die Rückmeldungen sind daher thema-
tisch relativ breit und lassen keine einheitliche Richtung erkennen. In der Online-Konsultation 
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gingen nur sehr wenige Kommentare zu dem Zielentwurf für den wassergebundenen Verkehr 
ein. 

4.1.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur 

4.1.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Für beide Ziele empfehlen die Stakeholder, die vorliegenden Ziele zu konkretisieren und die 
Ziele und Maßnahmen klar voneinander abzugrenzen. Außerdem fordern sie, eine gute Messbar-
keit der Ziele zu ermöglichen und dabei bestehende Indikatoren bezüglich der Messbarkeit der 
Ziele weiter auszuarbeiten. Zusätzlich wünschen sich die Stakeholder eine Betrachtung der inf-
rastrukturellen Redundanzen sowohl bei einzelnen Verkehrsträgern als auch intermodal damit 
bei Extremwetterereignissen ggf. auf andere Verkehrsträger ausgewichen werden kann. Für die 
Datengrundlagen merkt ein Stakeholder in der Online-Konsultation an, dass Methodenzusam-
menführungen und Implementationserprobungen im Bereich der Zustandserfassung und -be-
wertung insbesondere auch verkehrsträgerübergreifend viel Potenzial bieten und verkehrsträ-
gerübergreifend adressiert werden sollten. 

Mit Bezug auf den wassergebundenen Zielentwurf fordern die Stakeholder in der Dialogver-
anstaltung, das gute ökologische Potenzial von Gewässern konkreter zu betrachten. Außerdem 
solle das Wasserdargebot nicht nur flussbezogen, sondern auf das gesamte Einzugsgebiet bezo-
gen, betrachtet werden. Dies solle in Abstimmung mit den Clustern Wasser, Land & Landnutzung 
sowie den Teilclustern Stadtentwicklung und Raumplanung geschehen.  

Beim landgebundenen Verkehr beziehen sich die meisten Beiträge auf die Schiene. Zentral ist 
die Forderung, Resilienz-Kriterien herauszuarbeiten, zu definieren und zu priorisieren. In dem 
Kontext werden außerdem Forschungsvorhaben zur Steigerung der Klimaresilienz von schie-
nengebundenen Verkehrsinfrastrukturen bei Extremwetterereignissen gefordert. In der Online-
Konsultation empfiehlt ein Stakeholder temperaturangepasste Bauweisen nicht nur für den 
Straßenbau, sondern auch allgemein für Ingenieurbauwerke der Verkehrsinfrastruktur und 
zieht Parallelen zum Bauteilkatalog im Handlungsfeld Bauwesen. Zudem bringt dort ein Stake-
holder ein, dass neben Hangrutschung und Steinschlag entlang der Bundesschienenwege auch 
eine Sicherung gegen andere witterungsbedingte Störungen erfolgen solle.  

Für den Straßenverkehr fordern die Stakeholder in der Dialogveranstaltung, auch den Schutz 
vor Hitze auf Aufenthaltsflächen aufzunehmen, beispielsweise mehr Schatten auf Rastplätzen.  

4.1.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Aus dem Kreis der Stakeholder wird vorgeschlagen, über die Binnenschifffahrt hinaus auch See-
häfen und Seeschifffahrt als Zukunftsthema aufzunehmen, auch um das Thema Intermodalität 
stärker in den Blick zu nehmen.  

4.1.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Für beide Ziele empfehlen die Stakeholder die systematische Anpassung von Normen, Stan-
dards und Regelwerken. Der DIN habe bereits ein Screening bzgl. anzupassender Normen durch-
geführt. Mehrere Stakeholder kritisieren, dass in Normen Klimawandelfolgen noch nicht umfas-
send abgebildet sind. Daher halten sie es für notwendig, dass beim Bau neuer Verkehrsinfra-
struktur wie z. B. Kaimauern, Brücken, Tunneln, das Bauen über Norm – also das Umsetzen 
strengerer Anforderungen als in den Normen – ermöglicht und gefördert wird. 

Für die Bundesebene schlagen die Stakeholder für den wassergebundenen Verkehr die folgen-
den zusätzlichen Maßnahmen vor: Es sollte ein Koordinierungsverfahren zum Gütertransport 
bei Extremniedrigwassersituationen und im Krisenfall entwickelt werden. Hierfür empfehlen sie 



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

74 

 

eine Priorisierung nach Gütern. Zusätzlich fordern sie, dass für die Verbesserung der Schiffbar-
keit keine neuen Staustufen und Speicherbecken gebaut werden. Wichtig ist ihnen, eine Daten-
grundlage zur Nutzbarkeit anderer Verkehrsträger zu schaffen und bereitzustellen, damit bei 
Störungen auf andere Verkehrsträger ausgewichen werden kann. 

Als zusätzliche Maßnahmen anderer Akteure schlagen die Stakeholder vor, Verträge zwischen 
Binnenschifffahrtsunternehmen und produzierenden Unternehmen niedrigwasseroptimiert zu 
gestalten sowie eigene Anpassungsstrategien, wie beispielsweise Pufferlager in Häfen, zu entwi-
ckeln. Die Hafentechnische Gesellschaft (HTG) erarbeite bereits aktuell eine Klimaanpassungs-
strategie. 

Bezüglich des landgebundenen Verkehrs fordern die Stakeholder als zusätzliche Maßnahmen 
vom Bund eine verbesserte Datengrundlage. Konkret sollen Gefährdungskartierungen erweitert 
und aktualisiert, der DAS-Basisdienst12 in Bezug auf Straße und Schiene erweitert und die Deut-
sche Bahn verpflichtet werden, planungsrelevante Daten zu nutzen. In der Online-Konsultation 
schlägt ein Stakeholder vor, modulare Monitoringkonzepte für Ingenieurbauwerke umzusetzen, 
um die Entwicklung von Schäden zu erfassen und zu bewerten. Ein weiterer weist darauf hin, 
dass Aspekte wie Versiegelung, Flächenverbrauch und die Überplanung von Kaltluftgebieten 
beim Ausbau von Autobahnen stärker berücksichtigt werden sollten.  

Die Stakeholder wünschen sich, dass die Länder beim Management und der Instandhaltung von 
Straßen Redundanzen beachten und schaffen und dass hierzu eine Abstimmung zwischen Bund 
und Ländern erfolgt. Mit Blick auf Brücken und Tunnel fordern die Stakeholder, dass sich die 
verschiedenen Träger miteinander abstimmen. 

Vom Deutschen Wetterdienst (DWD) wünschen sich die Stakeholder eine bessere Vorhersage-
qualität. Zudem empfehlen die Stakeholder für passende Maßnahmen im Umgang mit Schnee 
und Frost einen Blick ins EU-Ausland.  

4.1.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

Das im Rohentwurf für die landgebundene Verkehrsinfrastruktur formulierte Ziel, wetter- 
und witterungsbedingte Schäden und Störungen im Straßen- und Schienenverkehr relevant zu 
reduzieren, ist aus Sicht einiger Stakeholder in der Online-Konsultation mit den derzeitig verfüg-
baren Daten nur sehr eingeschränkt abzubilden. Aus diesem Grund schlagen sie den Aufbau ei-
nes Meldesystems und einer Datenbank für Störungen des landgebundenen Verkehrs und Schä-
den an Verkehrsinfrastrukturen als eine wichtige Maßnahme für die Umsetzung des Ziels vor. 
Dies halten sie für eine Grundvoraussetzung für die Messbarkeit des Ziels und empfehlen, dies 
kurzfristig umzusetzen, um ein Monitoring beginnen zu können.  

Auch in der Online-Konsultation wird der Aufbau einer Dokumentation von witterungsbeding-
ten Störungen angeregt, um ein Ziel zu deren Reduzierung messbar machen zu können. Als 
Quelle für die Bereitstellung entsprechender Daten werden dort die Infrastrukturbetreiber be-
nannt. Zum straßengebundenen Verkehr sind keine Rückmeldungen zu den Indikatoren ein-
gegangen. Für den wassergebundenen Verkehr wird im Rahmen der Dialogveranstaltung die 
Idee befürwortet, die Auswirkungen wetter- und witterungsbedingter Störungen des Güter-
transports per (Binnen-)Schiff, insbesondere durch Niedrigwasser, auf einer übergeordneten 
Ebene mit einem makroökonomischen Gesamtindikator zu modellieren und messbar zu machen.  

 

12 Siehe DAS-Basisdienst - Homepage (Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) et al. o.J. 

https://www.das-basisdienst.de/DAS-Basisdienst/DE/home/home_node.html
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4.1.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Vor allem im Kontext des Zielentwurfes für den wassergebunden Verkehr stellt eine Klein-
gruppe der Stakeholder auf der Dialogveranstaltung Bezüge zu anderen Clustern her: Sie weisen 
auf einen Zielkonflikt zwischen der Nutzung von Wasserstraßen und der Gewässerökologie hin 
und fordern die stärkere Berücksichtigung ökologischer Aspekte und dafür eine Koordination 
mit den Clustern Wasser sowie Land & Landnutzung. 

4.1.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfra-
struktur13 

Im Handlungsfeld Verkehr ist den Bürger*innen in den fünf regionalen Dialogen wichtig, dass 
Klimaschutz und Klimaanpassung zusammengedacht werden. Die Bürger*innen nehmen insbe-
sondere den ÖPNV sowie den Schienen- und den Radverkehr in den Blick. Sie wünschen, dass 
durch eine Reduktion des Autoverkehrs der Flächenbedarf für Straßen und Parkplätze abnimmt 
und freiwerdende Flächen entsiegelt und begrünt werden. Ein Beitrag auf der digitalen Ideen-
pinnwand der Bürger*innen fordert zudem einen Planungsstopp für neue Straßenprojekte. 

Die Bürger*innen fordern, dass der ÖPNV und Schienenverkehr gestärkt werden und erwarten 
auch bei Klimaveränderungen eine zuverlässige und attraktive ÖPNV- und Bahninfrastruk-
tur. Hierfür empfehlen sie regelmäßigere Wartungen und mehr Wartungspersonal sowie frost- 
und unterspülungssichere Gleisanlagen. Zudem sollte das Vegetationsmanagement entlang von 
Bahnstrecken intensiviert werden, Strecken freigeschnitten werden oder Büsche statt Bäume 
entlang der Schienen gepflanzt werden. Zusätzlich wünschen sie sich Informationsangebote für 
verletzliche Gruppen zum sicheren Mobilitätsverhalten bei Extremwetterereignissen.   

Damit ÖPNV und Bahn auch bei Hitze attraktiv sind, fordern die Bürger*innen, dass die Aufent-
haltsqualität in Fahrzeugen, Bahnhöfen und an Haltestellen verbessert wird. Hierfür empfehlen 
sie klimatisierte Fahrzeuge und Bahnhöfe, begrünte Haltestellen, sowie eine Ausstattung von 
Haltestellen, Bahnhöfen und Bahnsteigen mit Trinkwasserspendern, Wind- und Regenschutz so-
wie Verschattung. Auf der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen wird zusätzlich noch die 
Verschattung von Gehwegen genannt und eine Pflicht zur Bepflanzung von Verkehrsinseln und 
Mittelstreifen mit klimarobusten Bäumen vorgeschlagen. 

Die Bürger*innen fordern zudem ein klimaangepasstes Radwegenetz, damit Radfahren inner-
orts und auf Fernradwegen auch bei Hitze und Extremwetter attraktiv und sicher ist. Dazu emp-
fehlen sie Beschattung und Regenschutz für Radwege, etwa durch Bäume oder Alleen. Zum Par-
ken und Pausieren fordern sie innerstädtisch wetterfeste Parkplätze oder Parkhäuser für Fahr-
räder und an Fernradwegen Rastplätze mit Wasserspendern und Schatten.  

Die regionalen Bürger*innenempfehlungen und insbesondere die Beiträge auf der deutschland-
weiten digitalen Ideenpinnwand gehen zum Teil deutlich über das Thema Klimaanpassung hin-
aus und umfassen auch Forderungen nach einer Verkehrswende hin zu mehr ÖPNV, Rad- und 
Fußverkehr. Dazu gehören beispielsweise Forderungen nach einem Tempolimit, autofreien In-
nenstädten, barrierefreiem kostengünstigem oder kostenfreiem ÖPNV, Abschaffung von Subven-
tionen im Flugverkehr. Auch auf der digitalen Ideenpinnwand der Jugendlichen fordert ein Bei-
trag den Ausbau der Fahrradinfrastruktur und des ÖPNV. 

Der wassergebundene Verkehr spielt in den Empfehlungen der Bürger*innen keine Rolle – 
weder in den regionalen Dialogen noch auf der digitalen Ideenpinnwand. Nur der (Aus-)Bau von 
Wasserwanderwegen zur Entlastung des ÖPNV wird einmal erwähnt. 
 

13 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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Einschätzungen zu Verkehr und Verkehrsinfrastruktur aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage geben 43 Prozent der Befragten (N=1.749) an, dass sie bereits Einschrän-
kungen im Verkehr durch Unwetter, Überschwemmungen oder Erdrutsche erlebt haben. Strom-
ausfälle bei Unwettern haben hingegen nur 15 Prozent der Befragten erlebt. Sorgen über Ein-
schränkungen der Verkehr- und Energieinfrastruktur durch Klimawandelfolgen sind bei den Be-
fragten im Vergleich zu anderen klimawandelbedingten Sorgen eher gering ausgeprägt. 40 Prozent 
der Befragten erwarten, dass Klimaanpassungsmaßnahmen dazu beitragen, dass die Infrastruktur 
(Verkehr, Energie, Kommunikation) verlässlicher ist, in der Jugend-Umfrage glauben dies sogar 47 
Prozent der Befragten (N=230). 

4.2 Empfehlungen zum Handlungsfeld Bauwesen 

4.2.1 Ziele im Handlungsfeld Bauwesen 

Der Rohentwurf umfasst drei Ziele für das Handlungsfeld Bauwesen (BMUV 2023d, S. 36ff.): 

► Ziel 1: Anpassung von Gebäuden und Liegenschaften zum Schutz der Nutzendengruppen, mit 
besonderem Fokus auf vulnerable Personen 

► Ziel 2: Schutz von Gebäuden und Liegenschaften (mit besonderem Fokus Gebäudebestand) 

► Ziel 3: Reduzierung finanzieller Risiken 

4.2.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Handlungsfeld Bauwesen 

Sowohl in der Dialogveranstaltung als auch in der informellen Online-Konsultation diskutierten 
die Teilnehmenden besonders die Wirkung eines Gebäudes auf seine Umgebung und wie dieser 
Effekt in die Ziele miteinfließen kann. Weitere Beiträge adressierten vor allem die Maßnahmen 
zur Zielerreichung. 

4.2.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Eines der zentralen Themen, mit denen sich die Stakeholder innerhalb des Handlungsfelds Bau-
wesen beschäftigten, ist die Wirkung eines Gebäudes bzw. einer Liegenschaft auf die Umge-
bung. Es besteht allerdings Uneinigkeit, ob dies als zusätzliches Ziel aufgenommen, als Ände-
rung im dritten Ziel erfasst oder zielübergreifend einfließen sollte. Zielübergreifend könne die 
Betrachtungsgröße des Handlungsfeldes Bauwesen von Immobilien auf die des Quartiers erwei-
tert werden. Die Befürworter*innen einer Änderung des dritten Ziels schlagen eine Umbenen-
nung des dritten Zielentwurfes in „Wechselwirkungen zwischen Gebäude und Umgebung“ vor. 
Außerdem empfehlen sie, in der Klimawirkungsanalyse für Gebäude beziehungsweise dem 
Klimaresilienzcheck (Maßnahme 3.4 im Rohentwurf) Wechselwirkungen von Gebäuden und de-
ren Umgebung zu erfassen und zu messen.  

Der Vorschlag das Handlungsfeld Bauwesen in „Gebäude“ umzubenennen, hat zu einer Diskus-
sion geführt, ob Liegenschaften zukünftig noch im Cluster Infrastruktur oder aber im Cluster 
Stadtentwicklung zu berücksichtigen wären. Die Stakeholder sprechen sich dafür aus, diese 
Frage zu klären und weisen darauf hin, dass Liegenschaften mehr als nur Gebäude umfassen.  

Insbesondere mit Bezug auf das erste Ziel zum Schutz der Nutzendengruppen empfehlen die 
Stakeholder existierende Standards und Instrumente der Klimavorsorge zu nutzen wie bei-
spielsweise das Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen (BNB) (BMWSB – Bundesministerium 
für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauen o. J.a) und das Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude 
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(QNG) (BMWSB o.J.b). Allerdings müssten diese noch für den Zweck der Klimaanpassung ausge-
richtet werden. Beispielsweise kritisiert in der Online-Konsultation ein Stakeholder, dass Anfor-
derung 6 „Gründach“ des QNG keine Fassadenbegrünung berücksichtige. Zusätzlich kritisiert 
dieser, dass die Anforderungen 5 „Naturgefahren“ und 6 „Gründach“ des QNG derzeit nur für 
Nichtwohngebäude gelten. Alten- sowie Pflegeheime mit vulnerablen Personengruppen seien 
daher durch diese Anforderungen nicht adressiert. Außerdem fordern die Stakeholder das Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und das BauGB) weiterzuentwickeln, um 
zusätzliche Anforderungen der Klimaanpassung aufzunehmen.  

Die Stakeholder begrüßen, dass das erste Ziel Förderungen einbezieht und weisen auf weitere 
Förderungen hin, die Klimaanpassungsmaßnahmen für Gebäude unterstützen könnten. Dazu 
zählen die Wohnraumförderung, das KfW-Programm energetische Stadtsanierung und die Städ-
tebauförderung. 

Unter dem zweiten Ziel mit Fokus Gebäudebestand ist die meistdiskutierte Maßnahme das Ge-
bäuderegister (s. auch Abschnitt 4.2.2.4). Hier vermuten die Stakeholder der Online-Konsulta-
tion, dass es bei der Erstellung des Gebäuderegisters zu Problemen bei der Datenerhebung 
kommt. Ein Vorschlag ist, bestehende Datenschutzvorgaben für das Vorhaben anzupassen. Ein 
weiterer schlägt ein Forschungsprojekt vor, um zu prüfen, ob sich Satellitenaufnahmen für das 
Gebäuderegister auswerten lassen.  

Für den dritten Zielentwurf zur Reduzierung finanzieller Risiken empfehlen die Stakeholder 
messbare Ziele auch ohne exakte monetäre Bewertung von Kosten, Ausgaben oder Schäden auf-
zunehmen. 

Zielübergreifend, aber am konzentriertesten unter dem dritten Ziel diskutieren die Stakeholder 
die Maßnahme der Gebäudebegrünung (inkl. Fassaden- und Dachbegrünung). Diese solle stärker 
in die bestehenden Maßnahmen integriert werden, beispielsweise unter Maßnahme 3.4 „Etablie-
rung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen bei der Bewertung von baulichen Anpassungsmaß-
nahmen“ oder Anforderung 6 „Gründach“ des QNG. In dem Kontext wird wieder auf positive Sy-
nergien mit der Umgebung hingewiesen.  

Die unter Ziel drei am meisten diskutierte Maßnahme ist der Klimaresilienzcheck für Gebäude 
(Maßnahme 3.1). Dieser Maßnahme stehen die Stakeholder insgesamt positiv gegenüber, den-
noch besteht Uneinigkeit darüber, ob dies verpflichtend sein sollte. In der Online-Konsultation 
sieht ein Stakeholder kritisch, dass eine Verpflichtung mit erheblichem bürokratischem Auf-
wand verbunden wäre. Dem entgegengesetzt halten andere Stakeholder den Klimaresilienz-
check für unbedingt erforderlich, da nicht alle Klimaschäden in der Summe versicherbar seien 
und eine Befassung mit Klimaanpassung auch Vermögensschutz darstelle. Zwei Stakeholder 
schlagen vor, den Klimaresilienzcheck in den Landesbauordnungen zu verankern. Ein weiterer 
bezweifelt die Wirkung einer Verpflichtung ohne weitere finanzielle Anreize und empfiehlt eine 
Förderung für Klimaanpassungsmaßnahmen. 

Ebenfalls zielübergreifend, aber konzentrierter unter dem dritten Ziel mit Bezug auf den Klima-
resilienzcheck, schlagen die Stakeholder eine Beratung für Kommunen und Privatpersonen vor. 
Angelehnt an Energieberater*innen könnten „Resilienzberater*innen“ bei der Umsetzung von 
Klimaanpassungsmaßnahmen unterstützen und diese vermitteln. Die Stakeholder der Online-
Konsultation fordern bei einer Fördermittelvergabe sowohl für Neubauten als auch bei Sanie-
rungen eine verpflichtende Beratung durch eine solche Instanz. Für Kommunen wünscht sich 
ein Stakeholder ein Förderprogramm für Vulnerabilitäts- und Resilienzanalysen. Ein weiterer 
fordert eine niedrigschwellige Variante des Klimaresilienzchecks einzuführen, welche leicht ver-
ständlich ist und sich auch an Privatpersonen richtet und kleinere Maßnahmen umfasst, die 
niedrigschwellig umsetzbar sind. 
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4.2.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

In der Dialogveranstaltung diskutierten die Stakeholder den bereits erwähnten Vorschlag, die 
Wechselwirkung zwischen Gebäuden und deren Umgebung als zusätzliches Ziel aufzunehmen. 
In der Online-Konsultation kam hierzu der Vorschlag, ein Handlungsfeld Stadtraum zu ergän-
zen. Argumente der Stakeholder für die erweiterte Betrachtungsgröße sind, dass sich die Aufent-
haltsqualität im Äußeren und im Inneren wechselseitig beeinflussen. Klimaanpassungsmaßnah-
men wirkten gleichermaßen auf Gebäude- und umgebende Flächennutzung sowie Ökosystem-
leistungen. Zusätzlich bestünden Synergien auf Quartiersebene zwischen privater und kommu-
naler Begrünung, beispielweise durch die Kühlwirkung einer Gebäudebegrünung auf ihre Umge-
bung.  

4.2.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Die Stakeholder wünschen sich zielübergreifend eine systematische Anpassung von Normen und 
Regelwerken. Außerdem empfehlen sie eine effiziente und zielorientierte Kommunikation mit 
den betroffenen Akteuren. Dies umfasse neben einem praxisnahen Informationsangebot eben-
falls eine Beratung, um die Anwendung von angepassten Normen und Regelwerken zu unter-
stützen. Beispielhaft schlagen einige Stakeholder eine Klimaresilienzberatung und ein nied-
rigschwelliges Angebot des Klimaresilienzchecks für Privatpersonen vor. 

Zusätzlich fordern die Stakeholder dazu auf Innovationen im Baubereich mehr zu unterstützen 
und zu fördern. 

Im Umgang und der Einbeziehung von anderen Akteuren empfehlen die Stakeholder, mit den 
Willigen voranzugehen, statt Energie in das Beseitigen von Widerständen zu stecken. Hierzu dis-
kutieren die Stakeholder, dass Handwerk und Industrie als wichtige Akteure adressiert werden 
sollten. Für die Anpassung des Gebäudebestands halten die Stakeholder es auch für erforderlich, 
Akteure des Denkmalschutzes einzubeziehen.  

Sowohl in der Veranstaltung als auch in der Online-Konsultation verweisen die Stakeholder auf 
eine Reihe eigener Beiträge, mit denen sie die Umsetzung von Zielen im Handlungsfeld unter-
stützen können. Hierzu zählen insbesondere die Bereitstellung von Informationen und die Ver-
breitung von guten Beispielen, aber auch die Qualifizierung von Akteuren. Als gute Beispiele für 
Vernetzungs- und Kommunikationsakteure werden die Regenwasseragentur Berlin genannt und 
der Aufbau einer „Entsiegelungsagentur“ empfohlen. 

4.2.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

Um perspektivisch den Anpassungsgrad des Gebäudebestands und, noch weiter in die Zukunft 
blickend, auch dessen Entwicklung beurteilen zu können, umfassen die im Rohentwurf ange-
führten Maßnahmen die Entwicklung eines Gebäuderegisters. Dies wird auch in der Stakehol-
derbeteiligung unterstützt. Dabei wird darauf hingewiesen, dass diese Maßnahme mit dem ge-
planten und vom Statistischen Bundesamt bereits umrissenen Gebäude- und Wohnungsregister 
Krause et al. 2022) zu verbinden sei, um doppelte Datenerhebungen zu vermeiden und ein kon-
sistentes Register zu schaffen. Es wird empfohlen, die Errichtung des Registers möglichst zügig 
zu beschließen. 

Die übergeordneten Indikatoren im Rohentwurf zielen unter anderem auf eine Darstellung von 
versicherten Schäden der Sturm- und Hagel- sowie der erweiterten Elementarschadenversiche-
rung (eEV) bzw. auf die Versicherungsdichte der eEV. Beide Indikatoren werden auch bereits 
im DAS-Monitoring verwendet. In der informellen Online-Konsultation sind hierzu nur wenige 
Kommentare eingegangen, diese unterstützen die Indikator-Vorschläge. Zu dem im Rohentwurf 
vorgeschlagenen Indikator der Zahl geschädigter Personen erfolgte keine Rückmeldung.  
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Des Weiteren wird als Indikator im Rohentwurf die Umsetzung von Maßnahmen wie Informati-
onsbereitstellung, Prüfung und Verbesserung von Standards vorgeschlagen, unter anderem die 
Entwicklung und Bereitstellung eines Klimaresilienzchecks für Bestandsgebäude und Neubau-
ten. Hierzu wird in der Online-Konsultation empfohlen, die Verbreitung des Checks zu messen 
und Zwischenziele zu definieren.  

Über die Kommentierung der Indikatoren des Rohentwurfs hinaus werden in der Online-Kon-
sultation weitere Indikatoren angeregt. Dies umfasst zum einen Dach- und Fassadenbegrü-
nungen sowie die Nutzung „grüner Schatten“. Zum anderen wird vorgeschlagen, mit Blick auf die 
Aufenthaltsqualität in Gebäuden Innenraumtemperaturen als Indikator heranzuziehen. Grund-
sätzlich wird in diesem Kontext der Fokus auf vulnerable Gruppen als wichtig bewertet.  

4.2.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Die Stakeholder stellen vielfach Bezüge zwischen dem Handlungsfeld Bauwesen und dem Clus-
ter Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz her. Dies wird vor allem in der For-
derung nach einer Betrachtung der Wechselwirkung von Gebäuden und deren Umgebung 
bzw. des Quartiers sichtbar. Privates und öffentliches Bauen wird von den Stakeholdern oft zu-
sammengedacht und diese heben hervor, dass Synergieeffekte zwischen beiden genutzt werden 
sollten. Beispielsweise sind Gebäude- und Grundstücksbegrünung private Anpassungsmaßnah-
men, aber gleichzeitig auch Stadtgrün und kommen dem ganzen Quartier und nicht nur der Im-
mobilie sowie deren Bewohner*innen zugute.  

4.2.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Handlungsfeld Bauwesen14 

Im Handlungsfeld Bauwesen setzen sich die Bürger*innen in den regionalen Dialogen vor allem 
für begrünte Gebäude ein. Sie fordern ein klimaangepasstes Bauen im privaten und öffentli-
chen Bereich, um die Lebensqualität zu erhalten und zu steigern. Ihnen ist es wichtig, sozialver-
trägliche Altbausanierungen gegenüber Neubaumaßnahmen zu bevorzugen.  

Die Bürger*innen fordern die Regierung auf, Vorschriften zu erstellen, die dafür sorgen, dass 
Wohngebäude in Zukunft eine positive Ökobilanz haben (Fassaden- und Dachbegrünung, Aus-
gleichsflächen, Entsiegelung und Elementarschutz). Sie fordern, dass Dachflächen, die sich zur 
Energieerzeugung eignen, entsprechend umgebaut werden. Gleichzeitig empfehlen sie, dass Ter-
rassen und Dächer begrünt werden. Auf der digitalen Ideenpinnwand der Jugend fordert ein Bei-
trag eine Pflicht zu Gründächern bei Neubauten. Die Bürger*innen weisen darauf hin, dass beim 
klimaangepassten Bauen barrierefreie Lösungen zu beachten sind, wovon auch vulnerable Be-
völkerungsgruppen profitieren. Sie wünschen, dass Denkmalschutzbestimmungen überarbei-
tet und flexibilisiert werden, sodass sie Aspekte des Klimaschutzes und der Klimafolgenanpas-
sung stärker priorisieren.  

Die Bürger*innen fordern finanzielle Förderprogramme und zinsgünstige Darlehen für klima-
angepasstes Bauen. Zusätzlich wünschen sich die Bürger*innen eine Vereinheitlichung und Ver-
einfachung des Baurechts, der Baurichtlinien und der Verwaltungsvorschriften sowie die Digi-
talisierung von Prozessen. Zudem schlagen sie vor, eine unabhängige, zentrale Beratungsstelle 
für nachhaltiges und klimagerechtes Bauen einzurichten. Auf der digitalen Ideenpinnwand der 
Jugend fordert ein Beitrag hitzeangepasste Schulgebäude.  

Zudem fordern die Bürger*innen in den regionalen Dialogen eine Elementarschadensversi-
cherungspflicht für alle.  

 

14 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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Einschätzungen zum Bauwesen aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage geben 61 Prozent der Befragten (N=1.749) an, dass sie bereits so starke 
Hitze in Innenräumen erlebt haben, dass sie sich dort kaum aufhalten konnten. Schäden an ihrem 
Zuhause durch Unwetter, Überschwemmungen oder Waldbrände haben 25 Prozent der Befragten 
in den letzten Jahren bereits erlitten. Die Sorge über Schäden am eigenen Zuhause durch Klima-
wandelfolgen ist bei den Befragten im Vergleich zu anderen klimawandelbedingten Sorgen eher 
gering ausgeprägt. 32 Prozent der Befragten geben an, gegen Elementarschäden versichert zu 
sein, 31 Prozent, dass sie bereits bauliche Maßnahmen umgesetzt haben und 16 Prozent, dass sie 
Maßnahmen zur Begrünung und/oder Regenwasserversickerung ergriffen haben. 

Um ihr Zuhause vor Klimawandelfolgen zu schützen (siehe Abbildung 23), wünscht sich eine 
knappe Mehrheit der Befragten finanzielle Unterstützung (56 %) sowie Beratung und Informatio-
nen (52 %) oder Informationen durch Karten zu Klimawandelfolgen in ihrer Gegend (46 %). Je ein 
Fünftel wünscht sich einen Austausch mit ähnlich Betroffenen (20 %) und bessere Versicherungs-
angebote (18 %). Eine Minderheit gab an, keine Unterstützung zu brauchen (11 %).  

Abbildung 23: Unterstützungsbedarf zum Gebäudeschutz 

 
Antworten auf die Frage: „Was brauchen Sie, um Ihr Zuhause besser vor Hitze, Starkregen, Stürmen oder Überschwemmun-
gen schützen zu können?“ (N=1.749, Mehrfachantworten möglich) 
Quelle: Schäfer & Wolf 2024, S. 34 

4.3 Weitere Infrastrukturthemen aus Sicht der Bürger*innen15 
Den Bürger*innen liegt auch eine klimaangepasste Energieversorgung am Herzen. Auch hier 
stellen sie Verbindungen zum Klimaschutz und zur Energiewende her und fordern eine dezent-
rale und regenerative Energieerzeugung. Sie fordern eine dauerhafte Sicherstellung der Energie-
versorgung durch Dezentralisierung, sodass kritische Infrastruktur in extremen Situationen wei-
ter funktioniert. Hierfür fordern die Bürger*innen, dass für den öffentlichen Bereich gesetzliche 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, so dass Gemeinden dazu angehalten sind, dezentrale 
Energiespeicher und erneuerbare Energieanlagen zu realisieren. Sie wünschen sich Energiege-
meinden, die sich autark versorgen können. Sie fordern Forschungsgelder, um dezentrale, er-
neuerbare Energietechniken und -speicher zu erforschen und zu entwickeln, sowie finanzielle 
 

15 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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Anreize für Bürger*innen, diese anzuschaffen. Sie plädieren für Agri-Photovoltaik (PV) und da-
für PV-Anlagen auf bereits versiegelten Flächen wie Parkplätzen o. Ä. zu errichten. 

4.4 Fazit 
Die Empfehlungen der Stakeholder und der Bürger*innen adressieren zum Teil ähnliche The-
men, zum Teil weichen sie voneinander ab. Während die Bürger*innenempfehlungen klare 
Schwerpunkte erkennen lassen, sind die Stakeholderbeiträge im Cluster vielfältig und adressie-
ren viele Einzelpunkte. 

Im Handlungsfeld Verkehr vermissen die Stakeholder eine verkehrsträgerübergreifende Per-
spektive, die auch einen besseren Blick auf Redundanzen ermöglichen würde. Durch die Tren-
nung in land- und wassergebundenen Verkehr bei der Zielformulierung geht diese verkehrsträ-
gerübergreifende Perspektive verloren.  

Insgesamt gibt es wenig Rückmeldungen zum Zielentwurf für den wassergebundenen Verkehr. 
Den Stakeholdern ist hier die Berücksichtigung der Gewässerökologie und die Verzahnung mit 
dem Cluster Wasser wichtig. Den wassergebundenen Verkehrsbereich thematisieren die Bür-
ger*innen von sich aus fast gar nicht. 

Für den landgebundenen Verkehr ist den Stakeholdern insbesondere die Verbesserung der Da-
tenlage in Bezug auf klimawandelbedingte Schäden an Verkehrsinfrastruktur wichtig. 

Neben den in den Zielvorschlägen abgedeckten Themen Bahnverkehr und Straßenverkehr lie-
gen den Bürger*innen vor allem die Anpassung des ÖPNVs und des Radverkehrs am Herzen. 
Hiermit adressieren sie Themen, die im Rohentwurf fehlen und die insbesondere von Kommu-
nen und Ländern ausgestaltet werden. Hier wäre zu prüfen, wie Klimaanpassung in Rahmenset-
zungen des Bundes, beispielsweise im Nationalen Radverkehrsplan (BMDV 2022), adressiert 
werden kann.  

Im Handlungsfeld Bauwesen empfehlen Stakeholder und Bürger*innen als Maßnahmen die 
Anpassung von Vorschriften, Förderprogrammen und den Aufbau und Ausbau von Beratungs-
stellen. In Bezug auf die Elementarschadensversicherung haben die Bürger*innen eine weiterge-
hende Forderung als im Rohentwurf (Maßnahme 3.3) und fordern eine Verpflichtung. Deutlich 
wird, dass im Handlungsfeld Bauwesen die Fokussierung auf Gebäude und die Abgrenzung bzw. 
die Querbezüge zum Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz noch 
genauerer Erläuterung bedürfen. 

Die Bürger*innen wünschen zudem eine klimaresiliente Energieinfrastruktur und auch die 
Stakeholder haben ein Ziel zu diesem Thema nachgefragt, das im vorliegenden Rohentwurf fehlt. 
Weitere kritische Infrastruktur, z. B. zur Kommunikation, wird weder von den Stakeholdern 
noch von den Bürger*innen erwähnt.  
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5 Empfehlungen aus der Beteiligung im Cluster Land & 
Landnutzung 

Im Cluster Land haben sich zahlreiche Stakeholder beteiligt, zudem spielte das Thema eine 
große Rolle in der Bürger*innenbeteiligung (siehe Abbildung 24). Sowohl von den Stakeholdern 
als auch von den Bürger*innen gab es am meisten Rückmeldungen zum Handlungsfeld Land-
wirtschaft. 

Abbildung 24: Überblick über die Beteiligung im Cluster Land & Landnutzung 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Das Cluster Land umfasst die vier Handlungsfelder Biologische Vielfalt, Boden, Landwirt-
schaft sowie Wald und Forstwirtschaft. Der Rohentwurf benennt für jedes Handlungsfeld 
(Haupt-)Ziele, welche mithilfe von Unterzielen konkretisiert werden. Für die Handlungsfelder 
Landwirtschaft und Boden wurden im Rohentwurf, neben den handlungsfeldspezifischen Zielen, 
auch gemeinsame Ziele beider Handlungsfelder vorgelegt.  

Allgemein zeichnet sich das Cluster Land & Landnutzung durch zahlreiche Querbezüge zwischen 
den eigenen Handlungsfeldern und zu weiteren Clustern sowie zu anderen Strategien und Vor-
haben des Bundes aus. Ebenso weisen die Themen der Klimaanpassung im Cluster Land & Land-
nutzung eine hohe Detailtiefe auf. Das spiegelt sich in den Beiträgen der Stakeholder und Bür-
ger*innen wider, welche Empfehlungen formulieren, die von übergreifenden Zusammenhängen 
bis hin zu sehr konkreten Themen reichen. 

Die Unterteilung des Clusters Land & Landnutzung in die einzelnen Handlungsfelder wird durch 
Stakeholder an verschiedenen Stellen infrage gestellt. Zwar lassen sich konkrete Themen 
dadurch fokussiert behandeln, aus dem Kreis der Stakeholder wird jedoch eine umfassendere 
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Betrachtung der natürlichen Zusammenhänge angeregt. Einige Stakeholder empfehlen, diese In-
terdependenzen, so wie es bei den gemeinsamen Zielen für Landwirtschaft und Boden schon 
stattfindet, für alle Handlungsfelder zusammen zu denken. Die Betrachtung konkreter Ziele und 
Maßnahmen in den isolierten Handlungsfeldern könne nur zielführend sein, wenn auch hand-
lungsfeld- und clusterübergreifende Themen durch gemeinsame/übergreifende Ziele adressiert 
werden. Diese handlungsfeldübergeordnete Forderung der Stakeholder findet sich innerhalb 
konkreter Themen in den Handlungsfeldern wieder.  

Das Cluster Land & Landnutzung nimmt bei den Bürger*innen in den regionalen Dialogen und 
auf der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand eine große Rolle ein. Dabei liegt 
der Fokus besonders auf einer klimaresilienten Landwirtschaft, beispielsweise mit Agroforst-
systemen und auf dem Waldumbau. Die Beiträge in den regionalen Dialogen und auf der digita-
len Ideenpinnwand verdeutlichen zudem, dass vielen Bürger*innen eine ökologische Agrar-
wende wichtig ist.  

Im Folgenden sind die Beiträge nach den vier Handlungsfeldern im Cluster Land & Landnut-
zung strukturiert. Zum besseren Verständnis werden zu Beginn für jedes Handlungsfeld die je-
weiligen Zielvorschläge des Rohentwurfes genannt. Anschließend fassen wir zunächst die Bei-
träge der Stakeholder zusammen und ordnen sie – wo möglich – den Zielen und Maßnahmen des 
Rohentwurfes zu. In den folgenden Abschnitten stellen wir zusätzliche Ziel- und Maßnahmen-
vorschläge sowie die Hinweise zu Indikatoren aus Sicht der Stakeholder dar. Die Darstellung fo-
kussiert auf die Ergebnisse, die die Stakeholder in der Dialogveranstaltung gemeinsam auf Fo-
lien festgehalten haben (siehe Abschnitt 1.2.1.1). Ergänzend werden zum Teil einzelne Beiträge 
aus den Kleingruppen sowie Beiträge aus der Online-Konsultation dargestellt. Wenn wir uns auf 
Kleingruppen oder die Online-Konsultation beziehen, wird dies extra erwähnt. 

In einem separaten Abschnitt fassen wir die Empfehlungen der Bürger*innen für das entspre-
chende Handlungsfeld zusammen. Dabei werden bedingt durch die Methodik der Beteiligung 
keine konkreten Bezüge zu den Zielvorschlägen des Rohentwurfs hergestellt. Die Darstellung fo-
kussiert auf die übergreifenden Empfehlungen aus den fünf regionalen Dialogen (UBA 2024). 
Diese werden inhaltlich passend den einzelnen Handlungsfeldern des Clusters zugeordnet. Er-
gänzend werden zum Teil Beiträge aus einzelnen regionalen Dialogen sowie Beiträge aus der 
deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand dargestellt. Wenn wir uns auf einzelne 
regionale Dialoge oder die digitale Ideenpinnwand beziehen, wird dies extra erwähnt. Zusätzlich 
werden in einer Textbox auf das Cluster bezogene Inhalte aus der deutschlandweiten Online-
Umfrage der Bürger*innen und Jugendlichen (siehe hierzu auch Abschnitt 2.4) dargestellt.  

Das Kapitel endet mit einem Fazit, in dem wir auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
den Beiträgen der Bürger*innen und Stakeholder eingehen und Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarfe für die Zielvorschläge des Rohentwurfes ziehen. 
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5.1 Empfehlungen zum Handlungsfeld Biologische Vielfalt 

5.1.1 Ziele im Handlungsfeld Biologische Vielfalt  

Für das Handlungsfeld Biologische Vielfalt werden im Rohentwurf folgende Ziele und Unterziele 
vorgeschlagen (BMUV 2023d, S. 66f.): 

Ziel 1: Anpassungsfähigkeit und Widerstandsfähigkeit der Ökosysteme stärken 

► Unterziel 1.1 Biotopverbund: Bis 2030 sind die länderübergreifenden Lebensraumkorridore 
etabliert und gesichert, sodass ein funktionaler länderübergreifender Biotopverbund auf 
mindestens 15 % der Fläche gewährleistet ist. 

► Unterziel 1.2 Schutzgebiete: Bis 2030 werden die Schutzgebiete in Deutschland effektiv ge-
managt und es sind mindestens 30 % der Landfläche geschützt, davon bis zu einem Drittel 
streng geschützt. 

► Unterziel 1.3 Wiederherstellung: Bis 2030 sind auf mindestens 30 % der Landesfläche 
Deutschlands Wiederherstellungsmaßnahmen eingeleitet, die bis 2050 alle Ökosysteme um-
fassen, bei denen die Notwendigkeit zur Wiederherstellung besteht. 

Ziel 2: Direkte und indirekte Auswirkungen des Klimawandels auf die Biologische Vielfalt mini-
mieren 

► Unterziel 2.1 naturbasierte Lösungen: Bis 2030 wird die Ausgestaltung und Umsetzung von 
Maßnahmen des Bundes zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel weitest-
gehend naturverträglich erfolgen. 

► Unterziel 2.2 Landschaftsplanung: Ab 2025 wird eine naturverträgliche Klimaanpassung im 
Rahmen von Neuaufstellungen und Fortschreibungen von Landschaftsplanungen nach § 8ff. 
BNatSchG verankert. 

► Unterziel 2.3 Gebietsfremde Arten: Bis 2030 sind durch effektives Management die Einbrin-
gung und Etablierung gebietsfremder Arten in Deutschland wesentlich reduziert. 

5.1.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Handlungsfeld Biologische Vielfalt 

5.1.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Für das Handlungsfeld Biologische Vielfalt gab es auf der Dialogveranstaltung kaum Rückmel-
dung, wahrscheinlich dadurch, da sich hierzu keine spezifische Kleingruppe bildete. Dement-
sprechend werden für dieses Handlungsfeld vor allem die Beiträge aus der informellen Online-
Konsultation dargestellt.  

Ein zentrales Anliegen von Stakeholdern in der Online-Konsultation ist die Sicherung existie-
render und die Schaffung weiterer Lebensraumkorridore, Schutzgebiete und natürlicher 
Flächen. Die Erreichung eines effektiven Biotopverbundes wird dabei als besonders bedeutsam 
hervorgehoben. Dabei wird auf Querbezüge zur Raumplanung und Landwirtschaft aufmerksam 
gemacht. Einige Stakeholder fordern in ihren Kommentaren, dass die Raumordnung die Flächen-
sicherung zur Bereitstellung des Biotopverbundes regelt. Sie empfehlen, dass landwirtschaftlich 
genutzte Flächen zur Erreichung des Biotopverbundes nicht pauschal ausgeschlossen werden.  

Für die Umsetzung von Maßnahmen zur Minimierung der Auswirkungen des Klimawandels auf 
die biologische Vielfalt werden aus dem Kreis der Stakeholder vor allem finanzielle und perso-
nelle Ressourcen in den Kommunen gefordert.  



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

85 

 

Zudem beleuchten Stakeholder Synergien zwischen naturbasierten Lösungen und Wieder-
herstellungsvorhaben. Sie fordern, Wiederherstellungsvorhaben mit Synergien zum Biodiver-
sitäts- und Klimaschutz bei Umsetzungsprogrammen des Bundes für naturbasierte Lösungen zu 
priorisieren. 

In der informellen Online-Konsultation weist ein Stakeholder auf einen Widerspruch zweier Un-
terziele hin. Folglich steht der Ausschluss der Einbringung gebietsfremder Baumarten in Schutz-
gebiete (Unterziel 2.3) im Widerspruch zur Etablierung dynamischer Entwicklungsziele in 
Schutzgebieten (Unterziel 1.2). Für das Unterziel 2.3 wird des Weiteren die Umformulierung von 
„gebietsfremde Arten“ zu „nicht heimische Arten“ vorgeschlagen.  

Ein weiterer Stakeholder spricht sich in der informellen Online-Konsultation für ein Ziel zu 
Schutzgebieten (Unterziel 1.2) in absoluten Zahlen aus. Es solle eine konkrete Fläche für Schutz-
gebiete ausgewiesen werden, kein prozentualer Anteil an der Landfläche, wie im Rohentwurf 
vorgeschlagen.  

5.1.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Im Handlungsfeld Biologische Vielfalt gibt es keine zusätzlichen Zielvorschläge der Stakeholder.  

5.1.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Zur Steigerung der Managementeffektivität in Großschutzgebieten fordert ein Stakeholder in der 
Online-Konsultation die Bereitstellung adäquater personeller Ressourcen. 

Die Integration regionaler Klimaanpassungsstrategien in Schutzgebietspläne wird als zusätzli-
che Maßnahme in der Online-Konsultation vorgeschlagen.  

5.1.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

In der Online-Konsultation gibt es Hinweise zu Indikatoren mit Bezug zum Handlungsfeld Biolo-
gische Vielfalt. Diese behandeln die Themen Biotopverbund, Wiederherstellung und Schutzge-
biete. Mit Blick auf den Biotopverbund schlägt ein Stakeholder vor, als Indikatoren den Umfang 
der tatsächlichen Flächensicherung und den Anteil an vernetzter Fläche in Erwägung zu ziehen. 
Im Zusammenhang mit der Umsetzung der Europäischen Verordnung zur Wiederherstellung 
der Natur (EU-VO 2024/1991) sollten geeignete Indikatoren zur Überprüfung der Zielerrei-
chung entwickelt werden. Einige Stakeholder weisen auf diese Synergien hin. Mit Blick auf die 
Indikatoren zu den Schutzgebieten wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, dass die Qualität 
des Schutzgebietsmanagements stärker in den Fokus zu rücken sei. Vor allem, was die perso-
nelle Ausstattung im Schutzgebietsmanagement betrifft, empfiehlt ein Stakeholder, die Indikato-
ren aus dem UNESCO-Programm „Der Mensch und die Biosphäre“ (MAB) (UNESCO 2017), aus 
der Nationalpark Evaluation (May et al. 2021) sowie aus der Qualitätsoffensive Naturparke (Ver-
band Deutscher Naturparke e.V. 2020) bei der Indikatorentwicklung zu berücksichtigen. 

Ein sehr genereller Hinweis in der Online-Konsultation ist auf das erforderliche Monitoring von 
Indikatorarten gerichtet, ohne diese Empfehlung jedoch weiter zu präzisieren.  

5.1.2.5 Bezüge zu anderen Handlungsfeldern und Clustern  

Aus dem Kreis der Stakeholder in der Online-Konsultation wird betont, dass Querbezüge zu an-
deren Handlungsfeldern die Relevanz interdisziplinärer Ansätze zur Förderung der biologischen 
Vielfalt verdeutlichen. Insbesondere betonen sie, dass das Handlungsfeld Landwirtschaft mit 
den Themen integrierter Pflanzenschutz, ökologische Landwirtschaft und der Vielfalt von Kul-
turpflanzen ein besonders starker Hebel für die Anpassung und Stärkung der biologischen Viel-
falt ist.  
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Auch zum Cluster Übergreifendes und dem Aktionsfeld Bildung nimmt ein Stakeholder in 
der Online-Konsultation Bezug. Gefordert wird, dass die Themen des Handlungsfelds Biologische 
Vielfalt stärker in schulische und universitäre Bildung sowie in Ausbildungen aufgenommen 
werden sollen, um die Interessensentwicklung in diesem Bereich zu fördern und Fachkräfte mit 
Artenkenntnissen auszubilden. 

5.1.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Handlungsfeld Biologische Vielfalt16 

Das Handlungsfeld Biologische Vielfalt adressieren die Bürger*innen in den Bürger*innendialo-
gen kaum explizit, es taucht aber ein paar Mal in Kombination mit den Themen Landwirtschaft 
und Wald/Forstwirtschaft auf. Die Bürger*innen betonen, dass eine Landwirtschaft, die in eine 
strukturreiche Landschaft mit Hecken, Bächen, Wiesen und Bäumen eingebettet ist, die Bio-
diversität fördert. Dafür fordern sie, dass die ökologische Landwirtschaft mehr gefördert wird. 
Zudem fordern die Bürger*innen, dass bei Begrünungsmaßnahmen in Städten auf Biodiversi-
tät geachtet wird. Sie fordern die Schaffung von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere zur Erhö-
hung der Biodiversität. Sie betonen, dass dabei der Fokus auf klimaangepassten, nicht-invasiven 
Arten liegen sollte. Sie wünschen sich, dass durch die Erhaltung, Verbesserung und Vernetzung 
der Grünflächen Lebensräume und Trittsteinbiotope für stadtbewohnende Tierarten geschaffen 
werden. 

Auf der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen fordert ein*e Bürger*in, Klimawandelanpas-
sung und Biodiversität gemeinsam zu denken. Demnach seien naturbasierte Lösungen vor an-
deren Lösungen zu präferieren und Biodiversität mitzudenken. Hierzu geht der/die Bürger*in 
konkret auf Retentionsflächen, Solar/PV-Gründach-Kombinationen mit biodiversitätsfördern-
den Strukturen und Begrünungen anstelle von Klimaanlagen ein. Dieser Beitrag erhält viel Zu-
stimmung von anderen Bürger*innen.  

Einschätzungen zur Biodiversität aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
Für 66 Prozent der Befragten in der Online-Umfrage (N=1.749) gehört zu den größten Sorgen 
durch den Klimawandel, dass die Natur in ihrer Region weiter geschädigt wird. 59 Prozent erwar-
ten, dass Klimawandelanpassung dazu beiträgt, dass sich die Natur in ihrer Region erholt. In der 
Jugendumfrage glauben dies 56 Prozent der Befragten (N=230). 

5.2 Empfehlungen zum Handlungsfeld Boden 

5.2.1 Ziele im Handlungsfeld Boden und gemeinsame Ziele für die Handlungsfelder Land-
wirtschaft und Boden 

Für das Handlungsfeld Boden werden im Rohentwurf folgende Ziele und Unterziele vorgeschla-
gen (BMUV 2023d, S. 67f.): 

Ziel 3: Widerstandsfähigkeit des Bodens gegenüber den Folgen des Klimawandels verbessern 

► Unterziel 3.1 Flächenneuinanspruchnahme: Bis 2030 wird der tägliche Anstieg der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche (Flächenverbrauch) auf unter 30 Hektar pro Tag reduziert. Bis 
2050 wird eine Flächenkreislaufwirtschaft (Flächenverbrauch Netto-Null) angestrebt. 

► Unterziel 3.2 Bodenversiegelung: Ein messbares Ziel wird voraussichtlich bis 2024 erarbei-
tet. 

 

16 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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► Unterziel 3.3 Guter ökologischer Zustand: Bis 2026 werden eine Definition und Beurteilung 
eines guten ökologischen Bodenzustands entwickelt und geeignete Klimaschutz- und Klima-
anpassungsmaßnahmen abgeleitet. 

Ebenfalls werden im Rohentwurf gemeinsame Unterziele für die Handlungsfelder Landwirt-
schaft und Boden vorgelegt, welche die Widerstandsfähigkeit des Bodens gegenüber den Folgen 
des Klimawandels gleichermaßen wie auch die Resilienz der Agrarökosysteme verbessern 
(BMUV 2023d, S. 68ff.): 

► Unterziel Bodenhumus: Ein stabiler Humusgehalt in mineralischen Böden ist je nach Aus-
gangslage durch Zufuhr und Einarbeitung von organischen Reststoffen zu erhalten oder zu 
erhöhen. Bis 2030 ist ein standortangepasstes Humusgleichgewicht jener mineralische 
Acker- und Grünlandböden anzustreben, die in Abhängigkeit des Tongehalts über eine mo-
derate bis sehr gute Humusversorgung verfügen. Für Standorte mit sehr niedrigen Humus-
gehalten sollte durch angepasste Bewirtschaftung eine Steigerung des Humusgehalts er-
reicht werden. 

► Unterziel Moore: Mittel- bis langfristig wird der Abbau der organischen Substanz in organi-
schen Böden bzw. Moorböden durch torferhaltende Bewirtschaftung gestoppt und durch ein 
adäquates Wassermanagement auf Einzugsgebietsebene gesichert. Minderung der jährlichen 
Treibhausgasemissionen aus organischen Böden um 5 Mio. t CO2-Äq. bis 2030 (Bund-Län-
der-Zielvereinbarung zum Klimaschutz durch Moorbodenschutz und Nationale Moorschutz-
strategie (BMUV 2022)). 

► Unterziel Kulturpflanzenvielfalt: Ziel ist es, das Anbauspektrum in den Fruchtfolgen je 
Ackerbaubetrieb auf mindestens fünf verschiedene Kulturarten und einem ausgewogenen 
Anteil an Blatt- und Halmfrüchten, Winterungen und Sommerungen, Feldgemüse, Zwischen-
früchten und Untersaaten bis 2030 zu erhöhen und auf 10 % der deutschen Ackerfläche Le-
guminosen (Hülsenfrüchte zur Körnernutzung und Leguminosen(-gemische) zur Grünernte) 
anzubauen (Ackerbaustrategie (BMEL 2021)). 

► Unterziel Dauergrünland: Der heutige Dauergrünlandanteil an der Agrarfläche bleibt min-
destens erhalten. Mögliche Flächennutzungskonkurrenzen mit anderen Anpassungszielen 
(Wiedervernässung von Moorböden, Neuwald auf erosionsgefährdeten Standorten) sowie 
weitere politische Ziele wie die Förderung einer nachhaltigen tiergerechten Weidehaltung 
von Wiederkäuern werden bei der Zielevaluierung mit einbezogen. 

► Unterziel Erosion: Auf mindestens 50 % der die Erheblichkeitsschwelle für Bodenerosion 
durch Wasser (modelliert) überschreitenden Flächen und mindestens 50 % der potenziell 
mittel bis hoch durch Winderosion betroffenen Ackerflächen soll der Bodenabtrag bis 2030 
durch eine standortangepasste Bewirtschaftung, Landnutzung und Flurgestaltung reduziert 
werden. 

► Unterziel Bodenschadverdichtung: Bodenschadverdichtungen werden effektiv verhindert. 
Zur Messung der Zielerreichung werden Schwellenwerte für die Ermittlung von Bo-
denschadverdichtungen erstellt und stehen voraussichtlich 2025 zur Verfügung. 

► Unterziel Struktur- und Landschaftselemente: Bis 2030 werden mindestens 10 % der land-
wirtschaftlichen Flächen biodiversitätsfördernde Strukturelemente aufweisen, die auch zu 
besserer Vernetzung beitragen sollen. Dieses Ziel ist mit entsprechenden Maßnahmen in der 
Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt hinterlegt. 



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

88 

 

5.2.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Handlungsfeld Boden  

5.2.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Auf der Dialogveranstaltung fordern die Stakeholder, insgesamt die Verbindlichkeit der Ziele 
zu erhöhen. Ebenfalls betonen sie, dass alle Indikatoren verwaltbar sein sollten. Das stellt im 
Handlungsfeld Boden teilweise eine Herausforderung dar; beispielsweise werden Möglichkeiten 
der großflächigen Messung der Bodenaktivität diskutiert, jedoch nicht abschließend und für alle 
Stakeholder in der Diskussion zufriedenstellend dargelegt.  

Allen Zielen und Maßnahmen voran betonen die Stakeholder die Wichtigkeit der Novellierung 
des Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Dabei sollten vor allem die Bodenbiodiversität 
und Bodenkühlfunktion mehr Beachtung finden, z. B. im §17.  

Aus dem Kreis der Stakeholder erfährt die Formulierung gemeinsamer Ziele für Landwirtschaft 
und Boden viel Unterstützung. Jedoch wird kritisiert, dass Wald- und Forstflächen hierbei keine 
Berücksichtigung finden (siehe 5.2.2.5). 

Inhaltlich legen die Stakeholder den Fokus auf das Thema Entsiegelung. Dies ist für sie die prio-
ritäre Maßnahme im Handlungsfeld Boden. Es wird kritisiert, dass die Entsiegelung in den Zielen 
nicht konkret erwähnt, sondern lediglich ein Ziel zur Begrenzung der Versiegelung vorgeschla-
gen wird. Es bestehen in diesem Fall Querbezüge und Konflikte zum Handlungsfeld Bauwesen 
(Cluster Infrastruktur) (siehe 5.2.2.5). Auch in der Online-Konsultation fordern einige Stakehol-
der, die Entsiegelung stärker zu fördern und mit einem Ziel abzubilden.  

Stakeholder der Dialogveranstaltung fordern, die Bodenkühlfunktion in die Zielformulierun-
gen mit aufzunehmen. Ebenfalls schlagen die Stakeholder der Kleingruppe für das Unterziel „Bo-
denhumus“ vor, das Wort Bodenhumus durch „Kohlenstoffgehalt“ oder „Bodenkohlenstoff“ im 
Text der gemeinsamen Ziele von Landwirtschaft und Boden zu ersetzen.  

In Bezug auf das Unterziel „Struktur- und Landschaftselemente“ fordern Stakeholder, die Struk-
turvielfalt auf landwirtschaftlichen Flächen um mehr als 10 Prozent zu erhöhen. Das Ziel soll 
inhaltlich ebenso um die Aspekte der Kultur- und Sortenvielfalt sowie Fruchtfolge ergänzt wer-
den. Auch dieser Aspekt wird in der Online-Konsultation durch Stakeholder thematisiert, welche 
sich für mehr Struktur- und Landschaftselemente aussprechen.  

5.2.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Stakeholder der Dialogveranstaltung bringen den Aspekt des Flächenrecycling als neuen Ziel-
vorschlag ein, wobei dieser auch in das Unterziel der Versiegelung eingearbeitet werden kann. 
Gefordert wird in der Kleingruppe diesbezüglich die Unterscheidung zwischen „Green fields“ 
(ungenutzte, noch nie bebaute Flächen) und „Brown Fields“ (genutzte, bereits bebaute Flächen). 
Im Sinne des Flächenrecyclings sollte bei Neuversiegelungen darauf geachtet werden, dass es 
sich nicht um „Green fields“ handelt und somit ihre ökologischen Funktionen (Wasserspeiche-
rung, Bodenkühlfunktion) erhalten bleiben. Auch in der Online-Konsultation sprechen sich ei-
nige Stakeholder gegen die Neuversiegelung unversiegelter Flächen aus.  

Sowohl seitens der Stakeholder der Dialogveranstaltung als auch der Online-Konsultation wird 
ein Ziel zur Entsiegelung gefordert. Dabei soll jede Baumaßnahme an bestehenden, versiegelten 
Flächen das maximale Entsiegelungspotenzial ausnutzen (siehe auch 5.2.2.5).  

Ebenso sprechen sich Stakeholder der Dialogveranstaltung für ein Ziel zum Erhalt und zur Ver-
besserung der Bodenfruchtbarkeit in den gemeinsamen Zielen von Landwirtschaft und Boden 
aus. Sie messen der Bodenfruchtbarkeit eine zentrale Rolle zur Erreichung der Anpassungsziele 
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bei. Diese zentrale Bedeutung werde durch das Unterziel des Bodenhumus nicht zufriedenstel-
lend abgedeckt. Für das Ziel der Bodenfruchtbarkeit wird darauf hingewiesen, die Aspekte Leis-
tungsfähigkeit der Bodenorganismen, Vermeidung von Nährstoff- und Wasserverlusten, Öko-
landbau und Schwammlandschaft in der Konzeption zu berücksichtigen.  

5.2.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Alle Maßnahmenvorschläge lassen sich den bestehenden Zielen zuordnen. 

5.2.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

Die Flächenversiegelung ist nicht nur bei den Zielen und Maßnahmen, sondern auch bei den In-
dikatoren ein zentrales Thema. Entsprechend der Empfehlung zur zusätzlichen Aufnahme eines 
Ziels zur Entsiegelung (siehe Abschnitt 5.2.2.2) wird auch ein Indikator zur Entsiegelung gefor-
dert. Ein solcher Indikator sollte eine Bilanzierung der Neuversiegelung und Entsiegelung von 
Flächen auf kommunaler Ebene vornehmen. Als Instrument hierfür wird ein (verpflichtendes) 
Versiegelungskataster in der Kleingruppe der Dialogveranstaltung in die Diskussion einge-
bracht.  

Ergänzend werden in der Online-Konsultation ein Indikator zur Reduktion des Torfabbaus (Ab-
baumengen) und ein Indikator zur Entwicklung der Landoberflächentemperaturen (LST) emp-
fohlen. Letzterer soll Hinweise auf den Landschaftswasserhaushalt und zugleich auf die Fähig-
keit der Ökosysteme zur Kühlung geben. In diesem Zusammenhang wird auf die Entwicklung 
und Erprobung im BMBF-Forschungsprojekt IAWAK-EE17  hingewiesen. 

Für die Bewertung eines guten ökologischen Bodenzustands wird in der Online-Konsultation 
von einem Stakeholder infrage gestellt, ob hierzu tatsächlich erst im Jahr 2026 eine Operationa-
lisierung möglich ist. Es wird auf bereits verfügbare Methoden der Bodenfunktionsbewertung 
im Rahmen der Umweltprüfung verwiesen.  

Mit Blick auf die Indikatoren im Handlungsfeld Boden wird zudem auf mögliche Synergien mit 
dem Europäischen Soil Monitoring Law (EU-RL COM/2023/416 final) und den darin vorgeschla-
genen „soil descriptors“ hingewiesen.  

5.2.2.5 Bezüge zu anderen Handlungsfeldern und Clustern 

Das Handlungsfeld Boden weist viele Querbezüge zum Cluster Wasser auf. Die Stakeholder ge-
hen in diesem Zusammenhang besonders auf das Thema Drainagen ein. Zu Gunsten des Land-
schaftswasserhaushalts brauche es eine andere Konditionierung von Drainagen. Seitens der Sta-
keholder wird ein stärkerer Fokus auf das Management von Drainagen gefordert, welcher auch 
den Rückbau dieser umfasse. Statt des Neubaus von Drainagen wird empfohlen, bestehende 
Drainagen zu erfassen und korrekt Instand zu setzen.  

Querbezüge zum Cluster Wasser und Teilcluster Stadtentwicklung werden in puncto Was-
serrückhalt, Wasserspeicherung und schließlich Grundwasserneubildung identifiziert. So stellen 
Schwammstädte eine Synergie in diesem Nexus dar, weisen durch Schadstoffeinträge aus urba-
nen Räumen in das Grundwasser jedoch gleichzeitig einen Konflikt auf.  

Es wird unterstrichen, dass sich durch die Kühlfunktion und Wasseraufnahmefähigkeit von 
Dach- und Fassadenbegrünungen Synergien zwischen den Handlungsfeldern Boden sowie dem 
Cluster Wasser, Teilcluster Stadtentwicklung und Handlungsfeld Bauwesen ergeben. Die 
Stakeholder sind sich jedoch uneinig, welchem Bereich das Thema primär zuzuordnen ist.  

 

17 Informationsgestützte antizipative wasserhaushaltsbasierte Anpassung an den Klimawandel Elbe-Elster, https://www.iawak-
ee.de/projekt/ (IWAK-EE 2024) 

https://www.iawak-ee.de/projekt/
https://www.iawak-ee.de/projekt/
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Ein Querbezug zum Handlungsfeld Bauwesen (Cluster Infrastruktur) kann durch die Forde-
rung nach einer Maximierung der Entsiegelung bei jeder Baumaßnahme festgehalten werden. 
Dazu sollten, laut der Diskussion in einer Kleingruppe, Entsiegelungen als Kompensationen bes-
ser bewertet werden. Einige Stakeholder weisen darauf hin, dass der erhöhte Bedarf an Wohn-
raum und die damit einhergehende Versiegelung mit dem geforderten Ziel der Entsiegelung in 
Konflikt stehen.  

Einige Stakeholder der Kleingruppe unterstreichen, dass Wald- und Forstflächen stärker im 
Handlungsfeld Boden mitgedacht werden sollten. Das gilt insbesondere bei den Themen Erosion, 
Wasserhaushalt und Kohlenstoffspeicherung. Die Stakeholder betonen, dass Erosion nicht nur 
auf landwirtschaftlichen Flächen auftritt, sondern auch auf Wald-, Forstflächen und urbanen 
Räumen. Wind und Wasser sollten beim Thema Erosion stärker mitgedacht werden. Dabei zei-
gen die Stakeholder Synergien zwischen den Unterzielen Erosion und den Struktur- und Land-
schaftselementen auf. 

5.2.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Handlungsfeld Boden18  

Die Bürger*innen aus den fünf Regionen fordern, dass unsere Böden resilienter werden müssen. 
Hierfür empfehlen sie humusmehrende und erosionsschützende Praktiken, insbesondere in 
der Landwirtschaft, aber auch auf Privat- und Gemeinschaftsflächen. Sie wünschen sich eine fi-
nanzielle Förderung von bodenerhaltenden Maßnahmen. Auf der digitalen Ideenpinnwand wer-
den in einigen von den Bürger*innen eingebrachten Beiträgen bodenschonende und bodende-
ckende Bearbeitungsweisen in der Landwirtschaft gewünscht; sie fordern, dass dies auch bei 
landwirtschaftlichen Subventionen stärker berücksichtigt werden sollte. 

Insbesondere für dichtbesiedelte Gebiete fordern die Bürger*innen in den regionalen Dialogen, 
dass darauf geachtet wird, dass nicht mehr Boden versiegelt wird und, wenn möglich, der Flä-
chenverbrauch verringert wird.    

Zudem fordern die Bürger*innen, Moore wieder zu vernässen, um mehr Wasser in der Land-
schaft zu halten.  

5.3 Empfehlungen zum Handlungsfeld Landwirtschaft 

5.3.1 Ziele im Handlungsfeld Landwirtschaft  

Für das Handlungsfeld Landwirtschaft liegen im Rohentwurf folgende Ziele und Unterziele vor 
(BMUV 2023d, S. 71ff.):  

Ziel 4: Die Agrarökosysteme sind resilient gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels. Eine 
nachhaltige, standortangepasste Bewirtschaftung und Struktur trägt zu einer Biotop- und Struk-
turvielfalt sowie biologischen Vielfalt in Agrarlandschaften, einem resilienten Landnutzungssys-
tem und einer stabilen Produktion an Agrarrohstoffen bei. 

► Unterziel 4.1 Öko-Landbau: Die ökologisch bewirtschaftete Fläche steigt bis zum Jahr 2030 
auf 30 %. 

► Unterziel 4.2 Pflanzenschutz: Reduktion der Verwendung und des Risikos von Pflanzen-
schutzmitteln insgesamt um 50 % (vgl. Referenzzeitraum 2015 bis 2017) (Farm-to-Fork, 
SUR)  

 

18 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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► Unterziel 4.3 Genetische Vielfalt Kulturpflanzen/Nutztierrassen: Die regional angepassten, 
gefährdeten Kulturpflanzensorten und Nutztierrassen werden durch in-situ/on-farm- und 
ex-situ-Erhaltung gesichert. 

► Unterziel 4.4 Biologische Vielfalt: Bis 2030 sind die Artenvielfalt und Landschaftsqualität im 
Agrarland deutlich gestiegen und haben einen guten Zustand erreicht. 

Ziel 5: Landwirtschaftliche Betriebe sind angepasst an klimatische Veränderungen und wider-
standsfähig gegenüber Klimavariabilität und ungünstigen Witterungsbedingungen. Sie sind in 
der Lage, auch unter anspruchsvollen klimatischen Bedingungen ausreichend hochwertige Le-
bens- und Futtermittel sowie biobasierte Rohstoffe auf nachhaltige Weise zu produzieren. 

► Unterziel 5.1: Die Ertragsschwankungen nehmen unter den Folgen des Klimawandels bis 
2030 (und danach bis 2050 fortlaufend) nicht zu. 

► Unterziel 5.2: Es kommt bis 2030 (und danach bis 2050 fortlaufend) zu keiner klimawandel-
bedingten Abnahme der ökonomischen Resilienz der landwirtschaftlichen Betriebe. 

► Unterziel 5.3: Es kommt bis 2030 (und danach bis 2050 fortlaufend) zu keiner klimawandel-
bedingten Abnahme in der Versorgungssicherheit mit Agrarprodukten. 

► Unterziel 5.4: Das Anpassungsverhalten der landwirtschaftlichen Betriebe unterliegt einem 
kontinuierlichen Monitoring. Der Anteil der landwirtschaftlich genutzten Fläche (LF), für die 
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) mit einer Unterstützung verbundene Ver-
pflichtungen zur Verbesserung der Anpassung an den Klimawandel bestehen, beträgt bis 
2027 21,09 %. 

5.3.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Handlungsfeld Landwirtschaft  

5.3.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Im Handlungsfeld Landwirtschaft fordern die Stakeholder eine übergeordnete Landnutzungs-
strategie. Dabei sollen die verschiedenen Landnutzungsformen zielführend koordiniert werden. 
Laut Aussage des Thünen-Instituts sind die Flächen bereits jetzt deutlich überbucht. Die ver-
schiedenen Landnutzungsansprüche sollten daher abgewogen und in eine Strategie integriert 
werden, welche die vorliegenden Synergien zur Förderung der Klimaanpassung bestmöglich 
nutzt. Als Beispiele nennen die Stakeholder den Ausbau von Agroforstsystemen oder auch Pho-
tovoltaikanlagen. Dieser Ausbau sollte jedoch nicht auf artenreichen Dauergrünlandflächen 
stattfinden.  

Eine weitere, zentrale Forderung der Stakeholder ist, dass die Zielvorschläge die agrarökologi-
sche Transformation besser abbilden sollten, um Synergiepotenziale mit der Klimaanpassung 
bestmöglich auszuschöpfen. Die Stakeholder thematisieren wiederkehrend den Ökolandbau – 
sowohl auf der Dialogveranstaltung als auch in der Online-Konsultation. Viele Stakeholder un-
terstreichen, dass es wichtig ist, das Ziel 30 Prozent Ökolandbau zu erfüllen. Ebenso wird gefor-
dert, den Anteil resilienter Nutzungsformen insgesamt zu erhöhen und dafür ein Ziel zu formu-
lieren. Dies sollte jedoch, wie zuvor beschrieben, koordiniert erfolgen. Die Stakeholder schlagen 
in diesem Kontext vor, das Unterziel „Dauergrünland“ als Teil der gemeinsamen Ziele für Land-
wirtschaft und Boden zu erweitern. Genannt werden hier Agroforstsysteme bzw. diskutiert in 
der Kleingruppe Paludikulturen als resiliente Nutzungsformen. Sowohl die Stakeholder der Dia-
logveranstaltung als auch der Online-Konsultation sprechen sich dafür aus, dass vor allem Agro-
forstsysteme ein größeres Gewicht gegeben werden sollte. Dabei soll es, laut den Stakeholdern 
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der Dialogveranstaltung, jedoch kein alleiniges Ziel zu Agroforstsystemen geben. Durch die Zu-
sammenfassung verschiedener resilienter Nutzungsformen in einem Unterziel lassen sich ver-
wandte Maßnahmen zu einem Ziel verdichten und mehrere maßnahmenbezogene Zielformulie-
rungen vermeiden.  

Die Stakeholder auf der Dialogveranstaltung plädieren zudem dafür, den Fokus im Handlungs-
feld Landwirtschaft in erster Linie auf die Erhöhung der Resilienz der Betriebe und die Ge-
währleistung der Versorgungssicherheit zu legen. In Anbetracht der zunehmenden globalen 
Klimaveränderungen empfehlen die Stakeholder, die internationalen Verflechtungen des Agrar- 
und Ernährungssystems stärker zu berücksichtigen. Diese Forderung bezieht sich vor allem auf 
das Ziel 5 der resilienten Betriebe und insbesondere das Unterziel 5.3 der Versorgungssicherheit 
mit Agrarprodukten. Dabei fordern die Stakeholder, dass für die Betriebe (finanzielle) Anreize 
für Regionalisierung und Diversifizierung ihrer Lieferketten geschaffen werden. So könnte die 
Abhängigkeit von internationalen Märkten verringert werden, um die Versorgungssicherheit 
weiterhin gewährleisten zu können.  

Als Alternative zum Unterziel 5.1 „Ertragsschwankungen“, schlagen die Stakeholder als Ziel die 
Gewährleistung der Stabilität der Produktion aller relevanten Kulturarten vor.  

5.3.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Von den Stakeholdern wird kritisiert, dass Ernährung und Konsum bislang nicht thematisiert 
werden und empfehlen, diese Bereiche stärker mit der landwirtschaftlichen Produktion zu-
sammenzudenken, unter Einhaltung der planetaren Grenzen. Auf der Produktionsseite sollen 
dazu die internationalen Verflechtungen stärker betrachtet werden. Es wird der Stopp des virtu-
ellen Flächenimports, durch die Rückkehr zur Flächenbindung für tierhaltende Betriebe, gefor-
dert. Betriebe sollen nur so viele Tiere halten dürfen, wie sie durch die ihnen zur Verfügung ste-
henden Fläche versorgen können. Mit der Erreichung dieses Ziels kann auch ein Abbau von Tier-
beständen einhergehen. Auch in der Online-Konsultation schlägt ein Stakeholder die Ernährung 
innerhalb der planetaren Grenzen als eigenes Ziel vor, welches durch die EAT-Lancet-Richtli-
nien19 zu quantifizieren sei.  

Die Stakeholder in der Kleingruppe zur Landwirtschaft fordern auch ein zusätzliches Ziel zum 
Erhalt und Förderung der Bodenfruchtbarkeit bei den gemeinsamen Zielen von Landwirtschaft 
und Boden (siehe 5.2.2.2). 

5.3.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Die Stakeholder sehen im Aufgabenbereich des Bundes und der Länder besonders die Förde-
rung und Beratung von landwirtschaftlichen Betrieben als zusätzliche Maßnahme. Sie fordern 
mehr kostenlose und flächendeckende Beratungsangebote. Konkret empfehlen sie, diskutiert in 
der Kleingruppe, die Beratung zu effizienten Bewässerungstechnologien sowie klimawandelan-
gepassten Fruchtarten und Fruchtfolgen. Dazu schlagen die Stakeholder die Wiedereinführung 
einer landwirtschaftlichen Offizialberatung vor, die durch den Bund und die Länder finanziert 
wird.  

Eine weitere Forderung im Aufgabenbereich des Bundes und der Länder ist der Bürokratieab-
bau bei Förderprogrammen zur Entlastung der landwirtschaftlichen Betriebe. Gleichermaßen 
sollte laut der Kleingruppe diese Forderung an die europäische Kommission herantragen wer-
den, um den Aufwand zur Beantragung von GAP-Fördermitteln zu reduzieren.  
 

19 Siehe EAT-Lancet Commission 2019, S.10. 
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Als zusätzliche Maßnahme fordern die Stakeholder, dass bei der GAP-Reform Themen der 
Klimaanpassung stärker berücksichtigt werden.  

Zudem wünschen sich die Stakeholder, dass der Bund die Entstehung zusätzlicher / privat-
wirtschaftlicher Finanzierungsinstrumente für Landwirt*innen vorantreibt.  

5.3.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

Die Hinweise der Stakeholder zu möglichen Indikatoren im Handlungsfeld Landwirtschaft stüt-
zen im Wesentlichen die im Rohentwurf bereits vorgesehenen Indikatoren. Ein Fokus liegt dabei 
auf dem Ökolandbau (Anteil der ökologisch bewirtschafteten Landfläche, Abruf von Fördermit-
teln für Ökolandbau und Agroforst). Zudem wird die versicherte Anbaufläche in der Landwirt-
schaft als geeigneter Indikator bestätigt. Einige Stakeholder in der Online-Konsultation benen-
nen darüber hinaus noch weitere Ziel- und Indikationsthemen, die allerdings nur bedingt im Zu-
sammenhang mit dem Klimawandel und seinen Folgen stehen. Hierzu gehören beispielsweise 
das Tierwohl, die Ausweitung von extensiv bewirtschaftetem Dauergrünland und das Ernäh-
rungssystem.  

Mit Blick auf die Datenbeschaffung zur Generierung von Indikatoren im Handlungsfeld Land-
wirtschaft, weisen einige Stakeholder in der Online-Konsultation darauf hin, dass der Dokumen-
tationsaufwand in der Landwirtschaft nicht weiter erhöht werden darf. Vielmehr sollte es darum 
gehen, bestehende Datenbanken zu harmonisieren und Synergien zu schaffen. In diesem Kontext 
wird auf der Dialogveranstaltung, in Verbindung mit dem Humusaufbau, auch die notwendige 
Freigabe von InVeKos-Daten genannt, wobei hier Datenschutzregelungen zu berücksichtigen 
bzw. zu diskutieren sind.  

Außerdem weisen Stakeholder in der Online-Konsultation auf erheblichen Forschungsbedarf bei 
der Entwicklung geeigneter Indikatoren hin.  

5.3.2.5 Bezüge zu anderen Handlungsfeldern und Clustern 

Für das Handlungsfeld Landwirtschaft wird vor allem ein Querbezug zum Cluster Wasser gese-
hen, da dieses eine überlebenswichtige, jedoch knappe Ressource für die landwirtschaftliche 
Produktion ist. Dabei sehen die Stakeholder vor allem Trockenheit als großes Problem für die 
Landwirtschaft, dem oft mit Bewässerung begegnet wird. Die Stakeholder auf der Dialogveran-
staltung sind sich einig, dass nicht nur die genehmigten, sondern die tatsächlichen Wasserent-
nahmen durch die Betriebe (direkt und indirekt, auch über Drainagen) erfasst werden müssen. 
Um Wasserressourcen zu schützen, sollte ein Rahmen für den bewussten Umgang mit Wasser 
(in der Landwirtschaft) geschaffen werden, der z. B. wasserschonende landwirtschaftliche Prak-
tiken fördert. Auch hier verweisen die Stakeholder auf den Ökolandbau. Zudem wird in der Dis-
kussion in der Kleingruppe angeregt, die Wassergesetzgebung anzupassen und rechtliche Barri-
eren abzubauen. Als Beispiel wird hier die Beseitigung von Hemmnissen für die Wiedervernäs-
sung von Flächen genannt.  

Ebenso stellen die Stakeholder mit ihren Beiträgen etliche Querbezüge zu den Handlungsfel-
dern Boden und Biologische Vielfalt her. Erneut nimmt der Ökolandbau in diesem Zusammen-
hang eine zentrale Rolle ein. Weitere Themen wie Erhöhung der Strukturelemente, die Kultur- 
und Sortenvielfalt, der integrierte Pflanzenschutz sowie Bodenfruchtbarkeit und Humusmeh-
rung wurden an entsprechender Stelle der anderen Handlungsfelder bereits aufgegriffen (siehe 
5.1.2.5, 5.2.2.1und 5.2.2.2). 
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5.3.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Handlungsfeld Landwirtschaft20  

In den regionalen Bürger*innendialogen fordern die Bürger*innen eine vielfältige Landwirt-
schaft, in der Betriebe aller Größenordnungen klimaangepasste Kulturen anbauen. In der Viel-
falt sehen sie einen wichtigen Ansatz zur Versorgungssicherheit und Reduktion von Schäden im 
Klimawandel. Sie wünschen sich mehr Angebote und Anreize für Landwirt*innen, um ökologi-
sche, boden- und wasserschonende Praktiken zu erlernen und anzuwenden.   

Neben Flächen zur naturverträglichen Lebensmittelerzeugung fordern sie mehr und unter-
schiedliche Strukturelemente wie z. B. Hecken, Knicks (Buschreihen zwischen Ackerflächen), 
sowie naturnahe Bäche und Wildwiesen in der Landschaft. Zudem empfehlen sie Agroforstsys-
teme und Blühstreifen in der Landwirtschaft. Auf der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen 
und auch der Jugendlichen erhält jeweils ein Beitrag zu Agroforstsystemen besonders viel Zu-
stimmung von den anderen Bürger*innen/Jugendlichen. Hervorgehoben werden die vielfältigen 
Vorteile für Klimaanpassung/Klimaschutz und Biodiversität. 

Die Bürger*innen fordern die Mehrfachnutzung von landwirtschaftlichen Flächen anstelle von 
Nutzungsänderungen, damit diese nach wie vor der Nahrungsproduktion dienen und nicht z. B. 
alleinig der Erzeugung erneuerbarer Energien. Als ein Beispiel zur Mehrfachnutzung landwirt-
schaftlicher Flächen wird die Haltung von Hühnern oder Schafen bzw. der Anbau schattenlieben-
der Kulturen auf Flächen mit Agri-Photovoltaikanlagen (Agri-PV) genannt. In einem Beitrag auf 
der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen wird von einer/einem Bürger*in, Forschungs-
mittel für Agri-PV gefordert. 

Die Bürger*innen empfehlen, dass für die Bewässerung in der Landwirtschaft vorrangig Ober-
flächenwasser genutzt wird und hierfür z. B. Zisternen oder Sammelbecken angelegt werden. Zu-
dem befürworten sie die Entwicklung wassersparender Bewässerungsmethoden. 

Auf der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen fordert zudem ein Beitrag die Empfehlungen 
umzusetzen, die in einem Bericht der Zukunftskommission Landwirtschaft zur nachhaltigen 
Transformation (ZKL 2021) festgehalten wurden. Dieser Beitrag erhält viel Zustimmung von an-
deren Bürger*innen. Ein weiterer Beitrag weist darauf hin, dass die Sicherheit der Lebensmittel-
versorgung durch regionale Landwirtschaft erreicht werden sollte. 

Einschätzungen zur Landwirtschaft aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage geben 42 Prozent der Befragten (N=1.749) an, dass sie in ihrer Region in 
den letzten Jahren bereits Ernteausfälle in der Landwirtschaft durch Trockenheit, Unwetter oder 
Überschwemmungen erlebt haben. Sorgen darüber, dass Lebensmittel knapper und teurer wer-
den, zählen für ein Drittel der Befragten zu den größten klimawandelbedingten Sorgen. 38 Prozent 
erwarten, dass Klimawandelanpassung dazu beiträgt, dass Lebensmittel bezahlbar bleiben. In der 
Jugend-Beteiligung erwarten dies 49 Prozent. 

  

 

20 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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5.4 Empfehlungen zum Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft 

5.4.1 Ziele im Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft 

Für das Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft liegen im Rohentwurf folgende Ziele und Un-
terziele vor (BMUV 2023d, S. 73f.): 

Ziel 6: Resiliente Wälder und adaptives naturnahes Waldmanagement: Wälder sind anpassungs-
fähig gegenüber klimatischen Veränderungen und widerstandsfähig gegenüber Klimavariabilität 
und ungünstigen Wetterbedingungen (insbesondere Extremwetter- und -witterung) und weisen 
aufgrund ihrer hohen Artenvielfalt günstige Bedingungen für den Erhalt ihrer Funktionalitäten 
auf. 

► Unterziel 6.1 Waldumbau: Bis 2030 und danach bis 2050 beträgt der Umfang des Waldum-
baus (Umbaufläche + Wiederbewaldungsfläche, mit Baumartenwechsel) pro Jahr durch-
schnittlich 95.000 ha (inkl. Wiederbewaldungsfläche, mit Baumartenwechsel). 

► Unterziel 6.2 Forstgenetische Ressourcen: Bis 2030 werden die forstgenetischen Ressourcen 
durch 60.000 ha in-situ, 5.000 ha ex-situ Flächen erhalten. 

► Unterziel 6.3 Forstwirtschaftliche Informationen: Bis 2030 steigen die forstwirtschaftlichen 
Informationen zum Thema Anpassung kontinuierlich an. 

► Unterziel 6.4 Monitoring: Der Anpassungserfolg wird durch die Indikatoren der DAS konti-
nuierlich beobachtet und bei Fehlentwicklungen Maßnahmen eingeleitet. 

► Unterziel 6.5 Wasserrückhalt: Der Wasserrückhalt und die -speicherung im Waldboden wird 
kontinuierlich bis 2050 verbessert. 

5.4.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft  

5.4.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Die Stakeholder betonen sowohl auf der Dialogveranstaltung als auch in der Online-Konsulta-
tion, dass der Waldumbau die prioritäre Maßnahme ist. Dabei werfen die Stakeholder die Frage 
auf, ob die bisher genutzten Baumarten ausreichen. Vor allem im Hinblick auf die Wasserneu-
bildungsfunktion des Waldes werden die bisher verwendeten Baumarten von einigen Stakehol-
dern kritisch gesehen (siehe Querbezug zu Cluster Wasser in Abschnitt 5.4.2.5). Bei den forst-
wirtschaftlichen Förderungen wünschen sich die Stakeholder mehr Flexibilität in puncto Baum-
arten. Für den Waldumbau sollten die genetischen Potenziale heimischer Baumarten stärker ge-
nutzt werden. Dabei wird betont, dass vor allem mehr Flächen für die Saatgutgewinnung so-
wie für Forschung und Experimente benötigt werden. Dort wo heimische Ressourcen an ihre 
Grenzen kommen, sollten Möglichkeiten für nicht-standortheimische, klimaresiliente Baumarten 
geschaffen werden. Einige Stakeholder empfehlen, für Waldbesitzende mehr Handlungsmöglich-
keiten zu schaffen und kritisieren, dass momentan die Baumarten für den Waldumbau zu rest-
riktiv gehandhabt werden.  

In der Online-Konsultation merken einige Stakeholder kritisch an, dass die Ziele lediglich die na-
türliche Ebene abdecken, die Akteure zuständig für die Umsetzung jedoch darin nicht ausrei-
chend thematisiert werden. Deren Berücksichtigung sollte jedoch über die verschiedenen 
Waldeigentumsformen hinweg sichergestellt werden. Auf der Dialogveranstaltung werden ne-
ben den Waldbesitzenden auch Jäger*innen als relevante Akteure genannt. Diese sollten vor al-
lem in Sachen Waldumbau inkludiert werden.  
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5.4.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

In der Diskussion um ergänzende Ziele weisen die Stakeholder darauf hin, dass die Ziele im 
Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft eine starke wirtschaftliche Ausrichtung haben. Deswe-
gen wird ein Ziel zur Naturwaldentwicklung gefordert, welches die naturnahe Klimaanpassung 
von Wäldern fördern soll.  

Analog zu den gemeinsamen Zielen für Landwirtschaft und Boden fordern Stakeholder in der 
Online-Konsultation ein Ziel zum Monitoring der Kohlenstoffspeicherfunktion von Wald und 
forstwirtschaftlich genutzten Flächen.  

5.4.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Als zusätzliche Maßnahme (im Prozess der Zielentwicklung) wird der Abgleich der Ziele des 
Handlungsfelds Wald und Forstwirtschaft mit Entwürfen der Novellierung des Bundeswaldge-
setzes nahegelegt. Dabei sollen Synergien beider Vorhaben identifiziert und genutzt werden, ggf. 
können Empfehlungen und Maßnahmen jeweils übernommen werden.  

5.4.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

Die Ziele und Indikatoren im Rohentwurf zum Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft sind eng 
an die Themenfelder und Indikatoren des DAS-Monitorings angelehnt. Entsprechend nehmen 
auch die Kommentare der Stakeholder auf diese Indikatoren Bezug. Es werden in den Hinweisen 
allerdings mehrere Aspekte adressiert, die auch bereits im Rahmen des DAS-Monitorings disku-
tiert wurden oder werden. Dies gilt beispielsweise mit Blick auf die Empfehlung zur Berücksich-
tigung der Jungbestandspflege (GAK-Fördergegenstand A 3.0, s. BMEL 2024) beim Indikator 
zum Waldumbau; ein Fördergegenstand der im Rahmen der Diskussionen zum DAS-Monitoring 
begründet unberücksichtigt geblieben ist. 

Die Baumartenzahl wird als relevanter Indikator infrage gestellt. Stattdessen wird die Schichtig-
keit der Bestände (als Indikator für die Strukturvielfalt) in die Diskussion gebracht, der sich 
ebenfalls mit Daten aus der Bundeswaldinventur generieren ließe.  

Die Stakeholder äußern sich außerdem zum Thema Naturnähe von Wäldern. Auf der einen Seite 
wird der Anteil natürlicher Wälder, denen (unter anderem aufgrund einer höheren Wasserspei-
cher- und Infiltrationskapazität) per se eine höhere Resilienz gegenüber dem Klimawandel at-
testiert wird, als Indikator empfohlen. Auf der anderen Seite wird ein potenzieller künftiger In-
dikator zur Naturnähe von Wäldern kritisch gesehen, da laut einem Kommentar in der Online-
Diskussion die Definition von Naturnähe in Zeiten des Klimawandels zunehmend unklarer wird. 

5.4.2.5 Bezüge zu anderen Clustern und Handlungsfeldern 

Auch das Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft weist verschiedene Querbezüge zum Cluster 
Wasser auf. Im Sinne der Betrachtung des „großen Ganzen“ fordern Stakeholder die stärkere 
Verknüpfung von Wald- und Forstflächen mit den Themen Wasserspeicherung und Grundwas-
serneubildung. Einige Stakeholder stellen die Potenziale zur Grundwasserneubildung bei den 
bisher für den Waldumbau verwendeten Baumarten stark infrage und wünschen sich in dieser 
Hinsicht mehr Möglichkeiten für die Waldbesitzenden. Außerdem sollte der Waldumbau vor al-
lem dort priorisiert werden, wo Wasser gewonnen wird, wie z. B. rund um Talsperren, um dort 
die Grundwasserneubildung zu fördern. Gleiches gilt für Flächen, wo Wasserbilanzrisikogebiete 
liegen und wo Erosionsgefahr besteht. 

Auch das Thema Wasserentnahme wird im Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft in die Dis-
kussion eingebracht. Aus dem Kreis der Stakeholder wird eine Prüfung des Verbandsrechts von 
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Wasser- und Bodenverbänden bezüglich der Wasserbewirtschaftung auf Waldflächen in Zusam-
menhang mit dem Wasserrückhalt gefordert. Die Stakeholder weisen darauf hin, dass Waldbesit-
zende große Probleme haben, sofern Wasser zugunsten der Landwirtschaft/Trinkwasseraufbe-
reitung abgeben werden muss. Diese fehle dann auf ihren Flächen. Sie empfehlen, die Wasser-
entnahme so zu regeln, dass die Interessen von Land- und Forstwirtschaft gleichermaßen be-
rücksichtigt werden.  

5.4.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft21  

In den regionalen Dialogen fordern die Bürger*innen, dass der Wald geschützt, erhalten, ange-
passt und wo nötig umgebaut werden muss. Hierbei wünschen sie sich vor allem einheimi-
sche, klimaangepasste Baumarten. Sie fordern mehr finanzielle Förderungen sowie qualifi-
zierte staatliche Beratungsstellen für Waldbesitzende, die über neue Erkenntnisse zu resilien-
ten Baumarten und Waldlandschaften informieren. Hierfür wünschen sie sich, dass Forschungs-
ergebnisse über resiliente Baumarten, Wälder und darin lebender Fauna und Flora bereitgestellt 
werden. Ziel dieser Maßnahmen sollte aus Sicht der Bürger*innen sein, forstwirtschaftliche Mo-
nokulturen zu resilienten Mischwäldern umzubauen. Zudem wünschen sie sich, dass Waldflä-
chen, wenn möglich, renaturiert werden. Die Bürger*innen empfehlen auch, dass das Liegenlas-
sen von Totholz zur Humusbildung gefördert werden sollte; dies erwarten sie von Waldbesit-
zenden und besonders in staatlichen Landesforsten. 

Die Bürger*innen schlagen vor, dass Waldbesitzende von staatlicher Seite Setzlinge zur Verfü-
gung gestellt bekommen (auf Basis von aktueller, wissenschaftlicher Erkenntnis), um so in ei-
nem großflächigen Versuch die Eignung verschiedener Baumarten in unterschiedlichen Re-
gionen zu testen und gleichzeitig die Biodiversität zu fördern. Zusätzlich wünschen sie eine App, 
um geschädigte Bäume zu markieren und so einen Überblick zu schaffen.  

Ein Beitrag auf der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen plädiert dafür, alle nicht ver-
schatteten Wegeverbindungen mit Alleen aus Nutzholzbäumen zu bepflanzen, da diese vor 
Hitze schützen, Holz liefern, Kohlenstoff binden, sowie den Wind brechen und die Bodenerosion 
vermeiden. Diesem Beitrag stimmen mehrere andere Bürger*innen zu. 

Einschätzungen zum Wald und zur Forstwirtschaft aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage geben 72 Prozent der Befragten (N=1.749) an, dass sie in ihrer Region in 
den letzten Jahren bereits Schäden an Wäldern durch Waldbrände, Sturm oder Trockenheit erlebt 
haben. 70 Prozent der Befragten wünschen sich, dass ihre Kommune Wälder in klimarobuste 
Mischwälder umwandelt. 

5.5 Fazit 
Im Cluster Land & Landnutzung gab es zahlreiche Beiträge, sowohl von Stakeholdern als auch 
Bürger*innen, was verdeutlicht, dass alle einen großen Handlungsbedarf bezüglich der Klima-
anpassung in den verschiedenen Handlungsfeldern dieses Clusters sehen. Unabhängig voneinan-
der priorisieren Stakeholder und Bürger*innen in den jeweiligen Handlungsfeldern oft die glei-
chen Themen. Diese thematischen Schnittmengen erlauben es, für jedes Handlungsfeld eine Fo-
kussierung bestimmter Ziele und Maßnahmen vorzunehmen.  

Im Handlungsfeld Biologische Vielfalt legen beide Gruppen einen Fokus auf Lebensraumkor-
ridore, Schutzgebiete und die Erreichung des Biotopverbundes. Während die Bürger*innen 
 

21 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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sich auf die Schaffung von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere konzentrieren, zielen die Bei-
träge der Stakeholder auf die Erhöhung der Effektivität bei der Umsetzung und dem Manage-
ment solcher Gebiete. Eine zweite Schnittmenge der Empfehlungen von Bürger*innen und Sta-
keholdern ist die Forderung nach mehr Strukturvielfalt in der Landschaft und dem Einsatz 
von naturbasierten Lösungen. Einige Stakeholder weisen zudem auf einen Widerspruch 
zweier Unterziele des Handlungsfeldes hin, wonach der Ausschluss der Einbringung gebiets-
fremder Baumarten in Schutzgebiete (Unterziel 2.3) im Widerspruch zur Etablierung dynami-
scher Entwicklungsziele in Schutzgebieten (Unterziel 1.2) stehe. 

Im Handlungsfeld Boden sprechen sich Stakeholder und Bürger*innen für die Dringlichkeit zur 
Erhaltung und Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit aus. Dazu sind humusmehrende, bo-
denschonende und erosionsschützende Maßnahmen vor allem seitens der Landwirtschaft um-
zusetzen. Ein weiterer Fokus liegt in diesem Handlungsfeld darauf, die Versiegelung zu redu-
zieren und Entsiegelung zu fördern. Es wird von Stakeholdern mehrfach kritisiert, dass sich 
kein Ziel zur Entsiegelung im Rohentwurf befindet. Während die Bürger*innen vor allem dicht-
besiedelte Gebiete in den Vordergrund ihrer Überlegungen zur Ver- und Entsiegelung stellen, 
betrachten die Stakeholder den Boden in diesem Kontext insgesamt, inklusive der Landschaft.  

Im Handlungsfeld Landwirtschaft ist die Diversifizierung und Resilienz der Betriebe der 
gemeinsame Nenner der Beiträge von Stakeholdern und Bürger*innen. Dabei werden dem Öko-
landbau und Agroforstsystemen Schlüsselrollen zugeschrieben. Während Stakeholder brei-
tere Themen wie die agrarökologische Transformation und die internationalen Verflechtungen 
hervorheben, fokussieren die Bürger*innen auf spezifische Maßnahmen wie z. B. die Mehrfach-
nutzung sowie die Art der Bewässerung von Flächen. Die Stakeholder wünschen sich die Auf-
nahme des Themenkomplexes Ernährung und Konsum in die Zielformulierungen im Hand-
lungsfeld Landwirtschaft.  

Im Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft fokussieren Stakeholder und Bürger*innen auf 
den Waldumbau (u. a. von forstwirtschaftlichen Monokulturen) hin zu klimaresilienten 
Mischwäldern. Auch die Waldbesitzenden werden in diesem Handlungsfeld von Bürger*innen 
und Stakeholdern als wichtige Akteure hervorgehoben, die es durch die Erforschung und Förde-
rung v. a. weiterer klimaangepasster Baumarten stärker zu unterstützen gilt. Auch soll der As-
pekt der naturnahen Waldentwicklung laut einigen Stakeholdern in die Zielformulierungen auf-
genommen werden. 

In jedem Handlungsfeld wurden Querbezüge zum Cluster Wasser verdeutlicht. Insgesamt be-
steht vor allem seitens der Stakeholder die Forderung nach stärkerer Betrachtung der Interde-
pendenzen zwischen den Handlungsfeldern und weiteren Clustern. Vor allem die natürlichen 
Zusammenhänge sind dabei zu betrachten.  

Durch die Beteiligung sind viele neue Ideen hinzugekommen, gleichzeitig gilt es die umfangrei-
chen bereits vorliegenden Zielentwürfe zu fokussieren. Hier können die Schwerpunkte der Be-
teiligung wie erläutert helfen. Zudem nimmt der Rohentwurf an vielen Stellen Bezug auf beste-
hende Strategien; anstelle der Übernahme von Zielen könnte eine noch stärkere Fokussierung 
auf spezifische Klimaanpassungsziele hilfreich sein. 
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6 Empfehlungen aus der Beteiligung im Cluster Stadtent-
wicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz 

Im Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz haben sich zahlreiche Stake-
holder in den Beteiligungsprozess eingebracht, zudem spielte das Thema eine sehr große Rolle 
in der Bürger*innenbeteiligung (siehe Abbildung 25).  

Abbildung 25: Überblick über die Beteiligung im Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevöl-
kerungsschutz 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 
 

Der Rohentwurf zu messbaren Zielen für eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie war die 
Ausgangslage für die Stakeholderbeteiligung im Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Be-
völkerungsschutz. Die Zielvorschläge wurden in diesem Cluster nach den drei Teilclustern 
Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz aufgegliedert. 

Die Beiträge der Stakeholder befassen sich besonders mit dem Teilcluster Stadtentwicklung, 
zum Teilcluster Bevölkerungsschutz gibt es die wenigsten Rückmeldungen. Das Cluster Stadt-
entwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz zeichnet sich durch zahlreiche Querbezüge 
zu anderen Clustern aus, insbesondere zum Cluster Gesundheit durch die Nähe der Maßnahmen 
zum Menschen und zum Cluster Land & Landnutzung sowie zum Cluster Wasser. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich in den regionalen Bürger*innendialogen und auf der deutschland-
weit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen. Auch hier befassen sich die Bei-
träge vor allem mit dem Teilcluster Stadtentwicklung. Hier liegt den Bürger*innen die begrünte, 
wassersensible Stadt am Herzen. Sie wünschen sich ein grünes und lebendiges Wohnumfeld, 
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das auch bei veränderten klimatischen Bedingungen lebenswert bleibt. Zum Teilcluster Raum-
planung gibt es die wenigsten und nur indirekt Beiträge. 

Im Folgenden sind die Beiträge nach den drei Teilclustern strukturiert. Zum besseren Verständ-
nis werden zu Beginn für jedes Teilcluster die jeweiligen Zielvorschläge des Rohentwurfes ge-
nannt. Anschließend fassen wir zunächst die Beiträge der Stakeholder zusammen und ordnen 
sie – wo möglich – den Zielen und Maßnahmen des Rohentwurfes zu. In den folgenden Abschnit-
ten stellen wir zusätzliche Ziel- und Maßnahmenvorschläge sowie die Hinweise zu Indikatoren 
aus Sicht der Stakeholder dar. Die Darstellung fokussiert auf die Ergebnisse, die die Stakeholder 
in der Dialogveranstaltung gemeinsam auf Folien festgehalten haben (siehe Abschnitt 1.2.1.1). 
Ergänzend werden zum Teil Beiträge aus den einzelnen Kleingruppen sowie Beiträge aus der 
Online-Konsultation dargestellt. Wenn wir uns auf Kleingruppen oder die Online-Konsultation 
beziehen, wird dies extra erwähnt. 

Für jedes Teilcluster fassen wir in einem separaten Abschnitt die Empfehlungen der Bürger*in-
nen des entsprechenden Teilclusters zielübergreifend zusammen. Dabei werden bedingt durch 
die Methodik der Beteiligung keine konkreten Bezüge zu den Zielvorschlägen des Rohentwurfs 
hergestellt. Die Darstellung fokussiert auf die übergreifenden Empfehlungen aus den fünf regio-
nalen Dialogen (UBA 2024). Ergänzend werden zum Teil Beiträge aus einzelnen regionalen Dia-
logen sowie Beiträge aus der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand darge-
stellt. Wenn wir uns auf einzelne regionale Dialoge oder die digitale Ideenpinnwand beziehen, 
wird dies extra erwähnt. Zusätzlich werden in einer Textbox auf das Cluster bezogene Inhalte 
aus der deutschlandweiten Online-Umfrage der Bürger*innen und Jugendlichen (siehe hierzu 
auch Abschnitt 2.4) dargestellt. 

Das Kapitel endet mit einem Fazit, in dem wir auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
den Beiträgen der Bürger*innen und Stakeholder eingehen und Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarfe für die Zielvorschläge des Rohentwurfes ziehen. 

6.1 Empfehlungen zum Teilcluster Stadtentwicklung 

6.1.1 Ziele im Teilcluster Stadtentwicklung 

Für das Teilcluster Stadtentwicklung liegen die folgenden zwei Ziele im Rohentwurf (BMUV 
2023d, S. 80f.) vor: 

► Ziel 1: Die Aktivierung von Stadtgrün zur Reduktion der Hitzebelastung 

► Ziel 2: Die stärkere Annäherung an einen naturnahen Wasserhaushalt in Städten 

6.1.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Teilcluster Stadtentwicklung 

Zu den beiden Zielvorschlägen gibt es von Seiten der Stakeholder viel Zustimmung. Die Rück-
meldungen fokussieren sich insbesondere auf die Indikatoren für die Messbarkeit der Zielvor-
schläge und fordern einige weitere Maßnahmen auf Bundesebene. Die Rückmeldungen in der 
Online-Konsultation ergänzen dies. 

6.1.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Einige Stakeholder wünschen sich hinsichtlich der vorgelegten Ziele eine Erweiterung und 
Ausdifferenzierung der jeweiligen Indikatoren. Das Ziel 1, die Aktivierung von Stadtgrün zur 
Reduktion der Hitzebelastung, solle den Grünflächenanteil, das Grünvolumen und die Qualität 
des Stadtgrüns berücksichtigen. Hierbei werden aus dem Kreis der Stakeholder gesundheitliche, 
aber auch ökologische und soziale Gründe genannt (Allergene, Biodiversität oder Pocketparks 
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für mobil eingeschränkte Menschen). Zudem betonen einige Stakeholder die Siedlungsstruktur 
und Bebauungsdichte (z. B. Innenstädte) als wichtige Einflussfaktoren, die bei der Aktivierung 
des Stadtgrüns berücksichtigt werden sollten. Aus dem Kreis der Stakeholder kommt daher der 
Vorschlag einer räumlichen Priorisierung bei der Umsetzung der Maßnahmen, beispielsweise 
durch die Berücksichtigung der Nähe zu sozialen Einrichtungen wie Krankenhäusern oder Schu-
len. Hier sei die Verknüpfung der Maßnahmen mit Klimasanierungen der grauen Infrastruktur 
und bebauten Stadt (v. a. zur Steigerung der Energieeffizienz) zu berücksichtigen. Vulnerabili-
tätsanalysen nennen einige Stakeholder als unterstützendes Tool, um die Priorisierung der Maß-
nahmen vorzunehmen. Außerdem betonen einige Stakeholder, für eine ambitionierte Grünflä-
chenerweiterung auch immer die Entsiegelung mitzudenken. 

Bei Ziel 2, die stärkere Annäherung an einen naturnahen Wasserhaushalt in Städten, wird aus 
dem Kreis der Stakeholder vorgeschlagen, die Grundwasserstände als einen möglichen Indikator 
für die wassersensible Stadtentwicklung zu nutzen. Zudem solle auch die Wasserqualität inner-
halb des Ziels berücksichtigt werden. 

In der Online-Konsultation ergänzen mehrere Stakeholder noch weitere konkrete Aspekte zur 
Datenverwendung und Ausgestaltung der vorgeschlagenen Indikatoren (siehe 6.1.2.4). Für Ziel 1 
fordern sie, den Indikator nicht nur stabil zu halten, sondern langfristig eine Verbesserung der 
Reduktion der Hitzebelastung zu erreichen. Im Rahmen des Ziels 2 thematisieren einige Sta-
keholder die Wichtigkeit eines angepassten Regenwassermanagements, welches in die ganz-
heitliche städtebauliche Planung miteinfließen solle. Dies umfasse das Anlegen bestimmter Inf-
rastruktur, die Wasserspeicherung sowie die Einrichtung von sogenannten Regenwasseragentu-
ren. 

6.1.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Als zusätzliche Zielvorschläge nennen einige Stakeholder auf der Dialogveranstaltung die Be-
rücksichtigung des Umsetzungsstandes bestehender Klimaanpassungskonzepte der Kommunen 
und der Anpassungsstrategien der Länder. Darüber hinaus wird die Entwicklung von naturba-
sierten Lösungen (mit positiven Gesundheitseffekten) als Ziel gewünscht. In der Online-Konsul-
tation fordert ein Stakeholder zudem, das Wissen in der Bevölkerung zur städtischen Klimaan-
passung zu stärken. 

6.1.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Über die im Rohentwurf aufgeführten Maßnahmen hinaus fordert ein Stakeholder in der Online-
Konsultation, das Thema Frisch- und Kaltluftschneisen im Rahmen von Stadtentwicklungs-
konzepten zu verorten anstelle im Teilcluster Raumplanung. Hier nennt ein weiterer Stakehol-
der in der Online-Konsultation die Relevanz der Topografie für den Antrieb der Kaltluft und die 
in Städten womöglich auftretenden Zielkonflikte durch die Flächenbedarfe von Wohnen und Ge-
werbe. Darüber hinaus wünscht sich ein Stakeholder in der Online-Konsultation einen klaren 
zeitlichen Zeithorizont für die Zielerreichungen.  

Als zusätzliche Maßnahmen auf Bundesebene wird aus dem Kreis der Stakeholder auf der Dia-
logveranstaltung eine finanzielle Unterstützung gefordert in Form von:  

► Mittelbereitstellung für den kommunalen Ausbau blau-grüner Infrastruktur (speziell im 
Rahmen der Klimaanpassung) 

► Förderung gemeinnütziger Initiativen  

► Schaffung von Anreizprogrammen für die kommunale Weiterentwicklung von Kleingarten-
flächen.  



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

102 

 

Darüber hinaus wünschen sich einige Stakeholder Aus- und Fortbildungsprogramme auf allen 
föderalen Ebenen, auch im Rahmen der Einführung neuer Studien- sowie Ausbildungsgänge und 
der Nachwuchsförderung.  

Zugleich sollten aus Sicht einiger Stakeholder die Indikatoren über die Bundesländer hinweg 
vergleichbar sein. Mustervorgaben und Leitfäden betrachten sie dabei als unterstützendes 
Mittel für die Entwicklung von Maßnahmen sowie die Datenerfassung und -pflege durch die Län-
der. Dies könne beispielsweise durch eine Musterfreiflächengestaltungssatzung oder eine Mus-
terbaumschutzsatzung unterstützt werden. Aber auch ein Naturdenkmalschutz für den Baumbe-
stand könne, nach den Empfehlungen einiger Stakeholder, einen Rahmen für den Schutz der 
Bäume gewährleisten.  

Unter den Stakeholder verweisen einige auf die Relevanz der Anpassung rechtlicher Rahmen-
bedingungen, damit Klimaanpassungsbelange besser in die Stadtentwicklung integriert werden 
können, insbesondere im BauGB und den Landesbauordnungen. Neben verbindlichen Kriterien 
und Standards, die darin enthalten sein könnten, fordert eine Kleingruppe, die „wassersensible 
Stadtentwicklung“ als Pflichtaufgabe zu etablieren. Ein Stakeholder fügt in der Online-Konsulta-
tion hinzu, dass Anwendungspflichten und Fördervoraussetzungen von kommunalen Bestrebun-
gen abgeleitet werden sollten. Zudem nennt ein weiterer Stakeholder in der Online-Konsulta-
tion, dass (laufende) Infrastrukturmaßnahmen in ihrer Planung aktuelle wissenschaftliche Er-
kenntnisse durch eine Vorabanalyse mitdenken sollten.  

Weiterhin kommt aus dem Kreis der Stakeholder auf der Dialogveranstaltung der Vorschlag, die 
Kommunikation über klimaangepasste Städte auszuweiten. Hier können Themen wie Praxis-
beispiele, das Konzept der 15-Minuten-Stadt, autofreie Innenstädte, Hitzeschutz, aber auch Mus-
tersatzungen und Best-Practice von Freiraumsatzungen adressiert werden. Auf Bundesebene 
erfolge dies durch das ZKA. 

Als zusätzliche Maßnahmen anderer Akteure empfehlen einige Stakeholder auf der Dialogver-
anstaltung, noch weitere Akteure für die (kommunale) Klimaanpassung zu sensibilisieren und 
zu aktivieren. Dabei nennen sie die Wohnungswirtschaft, wie Wohnungsbaugenossenschaften 
und Landesbaubetriebe. Sie verweisen darauf, dass diese Zielgruppe bisher komplett im Strate-
gieentwurf fehlt. Aber auch Kleingärtner*innen(-organisationen) und allgemein der Garten- und 
Landschaftsbau solle Beachtung erfahren. Weiterhin solle auch die Verkehrsinfrastruktur und 
ihr Einfluss auf die Biodiversität angrenzender städtischer Grünflächen berücksichtigt werden. 
Zudem kommt aus dem Kreis der Stakeholder der Vorschlag, den Stadtraummonitor der 
BZgA(o.J.) für die Grünflächenplanung zu nutzen. In der Online-Konsultation ergänzen einige 
Stakeholder, dass die Möglichkeiten der jetzt schon vorhandenen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen genutzt werden sollten. So könnten Kommunen z. B. verbindliche Grünflächensatzungen er-
lassen, um die Zulässigkeit von Bauvorhaben und ggf. weitere Verdichtung im unbeplanten In-
nenbereich der Städte gemäß § 34 BauGB neu zu beurteilen und zu steuern. 

Als eigene Beiträge bieten einige Stakeholder auf der Dialogveranstaltung und in der Online-
Konsultation unterschiedliche Formen von Wissenstransfer an, wobei die Zielgruppen sowohl 
die Politik, Kommunen und Bürger*innen sind. Dabei handelt es sich beispielsweise um gesund-
heitsbezogene Daten des RKI und weiteren Gesundheitsakteuren, Tools zur Unterstützung der 
Stadtentwicklung (z. B. Stadtgrün-Tool22) oder auch die Mitwirkung bei der Festlegung von Indi-
katoren und Beobachtung der Datenentwicklung durch die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Wasser (LAWA). 

 

22 https://www.stadtgruen-wertschaetzen.de/app/stadtgruenapp (Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) o.J.) 

https://www.stadtgruen-wertschaetzen.de/app/stadtgruenapp
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6.1.2.4 Hinweise zu Indikatoren  

Als allgemeiner Grundsatz fordern die Stakeholder in der Dialogveranstaltung, dass die Ver-
gleichbarkeit der Indikatoren zwischen den verschiedenen Bundesländern sichergestellt wird. 
Des Weiteren legen sie Wert darauf, dass der räumliche Zuschnitt der Ziele einen Fokus auf das 
Umfeld von Sozialeinrichtungen sowie auf die Klimasanierung der grauen Infrastruktur und der 
bebauten Stadt legen soll. Dieser räumliche Zuschnitt wirkt sich auch auf die Formulierungsvor-
schläge für die Indikatoren aus. 

Insgesamt gibt es für das Teilcluster Stadtentwicklung in der Stakeholderbeteiligung sehr viele 
Vorschläge, insbesondere zur Ergänzung des vorgestellten Indikators Grünerreichbarkeit (1) 
zum Ziel 1, der Aktivierung von Stadtgrün zur Reduktion der Hitzebelastung, aber auch zu den 
vorgestellten kurzfristig machbaren Indikatoren (Versickerungsfähige Flächen (2a) anhand z. B. 
Copernicus „Impervious Surface“) bzw. perspektivisch machbaren Indikatoren (naturnahe Was-
serbilanz (2b)) zum Ziel 2, der stärkeren Annäherung an einen naturnahen Wasserhaushalt in 
Städten.  

Indikator Grünerreichbarkeit im Rohentwurf 
Zum Indikator „Grünerreichbarkeit“ gibt es Anmerkungen zur Indikatormethodik. Hinterfragt 
wird in der Online-Konsultation etwa, für welche Bevölkerungsgruppen die Erreichbarkeit in 15 
Minuten möglich sein soll. Aufgrund ihrer besonderen Betroffenheit sollen laut einiger Kommen-
tare hierbei insbesondere vulnerable und besonders hitzesensible Bevölkerungsgruppen be-
rücksichtigt werden. Zudem weist ein Kommentar darauf hin, dass nicht etwa die Entfernung als 
Luftlinie, sondern der reale Weg für die Erreichbarkeit angesetzt werden muss. Des Weiteren 
wird in Beiträgen der Kleingruppen der Dialogveranstaltung und in Kommentaren der Online-
Konsultation hinterfragt, welche Parameter für die Definition der Qualität der öffentlichen Grün-
flächen berücksichtigt werden sollen. Idealerweise solle die reale Kühlwirkung von Flächen zu-
grunde gelegt werden. Genannt werden aber auch Erholungswert, Flächengröße, Beschattungs-
grad, Spielelemente und Ruhe. Die Begrenzung des Indikators auf das öffentliche Grün wird in 
einzelnen Kommentaren kritisiert. Darüber hinaus werden in der Online-Konsultation Vor-
schläge zur Ergänzung weiterer zu beobachtender Parameter eingebracht, um die lokalklimati-
sche und bioklimatische Entlastungsfunktion von grünen und auch blauen Infrastrukturen in 
den Indikator einfließen zu lassen. Die Vorschläge beziehen sich auf die Flächengröße (Fläche, 
Flächenanteil, Mindestflächenausstattung, Flächenausstattung je Bevölkerungszahl), die Qualität 
des Grüns (klimasicherer Baumbestand, Grünvernetzung, Anteil von Großbäumen, Biodiversität 
und Vielfalt von Grünflächen) und das Grünvolumen als Pflanzen- und Baumvolumen.  

Neben einer Modifizierung des im Rohentwurf benannten Indikators werden in der Online-Kon-
sultation auch die Verwendung grundsätzlich anderer Indikationsansätze vorgeschlagen. Ein 
Vorschlag adressiert die Überschirmung des öffentlichen Raums mit Bäumen. Weitere grund-
sätzlich andere Ansätze wollen die Fläche der Hitzeinsel an Hitzetagen im Verhältnis zur Stadt-
fläche bzw. die Temperaturentwicklung in der Stadt im Vergleich zu einem Ausgangszustand 
messbar machen. Wieder ein anderer Vorschlag zielt auf die Messung der Vitalität von Stadtgrün 
auf Basis von Daten aus der Satellitenfernerkundung. 

Im Gegensatz zu diesen Vorschlägen, die auf eine weitere Detaillierung des oder der Indikatoren 
zielen, wird in einzelnen Kommentaren der Online-Konsultation angeregt, vor allem auf bereits 
vorhandene Indikatoren bzw. auf einfach verarbeitbare Daten der öffentlichen Statistik wie den 
Anteil der Grünfläche an der Siedlungsfläche zurückzugreifen oder den Grünflächenanteil je Be-
völkerung abzubilden bzw. die Daten- und/oder Berichtspflichten zum EU Nature Restoration 
Law („net-loss of green urban spaces“ oder „minimum of 10% tree canopy cover“) (EU-VO 
2024/1991) auf Nutzbarkeit zu prüfen. 
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Indikator „Versickerungsfähige Fläche“ (kurzfristig) sowie „Naturnahe Wasserbilanz“ (perspekti-
visch) im Rohentwurf 
Der Indikator „Versickerungsfähige Fläche“ wird überwiegend positiv gesehen und von mehre-
ren Kommentierenden in der Online-Konsultation auch dem Indikator „Naturnahe Wasserbi-
lanz“ vorgezogen. Zu beiden Vorschlägen sehen die Stakeholder Schwierigkeiten bei der Operati-
onalisierung, die sie für die „Versickerungsfähige Fläche“ im Vergleich zur „Naturnahen Wasser-
bilanz“ als geringer einschätzen.  

Die Umsetzung des Vorschlags „Versickerungsfähige Fläche“ soll mit dem ‚Imperviousness HRL-
Layer‘ des Copernicus Land Monitoring Service erfolgen. In einem Kommentar wird diese Daten-
quelle als nur eingeschränkt geeignet eingeschätzt und es werden methodische Ergänzungen für 
eine Präzisierung vorgeschlagen. In anderen Kommentaren werden als Alternative ein Monito-
ring von Ver- bzw. Entsiegelung oder eine Indikation über die nicht bebaute sowie nicht unter-
baute Fläche vorgeschlagen. Datenquellen werden hierzu allerdings nicht angeführt. Des Weite-
ren wird die Dach- und Fassadenbegrünung als spezifischer Indikator für eine wassersensible 
Stadtentwicklung genannt. 

Darüber hinaus schlagen Kommentierende in der Online-Konsultation vor, inhaltlich weiterge-
hende Datensätze (z. B. Berücksichtigung der Wasserspeicherfähigkeit von Siedlungsflächen) 
oder räumlich konkretere Datensätze (Luftbildauswertung einzelner Kommunen, Belagsarten 
von versiegelten Flächen auf Grundlage von Bemessungsfaktoren von Abwassergebühren etc.) 
zu verwenden. Als methodische Alternative wird vorgeschlagen, den Anteil der Flächen, deren 
eingehender Niederschlag letztlich versickert (operationalisiert über den Anschlussgrad der 
Siedlungsfläche an zentrale Entwässerungsanlagen), zusammen mit einer Schätzung der Eva-
potranspiration zu verwenden.  

Mit Blick auf die perspektivische Entwicklung des Indikators „Naturnahe Wasserbilanz“ wird in 
der Online-Konsultation vorgeschlagen, Satellitendaten zur Verdunstung aus dem Copernicus-
Programm zu verwenden, um die Verdunstungsleistung von Landflächen zu bestimmen. Durch 
eine Kleingruppe in der Dialogveranstaltung wird angeregt, die Verwendung von Grundwasser-
ständen als Basis für einen Indikator für wassersensible Stadtentwicklung zu prüfen. 

6.1.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Im Teilcluster Stadtentwicklung stellen die Stakeholder auf der Dialogveranstaltung und in der 
Online-Konsultation besonders viele Bezüge zu den anderen Clustern her. Bei den Forderungen 
nach einer differenzierteren Betrachtung der Indikatoren wird sowohl das Thema der Biodiver-
sität als auch die Entsiegelung und (Wieder-)Herstellung naturnaher Böden hervorgehoben. 
Diese Themen finden sich im Cluster Land & Landnutzung im Handlungsfeld Biologische Viel-
falt und im Handlungsfeld Boden wieder. Insbesondere in den Ergänzungen zu den Zielvorschlä-
gen werden im Zusammenhang mit Ziel 2 durch die Berücksichtigung der (Grund-)Wasserquali-
tät und des Regenwassermanagements auch Themen des Clusters Wasser aufgegriffen. 

Das Cluster Übergreifendes wird hier durch unterschiedliche Aspekte adressiert: zum einen 
durch die Forderungen, Maßnahmen in diesem Teilcluster mit der Entwicklung von kommuna-
len Klimaanpassungskonzepten abzustimmen (s. Bereich Klimaanpassungsplanung), zum ande-
ren durch den zusätzlichen Zielvorschlag der Wissensvermittlung zu städtischer Klimaanpas-
sung (s. Aktionsfeld Bildung) sowie der Berücksichtigung vulnerabler Gruppen bei der Priorisie-
rung von Maßnahmen sowie der Messung der Zielerreichung (s. Aktionsfeld soziale Gerechtig-
keit in der Klimaanpassung). 

Sowohl in den Rückmeldungen zu Ziel 1 als auch zu Ziel 2 wird die Relevanz von Gebäuden deut-
lich, sei es im Rahmen von Fassadenbegrünung, der Betrachtung von Frischluftschneisen oder 
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Regenwasserkonzepten. Daher gibt es auch Schnittmengen mit dem Handlungsfeld Bauwesen 
des Clusters Infrastruktur, aber auch das Handlungsfeld Verkehr wird mit der Verkehrsinfra-
struktur in der Stadt betrachtet. 

Schließlich sind die Themen der blau-grünen Infrastruktur auch für das Cluster Gesundheit re-
levant, da die Stakeholder in ihren Rückmeldungen auch den Erholungswert von Grünflächen, 
die Belastungsgrenzen von Hitze in Städten und weitere gesundheitliche Aspekte berücksichti-
gen. 

6.1.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Teilcluster Stadtentwicklung23 

Den Bürger*innen in den regionalen Dialogen ist allgemein wichtig, dass ein grünes und lebendi-
ges Wohnumfeld geschaffen wird, das auch bei sich verändernden klimatischen Bedingungen 
lebenswert ist. Zur Sicherung eines angenehmen Stadtklimas wünschen sie sich ein klimaange-
passtes Lebensumfeld mit kühlen und konsumfreien Begegnungsorten im Innen- und Außen-
bereich sowie attraktive Wohnviertel. Kühle öffentliche Gebäude, Friedhöfe, Schulhöfe etc. soll-
ten gezielt der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.  

Die Bürger*innen regen an, einen verpflichtenden Grünflächenerhalt zu erlassen. Denkmal-
schutzbestimmungen, das Wohneigentumsgesetz (WEG) und kommunale Baumschutzsatzungen 
sind entsprechend anzupassen. Außerdem wollen die Bürger*innen, dass durch ein kommuna-
les Flächenmonitoring der Grünflächenausbau und die finanzielle Förderung hierfür unter-
stützt werden. Die Bürger*innen fordern eine gesetzliche Verpflichtung und Förderung von 
Dach- und Fassadenbegrünungen bei Neubauten bzw. eine Förderung bei Bestandsbauten. 
Messbare Ziele zur Dach-, Fassaden- und Straßenbegrünung und zur natürlichen und künstli-
chen Verschattung sollten festgelegt werden.  

Die Bürger*innen wünschen sich zudem, dass Maßnahmen zur Entstehung von Schwammstäd-
ten umgesetzt werden, in denen Wasser gespeichert und bedarfsgerecht genutzt werden kann. 
Dies beinhaltet die direkte Aufnahme von Wasser auf entsiegelten Flächen, die Ableitung in Mul-
den und Zisternen und eine intakte und ausreichend dimensionierte Infrastruktur der Kanalisa-
tion und der Abflüsse. Die Bürger*innen regen an, künstliche Wasserflächen anzulegen und 
innerstädtische Wasserflächen zu renaturieren. Die Bürger*innen wünschen, dass Flächen 
entsiegelt werden (z. B. öffentliche Plätze, private Gärten, Park-, Verkehrsflächen, Höfe).  

Weitere Empfehlungen der Bürger*innen sind, frei gewordene Verkehrs- und Brachflächen zu 
begrünen und Frischluftschneisen wieder herzustellen bzw. neu vorzusehen und autofreie und 
verkehrsreduzierte Innenstädte zu realisieren. Diesbezüglich fordern Bürger*innen in einer Re-
gion, innerstädtische Verkehrsflächen zu Gemeinschaftsflächen umzugestalten.  

Für Freizeit und Naherholung sollen laut den Bürger*innen klimaangepasste Orte für alle Per-
sonengruppen zugänglich und unentgeltlich nutzbar sein. Die Zugänglichkeit sollte vor allem 
auch bei großer Hitze gewährleistet sein (kurze, schattige Wege, Grünschneisen zwischen Parks, 
Wäldern und Außenbezirken, klimatisierter, zuverlässiger ÖPNV, Trinkbrunnen usw.).  

In einer Region schlagen die Bürger*innen vor, die Zivilgesellschaft und Ehrenamt in die Ge-
staltung und Pflege der öffentlichen Räume einzubinden (z. B. Schulen, Vereine, Quartierma-
nagement etc.). Dies sehen sie als Chance für die Identifikation und das Verantwortungsbe-
wusstsein mit der eigenen Umwelt. Gleichzeitig könnte dadurch der gesellschaftliche Zusam-
menhalt gestärkt werden (Urban Gardening etc.). 

 

23 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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Auf der digitalen Ideenpinnwand erhalten die von Bürger*innen eingebrachten Beiträge zur 
Förderung von blau-grünen Infrastrukturen zur Verbesserung des Stadtklimas besonders 
viel Zustimmung von anderen Bürger*innen. Oftmals verbunden sind diese Beiträge mit der For-
derung Verkehrsflächen und Stellplätze zu verringern und Flächen zu entsiegeln. Beiträge mit 
den meisten positiven Bewertungen sind konkret „Schottergärten beseitigen“, „Beton- und 
Asphaltwüsten reduzieren“ sowie „Entsiegelung und Schutz im öffentlichen Raum“ (durch 
mehr Grün). Hier wird u. a. auf gesetzliche Regelungen und finanzielle Anreize zur Umsetzung 
von entsprechenden Maßnahmen verwiesen. Ein weiterer Beitrag mit viel Zustimmung adres-
siert den Städtebau und Klimawandel. Konkret zielt dieser darauf ab, die Begrünung in Städ-
ten mit dem Ziel der Kühlung und Beschattung zu priorisieren, ebenso wie Baumfällungen rest-
riktiver zu handhaben, Kaltluftzufuhr zu gewährleisten und Klimaanlagen mit Warmluftablass 
zu regulieren. In diese Inhalte reihen sich weitere Beiträge ein. Auf der digitalen Ideenpinnwand 
der Jugendlichen werden zwei passende Beiträge eingereicht, einmal zur verpflichtenden Dach-
begrünung bei Neubauten und einmal zur Stärkung der Umsetzung durch Politik und das Bil-
dungssystem. Hier wird u. a. die Novellierung des BauGB und eine gezielte Ausbildung von Fach-
kräften gefordert.  

Einschätzungen zum Teilcluster Stadtentwicklung aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage geben 76 Prozent der Befragten (N=1.749) an, dass sie bereits aufgeheizte 
Straßen oder vertrocknete Parks erlebt haben, die dazu führten, sich bei Hitze kaum im Freien auf-
zuhalten. Starke Hitze in Innenräumen haben 61 Prozent erlebt, sodass sie sich dort kaum aufhal-
ten konnten. 31 Prozent haben eingeschränkte Bademöglichkeiten erlebt, aufgrund von schlechter 
Wasserqualität. Die Sorge, dass sich das soziale Miteinander verschlechtert (z. B. durch Aggressivi-
tät bei Hitze), treibt 50 Prozent der Befragten um. Von den befragten Jugendlichen sorgen sich 70 
Prozent (N=230), dass der Klimawandel ihre Zukunft und die Lebensqualität ihrer Generation be-
einträchtigt. 67 Prozent der Jugendlichen gehen davon aus, dass der Klimawandel Ungerechtigkeit 
verschärft und bestimmte Gruppen wie ältere Menschen, Kinder und Menschen mit wenig Geld 
besonders hart trifft.  

Durch die Klimaanpassung sehen die Befragten auch mögliche positive Entwicklungen auf ihr Le-
ben, etwa dass der Wohnort durch mehr Grün lebenswerter wird (69 %) und das soziale Miteinan-
der sich verbessert (55 %). Ähnlich schätzen dies die befragten Jugendlichen ein (60 % und 53 %). 
Die befragten Jugendlichen gehen auch davon aus, dass ihre und die nachfolgenden Generationen 
durch die Klimaanpassung bessere Chancen auf ein gutes Leben haben (75 %). 

Bei der Frage nach prioritären kommunalen Handlungsnotwendigkeiten für die Klimaanpassung 
durch die eigene Gemeinde oder Stadt nehmen Themen der Stadtentwicklung eine bedeutende 
Rolle ein (siehe Abbildung 19). 86 Prozent der Befragten wünschen sich etwa Versickerungsflächen 
für Regenwasser und die Entsiegelung von Flächen, 81 Prozent den Erhalt, die Schaffung und Be-
wässerung von Grünflächen und Straßenbäumen, 40 Prozent öffentliche Trinkbrunnen und 12 Pro-
zent öffentlich zugängliche klimatisierte Räume. Bei den befragten Jugendlichen (N=230) wün-
schen sich sogar 86 Prozent öffentliche Trinkmöglichkeiten (z. B. Wasserspender) und 87 Prozent 
grüne und schattige Plätze zum Verweilen.  

16 Prozent der Befragten haben ihr Dach oder ihre Fassade begrünt oder haben Maßnahmen er-
griffen, dass Regenwasser versickern kann. 15 Prozent der befragten Jugendlichen geben an, sich 
für mehr Grün in ihrer Gemeinde oder Schule einzusetzen und sechs Prozent, dass sie Stadtbäume 
in ihrer Nachbarschaft zur Abkühlung im Quartier gießen. 
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6.2 Empfehlungen zum Teilcluster Raumplanung 

6.2.1 Ziele im Teilcluster Raumplanung 

 Der Rohentwurf umfasst das folgende Ziel für das Teilcluster Raumplanung (BMUV 2023d, S. 
85f.): 

► Ziel 1: Entwicklung und Einführung eines Klimaanpassungs-Monitorings (ab) 2026 für 
Raumordnungspläne durch den Bund (Monitoring von Festlegungen in Landes- und Regio-
nalplänen zur Anpassung an den Klimawandel über die Zeit) in den Handlungsfeldern: 

1. Umgang mit Wasserknappheit 

2. Vorbeugender Hochwasserschutz in Flussgebieten einschließlich CO2 Senken 

3. Schutz vor Hitzefolgen in Siedlungsbereichen 

4. Erhöhung der Resilienz der Lebensräume durch Biotopverbund 

Ein weiteres Ziel ist noch in Diskussion (BMWSB-Leitungsvorbehalt): 

► Ziel 2: Mittelfristig (bis 2028) wird die Entwicklung und Einführung eines Klimaanpassungs-
Checks (ex ante) für die Aufstellung von Raumordnungsplänen auf Landes- und regionaler 
Ebene angestrebt. 

6.2.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Teilcluster Raumplanung 

Beide Zielentwürfe finden in den Rückmeldungen der Stakeholder Zustimmung. In der Dialog-
veranstaltung gibt es nur wenige Hinweise, insbesondere zu den zusätzlichen Maßnahmen auf 
Bundesebene. Die Rückmeldungen aus der Online-Konsultation sind zahlreicher und weisen da-
rauf hin, dass die verwendete Datengrundlage unkonkret ist. 

6.2.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Aus dem Kreis der Stakeholder weisen einige darauf hin, dass bei den Zielen und insbesondere 
beim Monitoring in Ziel 1 die interkommunale Kooperation berücksichtigt werden sollte, da 
die Raumplanung auch für die Kommunen relevant ist und insbesondere kleinere Kommunen 
hier unterstützt werden sollten. In der Online-Konsultation ergänzt ein Stakeholder den Hin-
weis, dass die Datenbasis, die die Grundlage für das Monitoring bilden soll, konkretisiert werden 
sollte. Hier könnte die Festlegung von Mindestkriterien und Begriffen (z. B. Reservegebiet, Was-
serknappheit oder regionaler Bodenstatus) eine bessere Vergleichbarkeit gewährleisten, wie 
weitere Stakeholder in der Online-Konsultation anmerken. Weitere Punkte werden in den Hin-
weisen zu den Indikatoren aufgegriffen (siehe 6.2.2.4). 

Im Rahmen der Online-Konsultation nennen einige Stakeholder darüber hinaus zusätzliche 
Maßnahmen auf Bundesebene, die die Zielerreichung unterstützen könnten. Insbesondere für 
das Ziel 2 sollte § 13 des Raumordnungsgesetzes (ROG) dahingehend ergänzt werden, dass Fest-
legungen zur Anpassung an den Klimawandel in Raumordnungsplänen enthalten sind. 
Aber auch ein interkommunales Klimaschutz- und Klimaanpassungsmanagement auf 
Ebene des Landkreises wird als unterstützend für Ziel 2 angesehen. Dieses könnte die Kommu-
nen bei der Datenerhebung unterstützen und beraten. 
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6.2.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Aus dem Kreis der Stakeholder wird empfohlen, als weiteres Ziel die Entwicklung eines Klima-
anpassungs-Checks im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung (SUP) für Raumordnungs-
pläne (EU-RL 2001/42/EG) aufzunehmen. 

In der Online-Konsultation fordert ein Stakeholder ein Ziel zur Sicherung klimawirksamer Aus-
gleichsräume und Luftaustauschbahnen. Außerdem empfiehlt ein weiterer Stakeholder in der 
Online-Konsultation, das Ziel der Begrenzung des Flächenverbrauchs aus dem Handlungsfeld 
Boden (Cluster Land & Landnutzung) als Ziel für die Raumplanung auf die Bundesländer herun-
terzubrechen. Weiterhin wünscht sich ein Stakeholder in der Online-Konsultation, dass auch 
Entsiegelung und Mehrfachnutzung von Flächen als Ziel der Raumplanung berücksichtigt wer-
den. 

6.2.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Zielübergreifend äußern zwei Stakeholder in der Online-Konsultation den Wunsch, die Berück-
sichtigung von weiteren Freiräumen in die Raumplanung mitaufzunehmen. Hervorgehoben 
werden hier insbesondere Kleingarten- und Sportvereinsflächen. 

Als zusätzliche Maßnahmen auf Bundesebene wird die Förderung der Zusammenarbeit von 
Kommunen empfohlen. Als weitere unterstützende Maßnahmen, wird die Entwicklung von 
Leitfäden für die planerische Umsetzung und die Beratung durch das Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) gefordert. So könnte z. B. ein Katalog möglicher Fest-
legungen je Klimawirkung entwickelt werden, um den Bezug zur Fachplanung zu stärken. Eine 
direkte Beratung durch das BBSR wird von einem Stakeholder in der Online-Konsultation als 
zielführender angesehen als Handlungshilfen und Webtools.  

Innerhalb der Regionalplanung wird die Möglichkeit gesehen, durch Standardisierung eine 
Vereinheitlichung der Aussagekraft von Klimaanpassungsmaßnahmen zu gewährleisten 
(z. B. bei der Frage der Frischluftschneisen). Darüber hinaus wird vorgeschlagen, Fortbildun-
gen und Qualifizierungen über bereits bestehende Netzwerke zu stärken. Durch die Initiie-
rung von Qualifizierungsprogrammen könnte so dem Fachkräftemangel begegnet werden. Hier 
wäre eine Bündelung der verschiedenen zu erstellenden Pläne und Konzepte von Vorteil, 
wodurch weniger personelle Ressourcen benötigt würden. 

Als eigene Beiträge nennen die Stakeholder in der Online-Konsultation den Wissenstransfer 
durch Veranstaltungen, Publikationen und die Bereitstellung von Daten. Zudem verweisen sie 
auf das raumordnerische Instrument des Vorranggebietes, das zum Schutz von Kaltluftleitbah-
nen und Kaltluftentstehungsgebieten, Grundwasser- und Wassergewinnungsgebieten, Hochwas-
serschutzgebieten und Retentionsflächen, kritischen Infrastrukturen sowie des Wald- und Bio-
topverbundes eingesetzt werden kann. 

6.2.2.4 Hinweise zu Indikatoren  

Zum Teilcluster Raumplanung gibt es hinsichtlich der Indikatoren nur Beiträge in der Online-
Konsultation, die sich auf wenige Kommentare zur Änderung oder Ergänzung der Indikatoren 
des Rohentwurfs begrenzen. Mit Blick auf die zu berücksichtigenden Kriterien für das Monito-
ring von Raumordnungsplänen wird von einem Stakeholder vorgeschlagen, als weitere Kriterien 
den Flächenanteil der regionalen Grünzüge (zur Messung der klimawirksamen Grünflächen und 
Luftaustauschbahnen) sowie Umfang und Verortung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten zur 
Entwicklung neuer / Wiederherstellung geschädigter Lebensräume zu prüfen und ggf. zusätzlich 
zu berücksichtigen. 
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Ein weiterer Stakeholder benennt in seinem Kommentar den Bedarf für einen messbaren Indi-
kator zur Erhaltung und Verbesserung von Kaltluft-/Frischluftzufuhr und den damit auch ver-
bundenen Schutz von Ausgleichsräumen. Da Daten und Verfahren hierzu aktuell fehlten, wird 
ein entsprechender Entwicklungs- und Forschungsbedarf konstatiert. Ein Stakeholder schlägt in 
seinem Kommentar in der Online-Konsultation diesbezüglich den Indikator „Anstieg der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche“ aus der Nachhaltigkeitsstrategie als Ergänzung vor. 

6.2.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Die Rückmeldungen der Stakeholder, insbesondere in der Online-Konsultation, stellen vor allem 
im Kontext der zusätzlichen Zielvorschläge Bezüge zum Handlungsfeld Boden des Clusters 
Land & Landnutzung her. In den Forderungen der Stakeholder geht es dabei insbesondere da-
rum, die Begrenzung des Flächenverbrauchs aus dem Handlungsfeld Boden (Cluster Land & 
Landnutzung) als Ziel für die Raumplanung auf die Bundesländer herunterzubrechen. 

6.2.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Teilcluster Raumplanung24 

In den regionalen Bürger*innendialogen wird das Thema Raumplanung nicht direkt adressiert. 
Mögliche Anknüpfungspunkte bieten jedoch eine Reihe von Empfehlungen, zugeordnet zu ande-
ren Clustern, Teilclustern und Handlungsfeldern.  

Im Teilcluster Stadtentwicklung etwa wünschen sich die Bürger*innen ein klimaangepasstes 
Lebensumfeld, mit kühlen und konsumfreien Begegnungsorten im Innen- und Außenbereich so-
wie attraktive Wohnviertel. Sie fordern Grünflächen zu erhalten und zu erweitern. Daran 
schließt sich auch der Wunsch der Bürger*innen an, dass durch ein kommunales Flächenmonito-
ring der Grünflächenausbau und die finanzielle Förderung hierfür unterstützt werden. Innerhalb 
der Städte sollen laut der Bürger*innen künstliche Wasserflächen angelegt bzw. innerstädtische 
Wasserflächen renaturiert werden. Auch besteht der Wunsch, frei gewordene Verkehrs- und 
Brachflächen zu begrünen und als Frischluftschneisen wiederherzustellen oder neu vorzusehen. 
Für den Bereich Freizeit und Erholung wünschen sich die Bürger*innen zudem vorhandene 
Naherholungsgebiete zu erhalten und auszubauen. Wald- und Grünflächen sollen geschützt, re-
naturiert, neu angelegt und regelmäßig gepflegt werden.  

Im Cluster Wasser wünschen sich die Bürger*innen neben den bereits oben genannten Maß-
nahmen eine Vielzahl dezentraler Wasserspeicher, die Regenwasser aufnehmen und in Trocken-
perioden abgeben können. In bebauten Gebieten solle die Anlage von Regenwasserspeichern, 
wie z. B. Zisternen, Teichen u. Ä. in Bebauungspläne integriert und gefördert werden. Außerdem 
sollen zum Schutz vor Starkregen-Sturzfluten Ausweichflächen angelegt werden, um Regenwas-
ser risikofrei abzuleiten, zu sammeln und zu speichern. Zum Küsten- und Hochwasserschutz 
fordern die Bürger*innen, dass Planungen zum Schutz der Küsten und der Bevölkerung vor 
Hochwasser entlang von Informationen und Daten der erwarteten Klimaentwicklungen voraus-
schauend angepasst werden. Zudem fordern sie, dass in der Nähe von Flüssen Neubauten verbo-
ten und Überflutungsbereiche geschaffen werden. 

Die Wünsche der Bürger*innen im Cluster Infrastruktur beinhalten u. a. die Forderung nach 
einem klimaangepassten Radwegenetz, damit Radfahren innerorts und auf Fernradwegen, auch 
bei Hitze und Extremwetter attraktiv und sicher ist. In einer Region wünschen sich die Bür-
ger*innen Photovoltaikanlagen mit Klimaanpassungsbelangen (Verschattung für Menschen, 
Tiere, Pflanzen) zu verbinden. Hierfür wünschen sie eine schonende Integration in die Region, 
z. B. entlang von Autobahnen und Bahnstrecken sowie in die Landwirtschaft. Damit ergibt sich 
 

24 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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auch ein Querbezug zum Cluster Land & Landnutzung und der Forderung der Bürger*innen, 
eine Mehrfachnutzung landwirtschaftlicher Flächen gegenüber einer Nutzungsänderung von 
landwirtschaftlichen Flächen zu bevorzugen. 

Auf der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen finden sich die dargestellten Themen eben-
falls wieder. Relevant für die Raumplanung dürfte der durch eine*n Bürger*in eingebrachte Bei-
trag „Straßenausbau stoppen“ sein, der von anderen Bürger*innen auf viel Zustimmung stieß. 
Konkret fordert dieser einen Planungsstopp neuer Straßenprojekte und stattdessen wo möglich 
die Anlage von Sickerflächen und Bäumen. 

6.3 Empfehlungen zum Teilcluster Bevölkerungsschutz 

6.3.1 Ziele im Teilcluster Bevölkerungsschutz 

Für das Teilcluster Bevölkerungsschutz liegen zwei Ziele im Rohentwurf vor, zu denen jeweils 
zusätzlich konkrete Unterziele formuliert sind (BMUV 2023d, S. 93, 96f.): 

Ziel 1: Erhöhung der Reichweite von Warnmeldungen an die Bevölkerung 

► Unterziel 1: Steigerung der Nutzerzahlen der Warn-App NINA um 25 % 

► Unterziel 2: Ausbau des bundesweiten Sirenennetzes 

Ziel 2: Erhöhung des Informations- und Vorsorgegrades in der Bevölkerung zu klimawandelbe-
dingten Risiken, insbesondere Extremwetterereignissen 

► Unterziel 1: 80 % der Bevölkerung sind über die sie betreffenden Gefahren im Zusammen-
hang mit dem Klimawandel, insbesondere mit extremen Wetterereignissen, informiert 

► Unterziel 2: 80 % der Bevölkerung sind über Handlungsmöglichkeiten zum Selbstschutz im 
Katastrophenfall, z. B. beim Eintreten extremer Wetterereignisse, informiert 

► Unterziel 3: 80 % der Bevölkerung haben ausreichend persönliche Vorsorgemaßnahmen 
zum präventiven Schutz vor extremen Wetterereignissen ergriffen 

6.3.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Teilcluster Bevölkerungsschutz 

Zu beiden Zielentwürfen gibt es eher weniger Rückmeldung in Form von konkreten Änderungs-
vorschlägen oder weiteren zielspezifischen Maßnahmen. Die Stakeholder legen den Fokus eher 
auf das Gesamtsystem Bevölkerungsschutz und betrachten unterschiedliche Akteure, die dabei 
involviert sind. In der Online-Konsultation fokussieren die Stakeholder insbesondere auf den Ge-
sundheits- und Pflegesektor, sowie die Bürger*innen. 

6.3.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Aus dem Kreis der Stakeholder wird vorgeschlagen, Warnung als Kommunikationskonzept zu 
etablieren und dafür z. B. einen Feedbackkanal in NINA einzurichten (wie etwa in der App 
DIVERA). Ein Stakeholder in der Online-Konsultation fordert zudem einen ehrgeizigeren Zeit-
plan und Zieljahre vor 2030 für beide Unterziele des Ziel 1. 

Zudem schlagen einige Stakeholder vor, lokale Resilienzzentren einzurichten, die Übungen für 
die Bevölkerung anbieten und damit den Vorsorgegrad zusätzlich steigern. In der Online-Kon-
sultation gehen die Stakeholder weiterhin auf bestimmte Akteure ein. Ein Stakeholder nennt da-
bei den Gesundheits- und Pflegesektor und wünscht sich, dass dieser stärker betrachtet wird: Er 
empfiehlt entsprechende Informationen zur Unterstützung in Krisensituationen bereitzustellen, 
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Pflegefachpersonal in „Disaster Nursing“ auszubilden und ein bundeseinheitliches Notfallre-
gister zur besseren Koordination von Rettungsmaßnahmen einzurichten. Ein weiterer Stakehol-
der empfiehlt die Erstellung eines Naturgefahrenportals für Bürger*innen und das Gewerbe, 
das Informationen zum Objekt- und Personenschutz bereitstellt, sowohl für die Prävention als 
auch für Krisen- und Katastrophensituationen.  

Zusätzlich weisen einige Stakeholder auf der Dialogveranstaltung darauf hin, dass der Schutz 
vulnerabler Gruppen (u. a. Menschen, die nicht mobil sind) besonders beachtet werden sollte. 

6.3.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Unter den Stakeholdern gibt es außerdem einige zusätzliche Zielvorschläge: Dazu gehört die 
Empfehlung, die Vorhaltung und Ressourcenausstattung für langfristige Notlagen als Ziel zu 
ergänzen, wobei besonders der Gesundheitssektor zu berücksichtigen sei und Lehren aus der 
Corona-Pandemie gezogen werden sollten. 

Im Kontext der Strategieentwicklung und Umsetzung wird ein Ziel zur stärkeren Zusammenar-
beit im föderalen System gewünscht. 

Darüber hinaus empfehlen einige Stakeholder, ein Ziel zu ergänzen, das darauf abstellt, Kon-
zepte für die ehrenamtliche und staatliche Gefahrenabwehr zu überdenken und zu stärken 
und hierbei die durch den Klimawandel veränderten Herausforderungen zu adressieren. In der 
Online-Konsultation thematisiert ein Stakeholder besonders die Verbesserung der Bedingungen 
für das ehrenamtliche Engagement. 

6.3.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Zielübergreifend gibt es Forderungen aus dem Kreis der Stakeholder, auf der regionalen Ebene 
Anlaufstellen für die Bevölkerung nach dem Vorbild der Katastrophenschutz-Leuchttürme der 
Berliner Feuerwehr zu etablieren. Dabei könnte dieses Konzept auf klimatisch bedingte langan-
haltende Notlagen erweitert werden und dadurch z. B. im Bereich Hitzevorsorge die Weitergabe 
relevanter Informationen unterstützen. Die Leuchttürme werden z. B. an öffentliche Einrichtun-
gen angegliedert.  

Als Maßnahme für den zusätzlichen Zielvorschlag zur Stärkung der staatlichen und ehrenamtli-
chen Gefahrenabwehr schlagen einige Stakeholder vor, die Erkenntnisse aus den fünf Klima-
raumtypen der KWRA (siehe Kahlenborn et al. 2021) mit in die Bedarfsplanung einfließen zu 
lassen. In der Online-Konsultation ergänzt ein Stakeholder zudem, die Inhalte des Bundespro-
gramms Erste Hilfe mit Selbstschutzinhalten (EHSH)25 um klimabedingte Notlagen zu ergän-
zen sowie die Vorhersagekapazität zu den Auswirkungen von Extremwetterereignissen für Be-
hörden und Organisationen im Bevölkerungsschutz zu fördern. 

Unter den Stakeholdern gibt es einige, die sich dafür aussprechen, die Finanzierung des Bevöl-
kerungsschutzes massiv auszubauen, insbesondere im Rahmen der Budgets des Bundesamts 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) und der Bundesanstalt Technisches Hilfs-
werk (THW). Sie betonen weiterhin die Notwendigkeit einer Zentralstellenfunktion des BBK und 
weisen darauf hin, dass das THW auch im Bereich der Klimaanpassung tätig werden solle. Dar-
über hinaus empfehlen einige Stakeholder, das SENDAI Rahmenwerk für Katastrophenvorsorge 
2015-2030 (Vereinte Nationen 2015) und die Nationale Resilienzstrategie (BMI 2022) im Kon-
text der Ziele sichtbarer zu machen. In der Online-Konsultation betonen zwei Stakeholder, dass 

 

25 Hierbei handelt es sich um Ausbildungskurse für die Bevölkerung, die bundesweit von Hilfsorganisationen angeboten werden 
(BBK o.J.): siehe EHSH - BBK (bund.de). 

https://www.bbk.bund.de/DE/Themen/Akademie-BABZ/BABZ-Angebot/Studium-Ausbildung-im-BeVS/EHSH/ehsh_node.html
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entgegen der Einschätzung im Rohentwurf die Rundfunkmedien besonders für die Bevölke-
rungsgruppe der Alleinlebenden über 65 Jahre zur Sensibilisierung aber auch Warnung wichtig 
seien. 

Als zusätzliche Maßnahmen anderer Akteure kommt aus dem Kreis der Stakeholder der Vor-
schlag, eine Vernetzung auf Quartiersebene mit weiteren gesellschaftlichen Akteuren (z. B. 
Wohlfahrtsverbänden) zu initiieren. In der Online-Konsultation nennt ein Stakeholder als eige-
nen Beitrag die Funktion als Multiplikator, etwa bei der Sensibilisierung der Bevölkerung für 
Vorsorge und Selbstschutz. 

6.3.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

Das Thema Datenerhebung spielt in den insgesamt wenigen Anmerkungen zu den vorgeschlage-
nen Indikatoren eine wichtige Rolle. Um den Vorsorgegrad auf einer übergeordneten Ebene er-
fassen und bewerten zu können, wird aus dem Kreis der Stakeholder auf der Dialogveranstal-
tung vorgeschlagen, einen Notfall-Vorsorge Index für Deutschland (nach dem Vorbild des Natio-
nal Health Security Preparedness Index der USA26) zu entwickeln und regelmäßig (jährlich) zu 
aktualisieren. Für das vorgeschlagene Ziel, den Informations- und Vorsorgegrad in der Bevölke-
rung zu verbessern, schlägt ein Stakeholder in der Online-Konsultation vor, bei den geplanten 
Bevölkerungsbefragungen unter den sozio-ökonomischen und -demografischen Merkmalen 
auch Informationen zum Beispiel zur Wohnsituation oder zu etwaigen Einschränkungen zu er-
fassen, um „die Bevölkerung“ stärker differenzieren und bei der Umsetzung besser auf die spezi-
fischen Bedarfe vulnerabler Gruppen eingehen zu können. Ein weiterer Vorschlag eines Stake-
holders in der Online-Konsultation ist, regionale und kommunale Klimamessnetze auszubauen, 
um die lokale Bevölkerung zielgenauer informieren und sensibilisieren zu können und dies mit 
einem Indikator zur Anzahl der Sensoren für einzelne klimatische Parameter zu messen.  

6.3.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Die Stakeholder stellen mit ihren Beiträgen besonders in der Online-Konsultation Bezüge zum 
Cluster Gesundheit sowie teilweise zum Cluster Wirtschaft her. Dies zeigt sich vor allem in 
den Zielergänzungen der Stakeholder hinsichtlich der Beachtung des Gesundheits- und Pflege-
sektors und der Bürger*innen sowie dem Gewerbe. Die zusätzlichen Zielvorschläge der Stake-
holder auf der Dialogveranstaltung zeigen zudem Bezüge zum Aktionsfeld Soziale Gerechtigkeit 
in der Klimaanpassung (Cluster Übergreifendes), indem sie die besondere Beachtung vul-
nerabler Gruppen fordern. 

6.3.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Teilcluster Bevölkerungsschutz27 

In den regionalen Dialogen fordern die Bürger*innen einen präventiven und proaktiven Kata-
strophenschutz. Ihnen ist es wichtig, das Engagement von ehrenamtlich Helfenden bei beste-
henden Organisationen der Katastrophenhilfe zu professionalisieren, um mit den höheren An-
forderungen bei zunehmenden Extremwetterereignissen umgehen zu können.  

Die Bürger*innen wünschen sich für den Katastrophenschutz professionalisiertes Wissen, fach-
übergreifende Organisationen und gute Ausbildung. Sie schlagen vor, dass Verantwortliche aus 
Politik und Wirtschaft, die bestehenden Ausbildungsberufe auf ihre nutzbaren Potenziale im 
Katastrophenschutz überprüfen. Sie empfehlen, dass schon in grundständigen bundeseinheitli-
chen oder landesrechtlich geregelten Berufsausbildungen auf die Nutzbarkeit von beruflichen 
Kenntnissen geachtet und diese in die Abschlussprüfungen mit aufgenommen werden. Somit 
 

26 Informationen zum Index unter: NHSPI | National Health Security Preparedness Index (Robert Wood Johnson Foundation o.J.) 
27 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 

https://nhspi.org/
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könnten Ausbildungsabsolvent*innen im Katastrophenfall in die notwendigen Hilfsszenarien 
eingebunden werden. Zudem empfehlen die Bürger*innen, dass Menschen mit entsprechenden 
Berufsausbildungen regelmäßig an Schutzübungen teilnehmen. Vorbereitend hierfür sehen die 
Bürger*innen ein soziales Jahr zu Klimaschutz/Klimaanpassung als Chance der Qualifizierung 
für weitere Ausbildungsmöglichkeiten. Sie wünschen sich zudem den Aufbau lokaler Krisen-
pools aus ehrenamtlich und professionell Helfenden. 

Die Bürger*innen fordern, dass der Einsatz von Helfenden im Katastrophenfall zur Unterstüt-
zung der Wirtschaft finanziell aufgewogen wird, um die Freistellung der Helfenden sicherzu-
stellen. Ein Vorschlag auf der Ideenplattform der Bürger*innen regt an, eine zentrale Anlauf-
stelle beim UBA zu schaffen, die im Fall einer Havarie lokale Rettungskräfte und Behörden un-
terstützt. Der Vorschlag verweist auf das Beispiel Havariekommando („Central Command for 
Maritime Emergencies Germany“)28. So könnten Umweltschäden durch Unternehmen bei Ext-
remwettern vorgebeugt bzw. rasches Handeln ermöglicht werden. 

Einschätzungen zum Bevölkerungsschutz aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage geben 62 Prozent der Befragten (N=1.749) an, dass sie Warn-Apps instal-
liert haben oder Informationsangebote zum Pollenflug, Sonneneinstrahlung nutzen, 28 Prozent, 
dass sie einen Notallvorrat im Haus haben und acht Prozent, dass sie eine Dokumentenmappe 
oder einen Notfallkoffer für den Fall einer Evakuierung haben. Hier spielt sicherlich eine Rolle, dass 
an der Befragung vor allem Personen teilgenommen haben, für die die Themen Klimawandel und 
Anpassung nicht neu sind. Gefragt nach Themen, zu denen sie sich mehr Informationen wünschen, 
wählen 43 Prozent „das richtige Verhalten im Katastrophenfall (z. B. Überschwemmungen)“.  

6.4 Fazit 
Im Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz entfallen die meisten Bei-
träge auf das Teilcluster Stadtentwicklung, sowohl bei Stakeholdern als auch Bürger*innen. 
Insofern lässt sich besonders hier ein großer Handlungsbedarf ableiten. In diesem Teilcluster 
gibt es zu beiden Zielvorschlägen von Seiten der Stakeholder viel Zustimmung. Diese Zustim-
mung lässt sich durch die Beiträge der Bürger*innen unterstreichen, die sich den Erhalt und 
Ausbau von Grünflächen und die Umsetzung des Konzepts der Schwammstadt wünschen, 
kombiniert mit verstärkten Bemühungen der Entsiegelung von Flächen. 

Zur Umsetzung der Ziele sehen die Stakeholder und Bürger*innen die Notwendigkeit regulativ 
und anreizbasiert vorzugehen, sowie Unterstützungsstrukturen bereitzustellen. Die Stake-
holder fordern bspw. die Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen (insbesondere im BauGB 
und den Landesbauordnungen) und die Vorlage von Mustervorgaben und Guidelines, die Bür-
ger*innen einen verpflichtenden Grünflächenerhalt und ein kommunales Flächenmonitoring so-
wie eine gesetzliche Verpflichtung und Förderung von Dach- und Fassadenbegrünungen. Wei-
tere Forderungen adressieren u. a. Aus- und Fortbildungsprogramme auf allen föderalen Ebe-
nen, sowie die vermehrte Kommunikation über klimaangepasste Städte, um weitere Akteure für 
die (kommunale) Klimaanpassung zu sensibilisieren und zu aktivieren. Hierzu passt der Vor-
schlag der Bürger*innen, aktiv Zivilgesellschaft und Ehrenamt bei Gestaltung und Pflege öffentli-
cher Räume einzubinden.  

In der Weiterentwicklung der Ziele und Maßnahmen sollte über die verschiedenen Themen, wo 
nötig, weitere Abstimmung mit Verantwortlichen anderer Cluster und Handlungsfelder erfolgen. 
 

28 „Das Havariekommando ist eine gemeinsame Einrichtung des Bundes und der Küstenländer (…) und gewährleistet ein gemeinsa-
mes Unfallmanagement auf Nord- und Ostsee.“ Havariekommando o.J.) siehe Havariekommando | maritimes Notfallmanagement auf 
Nord- und Ostsee. 

https://www.havariekommando.de/DE/startseite/startseite-node.html
https://www.havariekommando.de/DE/startseite/startseite-node.html
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Anknüpfungspunkte bieten die Themen Entsiegelung und Grünflächenerhalt/-ausbau mit den 
Handlungsfeldern Boden und Biologische Vielfalt im Cluster Land & Landnutzung, das Thema 
Regenwassermanagement und (Grund-)Wasserqualität mit dem Cluster Wasser, die Relevanz 
von Gebäuden und Mobilität mit den Handlungsfeldern Bauwesen und Verkehr im Cluster Inf-
rastruktur, sowie die Adressierung von gesundheitlichen Aspekten mit dem Cluster Gesund-
heit. Weitere Anknüpfungspunkte gibt es mit dem Cluster Übergreifendes und dem Bereich 
Klimaanpassungsplanung über die geforderte Entwicklung von Klimaanpassungsplänen, dem 
Aktionsfeld Bildung über den Bedarf einer verstärkten Wissensvermittlung, sowie dem Aktions-
feld Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung über die Adressierung vulnerabler Gruppen.  

Auch im Teilcluster Raumplanung stimmen die Stakeholder den Zielvorschlägen zu. Die Bei-
träge der Bürger*innen lassen zwar keinen direkten Bezug zu den Zielen herstellen, bieten je-
doch eine Reihe von Anknüpfungspunkten, auch in Verbindung mit anderen Clustern, Teilclus-
tern und Handlungsfeldern. Wichtig ist den Stakeholdern bei den Zielen, dass beim Klimaanpas-
sungs-Monitoring (Ziel 1) verstärkt die interkommunale Kooperation berücksichtigt wird. Bei 
der Entwicklung und Einführung eines Klimaanpassungs-Checks (ex ante) für die Aufstellung 
von Raumordnungsplänen (Ziel 2) sollten Festlegungen zur Anpassung an den Klimawandel 
berücksichtigt werden, ebenso wie ein interkommunales Klimaschutz- und Klimaanpassungs-
management zur Stärkung der Landkreise. Als weitere Ziele regen die Stakeholder die Ent-
wicklung eines Klimaanpassungs-Checks im Rahmen der SUP für Raumordnungspläne, ebenso 
wie die Sicherung klimawirksamer Ausgleichsräume und Luftaustauschbahnen an. Außerdem 
empfehlen sie, das Ziel der Begrenzung des Flächenverbrauchs aus dem Handlungsfeld Boden 
(Cluster Land & Landnutzung) als Ziel für die Raumplanung auf die Bundesländer herunterzu-
brechen, sowie die Entsiegelung und Mehrfachnutzung von Flächen als Ziel der Raumplanung zu 
berücksichtigen. 

Weitere Themen der Stakeholder sind die Betrachtung von Freiräumen in der Raumplanung, 
die Standardisierung zur Vereinheitlichung der Aussagekraft von Klimaanpassungsmaßnah-
men, Fortbildungen und Qualifizierungen, um dem Fachkräftemangel zu begegnen, sowie der 
Wissenstransfer und die Förderung der Zusammenarbeit von Kommunen. 

Weiterer Abstimmungsbedarf wird vor allem zum Handlungsfeld Boden des Clusters Land & 
Landnutzung gesehen, mit Blick auf die ergänzten Zielvorschläge, dem Flächenverbrauch durch 
Mehrfachnutzung entgegenzuwirken und diesen in den Bundesländern, u. a. durch Entsiegelung 
zu begrenzen.  

Im Teilcluster Bevölkerungsschutz gehen die Empfehlungen der Stakeholder und der Bür-
ger*innen in eine ähnliche Richtung. Sie fordern, vulnerable Gruppen stärker zu beachten und 
deren Anforderungen an Kommunikation und Information stärker zu berücksichtigen. Auch die 
Maßnahmenempfehlungen ähneln sich: Stakeholder und Bürger*innen fordern eine Professio-
nalisierung des Bevölkerungsschutzes, verbunden mit besserer Ausstattung, verbesserter Aus-
bildung und erleichterten Freistellungen Ehrenamtlicher. Für die regionale Ebene befürworten 
Stakeholder und Bürger*innen die Einrichtung von Resilienzzentren bzw. Krisenpools. 

In der Weiterentwicklung empfehlen wir, die Querbezüge mit dem Cluster Gesundheit abzu-
stimmen, da die Zielentwürfe dort auch auf die Information der Bevölkerung abstellen. Eine Ab-
stimmung mit dem Cluster Wirtschaft hinsichtlich Anreizen für eine erleichterte Freistellung 
von Ehrenamtlichen erscheint uns ebenfalls sinnvoll. 
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7 Empfehlungen aus der Beteiligung im Cluster Wasser 
Im Cluster Wasser haben sich zahlreiche Stakeholder beteiligt, zudem spielte das Thema eine 
vergleichsweise große Rolle in der Bürger*innenbeteiligung (siehe Abbildung 26).  

Abbildung 26: Überblick über die Beteiligung im Cluster Wasser 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Das Cluster Wasser umfasst die Handlungsfelder Wasserwirtschaft und Wasserhaushalt, 
Küsten- und Meeresschutz und Fischerei. Dafür sind im Rohentwurf insgesamt zehn Ziele auf-
geführt, unterteilt in die drei Bereiche Wasserbilanz und Wasserhaushalt, Resilienz der Wasser-
infrastrukturen sowie Ökologie. Der Bereich Meeresschutz ist dabei aufgrund des noch beste-
henden Bedarfs an Grundlagenarbeit zunächst ausgeklammert.  

Allgemein zeichnet sich das Cluster Wasser durch zahlreiche Querbezüge zu weiteren Clustern, 
sowie zur Wasserstrategie des Bundes (BMUV 2023c) und der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 
der Europäischen Kommission aus (EU-RL 2000/60/EG). Ebenso weisen die Themen der Klima-
anpassung im Cluster Wasser in Teilen eine hohe Detailtiefe auf. Das spiegelt sich sowohl in den 
Beiträgen der Stakeholder als auch der Bürger*innen wider, die von übergreifenden Zusammen-
hängen bis hin zu sehr konkreten Themen Empfehlungen formulieren. 

Das Cluster Wasser nimmt bei den Bürger*innen in den regionalen Bürger*innendialogen und 
auf der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand eine große Rolle ein. Dabei liegt 
der Fokus auf der Anpassung der Wasserversorgung und des Regenwassermanagements, 
der Renaturierung von Gewässern und dem Küsten- und Hochwasserschutz. Die Beiträge 
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in den Dialogen und auf der Ideenpinnwand verdeutlichen, dass vielen Bürger*innen eine was-
sersensible Stadtentwicklung/Schwammstadt und die Entwicklung natürlicher Wasserkreis-
läufe/-strukturen wichtig sind.  

Im Folgenden werden die Beiträge im Cluster Wasser wiedergegeben. Zum besseren Verständ-
nis werden zu Beginn die Zielvorschläge des Rohentwurfes genannt. Anschließend fassen wir 
zunächst die Beiträge der Stakeholder zusammen und ordnen sie – wo möglich – den Zielen und 
Maßnahmen des Rohentwurfes zu. In den folgenden Abschnitten stellen wir zusätzliche Ziel- 
und Maßnahmenvorschläge sowie die Hinweise zu Indikatoren aus Sicht der Stakeholder dar. 
Die Darstellung fokussiert auf die Ergebnisse, die die Stakeholder in der Dialogveranstaltung ge-
meinsam auf Folien festgehalten haben (siehe Abschnitt 1.2.1.1). Ergänzend werden zum Teil 
Beiträge aus den einzelnen Kleingruppen sowie Beiträge aus der Online-Konsultation darge-
stellt. Wenn wir uns auf Kleingruppen oder die Online-Konsultation beziehen, wird dies extra 
erwähnt.  

In einem separaten Abschnitt fassen wir die Empfehlungen der Bürger*innen zusammen. Dabei 
werden bedingt durch die Methodik der Beteiligung keine konkreten Bezüge zu den Zielvor-
schlägen des Rohentwurfs hergestellt. Die Darstellung fokussiert auf die übergreifenden Emp-
fehlungen aus den fünf regionalen Dialogen (UBA 2024). Ergänzend werden zum Teil Beiträge 
aus einzelnen regionalen Dialogen sowie Beiträge aus der deutschlandweit zugänglichen digita-
len Ideenpinnwand dargestellt. Wenn wir uns auf einzelne regionale Dialoge oder die Ideenpinn-
wand beziehen, wird dies extra erwähnt. Zusätzlich werden in einer Textbox auf das Cluster be-
zogene Inhalte aus der deutschlandweiten Online-Umfrage der Bürger*innen und Jugendlichen 
(siehe hierzu auch Abschnitt 2.4) dargestellt.  

Das Kapitel endet mit einem Fazit, in dem wir auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
den Beiträgen der Bürger*innen und Stakeholder eingehen und Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarfe für die Zielvorschläge des Rohentwurfes ziehen.  

7.1 Ziele im Cluster Wasser 
Im Cluster Wasser werden im Rohentwurf messbarer Ziele für eine vorsorgende Klimaanpas-
sungsstrategie (BMUV 2023d) vor allem das Handlungsfeld Wasserhaushalt und Wasserwirt-
schaft und am Rande das Handlungsfeld Fischerei behandelt und innerhalb des Handlungsfelds 
Küsten- und Meeresschutz der Küstenschutz adressiert. „Für den Meeresschutz besteht aktuell 
noch Bedarf an Grundlagenarbeit, um geeignete Indikatoren und messbare Ziele abzuleiten.“ 
(BMUV 2023d, S. 99.) Insgesamt wurden folgende zehn Zielvorschläge formuliert, unterteilt in 
drei Bereiche (BMUV 2023d, S. 112ff.): 

Wasserbilanz und Wasserhaushalt 

► Ziel 1: Grundwasserressourcen stabilisieren – Monitoring, Modellierung, Prognose verbes-
sern  

► Ziel 2: Nutzungen anpassen – Risiko der Übernutzung minimieren 

► Ziel 3: Verbesserung des Landschaftswasserhaushalts  

Resilienz der Wasserinfrastrukturen 

► Ziel 4: Bewirtschaftung von Wasserressourcen zukunftsfähig ausrichten 

► Ziel 5: Wasserwirtschaftliche Infrastrukturen klimafit gestalten 
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► Ziel 6: Schäden durch Starkregen minimieren – Starkregengefahren und -risiko bewusstma-
chen 

Ökologie 

► Ziel 7: Ökologie – Klimaresiliente Gewässer fördern – konsequente Verbesserung der Gewäs-
serstruktur  

► Ziel 8: Stabilisierung der Gewässertemperatur, Erkennen der Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Gewässerbiologie sowie Erfolgskontrolle von Anpassungsmaßnahmen  

► Ziel 9: Bundesweite Identifizierung und Ausweisung vulnerabler Gewässerabschnitte (hin-
sichtlich Dürre)  

Der Bereich Fischerei wird mit einem separaten Ziel bedacht: 

► Ziel 10: Bewirtschaftung auf MSY29 Niveau stellt sicher, dass die Fischbestände nachhaltig 
bewirtschaftet werden und produktiv und maximal resilient gegenüber Fischerei und ande-
ren Stressoren wie dem Klimawandel sind  

7.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Cluster Wasser 
In diesem Abschnitt werden entlang der Leitfragen gebündelt die Feedbacks der Stakeholder 
wiedergegeben. Im Beteiligungsprozess werden durch verschiedene Stakeholder an verschiede-
nen Stellen Querbezüge zu den Inhalten der europäischen WRRL und deren Umsetzung durch 
die Nationale Wasserstrategie (BMUV 2023c) gesehen, ebenso wie zu Artikel 7 der EU-Verord-
nung zur Wiederherstellung der Natur (EU-VO 2024/1991), d. h. zur Wiederherstellung freiflie-
ßender Flüsse. Betont wird dies vor allem auf der Dialogveranstaltung, vereinzelt wird darauf 
auch in den Beiträgen der Online-Konsultation eingegangen. Durch die Aufnahme einzelner kli-
mabezogener Aspekte in die neue vorsorgende Klimaanpassungsstrategie ergibt sich laut einzel-
ner Stakeholder ein höherer Stellenwert für die Wasserthematik.  

Aus den Rückmeldungen lassen sich Querbezüge zu anderen Clustern und Teilclustern herausle-
sen. Teilweise wird dabei direkt auf Abstimmungsbedarfe zwischen den Verantwortlichen der 
Cluster und Teilcluster hingewiesen. Dies gilt insbesondere für folgende Cluster, Teilcluster und 
Themen:  

► Cluster Land & Landnutzung: über Maßnahmen zum besseren Wasserrückhalt auf land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen 

► Teilcluster Stadtentwicklung: über Maßnahmen zur Niederschlagsbewirtschaftung / zum 
Thema Schwammstadt  

► Cluster Übergreifendes und Aktionsfeld Bildung: über Maßnahmen, um die Wasserthematik 
in Ausbildungen zu platzieren.  

7.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Auf der Dialogveranstaltung wird die Vielzahl an Zielvorschlägen thematisiert. Konkret werden 
eine clusterübergreifende Ziele- und Maßnahmenzusammenfassung gefordert und dafür ein 
Strukturvorschlag formuliert. Es wird vorgeschlagen, die drei im Rohentwurf genannten Berei-
che in drei Oberziele zu überführen. Die bislang formulierten zehn Zielentwürfe sollen den Cha-
rakter von Unterzielen bekommen. Konkret wird vorgeschlagen, als Oberziel 1 die Wasserbilanz 
 

29 MSY = Maximum Sustainable Yield  
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und den Wasserhaushalt, als Oberziel 2 die Resilienz der Wasserinfrastrukturen und als Ober-
ziel 3 die Ökologie der Gewässer zu adressieren. Das Ziel zu Wasserbilanz und Wasserhaushalt 
wird in der Diskussion mit der Quantität, das Ziel zu Ökologie mit der Qualität der verfügbaren 
Wasserressourcen gleichgesetzt. Ferner wird in der Diskussion eine zeitliche Verortung der 
Ziele eingebracht, wobei bei weiter in der Zukunft liegenden Zielen (z. B. Ziele mit einem Zeitho-
rizont bis 2050) auch Zwischenziele formuliert werden sollten (s. u.). 

Das neu vorgebrachte Oberziel 1 Wasserbilanz und -haushalt subsummiert die Ziele 1 bis 3 
aus dem Rohentwurf. Es wird angeregt, die ehemaligen Ziele 1 und 2 in ein neues Unterziel 
´Wasserressourcen stabilisieren´ zusammenzuführen, wobei neben dem Grundwasser auch die 
Oberflächengewässer betrachtet werden. Letztere sollten laut den Stakeholdern auch Standge-
wässer, Seen und Talsperren berücksichtigen. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund des Aus-
gleichs eines immer heterogeneren Niederschlagsregimes. Zeitlich ab sofort wird in diesem Zu-
sammenhang gefordert, alle natürlichen Wasserressourcen nicht zu übernutzen und für die Ver-
fügung durch künftige Generationen zu sichern. Wasserhaushaltsbilanzen und dazugehörige 
Szenarien sollten auch wirtschaftliche Entwicklungen und deren Wasserbedarf berücksichtigen. 
Besondere Aufmerksamkeit sollte zusätzlich auch der Förderung der Grundwasserneubildung 
geschenkt werden. In diesem Zusammenhang werden unter anderem integrierte Maßnahmen 
für die Landbewirtschaftung benannt. Auch wird angeregt, zusätzliche Landschaftsstrukturen 
wie Knicks, Randstreifen, Weichholz-Auen etc. wiederherzustellen. Ein besonderer Fokus sollte 
bei diesem Ziel weiterhin auch auf der Verbesserung des Landschaftswasserhaushalts (ehemali-
ges Ziel 3) liegen. Dabei sollte auch Transparenz über alle Wassernutzungen gewährleistet wer-
den (siehe auch Oberziel 2). 

Das neu vorgeschlagene Oberziel 2 Resilienz der Wasserinfrastrukturen bündelt die Ziele 4 
bis 6, wobei die Priorität in der Klimaanpassung wasserwirtschaftlicher Infrastrukturen gesehen 
wird (ehem. Ziel 5), denn das sei die Voraussetzung für die zukunftsfähige Bewirtschaftung von 
Wasserressourcen (ehem. Ziel 4). Zeitlich soll dies für alle Infrastrukturen bis 2050 erfolgen. Ein 
Fokus sollte dabei auch auf der Stärkung von dezentralen und regionalen Wasserinfrastrukturen 
liegen, ebenso wie auf der Maximierung von natürlichen Regulierungsleistungen. Zukünftig 
sollte der Schwerpunkt auf naturbasierten Lösungen und weniger auf technischen Lösungen lie-
gen. Als Beispiele werden Maßnahmen zum natürlichen Hochwasserschutz, zum naturnahen 
Umbau von Schifffahrtsstraßen, zur Förderung des natürlichen Wasserrückhalts in der Land-
schaft und zur Renaturierung von Flusslandschaften genannt. Eine Brücke lässt sich hier zum 
neuen Oberziel 3 schlagen. Das ehemalige Ziel 6 ‚Schäden durch Starkregen minimieren‘ wird in 
der Dialogveranstaltung kontrovers diskutiert. Einerseits wird aufgrund der Vielzahl an Zielen 
angemerkt, dieses Ziel ganz zu streichen und in ein anderes Cluster zu integrieren. Das Teilclus-
ter Stadtentwicklung würde sich dafür anbieten. Andererseits wird vorgeschlagen, den Fokus 
stärker auf die Vorsorge und eine dezentrale und regionale Niederschlagsbewirtschaftung zu 
richten. Dadurch ließen sich die Anfälligkeit der Wasserinfrastrukturen verringern sowie ganz 
konkret die Intensität der Regenwasserüberläufe minimieren. 

Bei der zukunftsfähigen Bewirtschaftung von Wasserressourcen (ehem. Ziel 4) sollten zum 
Schutz der öffentlichen Trinkwasserversorgung verstärkt Möglichkeiten der Regen- und Grau-
wassernutzung betrachtet werden, um diese besser zu erschließen. Auch sollte ein Fokus auf die 
Multifunktionalität in der Flächennutzung gerichtet werden. Dies betrifft sowohl den urbanen 
als auch ländlichen Raum. Als Beispiele werden allgemein Schwammlandschaften genannt, die 
das Wasser zurückhalten, versickern oder einer Nutzung zuführen und in denen gezielt Wasser 
beispielsweise in Teichen, die gleichzeitig der Fischproduktion dienen, zwischengespeichert 
wird. Dadurch ließe sich das Wasser in Trockenzeiten der Landwirtschaft zur Verfügung stellen.  
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Unter dem neu vorgebrachten Oberziel 3 Ökologie der Wasserressourcen lassen sich die 
Ziele 7 bis 9 bündeln. Anstatt von Ökologie zu sprechen, wird angeregt, den Begriff Ökosysteme 
zu verwenden. Alternativ wird auch die Bezeichnung ‚Förderung resilienter Gewässer‘ vorge-
schlagen. Bei Ziel 7 und 8 wird hinterfragt, inwiefern diese Ziele bereits durch die WRRL (EU-RL 
2000/60/EG) abgedeckt sind. Es bedarf allerdings der Spezifizierung, was das konkrete Klima-
anpassungsziel ist. Darüber hinaus wird gefordert, Immissionsbetrachtungen in das Ziel aufzu-
nehmen. Hinsichtlich der Zeitschiene und potenzieller Klimawandelfolgen wird angeregt, den 
guten ökologischen Zustand aller Gewässer größer 50 ha bis 2027 (bezugnehmend auf die Vor-
gaben in der WRRL) und kleiner 50 ha bis 2040 zu erreichen. Ferner wird darauf hingewiesen, 
gemäß dem EU-Naturwiederherstellungsgesetz (EU-VO 2024/1991) bis 2050 alle wasserabhän-
gigen Ökosysteme zu erhalten und wiederherzustellen. Das ehemalige Ziel 8 zur Stabilisierung 
der Gewässertemperatur und zum Erkennen der Auswirkungen des Klimawandels auf die Ge-
wässerökologie wird in der Online-Konsultation als wenig ambitioniert angesehen, angesichts 
der Stilllegung erheblicher Erzeugungskapazität thermischer Kraftwerke und entsprechend ver-
minderter Wärmelast. 

Für das Ziel 10 aus dem Rohentwurf und den Bereich Fischerei wird ein gesonderter Vorschlag 
unterbreitet. Das Ziel könne in das Cluster Wirtschaft übertragen werden. In der Online-Konsul-
tation wird zu diesem Ziel angemerkt, dass es unzureichend sei, lediglich auf die Gemeinsame 
Fischereipolitik (GFP) (EU-VO 1380/2013) und europäische Regularien30 zu verweisen. Klima-
anpassung müsse auch Teil des Fischerei-Aktionsplans und dessen Umsetzung auf nationaler 
Ebene sein, so die Forderung. Auch wird in der Online-Konsultation angemerkt, dass das Thema 
Meeres- und Küstenschutz in den Zielentwürfen unzureichend abgebildet sei. 

Kritisch wird in einer Gruppe auf der Dialogveranstaltung angemerkt, dass die vorgeschlagenen 
Maßnahmen überwiegend der Informationsbeschaffung und nicht der Zielerreichung dienen. 

7.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

In der Diskussion um zusätzliche Ziele wird in der Dialogveranstaltung auf übergeordneter 
Ebene nochmals darauf verwiesen, die Wasserressourcen nicht zu übernutzen und gleichzeitig 
den guten Zustand der Gewässer zu erreichen. Zudem sollte darauf geachtet werden, wasserab-
hängige Ökosysteme wiederherzustellen und Infrastrukturen klimafit zu machen, mit einem Fo-
kus auf naturbasierte Lösungen (s. o.). 

Konkret wird als zusätzliches Ziel vorgeschlagen, die Anzahl an Hektar landwirtschaftlicher Flä-
che mit boden- und wasserschonenden Maßnahmen zum besseren Wasserrückhalt festzulegen 
und zu fördern. Diese haben einen positiven Effekt auf den Landschaftswasserhaushalt. Wichti-
ger Hebel dafür ist die GAP der Europäischen Kommission und darunter konkret die Ausgestal-
tung des nationalen GAP-Strategieplans. Der Strategieplan kann laut einem Stakeholder aus der 
Online-Konsultation zur Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen durch den Bund genutzt 
werden. Weitere Anhaltspunkte bieten laut einzelnen Stakeholdern die Standards für den guten 
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand von Flächen (GLÖZ-Standards)31, Öko-Regelun-
gen, Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM)32, Landschaftselemente, aber auch der Anbau 
bestimmter Kulturarten, wie mehrjährige Kulturen.  

 

30 EU-VO 1380/2013, EU-VO 2017/1004, EU- COM 2023/303 final, EU-COM 2014/545 final, EU-SWD 2023/172 final. 
31 Rechtliche Grundlage für die GLÖZ-Standards ist die EU-VO 2021/2115. 
32 Rechtliche Grundlage ist die EU-VO 1305/2013. 
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Als weiteres Ziel wird der Wasserrückhalt in der Landschaft und im Forst vorgeschlagen, adres-
siert über das Thema Drainagen. Diese sollten wie Wasserentnahmen behandelt werden. Wei-
tere genannte Themen sind Tümpel sowie Landschaftselemente (s. o.).  

Darüber hinaus wird ein Ziel zur Festlegung einer Länge an Kilometern mit ökologisch sinnvol-
len Gewässerrandstreifen inkl. Beschattung vorgeschlagen.  

Weitere Zielvorschläge kommen von Stakeholdern aus der Online-Konsultation. Laut mehreren 
Stakeholdern sollten auch Talsperren und sonstige Wasserspeicher mit einem Ziel versehen 
werden, da sie in vielen Regionen maßgeblich für die öffentliche Wasserversorgung sind. Bei zu-
künftigen Dürreperioden sollten klare Prioritäten für die Bewirtschaftung der Stauanlagen und 
konkurrierende Nutzungsanforderungen herausgearbeitet werden. 

Ebenso wird als Ziel die Adressierung der kaskadischen Wiedernutzung von verschiedenen 
Wasserressourcen (Regen-, Betriebs- und Grauwasser) eingebracht. 

Für den bebauten Raum wird als Ziel die Verbesserung beim Versiegelungsindex über die Ver-
wendung des Konzepts der Schwammstadt bei der Stadtentwicklung vorgeschlagen, inkl. Krite-
rien für die Entsiegelung und Begrenzung der Neuversiegelung. 

7.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Im Folgenden werden zusätzlich eingebrachte Maßnahmenvorschläge im Handlungsbereich des 
Bundes und anderer Akteure dargestellt. Ebenso werden mögliche Beiträge von konkreten Insti-
tutionen benannt, die überwiegend von diesen selbst eingebracht wurden. Übergreifende Vor-
schläge werden jeweils vorangestellt. Diese stammen überwiegend aus der Dialogveranstaltung. 
Darüber hinaus lassen sich eine Vielzahl von Vorschlägen einzelnen Zielen zuordnen. Diese 
stammen aus einzelnen Kleingruppen der Dialogveranstaltung oder von Stakeholdern der On-
line-Konsultation.  

Beiträge des Bundes 
Übergeordnet wird gefordert, dass der Bund die Maßnahmen aus der Nationalen Wasserstrate-
gie mit Klimaanpassungsbezug in der vorsorgenden Klimaanpassungsstrategie berücksichtigen 
sollte. Ferner sollte der Bund sich stärker mit EU-Partnern austauschen und von diesen lernen. 
Als Beispiel werden die Niederlande genannt, die wassergebundene Ökosysteme in ihrer Was-
serstrategie an oberster Stelle adressieren. Der Bund sollte auch darauf hinwirken, dass die Auf-
gaben von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmanager*innen stärker zusammengedacht wer-
den. Auch sollten laut der Diskussion in den Kleingruppen, Förderrichtlinien vereinfacht und 
mehr finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden. Auch sollte die Forschungsförderung stärker 
auf Langzeitprojekte ausgerichtet sein, z. B. für Monitoring und Ökosystemforschung. Darüber 
hinaus wird in der Online-Konsultation der Bedarf für eine Personalsicherungsstrategie inner-
halb der Wasserbehörden gesehen, die über eine Kooperation von Wasserwirtschaft und Was-
serverwaltung sowohl Ausbildungsberufe als auch Hochschulabschlüsse abdeckt.  

Zu Oberziel 1 (NEU): 

► Vorranggebiete zum Grund-/Wasserschutz über die Regionalplanung festlegen; hier mit 
Querbezug zum Teilcluster Raumplanung  

► Stabilisierung der Wasserressourcen über bundeseinheitliche Priorisierungen für behördli-
che Einschränkungen, z. B. genehmigungsfreie Grund- und Oberflächenwasserentnahmen 
beenden, Ausnahmen überprüfen, zweckgebundene Entnahmeentgelte einführen 
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► Nicht nur quantitatives, sondern auch qualitatives Grundwassermonitoring adressieren, inkl. 
mit Flächenbezug versehen 

► Wasserhaushaltsbilanzierungen vereinheitlichen und zusammenführen 

► Bei Verbesserung des Landschaftswasserhaushalts, Reduzierung der Waldbrandgefahr 
messbar mitdenken 

► Landwirt*innen Fördermittel gewähren, um Nutzungsausfall durch Wiedervernässung auf 
Moorstandorten auszugleichen 

► Fragezeichen in der Dialogveranstaltung gibt es beim Aufbau eines Wasserregisters zur Er-
fassung der Wasserentnahmen sowie beim Umgang mit Wasserbilanzrisiken.  

Zu Oberziel 2 (NEU): 

► Verbindlichen Klimacheck zu wasserwirtschaftlichen Infrastrukturen einführen 

► Beim Neubau oder Ersatz von wasserwirtschaftlichen Bauwerken Modellierungen zum zu-
künftigen Zustand der Gewässer berücksichtigen; mit Verweis auf DAS-Basisdienst „Klima 
und Wasser“ (BAW et al. o.J.) und als Beispiel auf Klimaanpassungspraxis der Wasserstra-
ßen- und Schifffahrtsverwaltung auf Bundesebene  

► Retentionsflächen zum Hochwasserschutz an den Flüssen schaffen, da Kommunen keinen 
Einfluss auf Oberlieger haben 

► Bewusstsein für den „Entwässerungsfußabdruck“ schaffen; relevant für Wassernutzungsin-
dex und Verluste durch Entwässerung der Landschaft  

► Wassersparende, -effiziente Maßnahmen fördern sowie Maßnahmen, die dem Wasserrück-
halt dienen, z. B. Agroforst, Humusaufbau, Wiedervernässung von Mooren, Wiederanbin-
dung/Entwicklung von Auen, naturnahe Waldbewirtschaftung mit resilienten Baumarten  

► Wasserversorgungskonzepte ausschließlich von aufsichtführenden Behörden erstellen und 
durchführen; zuvor verpflichtende Bereitstellung von Daten aller Wasserentnahmen auf 
Grundlage eines Flussgebiets als hydrologische Einheit 

► Bedarfsabschätzungen von Industrie und Landwirtschaft berücksichtigen und konkurrie-
rende Nutzungsanforderungen herausarbeiten, um Prognosesicherheit zu stärken 

► Zur Gewährleistung einer hohen Versorgungssicherheit und -qualität, überregionale Wasser-
versorgung und dezentrale Gewinnung von Trinkwasser einbeziehen; hier Möglichkeiten 
der Kooperation und der interkommunalen Zusammenarbeit in der Wasserwirtschaft recht-
lich stärken und fördern, für wesentliche wasserwirtschaftliche Infrastrukturvorhaben be-
hördliche Genehmigungsverfahren verkürzen, UVP-Genehmigungsverfahren zeitlich be-
schleunigen, Duldungspflichten und Entschädigungsregelungen analog zum Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) einführen, eine erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungs-
gerichte vorsehen etc. 

► Bauen in überschwemmungsgefährdeten Gebieten regulieren und sanktionieren; hier mit 
Querbezügen zum Teilcluster Raumplanung und Handlungsfeld Bauwesen 

► An Starkregenereignisse angepasste Maßnahmen zum Umbau der Städte im Bestand und 
zum Gewässerschutz fördern; zzgl. in einfacher Sprache verfasste Informationen zur Eigen-
vorsorge bei Starkregenereignissen bereitstellen  
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► Auf Bestehendes (Best-Practice-Beispiele) zurückgreifen  

Zu Oberziel 3 (NEU): 

► Erhalt und die Verbesserung der biologischen Vielfalt im Cluster Wasser ebenso betonen wie 
im Cluster Land & Landnutzung, bspw. Biodiversitätsbelange bei Wiedervernässungsmaß-
nahmen und Artenschutzbelange bei der Anlage gewässertypischer Gehölzsäume berück-
sichtigen 

► Finanzielle Anreize für Flächeneigentümer*innen (insbesondere Landwirte) schaffen, um 
Flächen für Fluss-, Auenrenaturierungen, aber auch für Kleingewässer zur Verfügung zu stel-
len 

► Anreize für Landwirtschaft zur Anlage von Gewässerrandrandstreifen schaffen, inkl. Einsatz 
von Pestiziden und Nitrateinträge verringern 

► Vollzug stärken, da bei Ökologie großes Umsetzungsdefizit  

► Aktuell konkret Thünen-Institut/UBA: Erosionsmodellierung durch Wasser, Darstellung der 
Nährstoffeinträge ins Wasser 

Beiträge anderer Akteure 
Übergreifend wird der Bedarf gesehen Finanzierungsoptionen v. a. zu Infrastrukturen zu klären. 
In einer Kleingruppe der Dialogveranstaltung wird angeregt, dass Kommunen vor Ort und in der 
Region Vernetzungs- und Umsetzungsstrukturen schaffen, um dem Ressourcenproblem zu be-
gegnen.  

Auch wird von einem Stakeholder aus der Online-Konsultation angemerkt, dass es an quantitati-
ven Wirkungsmessungen von Klimaanpassungsmaßnahmen hapert. Dazu bedarf es der Koope-
rationen zwischen der Praxis und der Forschung/Universitäten.  

Zu Oberziel 1 (NEU): 

► Landes- und Regionalplanung können durch Planungsinstrumente unterstützen (s. o. Thema 
Vorranggebiete Grund-/Wasserschutz) 

► Durch Ökolandbau Infiltrationsfähigkeit von Böden erhöhen  

► Drainagemanagement / gesteuerte Drainagen bzw. Rückbau von Drainagen 

Zu Oberziel 2 (NEU): 

► Flexible Infrastrukturen schaffen über dezentrale und regionale Lösungen, kombiniert mit 
quellenorientieren Maßnahmen zum Rückhalt von Regenwasser, aber auch Spurenstoffen 

► Bei Starkregenereignissen mit Flutauswirkungen in Flüssen auf Ebene der Wassereinzugsge-
biete zentrale Steuerung durch Wasserwirtschaftsämter zur Kostenminderung auf kommu-
naler Ebene 

► Vorhersage und Risikoabschätzung von lokalen Starkregenereignissen verbessern über Zu-
sammenarbeit des DWD mit fachlich versierten Universitäten 

► Standardisierte Verfahren für die Verwendung von Klimachecks entwickeln über Zusam-
menarbeit zwischen der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 
e. V. (DWA) und anwendungsorientierten Forschungsinstituten  
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Zu Oberziel 3 (NEU):  

► Wiederherstellung von Lebensräumen auf der Gesamtfläche Deutschlands umsetzen durch 
Schutzgebietsverwaltungen, Verbände, Landesforsten, Forst-/Landwirt*innen etc. 

► Gute Beispiele heranziehen, um Informationen bereitzustellen und Strukturen zu schaffen, 
siehe z. B. Integrierte Klimaschutz- und Klimaanpassungsstrategie des Landes Hessen (Hes-
sisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(HMUKLV) 2023), Praxisplattform boden:ständig mit Informationen zu Boden- und Gewäs-
serschutz in Bayern, sowie Regionalwert AG als Finanzierungsstruktur zur Förderung von 
Ökosystem- und sozialen Leistungen in Regionen / der Landwirtschaft.  

Beiträge konkreter Akteure 
Zielübergreifend:  

► DVGW – Deutsche Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. / DWA – Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V.: Roadmap 2030 – Handlungsagenda für die Zu-
kunft der Wasserwirtschaft (DVGW & DWA 2023); mit Einzelmaßnahmen und Angabe von 
Akteuren und Zeitrahmen der Umsetzung für sechs Handlungsfelder 

► NABU – Naturschutzbund Deutschland e. V.: Konkrete Projektumsetzungen, Kommunikation 

Zu Oberziel (NEU): 

► DVL – Deutscher Verband für Landschaftspflege e. V.: u. a. Bachrenaturierung, Beratung 
landwirtschaftlicher Betriebe zu Maßnahmen für einen verbesserten Wasserrückhalt, exten-
sives Grünland, Landschaftselemente 

Zu Ziel 2 (NEU): 

► ATT – Arbeitsgemeinschaft Trinkwassertalsperren e. V.: Neue Talsperren DIN 19700 zur in-
tegralen Talsperrenbewirtschaftung 

► DBVW: Etablierung von Wassermanagementmaßnahmen auf regionaler Ebene 

► Landestalsperrenverwaltung Freistaat Sachsen: Mögliche Mitwirkung in Fachgremien vom 
Deutschen Talsperrenkommitee (DTK), der LAWA, der ATT, dem Deutschen Institut für Nor-
mung (DIN), der DWA zur Fortschreibung von technischen Regelwerken 

► VDI – Verein Deutscher Ingenieure e. V.: u. a. Bereitstellung von Informationsblättern zum 
Betreiben und Instandhalten von gebäudetechnischen Anlagen sowie Trinkwasser-Installati-
onen 

Zu Oberziel 3 (NEU): 

► Bundesanstalt für Gewässerkunde: Erkenntnisse aus Forschungs- und Entwicklungsprojek-
ten an Bundeswasserstraßen sowie Monitoringmaßnahmen zu naturnahen Uferschutz, Ufer-
renaturierungen und Ökosystemleistungen naturnaher Ufer, zzgl. Beratungsleistungen zur 
Planung, Umsetzung und Unterhaltung von Maßnahmen der ökologischen Gewässerentwick-
lung / Unterstützung bei der Erfolgskontrolle von Klimaanpassungsmaßnahmen 

► DVL – Deutscher Verband für Landschaftspflege e. V. und Landschaftspflegeorganisationen 
vor Ort: siehe Beitrag unter Ziel 1 
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► NNL – Nationale Naturlandschaften e. V. mit Großschutzgebieten: Zugang zu Landschafts- 
und Biotoptypen, die im Mittelpunkt von Schutz- und Wiederherstellungsmaßnahmen ste-
hen, wie Moore, Meere, Gewässer, Auen und Wälder 

7.2.4 Hinweise zu Indikatoren  

Mehrere Hinweise aus der Online-Konsultation bestätigen die im Rohentwurf des Clusterpapiers 
avisierten Indikatoren. Hierzu gehören beispielsweise die detaillierte Erfassung der verschiede-
nen Wasserverbräuche oder auch der mengenmäßige Grundwasserzustand und die Fließgewäs-
sertemperaturen. Auch die im Rohentwurf avisierte Weiterentwicklung des Wassernutzungsin-
dex zu einem regionalisierten und jahreszeitlich differenzierten Index wird von Stakeholdern 
sowohl in der Online-Konsultation als auch von einigen Stakeholdern in der Dialogveranstaltung 
ausdrücklich befürwortet. Teilweise wird jedoch eine veränderte Konstruktion der Indikato-
ren vorgeschlagen. So wird beispielsweise zum Indikator „Anzahl der Einwohner, denen 
Starkregenrisikomanagementmaßnahmen, z. B. über die kartografische Darstellung in 
Starkregengefahren, zugutekommen“ (BMUV 2023d, S. 108), von einem Stakeholder in der 
Online-Konsultation angemerkt, dass hier eine differenziertere Betrachtung erforderlich ist. Ein 
Anstieg von Starkregenrisikomanagementmaßnahmen könnte ein hohes Schutzniveau suggerie-
ren; es bedürfe stattdessen aber einer ortsspezifischen Bewertung der Vulnerabilität und eines 
angemessenen Schutzniveaus und entsprechender Managementmaßnahmen 

In mehreren anderen Kommentaren der Stakeholder der Online-Konsultation als auch von eini-
gen Stakeholdern der Dialogveranstaltung wird ebenfalls deutlich, dass die Indikatorbeschrei-
bung einer weiteren Differenzierung bedarf, um fachgerecht zu sein und für die Bundesebene 
weiterführende Aussagen und Bewertungen zu ermöglichen. Dies betrifft auch die im Rohent-
wurf für das Cluster Wasser enthaltenen Indikatoren „Anwendungshäufigkeit naturbasier-
ter Lösungen bei wasserwirtschaftlichen Projekten“ (BMUV 2023d, S. 107) und „Anzahl der 
wasserwirtschaftlichen Infrastrukturen, bei denen Klimazuschläge genutzt werden“ 
(BMUV 2023d, S. 107), bei denen überwiegend in der Online-Konsultation auf wesentliche Un-
klarheiten, auch definitorischer Art, hingewiesen wird: Unter welchen Bedingungen gilt ein Pro-
jekt als „naturbasiert“? Mit welcher Methodik sollen künftig Klimazuschläge ermittelt werden? 
Auch beim Indikator „Anzahl und/oder Größe der erfassten drainierten landwirtschaftli-
chen Flächen“ (BMUV 2023d, S. 104) ist laut einem Kommentar in der Online-Konsultation 
noch weitgehend unklar, wie ein solcher Indikator konkret zustande kommen soll: Wann gelten 
alle drainierten Flächen als erfasst? 

Vorschläge für zusätzliche Indikatoren betreffen laut Rücklauf der Online-Konsultation zum 
einen Indikatoren, die zwar im Clusterpapier nicht genannt sind, aber im DAS-Monitoring be-
reits geführt werden (zum Beispiel die Anzahl der Tage mit kritischen Bodenfeuchtezuständen) 
(van Rüth et al. 2023, S. 27). Zum anderen werden Indikatoren vorgeschlagen, die im Kontext 
des DAS-Monitorings in der Vergangenheit bereits aus fachlicher Sicht abschlägig diskutiert 
wurden. Dies betrifft unter anderem Indikatorempfehlungen zu (chemischen) Wasserqualitäten 
sowohl für das Grund- als auch das Oberflächenwasser. Diese qualitativen Parameter sind in ih-
rer Entwicklung stark multifaktoriell beeinflusst, sodass sich der Einfluss des Klimawandels und 
von Klimawandelanpassungsmaßnahmen nicht ausreichend spezifisch abbilden lässt. In der Dia-
logveranstaltung wird dennoch empfohlen, sich auch der Frage des guten qualitativen Zustands 
von Gewässern anzunehmen. 

Weitere Vorschläge für zusätzliche Indikatoren im Wasserbereich betreffen gemäß der Rück-
meldung von einigen Stakeholder der Online-Konsultation und der Dialogveranstaltung unter 
anderem:  
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► „klimafit-Zustand“ der Talsperren und Wasserspeicher unter Berücksichtigung von Wasser-
menge, Wasserqualität, Nutzungsanforderungen und Hochwassersicherheit der Anlagen, 

► systematische Erfassung und Darstellung von Schäden, die durch den Klimawandel im Was-
serbereich entstehen; 

► Kataster zu wasserabhängigen Ökosystemen, um zu den Nutzungsregimen auf diesen Flä-
chen berichten zu können; in diesem Kontext steht auch ein Kommentar, der anmahnt, mit 
Blick auf die Moore nicht nur über erfolgte Renaturierungen zu berichten, sondern auch 
über die Erhaltung adäquater Nutzungen; 

► Umfang von Flächen mit Maßnahmen zum besseren Wasserrückhalt; 

► hydromorphologische Qualitätskomponente von Oberflächengewässern.  

In der Dialogveranstaltung weisen die Wasserverbände zudem darauf hin, dass Maßnahmen und 
Indikatoren der Wasserwirtschaft auch Gegenstand von Strategiepapieren und Regelwerken 
der Verbände sind und dass diese Arbeiten in der weiteren Diskussion um die vorsorgende 
Klimaanpassungsstrategie des Bundes berücksichtigt werden sollten. So hat der DVGW speziell 
zur Bewertung der Versorgungssicherheit (des Wasserversorgungssystems) im Juni 2022 das 
Arbeitsblatt DVGW W 1003 „Resilienz und Versorgungssicherheit in der öffentlichen Wasserver-
sorgung“ (DWGW 2022) herausgegeben. Zur Prüfung sind Merkmale und Bewertungskriterien 
im Merkblatt vorgegeben. Diese berücksichtigen explizit auch die mit dem Klimawandel einher-
gehenden Veränderungen (wie Veränderungen in den Spitzenbedarfszeiten). Die Bewertung 
dient der Identifizierung konkreter Schwachstellen und Risiken (unter anderem von Verfügbar-
keitseinschränkungen) und von Optimierungspotenzialen der Wasserversorgungssysteme, um 
mit entsprechenden Anpassungsmaßnahmen dem Leitbild einer dauerhaft sicheren und hygie-
nisch einwandfreien öffentlichen Wasserversorgung zu genügen. Mit dem neuen Arbeitsblatt hat 
der DVGW erstmals das Thema der Versorgungssicherheit integral in einer technischen Regel 
spezifiziert. Der DVGW weist im Rahmen der Dialogveranstaltung darauf hin, dass diese Bewer-
tungskriterien, die den Wasserversorgungsunternehmen zur Prüfung und Bewertung möglicher 
Verfügbarkeitseinschränkungen von Wasser mit dem Arbeitsblatt nahegelegt werden, bei An-
wendung möglicherweise zu Datenerhebungen und Bewertungen führen, die auch für Indikato-
ren im Kontext der vorsorgende Klimaanpassungsstrategie des Bundes von Interesse sein könn-
ten, da sie Fortschritte in der Resilienz der Unternehmen abbilden könnten. 

7.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Folgende Querbezüge und damit verbundene nötige Abstimmung zu anderen Clustern werden 
gesehen im:  

► Cluster Land & Landnutzung: über Maßnahmen zum besseren Wasserrückhalt auf landwirt-
schaftlichen Flächen. 

► Teilcluster Stadtentwicklung: u. a. durch Schwammstadt und damit verbundenem Paradig-
menwechsel (von Wasser raus aus der Stadt hin zu Wasser halten in der Stadt). 

► Cluster Übergreifendes und Aktionsfeld Bildung: durch Forderung, die Wasserthematik in 
Ausbildungen zu platzieren.  
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7.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Cluster Wasser33 
Die Bürger*innen beziehen sich in ihren Empfehlungen, die wir dem Cluster Wasser zugeordnet 
haben, überwiegend auf die Bereiche Wasserhaushalt und Wasserwirtschaft und in Teilen auf 
die Bereiche Küsten- und Hochwasserschutz, sowohl innerhalb der Stadt als auch auf dem Land. 

Für die Bürger*innen ist Wasser ein kostbares Gut und eine zentrale Lebensgrundlage, die 
es auf vielfältige Art und Weise zu schützen gilt. In einer Region fordern die Bürger*innen, Spe-
kulation mit Wasser zu unterbinden und den Schutzstatus für Wassereinzugsgebiete zu erhalten 
und auszubauen. Wasser soll der Allgemeinheit erhalten bleiben (keine Privatisierung). Letzte-
res sehen die Bürger*innen in einer weiteren Region genauso.  

Die Bürger*innen fordern eine Anpassung der Wasserversorgung und des Regenwasserma-
nagements. Laut der Bürger*innen ist Wasser eine endliche Lebensressource, die alle betrifft. 
Daher sollen Wasserverschwendung und -verschmutzung reduziert werden. In regenarmen Jah-
ren muss die Wasserversorgung für private Haushalte gesichert werden. Hierfür empfehlen die 
Bürger*innen die Schaffung rechtlicher Rahmenbedingungen und finanzieller Anreize zur Re-
gen- und Brauchwassernutzung sowie zum Rückbau versiegelter Flächen. Um mit knapper wer-
dendem Wasser in Zeiten von Trockenheit umzugehen, fordern die Bürger*innen, dass für die 
Entnahme von Grundwasser eine Prioritätenmatrix entwickelt und umgesetzt wird, die an 
die äußeren Rahmenbedingungen angepasst ist. In einer Region fordern die Bürger*innen die 
strenge Kontrolle der Einhaltung von Regeln und Gesetzen des Grundwasserschutzes. Dies gilt 
insbesondere für Einleitungen ins Grundwasser von Dünger, Gülle und Industrieabwässern, so-
wie die Entnahmen aus Brunnen und öffentlichen Gewässern.  

Laut der Bürger*innen braucht es eine Vielzahl dezentraler Wasserspeicher, die Regenwasser 
aufnehmen und in Trockenperioden abgeben können. In bebauten Gebieten muss die Anlage von 
Regenwasserspeichern, wie beispielsweise Zisternen, Teichen u. Ä. in Bebauungspläne integriert 
und gefördert werden.  

Die Bürger*innen wünschen sich die Renaturierung von Flüssen, kleinen Fließgewässern 
und Mooren. Dazu braucht es für die gerechte Verteilung und Nutzung von Wasser in Trocken-
perioden Aktionspläne. Industrie und Landwirtschaft müssen zum sparsamen Umgang mit 
Wasser verpflichtet werden. Privathaushalte sollten durch die Ausgestaltung des Wasserpreises 
zur Sparsamkeit angehalten werden. 

Die Bürger*innen fordern, Regenwasser optimal zu nutzen und zu managen. Dafür sollen Re-
genwassersammelbecken installiert werden. Zisternen sollen ab einer bestimmten Grundstücks-
größe verpflichtend sein. Dies gilt auch für die Landwirtschaft. Für diese Gruppe braucht es 
mehr Angebote und Anreize u. a. wasserschonende Praktiken zu erlernen und anzuwenden. Als 
Beispiele werden u. a. die Tropf- und Tiefenbewässerung bei Pflanzenhallen (z. B. im Obstanbau) 
genannt. Für derartige Maßnahmen erwarten die Bürger*innen staatliche Zuschüsse. Für Neu-
bauten regen die Bürger*innen an, prozentuale Pflichtteile zur Nutzung von Regen- und Brauch-
wasser festzulegen. Damit Brauchwasser genutzt werden kann, empfehlen die Bürger*innen se-
parate Leitungskreisläufe für Trink- und Brauchwasser. Zum Schutz vor Starkregen-Sturzfluten 
sollen Ausweichflächen angelegt werden, um Regenwasser risikofrei abzuleiten, zu sammeln 
und zu speichern. Über Simulation/Modellierung von Starkregenereignissen soll die Planung für 
kritische Infrastruktur, Straßen, Abläufe, Auffangbecken vorangetrieben werden. 

Zur Landschaftsgestaltung gegen die Austrocknung und Wasserspeicherung in Wald/Flur und 
Siedlungen empfehlen die Bürger*innen in einer Region, die Neuanlage und Instandsetzung 
 

33 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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von Be- und Entwässerungsnetzen zu forcieren und die Einleitung von Wasser in Feuchtge-
biete, wie Moore, Senken, Gräben etc. zu fördern. 

Lokale natürliche Gewässer sollen geschützt werden, weil sie ein Badeangebot für z. B. ein-
kommensschwache Familien darstellen. Zudem wünschen sich die Bürger*innen, dass Wasser 
und Wasserflächen in die Stadtplanung einbezogen werden (kein Trinkwasser, sondern Re-
gen- und Flächenwasser). Für ein Wassermanagement im Sinne der Sicherung eines angeneh-
men Stadtklimas sollen künstliche Wasserflächen angelegt bzw. innerstädtische Wasserflächen 
renaturiert werden. Diesbezüglich wünschen die Bürger*innen sich, dass Maßnahmen zur Ent-
stehung von „Schwammstädten“ umgesetzt werden, in denen Wasser gespeichert und be-
darfsgerecht genutzt werden kann. Dies beinhaltet die direkte Aufnahme von Wasser auf entsie-
gelten Flächen, die Ableitung in Mulden und Zisternen und eine intakte und ausreichend dimen-
sionierte Infrastruktur der Kanalisation und der Abflüsse. Für die attraktive, nachhaltige und kli-
maangepasste Gestaltung öffentlicher Räume – besonders für Aktivitäten der Freizeit und Erho-
lung – wünschen sich die Bürger*innen besonders Trinkbrunnen, aber auch Abkühlungsmög-
lichkeiten wie Sprühanlagen, Wasserspielplätze, Wasserläufe und Kneipp-Anlagen. Trinkbrun-
nen wünschen sich die Bürger*innen auch für einen klimaangepassten Arbeitsschutz und kli-
maangepasste Arbeitsstätten und Lernorte, ebenso wie Teiche, Brunnen, Wasserläufe. Trink-
wasserspender sind zudem im landgebundenen Verkehr wie ÖPNV, in der Bahn und im Rad-
verkehr gewünscht.  

Auch das Thema Küsten- und Hochwasserschutz ist für die Bürger*innen von zentraler Bedeu-
tung. Die Planungen zum Schutz der Küsten und der Bevölkerung vor Hochwasser müssen ent-
lang von Informationen und Daten der erwarteten Klimaentwicklungen vorrausschauend ange-
passt werden. In der Nähe von Flüssen sollten Neubauten verboten und Überflutungsbereiche 
geschaffen werden. 

Auf der digitalen Ideenpinnwand erhalten die von den Bürger*innen eingebrachten Beiträge 
„Renaturierung von Fließgewässern“ und „Regenwassernutzung und -speicherung fördern“, in 
Verbindung mit der Förderung von blau-grünen Infrastrukturen besonders viel Zuspruch von 
anderen Bürger*innen. Gleiches gilt für den Beitrag „Kontinuierliche Darstellung des Wasserbe-
darfs der Gemeinde“. Dieser schlägt konkret vor, an einem öffentlichen zentralen Platz eine re-
gelmäßig aktualisierte Anzeige des Wasserverbrauchs der Gemeinde anzubringen, mit dem Ziel, 
Rückmeldung aller Anpassungsmaßnahmen hinsichtlich des Verbrauchs zu geben. Ebenfalls be-
sonders viel Zuspruch erhalten die Beiträge „Regenwassermanagement ausbauen“ und „Im 
Hochwasserschutz mehr Überflutungsgebiete vorsehen“, verbunden mit der Schaffung extensiv 
genutzter Feuchtgebiete, Grundwasserneubildung. Ansonsten decken sich die anderen Beiträge 
der digitalen Ideenpinnwand mit den oben genannten Themen. Bei den Jugendlichen wird das 
Thema Wasser nur in einem Beitrag neben weiteren Themen adressiert.  
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Einschätzungen zum Cluster Wasser aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage geben 45 Prozent der Befragten (N=1.749) an, dass sie bereits Aufrufe zum 
Wassersparen oder Einschränkung der Wassernutzung erlebt haben. Eingeschränkte Bademög-
lichkeiten aufgrund von schlechter Wasserqualität haben 31 Prozent erlebt. Von den befragten Ju-
gendlichen geben 19 Prozent (N=230) an, dass sie weniger schwimmen, weil man in Badeseen 
oder Flüssen öfter nicht baden darf/kann (z. B. wegen schlechter Wasserqualität, niedrigem Was-
serstand). 10 Prozent gehen dagegen häufiger ins Freibad, um sich abzukühlen. 

69 Prozent der Befragten der Online-Umfrage der Erwachsenen machen sich Sorgen, dass in Zu-
sammenhang mit den Folgen des Klimawandels in ihrem Umfeld das Wasser knapp wird. 

Bei der Frage nach prioritären kommunalen Handlungsnotwendigkeiten für die Klimaanpassung 
durch die eigene Gemeinde oder Stadt nehmen wasserbezogene Themen eine bedeutende Rolle 
ein. 86 Prozent der Befragten wünschen sich etwa Versickerungsflächen für Regenwasser, 55 Pro-
zent Gewässer- und Auenrenaturierung, 40 Prozent öffentliche Trinkbrunnen und 35 Prozent Ein-
schränkungen der Trinkwassernutzung (z. B. Verbot von Gartenbewässerung bei Trockenheit).  

Bei den befragten Jugendlichen (N=230) wünschen sich sogar 86 Prozent öffentliche Trinkmöglich-
keiten (z. B. Wasserspender). Gleichzeitig antworten 70 Prozent der befragten Jugendlichen auf 
die Frage zur Vorsorge und konkreten Anpassung an den Klimawandel, dass sie darauf achten, we-
niger Wasser zu verschwenden (z. B. beim Duschen oder Zähneputzen).  

7.4 Fazit 
Die zahlreichen Beiträge sowohl von Stakeholdern als auch Bürger*innen im Cluster Wasser las-
sen auf einen großen Handlungsbedarf für die Klimaanpassung schließen. Stakeholder und 
Bürger*innen adressieren oft die gleichen Themen. Diese thematischen Schnittmengen erlauben 
es, eine Fokussierung bestimmter Ziele und Maßnahmen vorzunehmen. Zur übersichtlicheren 
Strukturierung der Ziele und Maßnahmen ist besonders der Vorschlag auf der Dialogveranstal-
tung hervorzuheben, die Zielentwürfe entlang der drei übergeordneten Bereiche im Rohentwurf 
auszurichten und die ursprünglichen zehn Zielentwürfe als Unterziele zu fassen. Ebenso hervor-
zuheben ist der Vorschlag, eine zeitliche Verortung der Ziele, inkl. Zwischenzielen vorzuneh-
men. 

Beim Oberziel 1 Wasserbilanz und -haushalt sollte bei der Stabilisierung der Wasserressour-
cen die Betrachtung auf Grundwasser und Oberflächengewässer zusammengeführt werden, inkl. 
Standgewässer, Seen und Talsperren. Ein wichtiger Fokus liegt sowohl für Stakeholder als auch 
für Bürger*innen auf der Förderung der Grundwasserneubildung, u. a. über integrierte Maßnah-
men in der Landbewirtschaftung sowie in der Regulierung der Wasserentnahmen. Hier sollen 
vor allem Industrie und Landwirtschaft zum sparsamen Umgang mit Wasser animiert werden. 
Wasserverschwendung und auch -verschmutzung sollen reduziert werden. Ein besonderer Fo-
kus sollte weiterhin auch auf der Verbesserung des Landschaftswasserhaushalts liegen. Als zu-
sätzliche Unter-/Ziele werden vorgeschlagen: i) die Anzahl an Hektar landwirtschaftlicher Flä-
che mit boden- und wasserschonenden Maßnahmen zum besseren Wasserrückhalt festzulegen 
und diese Maßnahmen zu fördern, ii) den Wasserrückhalt in der Landschaft und in forstlich ge-
nutzten Wäldern über das Thema Drainagen, ebenso wie iii) Talsperren und Wasserspeicher zu 
adressieren. 

Beim Oberziel 2 Resilienz der Wasserinfrastrukturen liegt die Priorität darin, wasserwirt-
schaftliche Infrastrukturen klimafit zu gestalten, da diese die Grundlage für die zukunftsfähige 
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Bewirtschaftung von Wasserressourcen sind. Zukünftig sollte laut den Stakeholdern der Schwer-
punkt auf naturbasierten Lösungen liegen. Die Bürger*innen wünschen sich eine Vielzahl de-
zentraler Wasserspeicher und auch Trinkbrunnen. Beim Umgang mit dem Thema Starkregen 
gibt es unterschiedliche Meinungen. Ein Teil der Stakeholder sieht dieses Ziel nicht prioritär im 
Cluster Wasser, ein anderer Teil möchte den Fokus stärker auf die Vorsorge und eine dezentrale 
und regionale Niederschlagsbewirtschaftung richten. Den letzten Punkt wünschen sich auch die 
Bürger*innen, die zum Schutz vor Starkregen-Sturzfluten Ausweichflächen vorschlagen, um 
Regenwasser risikofrei abzuleiten, zu sammeln und zu speichern. Ein Vorschlag für ein neues 
Unter-/Ziel sieht die Verwendung des Konzepts der Schwammstadt bei der Stadtentwicklung, 
inkl. von Kriterien für die Entsiegelung und Begrenzung der Neuversiegelung vor. Bei diesem 
Vorschlag finden sich auch die Bürger*innen wieder. Den Bürger*innen ist ferner der Schutz der 
Küsten und der Bevölkerung vor Hochwasser wichtig. In der Online-Konsultation wird ange-
merkt, dass das Thema Meeres- und Küstenschutz in den Zielentwürfen unzureichend abgebil-
det sei. 

Beim Oberziel 3 Ökologie der Wasserressourcen sollte bei den Unterzielen spezifiziert wer-
den, was das konkrete Klimaanpassungsziel ist. Auch sollte darüber nachgedacht werden, ob das 
Unterziel zur Stabilisierung der Gewässertemperatur und zum Erkennen der Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Gewässerökologie ambitioniert genug ist, angesichts der Stilllegung erheb-
licher Erzeugungskapazität thermischer Kraftwerke und entsprechend verminderter Wärmelast. 
Ein zusätzliches Unter-/Ziel könnte die Festlegung einer Länge an Kilometern mit ökologisch 
sinnvollen Gewässerrandstreifen sein. Sowohl die Bürger*innen als auch die Stakeholder wün-
schen sich die Renaturierung von Flüssen, kleinen Fließgewässern und Mooren. 

Der Bereich Fischerei, als Ziel 10 aus dem Rohentwurf, wird nur durch die Stakeholder the-
matisiert. Diese schlagen einen Übertrag in das Cluster Wirtschaft vor und merken an, dass es 
unzureichend sei, lediglich auf die GFP und europäische Regularien zu verweisen. 

In der Dialogveranstaltung und vereinzelt auch in der Online-Konsultation werden Querbezüge 
zu den Inhalten der europäischen WRRL (EU-RL 2000/60/EG) und deren Umsetzung durch die 
Nationale Wasserstrategie (vgl. BMUV 2023c), ebenso wie zu Artikel 7 der EU-Verordnung 
zur Wiederherstellung der Natur (EU-RL 2024/1991), d. h. zur Wiederherstellung freifließen-
der Flüsse gesehen. Diese sollen laut den Stakeholdern zur Stärkung der Klimaanpassung im 
Wasserbereich aufgegriffen werden. 

In Cluster Wasser werden durch die Stakeholderbeteiligung insbesondere Querbezüge zum 
Cluster Land- und Landnutzung und zum Teilcluster Stadtentwicklung deutlich. Stellvertre-
tend dafür stehen Maßnahmen zum besseren Wasserrückhalt auf land- und forstwirtschaftli-
chen Flächen sowie Maßnahmen zur Niederschlagsbewirtschaftung / zum Thema Schwamm-
stadt. Querbezüge zum Cluster Übergreifendes und dem Aktionsfeld Bildung gibt es zudem in 
der Stakeholderbeteiligung über Maßnahmen, die Wasserthematik in Ausbildungen zu platzie-
ren. Darüber hinaus gibt es in den Beiträgen der informellen Online-Konsultation und der Bür-
ger*innen auch Querbezüge zum Cluster Wirtschaft und zum Cluster Infrastruktur über das 
Handlungsfeld Verkehr. Dabei geht es vor allem um den wassersparenden Umgang sowie die Be-
reitstellung von Trinkbrunnen an Arbeits- und Lernorten sowie in der öffentlichen Verkehrsinf-
rastruktur. Diese Querbezüge nehmen eine besondere Rolle ein, richtet man den Blick auf die 
Forderung nach einer stärkeren Abstimmung zwischen den Verantwortlichen der Teil-/Cluster.  

Durch die Beteiligung werden die Zielentwürfe überwiegend bestätigt, wenn auch neu struktu-
riert und priorisiert (s. o.). Bei den Maßnahmen sind viele neue Vorschläge hinzugekommen. 
Hier gilt es zu fokussieren, unter Berücksichtigung der Schwerpunktsetzungen der Beteiligung.  
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8 Empfehlungen aus der Beteiligung im Cluster Wirtschaft 
Im Cluster Wirtschaft haben sich im Verhältnis zu den anderen Clustern weniger Stakeholder 
beteiligt. Das Thema spielte zudem für Bürger*innen eine vergleichsweise mittlere Rolle in den 
regionalen Dialogen, während es auf der deutschlandweiten digitalen Ideenpinnwand der Bür-
ger*innen eine eher untergeordnete Rolle einnahm (siehe Abbildung 27).  

Abbildung 27: Überblick über die Beteiligung im Cluster Wirtschaft 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Die Stakeholderrückmeldungen zum Cluster Wirtschaft gehen auf die Vorschläge für Ziele, Un-
terziele und Maßnahmen im Rohentwurf ein. Insgesamt adressieren die Stakeholder in der Dia-
logveranstaltung und in der Online-Konsultation ähnliche Themen. Schwerpunkte lassen sich 
vor allem bei den Themen Beratung und Informationsbereitstellung erkennen. Die Kommentare 
der Online-Konsultation sind inhaltlich vielfältig und liefern ergänzende Hinweise zur Diskus-
sion in der Veranstaltung.  

Das Cluster Wirtschaft nimmt in den regionalen Bürger*innendialogen eine mittlere Rolle ein. 
Unter dem Thema „Unser Arbeiten und Wirtschaften“ wurden in den regionalen Dialogen teil-
weise Empfehlungen entwickelt, die in anderen Clustern ausgewertet wurden, beispielsweise zu 
Forstwirtschaft (Handlungsfeld Wald und Forstwirtschaft im Cluster Land), Katastrophenschutz 
(Teilcluster Bevölkerungsschutz) oder Bildung (Cluster Übergreifendes). In den Bürger*innen-
empfehlungen liegt der Fokus insgesamt auf den Themen Arbeitsschutz sowie klimaangepassten 
Arbeitsstätten und -zeiten und der Forderung nach Förderprogrammen. Zudem fordern die Bür-
ger*innen über Klimaanpassung hinaus Veränderungen in Richtung einer klimagerechten Wirt-
schaft oder einer Kreislaufwirtschaft.  
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Im Folgenden werden zum besseren Verständnis zu Beginn die Zielvorschläge des Rohentwur-
fes genannt. Anschließend fassen wir zunächst die Beiträge der Stakeholder zusammen und ord-
nen sie – wo möglich – den Zielen und Maßnahmen des Rohentwurfes zu. In den folgenden Ab-
schnitten stellen wir zusätzliche Ziel- und Maßnahmenvorschläge sowie die Hinweise zu Indika-
toren aus Sicht der Stakeholder dar. Die Darstellung fokussiert auf die Ergebnisse, die die Stake-
holder in der Dialogveranstaltung gemeinsam auf Folien festgehalten haben (siehe Abschnitt 
1.2.1.1). Ergänzend werden zum Teil Beiträge aus den einzelnen Kleingruppen sowie Beiträge 
aus der Online-Konsultation dargestellt. Wenn wir uns auf Kleingruppen oder die Online-Kon-
sultation beziehen, wird dies extra erwähnt. 

In einem separaten Abschnitt fassen wir die Empfehlungen der Bürger*innen zusammen. Dabei 
werden bedingt durch die Methodik der Beteiligung keine konkreten Bezüge zu den Zielvor-
schlägen des Rohentwurfs hergestellt. Die Darstellung fokussiert auf die übergreifenden Emp-
fehlungen aus den fünf regionalen Dialogen (UBA 2024). Ergänzend werden zum Teil Beiträge 
aus einzelnen regionalen Dialogen sowie Beiträge aus der deutschlandweit zugänglichen digita-
len Ideenpinnwand dargestellt. Wenn wir uns auf einzelne regionale Dialoge oder die Ideenpinn-
wand beziehen, wird dies extra erwähnt. Zusätzlich werden in einer Textbox auf das Cluster be-
zogene Inhalte aus der deutschlandweiten Online-Umfrage der Bürger*innen und Jugendlichen 
(siehe hierzu auch Abschnitt 2.4) dargestellt. 

Das Kapitel endet mit einem Fazit, in dem wir auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
den Beiträgen der Bürger*innen und Stakeholder eingehen und Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarfe für die Zielvorschläge des Rohentwurfes ziehen. 

8.1 Ziele im Cluster Wirtschaft 
Im Rohentwurf leitet das BMWK leitet aus der Vision einer klimaresilienten Wirtschaft für das 
Cluster Wirtschaft drei Missionen ab, welche den Auftrag der Klimaanpassungspolitik des Bun-
des definieren (BMUV 2023d, S. 120): 

► Mission 1: Information und Sensibilisierung gewährleisten: Unternehmen und Finanzak-
teure werden sensibilisiert und informiert hinsichtlich physischer Klimarisiken und der 
Möglichkeiten zur Anpassung an den Klimawandel im eigenen Tätigkeitsbereich. 

► Mission 2: Erhöhung der Resilienz von Unternehmen unterstützen: Unternehmen werden 
dabei unterstützt, wirtschaftliche und finanzielle Schäden durch den Klimawandel zu mini-
mieren und die Verwundbarkeit durch klimabedingte Schadensereignisse zu reduzieren. 

► Mission 3: Entwicklung der Klimaanpassungswirtschaft unterstützen: Die Nutzung neuer 
Marktchancen, die sich durch den Klimawandel ergeben, wird unterstützt, sodass deutsche 
Unternehmen bei Technologien und Dienstleistungen im Kontext der Klimaanpassung er-
folgreich auf nationalen und internationalen Märkten agieren können. 

Der Rohentwurf umfasst für das Cluster Wirtschaft vier Zielentwürfe, welche den drei Missionen 
zugeordnet sind (BMUV 2023d). Das vierte Ziel zum Sektor ‚Klimaanpassungswirtschaft‘ wurde 
gegenwärtig vom BMWK noch nicht als messbares Ziel ausgearbeitet, da eine statistische Ab-
grenzung der ‚Klimaanpassungswirtschaft‘ noch nicht vorliege und definitorische Voraussetzun-
gen fehlten (BMUV 2023d, S. 123). Den anderen drei Zielen sind im Rohentwurf messbare Unter-
ziele und teilweise weitere Zwischenziele mit zeitlichen Fristen wie folgt zugeordnet (BMUV 
2023d, S. 120ff.): 

Ziel 1: Eine Betrachtung physischer Klimarisiken ist fester Bestandteil des Risikomanagements 
von Unternehmen (Mission 1 zugeordnet). 
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► Unterziel a): Im Jahr 2045 publizieren alle der in Deutschland börsennotierten Unternehmen 
transparent und ausführlich Informationen zur Betroffenheit durch physische Klimarisiken 
oder zu durchgeführten Klimarisikoanalysen. Im Jahr 2030 publizieren 35 Prozent der ge-
nannten Unternehmen derartigen Angaben, 2035 70 Prozent und 2040 90 Prozent. Berichtet 
wird, wie die Anforderungen an Risikountersuchungen gemäß European Sustainability Re-
porting Standard (ESRS) E1 Climate Change (EU-DV 2023/2772), Paragraf AR 11 a) – d) er-
füllt werden und welche wesentlichen physischen Klimarisiken sich aus dieser Analyse erge-
ben. 

► Unterziel b): Im Jahr 2030 haben 40 Prozent (in 2035 75 Prozent, in 2045 90 Prozent) der 
unter der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) (EU-RL 2022/2464) berichts-
pflichtigen deutschen Unternehmen Governance- und Managementprozesse zum Umgang 
mit physischen Klimarisiken etabliert. 

Ziel 2: Eine Betrachtung physischer Klimarisiken ist fester Bestandteil von Investitionsentschei-
dungen (Mission 1 zugeordnet). 

► Unterziel a): Bis 2045 haben alle Unternehmen im Geltungsbereich der Sustainability Fi-
nance Disclosure Regulation (SFDR) (EU-VO 2019/2088) Strategien zum Umgang mit physi-
schen Klimarisiken bei Investitionsentscheidungen etabliert. Im Jahr 2030 haben 35 Prozent 
der genannten Unternehmen derartigen Strategien etabliert, 2035 70 Prozent und 2040 90 
Prozent. 

► Unterziel b): Bis 2045 haben alle unter der Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) (vgl. EU-RL 2022/2464) berichtspflichtigen Unternehmen in Deutschland Klimarisi-
koanalysen in internen Prozessen für Investitionsentscheidungen festgeschrieben. Im Jahr 
2030 haben 35 Prozent der genannten Unternehmen Klimarisikoanalysen etabliert, 2035 70 
Prozent und 2040 90 Prozent. 

Ziel 3: Extremwetterereignisse führen nicht mehr zu signifikanten Verlusten durch Auswirkun-
gen auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und das Betriebsvermögen von Unternehmen in 
Deutschland (Mission 2 zugeordnet). 

► Unterziel a): Die wirtschaftlichen Verluste von Unternehmen in Deutschland durch Schäden 
am Betriebsvermögen durch Extremwetterereignisse im Zeitraum 2025-2045 liegen unter 
den in den Jahren 2002-2022 erfassten Verlusten. Im Zeitraum 2025-2035 liegen die Ver-
luste unter 50 Prozent der in den Jahren 2002-2022 erfassten Verluste. 

Ziel 4: Der Sektor ‚Klimaanpassungswirtschaft‘ entwickelt sich mit einer größeren Dynamik als 
die Gesamtwirtschaft (Mission 3 zugeordnet). 

8.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Cluster Wirtschaft 

8.2.1 Änderungsvorschläge zu den Zielentwürfen und zugehörigen Maßnahmen 

Die Stakeholder beurteilen das Ziel-System als in sich konsistent. Sie weisen auf die Vielfalt von 
Unternehmen (Branchen, Unternehmensgrößen, Handwerksbetriebe) hin und betonen, dass 
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mehr Unterstützung benötigen. Ziel-
übergreifend empfiehlt ein Stakeholder in der Online-Konsultation, die Ziele mit mehr Zwi-
schenzielen/Meilensteinen, beispielsweise alle fünf Jahre zu formulieren. Ein anderer schlägt in 
der Online-Konsultation vor, die Ziele und Maßnahmen um das Element der Transformations-
planung zu erweitern, welche die Klimaresilienz klimaneutraler Geschäftsmodelle sowie Inter-
dependenzen zwischen Minderungs- und Anpassungsstrategien berücksichtigen solle.  
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Bei den zielübergreifenden Maßnahmen äußern die Stakeholder sich vor allem zum Klima-
check-Tool (Maßnahme a) und zur Beratungsstelle (Maßnahme b). Für die geplante Überarbei-
tung des Klimacheck-Tools empfehlen die Stakeholder, dass dieses vor allem KMU Informatio-
nen niedrigschwellig zur Verfügung stellen sollte. Die Stakeholder schlagen vor, das Tool so wei-
terzuentwickeln, dass es Unternehmen nach Eingabe des Unternehmensstandorts automatisch 
Informationen zu Klimarisiken am Standort und möglichen Anpassungsmaßnahmen liefert. Sie 
empfehlen, dass verschiedene Beratungsdienste miteinander abgestimmt werden sollten und 
beispielsweise eine Verknüpfung mit dem Naturgefahrenportal des DWD hergestellt werden 
könnte. 

Zum Thema Beratungsstelle empfehlen sie, dass die Rolle des Handwerks bei der Umsetzung 
von Klimaanpassung stärker berücksichtigt werden sollte. Sie schlagen vor, die Mittelstandsiniti-
ative Energiewende und Klimaschutz auch für Klimaanpassung zu nutzen, um Handwerksbe-
triebe zu Klimaanpassung zu beraten. Für Klimaanpassungsberatung könnten zudem die Erfah-
rungen der VDI-Zentren genutzt werden. In der Online-Konsultation wird darauf hingewiesen, 
dass der Unternehmensbaukasten des Climate Service Center Germany (GERICS)34 als bereits 
bestehendes Angebot berücksichtigt werden sollte. 

Zum ersten Ziel (Klimarisiken als Bestandteil des Risikomanagements) empfehlen die Sta-
keholder, die Erfahrungen von Banken zu nutzen, um Klimarisiken in das Risikomanagement 
von Unternehmen zu integrieren. Sie empfehlen, Mindestanforderungen für ein Klimarisikoma-
nagement zu entwickeln. Hierzu schlagen die Stakeholder auch Wirkpfade für die Bestimmung 
von Risiken und Vulnerabilitäten vor.  

In der Online-Konsultation kritisieren die Stakeholder, dass das messbare Unterziel a) des ers-
ten Ziels lediglich börsennotierte Unternehmen berücksichtige und relevante nicht-börsenno-
tierte Unternehmen außen vorlasse. Das Unterziel b) sowie alle weiteren Ziele berücksichtigten 
CSRD-pflichtige Unternehmen unabhängig ihrer Börsennotation. Hierdurch bleibe unklar, wel-
chen Anteil der jährlichen Wirtschaftsleistung in Deutschland die Betrachtung der Zielerrei-
chung einbeziehe.  

In der Online-Konsultation nehmen einige Stakeholder Bezug auf die Verknüpfung mit der 
CSRD-Richtlinie. Mit Blick auf die Ziele, die auf die CSRD Bezug nehmen, insbesondere Ziel 1a), 
kritisiert ein Stakeholder, dass angesichts des verpflichtenden Reportings die Zielwerte zu ge-
ring angesetzt sind. Weiterhin bezweifeln die Stakeholder in der Online-Konsultation, dass KMU 
die CSRD umsetzen können bzw. werden. Ein Stakeholder fordert eine detaillierte Kommunika-
tion zu den Anforderungen, die die Bedingungen im Mittelstand berücksichtigt. Zudem weist ein 
Stakeholder daraufhin, dass Bund, Länder und Kommunen Anreize setzen könnten, indem sie 
öffentliche Aufträge ausschließlich an solche CSRD-pflichtigen Unternehmen vergeben, die über 
qualifizierte Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepte verfügen.  

Zum zweiten Ziel (Betrachtung physischer Klimarisiken in Investitionsentscheidungen) 
empfehlen die Stakeholder, die Regulierung der Finanzwirtschaft zu berücksichtigen und diese 
in Ziele und Maßnahmen einzubeziehen. Die Beiträge in der Online-Konsultation adressierten 
dieses Ziel nicht gesondert. 

Bezüglich des dritten Ziels (keine signifikanten Verluste durch Extremwetterereignisse) 
kritisieren die Stakeholder, dass aus der Verwendung des Begriffs „Verluste“ unklar bleibe, wel-
che Art von Verlusten gemeint seien. Hier empfehlen sie eine Differenzierung nach direkten und 
indirekten Verlusten und schlagen vor, das Ziel ggf. auf direkte Verluste zu beschränken. Zudem 
weisen sie daraufhin, dass es einen Unterschied mache, ob Schäden zu existenziellen Verlusten 
 

34 Siehe Unternehmensbaukasten - Climate Service Center Germany (climate-service-center.de) (GERICS o.J.). 

https://www.climate-service-center.de/products_and_publications/toolkits/unternehmensbaukasten/index.php.de


CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

134 

 

bei Unternehmen führen oder es sich um erwartbare Verluste aufgrund von meteorologischen 
Schwankungen handle.  

Die Bewertung des vierten Ziels (Wachstum der ‚Klimaanpassungswirtschaft‘) durch die Sta-
keholder fällt gemischt aus. Insbesondere hinterfragen sie hier, wie die Klimaanpassungswirt-
schaft für die Statistik definiert und abgegrenzt werden kann, um dies zu erfassen. Unterstüt-
zende Stakeholder betonen, dass Innovationen ein wichtiger Teil der Klimaanpassungswirt-
schaft und im vierten Ziel stärker abzubilden seien. Ebenfalls weisen sie darauf hin, dass die 
Chancen, die sich für Unternehmen durch Produkte und Dienstleistungen zur Klimaanpassung 
ergeben, ein wichtiger Aspekt bei der Betrachtung der Klimaanpassungswirtschaft sind. Ein Sta-
keholder der Online-Konsultation schlägt vor, ein Zieljahr zu ergänzen, bis wann die definitori-
schen Voraussetzungen geschaffen werden sollen.  

8.2.2 Zusätzliche Zielvorschläge 

Als zusätzliches Ziel für die Mission 1 schlagen die Stakeholder in der Dialogveranstaltung vor, 
dass alle Unternehmen zu Risiken informiert sind. Unterziel sollte sein, dass es einfach zugängli-
che Informationen zu Klimawirkungen an einzelnen Standorten für Unternehmen, insbeson-
dere für KMU, gibt.  

In der Online-Konsultation schlägt ein Stakeholder vor, Mission 1 um ein drittes Resilienzziel zur 
Kreislaufwirtschaft zu ergänzen, da Sekundärrohstoffketten die Sicherheit bei der Versorgung 
mit kritischen Rohstoffen verbessern könnten. Der gleiche Stakeholder weist darauf hin, dass ein 
Großteil der deutschen Unternehmen über Aktivitäten, Standorte oder Lieferanten international 
verflochten sei. Daher schlägt er vor, die Mission 2 um ein weiteres Resilienzziel zu erweitern, 
das Schäden und Verluste im Ausland adressiere. 

Zudem vermissen die Stakeholder in der Dialogveranstaltung Ziele zur Energiewirtschaft, wo-
bei sie in der Diskussion auf das Cluster Infrastruktur verweisen. Weiterhin werfen sie die Frage 
auf, ob die Fischereiwirtschaft als Teil des Clusters Wirtschaft betrachtet werden sollte. In der 
Online-Konsultation schlägt ein Stakeholder vor, Ziele für das Handlungsfeld Tourismus zu er-
gänzen. 

8.2.3 Zusätzliche Maßnahmenvorschläge  

Die Stakeholder wünschen sich weitere Maßnahmen vom Bund und anderen Akteuren. Sie 
schlagen vor, die Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen durch Bürokratieabbau zu ver-
einfachen und zu beschleunigen. Sie empfehlen, dies in Reallaboren auf kommunaler Ebene 
zu erproben. Anschließend könnten die Kommunen sich austauschen, um zu ermitteln, welche 
Vereinfachungen beispielsweise in Genehmigungs- und Überwachungsverfahren erreicht wer-
den können. Generell wünschen sich die Stakeholder von den Kommunen, dass sie sich zu guten 
Beispielen für klimaangepasste Unternehmen austauschen, um die Unternehmen vor Ort beim 
Transfer von guten Beispielen zu unterstützen. In diesem Austausch sollte die Rolle des Hand-
werks als Multiplikator berücksichtigt werden. 

Die Stakeholder kritisieren, dass die ISO 14091 (Anpassung an den Klimawandel – Vulnerabi-
lität, Auswirkungen und Risikobewertung) für KMU zu komplex sei. Das Deutsche Institut für 
Normung (DIN), die Deutsche Kommission Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik 
(DKE) und der Verein Deutscher Ingenieure e. V. (VDI) schlagen eine gemeinsame Worksho-
preihe mit dem BMWK zu dieser Norm sowie die Entwicklung einer Checkliste vor. Zusätzlich 
wünschen sich die Stakeholder Dialoge zwischen dem BMWK, der KfW und Banken zu Förder-
tatbeständen. Banken könnten zudem eine wichtige Rolle übernehmen, indem sie Unternehmen 
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zu Klimaanpassung beraten. In der Online-Konsultation weisen die Stakeholder zudem auf die 
zentrale Rolle von Normen und Standards für die Klimaanpassung in der Wirtschaft hin. 

In der Online-Konsultation schlägt ein Stakeholder vor, sektorale Anpassungsstrategien – ana-
log zu Dekarbonisierungspfaden – als Orientierung und Entscheidungshilfe zu entwickeln. Hier-
für hält er einen staatlich mandatierten Prozess zur Identifikation u. Kodifizierung sektoraler 
Anpassungsstrategien für notwendig. 

Verschiedene Verbände bieten ihre Unterstützung bei der Erreichung der Ziele und Umset-
zung der Maßnahmen an. Die Verbände bieten vor allem Beratungsleistungen für Unternehmen, 
Fachgremien und für die Handelskammern an. Sie könnten zudem Leitfäden für Unternehmen 
verfassen und die Verbreitung von Informationen und Best-Practice Beispielen unterstützen. 

8.2.4 Hinweise zu Indikatoren 

Zu den Indikatoren im Cluster Wirtschaft sind in der Online-Konsultation lediglich zwei Kom-
mentare eingegangen. Zur Indikation des Unterziels 3 a) „Die wirtschaftlichen Verluste von Un-
ternehmen in Deutschland durch Schäden am Betriebsvermögen durch Extremwettereignisse im 
Zeitraum 2025-2045 liegen unter den in den Jahren 2002-2022 erfassten Verlusten“ wird so-
wohl in der Dialogveranstaltung als auch in der Online-Konsultation angemerkt, dass Extremer-
eignisse nicht gleichmäßig über die Zeit verteilt sind und es daher schwierig sei, Vergleiche 
mit einem (willkürlich gewählten) Referenzzeitraum anzustellen (in dem möglicherweise über-
durchschnittlich viele oder auch wenige Extremereignisse aufgetreten sind). Vorgeschlagen wird 
beispielsweise, stattdessen die jeweils fünf schadensträchtigsten Ereignisse von Zeiträumen mit-
einander zu vergleichen. Im Stakeholderdialog wird zudem angeregt, über einen Indikator Versi-
cherbarkeit von Schäden nachzudenken. Möglicherweise sind in Zukunft nicht mehr alle Schä-
den versicherbar.  

Zusätzlich wird in der Online-Konsultation ein Indikator zur Erfassung des Anteils an Unterneh-
men vorgeschlagen, die ein bestimmtes Schutzniveau (z. B. vor 100-jährigem Niederschlag 
oder Transporteinschränkungen infolge eines x Tage andauernden Niedrigwassers) erreicht ha-
ben.  

8.2.5 Bezüge zu anderen Clustern 

Die Stakeholder stellen im Cluster Wirtschaft vermehrt Bezug zu anderen Clustern her. Beson-
ders relevant ist das Cluster Infrastruktur, da die Wirtschaft auf funktionsfähige Infrastruktur 
angewiesen sei. Sie weisen zudem darauf hin, dass für die Versorgungssicherheit von Unterneh-
men nicht nur eine funktionsfähige Infrastruktur, sondern auch ein gut funktionierender Bevöl-
kerungs- und Katastrophenschutz wichtig ist. Weiterhin vermissen die Stakeholder die Ener-
giewirtschaft als wichtiges Thema. Hier sehen sie einen Bezug zum Cluster Infrastruktur, wel-
ches durch ein eigenes Handlungsfeld ‚Energiewirtschaft‘ das Thema gesondert aufgreifen sollte. 

Schnittstellen zum Cluster Gesundheit weisen zudem die Themen Arbeitsschutz und Arbeits-
produktivität auf. Die Stakeholder sehen in diesem Zusammenhang ebenfalls Verknüpfungen 
zum Aktionsfeld Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung (Cluster Übergreifendes) auf-
grund von unterschiedlichen Betroffenheiten verschiedener Berufsgruppen. 

Eine weitere Querverbindung zum Cluster Übergreifendes sehen die Stakeholder durch das 
dort geplante Klimaschadenkataster, das Schäden und Schadenskosten durch den Klimawandel 
erfassen soll und zukünftig als Datenquelle für das dritte Ziel genutzt werden soll.  
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8.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Cluster Wirtschaft35 
In den regionalen Dialogen ist den Bürger*innen ein vor Wetterextremen geschütztes Arbeiten 
und Wirtschaften wichtig, um die Leistungsfähigkeit sowie die körperliche und geistige Gesund-
heit zu erhalten. Teilweise gehen ihre Forderungen über das Thema Klimaanpassung hinaus, 
z. B. wünschen sie einen klimagerechten Umbau der Industrie, eine Kreislaufwirtschaft oder 
eine Stärkung der regionalen Tourismuswirtschaft, um Fernreisen zu reduzieren.  

Die Bürger*innen fordern Förderprogramme für einen klimagerechten Umbau der Industrie. 
Sie wünschen, dass Innovationen und Forschung sowohl Klimaanpassung als auch Klimaschutz 
adressieren. Ein Vorschlag auf der digitalen Ideenpinnwand der Bürger*innen argumentiert für 
mehr staatliche Unterstützung von Technologien und Startups, die Klimaanpassung effizienter 
und günstiger machen können. Als Beispiele werden in dem Beitrag Sensoren für Waldbrand-
früherkennung oder Software für Wassermanagement genannt und die Bedeutung von Kommu-
nen und dem Bund als potenzielle Kund*innen und Nutzer*innen dieser Technologien hervorge-
hoben. In den regionalen Dialogen wünschen die Bürger*innen den Abbau von bürokratischen 
Hürden für Unternehmen aus den Branchen Klimaschutz und Klimaanpassung. Sie fordern, dass 
ein Markt für Klimaanpassung geschaffen wird. Ihnen ist es wichtig, Chancen, die durch Aktivi-
täten zur Klimaanpassung entstehen, zu kommunizieren. 

Die Bürger*innen schlagen einen Fonds zur Finanzierung von Klimaanpassungsmaßnahmen 
vor, der über Kompensationszahlungen für negative Effekte auf Klima und Umwelt aus Produk-
tion und Konsum finanziert wird. Als alternativen oder zusätzlichen Finanzierungsweg empfeh-
len sie den Wegfall klimaschädlicher Subventionen und schlagen vor, das Dienstwagenprivi-
leg abzuschaffen und die Besteuerung von Diesel und Kerosin zu intensivieren. 

Die Bürger*innen fordern an den Klimawandel angepasste, strengere und bundesweit einheitli-
che Arbeitsschutzgesetze, welche die Arbeits-, Lern- und Pausenbereiche vor extremer Hitze 
schützen (z. B. Vorgaben für geringere Raumtemperaturen bei der Arbeit und Trinkwasserbrun-
nen am Arbeitsplatz). Sie erwarten, dass Arbeitgeber klimaangepasste, atmungsaktive Arbeits- 
und Schutzkleidung zur Verfügung stellen. 

Die Bürger*innen wünschen klimaangepasste Arbeitsstätten, beispielsweise vor Hitze ge-
schützte Arbeits-, Pausen- und Ruheräume. Hierfür empfehlen sie Verschattung und/oder Kli-
matisierung im Innen- und Außenbereich (z. B. Jalousien, Markisen, Sonnensegel, mobile Pavil-
lons, Dämmung, Betrieb von Klimaanlagen mit erneuerbaren Energien). Auch im Arbeitsumfeld 
wünschen sie sich Klimaanpassungsmaßnahmen wie beispielsweise Teiche, Brunnen, Wasser-
läufe, Bäume, Sträucher, Dach- und Fassadenbegrünung.  

Zum Schutz vor Hitze und Extremwetter werden zudem eine weitreichende betriebsärztliche 
Aufklärung über Hitzegefahren sowie angepasste flexible Arbeitszeiten (z. B. Einführung einer 
‚Siesta‘) gefordert. Hierzu fordern die Bürger*innen gesetzliche Anpassungen: Das Arbeitszeitge-
setz sollte für bestimmte Berufsgruppen angepasst werden, um die Arbeit in Wetter-Stress-Situ-
ationen (z. B. Mittagshitze) zu vermeiden. Zudem schlagen sie vor, dass Arbeitnehmende die täg-
liche Arbeitszeit selbständig in zeitliche Blöcke aufteilen können, ohne durch die 11-Stunden-
Regel für die Dauer einer zusammenhängenden Ruhepause zu streng limitiert zu werden. Auch 
für die Lärmschutzverordnungen fordern sie eine Anpassung an geänderte Arbeitszeiten.  

 

35 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 
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Die Bürger*innen fordern betriebliche Klimabeauftragte, ähnlich wie Brandschutzbeauftragte, 
welche Klimaanpassungsmaßnahmen umsetzen und begleiten. Sie empfehlen zudem die Ein-
richtung von Informationsplattformen mit Best-Practice Beispielen und einem Forum zum 
Austausch aller Beteiligten, insbesondere für die betrieblichen Klimabeauftragten. 

Auf der digitalen Ideenplattform der Bürger*innen weist ein Beitrag auf mögliche Umweltgefah-
ren durch die Freisetzung von Gefahrstoffen aus metallverarbeitenden Unternehmen, beispiels-
weise bei Flutkatastrophen, hin und regt an, eine zentrale Anlaufstelle beim UBA zu schaffen, die 
im Fall einer Havarie lokale Rettungskräfte und Behörden unterstützt.  

Einschätzungen zum Cluster Wirtschaft aus der Online-Umfrage für Bürger*innen 
In der Online-Umfrage der Bürger*innen ist die Sorge, dass die Wirtschaft unter dem Klimawandel 
leidet, die am geringsten ausgeprägte unter den klimawandelbedingten Sorgen. Auch bei den posi-
tiven Auswirkungen, die die Bürger*innen in der Online-Umfrage mit der Umsetzung von vorsor-
genden Anpassungsmaßnahmen verbinden, rangiert die Annahme, dass es dadurch zusätzliches 
Wirtschaftswachstum gibt, am unteren Ende; ein Viertel der Befragten erwartet Verbesserungen 
in diesem Bereich, z. B. durch Investitionen in Anpassungsmaßnahmen. Letzteres sieht in der Ju-
gend-Umfrage ähnlich aus.  

8.4 Fazit 
Im Cluster Wirtschaft gibt es über die verschiedenen Beteiligungselemente hinweg im Vergleich 
zu anderen Clustern weniger Rückmeldungen. Dennoch verdeutlichen die Beiträge und Empfeh-
lungen, sowohl von Stakeholdern als auch Bürger*innen, dass sie Handlungsbedarf bezüglich 
der Klimaanpassung für dieses Cluster sehen. 

Die Rückmeldungen der Stakeholder beziehen sich zum großen Teil konkret auf die Ziele und 
Maßnahmen im Rohentwurf. Sie sehen insbesondere bei Ziel 1 und 3 Bedarf für Konkretisie-
rungen und Schärfungen. Zudem machen sie konkrete Vorschläge zur Weiterentwicklung des 
Klimacheck-Tools und zur geplanten Beratungsstelle. 

Aus den Empfehlungen der Bürger*innen wird deutlich, dass sie das Thema Klimaanpassung in 
der Wirtschaft als Teil weiterer Transformationsprozesse sehen, wie beispielsweise dem Weg zu 
einer klimagerechten Kreislaufwirtschaft. Auch die Stakeholder verweisen auf Verknüpfungen 
zur Kreislaufwirtschaft, in dem sie hervorheben, dass Sekundärrohstoffe zur Versorgungssicher-
heit beitragen können. 

Mit Blick auf die diskutierten Maßnahmen gibt es viele Parallelen zwischen den Stakeholdern 
und Bürger*innen. Sowohl die Stakeholder als auch die Bürger*innen verweisen auf die Bedeu-
tung der öffentlichen Beschaffung zur Förderung von Klimaanpassung in der Wirtschaft. Die 
Bürger*innen betonen, dass Bund, Länder und Kommunen wichtige Abnehmer für Klimaanpas-
sungsprodukte und -dienstleistungen sind. Die Stakeholder schlagen vor, mit der öffentlichen 
Beschaffung Anreize zu setzen, indem bei der Vergabe öffentlicher Aufträge darauf geachtet 
wird, dass die bietenden Unternehmen qualifizierte Klimaschutz- und Klimaanpassungskon-
zepte haben. 

Ebenfalls übereinstimmend fordern Stakeholder und Bürger*innen eine stärkere Förderung 
der Klimaanpassungswirtschaft. Beide wünschen sich als Maßnahme den Abbau bürokrati-
scher Hürden für Klimaanpassungsmaßnahmen und -innovationen. Die Stakeholder empfehlen, 
dies in Real-Laboren zu erproben. Die Bürger*innen wünschen sich Förderprogramme und ma-
chen Vorschläge zur Finanzierung über einen Fonds, der aus Kompensationszahlungen für nega-
tive Umweltauswirkungen gespeist wird.  
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Sowohl die Stakeholder als auch die Bürger*innen wünschen zudem verbesserte Informations-
angebote zu Klimaanpassung über Plattformen und die Verbreitung von Best-Practice Beispie-
len. Besonders wichtig ist es den Stakeholdern, die begrenzten Mittel und Möglichkeiten der 
KMU im Blick zu behalten. Dementsprechend fordern sie, die Ziele und Maßnahmen sowie die 
Kommunikation an den Bedürfnissen der KMU auszurichten. 

Zudem verweisen sowohl die Bürger*innen als auch Stakeholder auf die Rolle von Normen bei 
der Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen. Hier wünschen sich die Stakeholder Unter-
stützung für KMU bei der Umsetzung von Normen. 

Die Bürger*innen schlagen zusätzlich vor, dass Unternehmen verpflichtet werden, Klimaanpas-
sungsbeauftrage einzusetzen, die betriebliche Anpassungsmaßnahmen begleiten und umset-
zen. Sie schlagen vor, diese Funktion in Analogie zu Brandschutzbeauftragten auszugestalten. 

Die Stakeholder weisen auf Lücken im Rohentwurf hin und nennen hier die Handlungsfelder 
Tourismuswirtschaft und Finanzwirtschaft. Zudem fragen sie, ob das Handlungsfeld Fischerei-
wirtschaft (Cluster Wasser) auch ins Cluster Wirtschaft gehöre. Einzelne Stakeholder vermissen 
zudem die Berücksichtigung der internationalen Verflechtung der Wirtschaft.  

Das Thema Arbeitsschutz nimmt für die Bürger*innen eine große Rolle ein. Es liegt in der 
Schnittmenge zwischen den Clustern Wirtschaft und Gesundheit und wird bislang im Rohent-
wurf nicht adressiert. Hier empfehlen wir einen Austausch mit dem für das Thema verantwortli-
chen Ressort, dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS). 

Mit Blick auf Querbezüge zu anderen Clustern betonen die Stakeholder die Bedeutung des Clus-
ters Infrastruktur, da eine funktionierende Infrastruktur für die Wirtschaft essenziell ist. In 
diesem Zusammenhang betonen sie auch die Rolle der Energiewirtschaft. Für die Versorgungs-
sicherheit von Unternehmen spielt zudem der Bevölkerungsschutz eine wichtige Rolle. Dar-
über hinaus erkennen die Stakeholder eine Verbindung zum Cluster Übergreifendes durch das 
geplante Klimaschadenkataster, welches als Datenquelle für das Ziel 3 genutzt werden kann. 
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9 Empfehlungen aus der Beteiligung im Cluster Übergrei-
fendes 

Im Cluster Übergreifendes haben sich zahlreiche Stakeholder beteiligt, zudem spielte das Thema 
eine vergleichsweise bedeutende Rolle in der Bürger*innenbeteiligung (siehe Abbildung 28).  

Abbildung 28: Überblick über die Beteiligung im Cluster Übergreifendes 

 
Quelle: eigene Darstellung, IÖW 

Das Cluster Übergreifendes ist im Rohentwurf hinsichtlich der Zielvorschläge nach fünf Berei-
chen aufgeteilt (BMUV 2023d, S. 141ff.):  

► Klimaanpassungsplanung 

► Ausgaben- und Schadenserhebung 

► Forschung zur Klimaanpassung 

► Kultur & Naturerbe 

► Klimaangepasste Bundesliegenschaften.  

Zusätzlich sind ebenfalls fünf Aktionsfelder aufgrund ihrer Relevanz für die Aktivitäten des 
Bundes im Rohentwurf formuliert: Internationales, Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung, 
Bereitstellung digitaler Datengrundlagen für die Klimaanpassung, Eigenvorsorge und Bildung 
(BMUV 2023d, S. 150ff.). Für die Aktionsfelder sind keine Zielformulierungen geplant.  
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Zum Cluster Übergreifendes machen die Stakeholder vor allem Ergänzungsvorschläge zu den 
Zielentwürfen und teilweise auch zu den Maßnahmen. Dies gilt insbesondere für die Bereiche 
Klimaanpassungsplanung, wo es auch weitere Zielvorschläge gibt, Forschung zur Klimaan-
passung sowie Kultur & Naturerbe. Zu den Zielvorschlägen in den Bereichen Ausgaben- und 
Schadenserhebung und Klimaangepasste Bundesliegenschaften gibt es nur wenig Rückmeldung. 
Zu den Aktionsfeldern Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung, Eigenvorsorge und Bil-
dung äußern sich nur Stakeholder in der Online-Konsultation. Die wenigen Anmerkungen zu In-
dikatoren passen inhaltlich besser in andere Cluster und wurden dort integriert. 

Die Rückmeldungen der Bürger*innen lassen sich vor allem den Zielen der Klimaanpassungs-
planung, der Ausgaben- und Schadenserhebung, sowie der Forschung zur Klimaanpassung 
zuordnen. Die Aktionsfelder werden alle adressiert, mit einem Schwerpunkt auf der Sozialen 
Gerechtigkeit in der Klimaanpassung und der Bildung.  

Im Folgenden sind die Beiträge zunächst nach den fünf Bereichen strukturiert und anschlie-
ßend werden die Aktionsfelder insgesamt behandelt. Zum besseren Verständnis werden zu Be-
ginn für jeden Bereich die jeweiligen Zielvorschläge des Rohentwurfes genannt. Anschließend 
fassen wir zunächst die Beiträge der Stakeholder zusammen und ordnen sie – wo möglich – den 
Zielen und Maßnahmen des Rohentwurfes zu. In den folgenden Abschnitten stellen wir zusätzli-
che Ziel- und Maßnahmenvorschläge aus Sicht der Stakeholder dar. Die Darstellung fokussiert 
auf die Ergebnisse, die die Stakeholder in der Dialogveranstaltung gemeinsam auf Folien festge-
halten haben (siehe Abschnitt 1.2.1.1). Ergänzend werden zum Teil Beiträge von einzelnen Sta-
keholdern der Dialogveranstaltung sowie Beiträge aus der Online-Konsultation dargestellt. 
Wenn wir uns auf die Beiträge von einzelnen Stakeholdern oder die Online-Konsultation bezie-
hen, wird dies extra erwähnt.  

Für jeden Bereich fassen wir in einem separaten Abschnitt die Empfehlungen der Bürger*innen 
des entsprechenden Teilclusters zielübergreifend zusammen. Dabei werden bedingt durch die 
Methodik der Beteiligung keine konkreten Bezüge zu den Zielvorschlägen des Rohentwurfs her-
gestellt. Die Darstellung fokussiert auf die übergreifenden Empfehlungen aus den fünf regiona-
len Dialogen (UBA 2024). 36 Ergänzend werden zum Teil Beiträge aus einzelnen regionalen Dia-
logen sowie Beiträge aus der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenpinnwand darge-
stellt. Wenn wir uns auf einzelne regionale Dialoge oder die digitale Ideenpinnwand beziehen, 
wird dies extra erwähnt. Für die Aktionsfelder werden zusätzlich in einer Textbox auf das Clus-
ter bezogene Inhalte aus der deutschlandweiten Online-Umfrage der Bürger*innen und Jugendli-
chen (siehe hierzu auch Abschnitt 2.4) dargestellt. 

Das Kapitel endet mit einem Fazit, in dem wir auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
den Beiträgen der Bürger*innen und Stakeholdern eingehen und Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarfe für die Zielvorschläge des Rohentwurfes ziehen. 

 

36 Die Ergebnisse der Bürger*innendialoge sind in einer Broschüre (UBA 2024) veröffentlicht. Textpassagen zu den Dialogen werden 
teilweise im Wortlaut aus dieser Broschüre übernommen. 



CLIMATE CHANGE Empfehlungen aus dem Dialog KlimaAnpassung – Teilbericht 

141 

 

9.1 Empfehlungen zum Bereich Klimaanpassungsplanung 

9.1.1 Ziel im Bereich Klimaanpassungsplanung 

Im Bereich der Klimaanpassungsplanung wurde folgendes Ziel im Rohentwurf  vorgeschlagen 
(BMUV 2023d, S. 141): 

► Bis 2030 liegen für 80 % der von den Ländern im Rahmen des Bundes-Klimaanpassungsge-
setzes (KanG) dazu verpflichteten Gemeinden bzw. Landkreise Klimaanpassungskonzepte 
vor. 

9.1.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Bereich Klimaanpassungsplanung 

Bezüglich des Zielentwurfs werden aus dem Kreis der Stakeholder sehr fokussiert Änderungen 
bzw. Ergänzungen vorgeschlagen, die zur effektiven Umsetzung der Entwicklung der Klimaan-
passungskonzepte beitragen können: Sie empfehlen eine räumliche Schwerpunktsetzung bei 
der Erstellung und Förderung von Klimaanpassungskonzepten auf besonders vom Klimawandel 
betroffene Gebiete. Zudem heben sie die Integration der Klimaanpassung als Daueraufgabe in 
die Kommunalverwaltung hervor. Darüber hinaus empfehlen einige Stakeholder, fehlenden 
Ressourcen einerseits durch die Etablierung langfristiger Finanzierungsstrukturen (z. B. Veran-
kerung in kommunalen Pflichtaufgaben, Gemeinschaftsaufgabe) entgegenzuwirken und ande-
rerseits, bis zur Etablierung einer langfristigen kommunalen Finanzierung, bestehende Förder-
programme verschiedener Ministerien zu verstetigen und zu entbürokratisieren. Unter den Sta-
keholdern gibt es einige, die dabei auch die Zusammenarbeit der Ministerien zu diesem 
Thema betonen und auf die Relevanz der Zusammenführung und Abstimmung von existieren-
den Konzepten (Klimaschutz, Wärmeplanung und regionale Strategien) untereinander, sowie 
mit den Zielen des Bundes verweisen. Aus dem Kreis der Stakeholder wird weiterhin der 
Wunsch nach Hilfestellungen in Form von Austausch-/Vernetzungsmöglichkeiten geäußert. 
Ein Stakeholder in der Online-Konsultation schlägt hierzu eine zentrale Beratungsstelle des Bun-
des für Länder und Kommunen vor. Zudem sehen einige Stakeholder auf der Dialogveranstal-
tung Musterempfehlungen und Leitfäden für die kommunale Klimaanpassung (z. B. zu Stark-
regen/Hitzevorsorge), Aus- und Weiterbildungsprogramme sowie die Entwicklung von Richt-
werten/Standardisierungen (in den Landesbauordnungen) als zentral an. Ein Stakeholder for-
dert in der Online-Konsultation konkret eine standardisierte und qualitätsgesicherte Festlegung 
für Verfahren zur Gefährdungsbeurteilung und Priorisierung des Handlungsbedarfs. Einige Sta-
keholder auf der Dialogveranstaltung wünschen sich zudem eine Datenbank mit Beispielen 
kommunaler Klimaanpassung. Hinsichtlich der Datenaufbereitung fordern einige Stakeholder, 
auch auf Landesebene, die für die kommunalen Anpassungskonzepte relevanten Informationen 
bereitzustellen. Aus dem Kreis der Stakeholder auf der Dialogveranstaltung und in der Online-
Konsultation kommt das Angebot, die Zielerreichung mit eigenen Beiträgen, insbesondere in 
Form von Kommunikation, Wissenstransfer und Beratung zu unterstützen und verweisen auf 
Angebote zu Vernetzung, Wissenschaftsdialog, Best-Practice Austausch, Datentransfer und -ge-
winnung, Fördermanagement und Konzepterstellung. 

Neben der Erstellung von Klimaanpassungskonzepten, wünschen sich einige Stakeholder als 
weiteres Ziel die Umsetzung der erstellten Konzepte inklusive eines Umsetzungsmonito-
rings. Dabei steht auch die langfristige Sicherung der Umsetzung im Fokus. 

Als weiteres Ziel fordern einige Stakeholder eine Förderung von Ausbildung im Bereich 
Klimaanpassung sowie das Angebot von Fortbildungen, um dem Personalmangel in den 
Kommunen zu begegnen, siehe hierzu auch Aktionsfeld Bildung in Abschnitt 9.6. 
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9.1.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Bereich Klimaanpassungsplanung 

Zum Bereich Klimaanpassungsplanung fordern die Bürger*innen, dass die Maßnahmen- und 
Lösungsvorschläge der regionalen Bürger*innendialoge Teil der kommunalen Klimaanpas-
sungskonzepte werden. Ferner fordern sie lokale Klimascouts und Hitzepatenschaften, die 
den Schutz besonders betroffener Menschen im Themenfeld Gesundheit unterstützen, als Teil 
der kommunalen Klimaanpassungskonzepte zu verankern. In einer Region gibt es zudem die 
Forderung nach Hitzeschutzkonzepten mit messbaren Zielen. Verpflichtende Hitzeaktionspläne 
in Kommunen und Einrichtungen mit vulnerablen Menschen werden auch in einem Beitrag auf 
der digitalen Ideenpinnwand gefordert. Darüber hinaus sprechen sich die Bürger*innen für den 
Ausbau von Beteiligungsformaten in politischen Prozessen aus. Bürger*innen sollten fortlau-
fend in derartigen Prozessen beteiligt und über die Berücksichtigung der Beteiligungsergebnisse 
im politischen Handeln informiert werden. Ein Beitrag auf der digitalen Ideenpinnwand schlägt 
passend dazu eine dialogorientierte Beteiligung der Stadtgesellschaft vor. Ein anderer Beitrag 
wünscht sich die Zusammenarbeit im Mehrebenensystem. Weitere Vorschläge auf der digitalen 
Ideenpinnwand wünschen sich Klimaanpassung als Pflichtaufgabe, sowie (verpflichtende) 
Klimaanpassungsmanager*innen und -berater*innen, die die Maßnahmenumsetzung voranbrin-
gen. Auch werden die Kartierung von innerstädtischen Hitzeinseln und Messung der Auswirkun-
gen von Versiegelung und ruhendem Verkehr gewünscht. 

9.2 Empfehlungen zum Bereich Ausgaben- und Schadenserhebung 

9.2.1 Ziel im Bereich Ausgaben- und Schadenserhebung 

Im Bereich der Ausgaben- und Schadenserhebung wurde folgendes Ziel im Rohentwurf  vorge-
schlagen (BMUV 2023d, S. 143): 

► Ab 2026 werden die Bundesausgaben für die Klimaanpassung alle zwei Jahre erhoben. Die 
Bundesregierung erhebt auch Daten zu Schadenssummen, die auf Schäden durch Wetterext-
reme zurückzuführen sind. 

9.2.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Bereich Ausgaben- und Schadenserhebung 

Zu diesem Bereich gab es sowohl auf der Dialogveranstaltung als auch in der Online-Konsulta-
tion insgesamt wenig Rückmeldungen. In den Beiträgen auf der Dialogveranstaltung wird der 
Zielvorschlag aufgrund seiner bewusstseinsbildenden Wirkung begrüßt, da die Entwicklung ei-
nes Klimaschadenskatasters einen Überblick über die Ausgaben der Klimaanpassung und Kos-
ten durch Klimafolgen ermöglicht. Einige Stakeholder äußern den Wunsch, dass das geplante 
Klimaschadenskataster bei der Entwicklung zukünftiger Planungs-, Finanzierungs-, Versiche-
rungs- und Wiederaufbaumaßnahmen zur Klimaanpassung genutzt werden sollte. Ein Stakehol-
der spricht sich in der Online-Konsultation dafür aus, auch Schäden an Bundes- und Landes-
liegenschaften sowie an Infrastrukturen zu erfassen. Ein weiterer Stakeholder in der Online-
Konsultation fragt nach der zugrundeliegenden Systematik im Klimaschadenskataster. Diese 
sollte sicherstellen, dass Schäden, die durch Extremwetterereignisse verursacht werden, abge-
grenzt werden von Schäden, die durch fehlende Sanierungen begünstigt werden.  

9.2.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Bereich Ausgaben- und Schadenserhebung 

Direkte Hinweise zum Bereich Ausgaben- und Schadenserhebung gibt es seitens der Bür-
ger*innen nicht. Sie fordern vielmehr verschiedene Förderprogramme oder zinsgünstige Darle-
hen aufzusetzen und Schäden zu minimieren. Konkret werden finanzielle Förderungen z. B. 
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zum Grünflächenausbau, zur Dach- und Fassadenbegrünung, zum Wasserrückhalt, klimaange-
passten Bauen, sowie in einer Region speziell zu Aufforstungen und Waldumbau gefordert. Dar-
über hinaus schlagen die Bürger*innen einen Fonds zur Finanzierung von Klimaanpassungs-
maßnahmen vor, der über Kompensationszahlungen für negative Effekte aus Produktion und 
Konsum auf Klima und Umwelt finanziert wird.  

9.3 Empfehlungen zum Bereich Forschung zur Klimaanpassung 

9.3.1 Ziele im Bereich Forschung zur Klimaanpassung 

Im Bereich der Forschung zur Klimaanpassung wurde im Rohentwurf als übergeordnetes Ziel 
formuliert, Forschungsergebnisse schneller in die Umsetzung zu bringen. Für die Messbarkeit 
der Zielerreichung wurden folgende zwei Unterziele vorgeschlagen (BMUV 2023d, S. 144): 

► Ziel 1: Bis 2040 sollen in mindestens 60 % der vom Bund geförderten Forschungsverbünde 
im Bereich der Klimaanpassung die Adressaten/Nutzer der Forschungsergebnisse (z. B. 
Kommunen, Verbände, (Dienstleistungs-)Unternehmen) als Partner beteiligt werden. 

► Ziel 2: Bis 2035 soll der Transfer von mindestens 20 eigenständigen Produkten aus der bun-
desfinanzierten Forschungsförderung in die Praxis etabliert werden. 

9.3.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Bereich Forschung zur Klimaanpassung 

Die Hinweise der Stakeholder konzentrieren sich insbesondere auf eine Konkretisierung der 
vorgelegten Ziele sowie auf die Unterstützung bei der Umsetzung.  

Ziel 1 wird aus dem Kreis der Stakeholder begrüßt. Sie empfehlen, dass durch eine unterstüt-
zende Finanzierung für Praxispartner von Forschungsprojekten, insbesondere kleinerer 
Kommunen und eine inhaltliche Konkretisierung (z. B. hinsichtlich des Begriffs „Forschungs-
verbund“) das Ziel sein volles Potenzial entfalten könnte.  

Auch Ziel 2 wird aus dem Kreis der Stakeholder begrüßt. Innerhalb der Empfehlungen wird ins-
besondere eine klarere Zielformulierung gewünscht, aus der hervorgeht, wie viele der bewillig-
ten Projekte in die Pilotphase und wie viele in die Feldphase gehen. Zudem halten einige Stake-
holder hier eine Evaluation für erforderlich. Dies sehen sie als Voraussetzung, damit sich die 
entwickelten Produkte langfristig etablieren und die Forschungsergebnisse verstetigen. Rechtli-
che Rahmenbedingungen (z. B. durch Qualitätskriterien) und Vorgaben bei der Projektbean-
tragung (z. B. zur Übertragbarkeit oder Auswirkungen auf bestehende Strategien) sehen einige 
Stakeholder als hilfreich für die Sicherung des Praxistransfers. Die Entwicklung einer transdis-
ziplinären Methodologie wird in diesem Kontext begrüßt, sollte allerdings nicht zu einer Ein-
schränkung der Forschung führen und unter Einbindung der Gesellschaft für transdisziplinäre 
und partizipative Forschung erfolgen. Für die langfristige Wirksamkeit von Forschungsergebnis-
sen wird aus dem Kreis der Stakeholder die Bündelung von Ergebnissen in bestehenden Platt-
formen (z. B. Klimavorsorgeportal, ZKA, Plattform für Katastrophenvorsorge in Deutschland 
(DKKV)) und die Förderung der Entwicklung von Bildungsangeboten als Teil des Transfers 
empfohlen. Ein Stakeholder in der Online-Konsultation fordert hier eine stärkere Zusammenar-
beit verschiedener Bundesministerien und -behörden. Einige Stakeholder schlagen zudem vor, 
dass Hochschulen Klimaanpassung in die Lehre integrieren – entweder im Rahmen eines Stu-
dium Generale, als Vertiefung in bestehenden Studiengängen oder als eigenständige Studien-
gänge (siehe hierzu auch Aktionsfeld Bildung in Abschnitt 9.6). Ein Stakeholder stellt in der On-
line-Konsultation die Messbarkeit des Transfers aufgrund fehlender Referenzdaten in Frage. 
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9.3.3 Empfehlungen der Bürger*innen zum Bereich Forschung zur Klimaanpassung 

Der Bereich Forschung zur Klimaanpassung wird von den Bürger*innen in den regionalen 
Dialogen häufig als Teil eines Maßnahmenbündels gestreift. Explizit wünschen sie sich die stär-
kere Förderung gesundheitsbezogener Klimawandelforschung. Dabei sollen der Einfluss der 
Klimaveränderungen auf die Gesundheit stärker erforscht sowie die Erkenntnisse gleichzeitig 
stärker bei politischen Entscheidungen berücksichtigt werden. In einer Region fordern die Bür-
ger*innen zudem die Bereitstellung finanzieller Mittel für die Forschung zum Thema Klimaver-
änderung und Klimaanpassung, ohne dass die Wirtschaftlichkeit dabei im Vordergrund stehe. 

9.4 Empfehlungen der Stakeholder zum Bereich Kultur & Naturerbe 
Dieses Thema wird nur von den Stakeholdern behandelt. Die Bürger*innen machen weder in 
den regionalen Dialogen noch auf der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenplattform 
Vorschläge, die sich diesem Thema zuordnen lassen.  

9.4.1 Ziel im Bereich Kultur & Naturerbe 

Im Bereich Kultur und Naturerbe wurde folgendes Ziel im Rohentwurf vorgeschlagen (BMUV 
2023d, S. 146): 

► Der Bund setzt geeignete Rahmenbedingungen, damit die UNESCO-Welterbestätten in 
Deutschland bis 2030 Klimaanpassungskonzepte mit Indikatoren und Maßnahmen (z. B. als 
Teil ihrer Managementpläne und/oder Rahmenkonzepte) vorlegen können. 

9.4.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Bereich Kultur & Naturerbe 

Aus dem Kreis der Stakeholder kommt die Empfehlung, den Schutz des Kultur- und Naturerbes 
weiter zu fassen. Die Ausweitung auf andere Landschaftsräume (Biosphärenreservate, Geo-
parks oder Naturerbeflächen) und auf das Gesamtsystem ‚Landschaft‘ sowie die Berücksichti-
gung der Rolle des Tourismus tragen nach den Anregungen einiger Stakeholder zu einer umfas-
senderen Betrachtung des Kultur- und Naturerbes bei. In der Online-Konsultation ergänzt ein 
Stakeholder die Ausweitung auf die nationalen Archive und Depots in den Bundeskulturin-
stitutionen, ein anderer die Betrachtung aller denkmalgeschützten Kulturbauten.  

Darüber hinaus wünschen sich einige Stakeholder eine inhaltliche Klärung des Zielzustandes 
von Kultur- und Naturräumen, eine Evaluierung der Zielerreichung und eine Erweiterung der 
geschützten Kulturgüter (z. B. um immaterielles Kulturerbe). Dabei fordern sie außerdem, ein-
zelne Landschaftsräume als „multi-codierte“ Flächen bei der Klimaanpassung zu betrachten, die 
Kultur und Naturflächen verbinden. Koordination und Vernetzung durch die Nutzung beste-
hender Netzwerke (z. B. die Konferenz der Regionalparks und Grünen Ringe (KORG)), aber auch 
die Finanzierung einer Koordinierungsstelle, sind für einige Stakeholder von zentraler Bedeu-
tung. In der Online-Konsultation ergänzt ein Stakeholder, dass im Rahmen der vorgeschlagenen 
Maßnahme des Informations- und Datenmanagements bestehende Konzepte, Daten und Wissen 
berücksichtigt werden sollten. Ein anderer Stakeholder in der Online-Konsultation wünscht sich 
eine Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen städtischen Behörden und Kultureinrichtun-
gen, um die Gefahren von Extremwetterereignissen zu minimieren. 
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9.5 Empfehlungen zum Bereich Klimaangepasste Bundesliegenschaften 
Dieses Thema wird nur von den Stakeholdern behandelt. Die Bürger*innen machen weder in 
den regionalen Dialogen noch auf der deutschlandweit zugänglichen digitalen Ideenplattform 
Vorschläge, die sich diesem Thema zuordnen lassen.  

9.5.1 Ziele im Bereich Klimaangepasste Bundesliegenschaften 

Im Bereich Klimaangepasste Bundesliegenschaften wurden folgende Ziele im Rohentwurf vorge-
schlagen (BMUV 2023d, S. 148f.): 

► Ziel 1: Bis zum Jahr 2033 liegen für 250.000 Hektar der Bundesforst-Flächen Management-
pläne in Form von Forsteinrichtungswerken vor, die Maßnahmen der Klimaanpassung vor-
sehen. 

► Ziel 2: Bis zum Jahr 2027 sollen Starkregenchecks für 100 % der zivilen Liegenschaften er-
stellt werden. 

9.5.2 Empfehlungen der Stakeholder zum Bereich Klimaangepasste Bundesliegenschaf-
ten 

Zu diesem Bereich gab es sowohl in der Dialogveranstaltung als auch in der Online-Konsultation 
nur wenige Rückmeldungen. Diese beziehen sich auf Ziel 2. Hierzu wird auf der Dialogveranstal-
tung angeregt, dass der Starkregencheck auf weitere Naturkatastrophen ausgeweitet und für 
Bundes-, Landes- und kommunale Liegenschaften durchgeführt werden sollte. Ein Stakehol-
der in der Online-Konsultation fordert im Rahmen des Starkregenchecks unter den systemrele-
vanten Infrastrukturen auch Kulturinstitutionen zu berücksichtigen. Einige Stakeholder auf 
der Dialogveranstaltung empfehlen, die Starkregenchecks mit Klimaanpassungskonzepten und 
Gebäudezertifizierung abzustimmen. 

9.6 Empfehlungen zu den Aktionsfeldern 
Wie bereits zu Beginn im Abschnitt 9 erwähnt, sind für die im Rohentwurf formulierten folgen-
den Aktionsfelder aktuell keine Zielformulierungen geplant (BMUV 2023d, S. 150ff.): 

► Internationales 

► Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung 

► Bereitstellung digitaler Datengrundlagen für die Klimaanpassung 

► Eigenvorsorge 

► Bildung 

9.6.1 Empfehlungen der Stakeholder zu den Aktionsfeldern 

Die Aktionsfelder Internationales sowie Bereitstellung digitaler Datengrundlagen für die Klima-
anpassung wurden weder auf der Dialogveranstaltung noch in der Online-Konsultation kom-
mentiert. Die Aktionsfelder Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung und Eigenvorsorge fan-
den nur Eingang in der Online-Konsultation, nicht aber auf der Dialogveranstaltung. Auf der Ver-
anstaltung wurde das Thema Bildung sowohl beim Ziel zur Klimaanpassungsplanung als auch 
bei den Zielen zur Forschung adressiert (s. o). 
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Einzelne Stakeholder heben die Bedeutung des Aktionsfelds Soziale Gerechtigkeit in der 
Klimaanpassung hervor. Ein Stakeholder betont, dass bei Klimaanpassungsmaßnahmen nega-
tive Auswirkungen auf die Rechte Betroffener vermieden werden sollten und schlägt vor Krite-
rien zu entwickeln, um dies zu bewerten. In diesem Zusammenhang empfiehlt er menschen-
rechtliche Risiko- und Folgenabschätzungen. Darüber hinaus nennt ein weiterer Stakeholder die 
Sicherstellung von Chancengleichheit im Gesundheitsbereich und fordert, die sozial ungleich 
verteilten Gesundheitschancen und Krankheitsrisiken bei der Entwicklung aller Ziele und Indi-
katoren zu berücksichtigen. Dies stellt einen Querbezug zum Cluster Gesundheit dar.  

Beim Aktionsfeld Eigenvorsorge stellt ein Stakeholder die langfristige Erhöhung der Versi-
cherungsdichte in Frage. Dieser weist darauf hin, dass bereits heute die Prämien für Elementar-
versicherungen steigen würden und sich in Zukunft nur noch wohlhabende Bevölkerungsschich-
ten Versicherungen leisten könnten.  

Den kommentierenden Stakeholdern ist es wichtig, dass im Aktionsfeld Bildung verschiedene 
gesellschaftliche Bereiche erreicht werden. Sie nennen beispielsweise die berufliche Qualifizie-
rung zum*zur Klimaanpassungsmanager*in. Entsprechende Aus- und Fortbildungen werden 
auf der Dialogveranstaltung von den Stakeholdern als zentral für die Umsetzung des Ziels zu 
kommunalen Klimaanpassungskonzepten (siehe Abschnitt 9.1) gehalten. Aus- und Fortbildung 
zu Klimaanpassung halten die Stakeholder der Dialogveranstaltung auch in Unternehmen für 
bedeutsam. Auch von Hochschulen erwarten die Stakeholder entsprechende Bildungsangebote 
(siehe Abschnitt 9.3). Zusätzlich betont ein Stakeholder der Online-Konsultation, dass Kommuni-
kationsstrategien expliziter auf die Verbesserung des klimawandelbezogenen Basiswissens in 
der Bevölkerung abzielen sollten. 

9.6.2 Empfehlungen der Bürger*innen zu den Aktionsfeldern 

Im Folgenden werden die Empfehlungen und Hinweise der Bürger*innen getrennt nach den Ak-
tionsfeldern dargestellt: 

Zum Aktionsfeld Internationales lässt sich ein Beitrag der digitalen Ideenpinnwand zuordnen, 
der Zustimmung von anderen Bürger*innen erhält: „Umgang mit Klimaflüchtlingen“. Dieser 
thematisiert, dass ein vernachlässigter Aspekt in der deutschen Klimaanpassungsdiskussion die 
Integration von Klimaflüchtlingen sei. Es sei notwendig, dass das BMUV den Umgang mit Klimaf-
lüchtlingen, deren katastrophale Lebensumstände und die Gründe der Flucht auf die Agenda 
setze. Soziale Spannungen in Deutschland bei stärkerem Klimawandel seien zu erwarten, dies 
erfordere eine Integration des Themas in den Diskurs zur Klimaanpassung. Weitere Beiträge auf 
der digitalen Ideenpinnwand schlagen vor ein internationales Klimageld für die vom Klima-
wandel Betroffenen einzuführen, von anderen Ländern und deren Praktiken zu lernen sowie für 
Grundschulen einen Kontakt mit Partnerklassen auf anderen Kontinenten herzustellen.  

Zum Aktionsfeld Bereitstellung digitaler Datengrundlagen für die Klimaanpassung wün-
schen sich die Bürger*innen auf der digitalen Ideenpinnwand regional aufgeschlüsselte Kar-
ten und Daten für Bürger*innen zur Erkennung der Klimaauswirkungen, wo sinnvoll auch ba-
sierend auf künstlicher Intelligenz. Ein Vorschlag empfiehlt ein Meldeportal zur Eingabe von 
Daten für Bürger*innen. Dies wiederum könne Datengrundlage zur Klimaanpassung sein.  

Zum Aktionsfeld Eigenvorsorge fordern die Bürger*innen eine Elementarversicherungs-
pflicht für alle, wie beispielsweise in Frankreich. Bezogen auf Arbeitsstätten und Lernorte for-
dern sie vor Hitze geschützte Arbeits-, Pausen- und Ruheräume. Hierzu empfehlen sie Ver-
schattung und/oder Klimatisierung im Innen- und Außenbereich (z. B. Jalousien, Markisen, Son-
nensegel, mobile Pavillons, Dämmung, Betrieb von Klimaanlagen mit erneuerbaren Energien). 
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Zudem wünschen sie sich ein klimaangepasstes Arbeitsumfeld (z. B. Teiche, Brunnen, Wasser-
läufe, Bäume, Sträucher, Dach- und Fassadenbegrünung).  

Das Aktionsfeld Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung und die Unterstützung von be-
sonders vulnerablen Gruppen wird in verschiedenen Beiträgen der Bürger*innen adressiert. 
Eine Forderung sind verpflichtende Hitzeaktionspläne, die insbesondere auf vulnerable Grup-
pen (z. B. Kinder, Senior*innen, Kranke) achten. Ferner wünschen sich die Bürger*innen mobile 
Gesundheitsbusse, die über klimawandelbedingte Gesundheitsgefahren aufklären, schnelle me-
dizinische Hilfestellung im Bedarfsfall leisten, Menschen beraten, die durch den Klimawandel 
besonders betroffen sind (Obdachlose, Personengruppen mit Beeinträchtigungen) und Informa-
tionen in verschiedenen Sprachen anbieten. Ein weiterer Beitrag fordert konkrete Kommunika-
tionskonzepte vorzulegen, die sicherstellen, dass auch verletzliche Personengruppen in  
Extremwettersituationen mit relevanten Informationen erreicht werden. Weitere Forderungen 
zum Thema soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung formulieren die Bürger*innen in einzel-
nen regionalen Dialogen. In einer Region wird die Umsetzung von barrierefreien Lösungen 
beim klimaangepassten Bauen gefordert, von denen auch vulnerable Bevölkerungsgruppen pro-
fitieren. In einer anderen Region schlagen die Bürger*innen vor, dass verletzliche Personengrup-
pen im Katastrophenfall gesondert benachrichtigt und unterstützt werden sollen. In einem an-
deren regionalen Dialog wünschen die Bürger*innen, dass die Regelungen bei der Gebäude-
schutzanpassung so festgelegt werden, dass verletzliche Personengruppen mit den Kosten 
nicht überfordert werden. Passend zum Aktionsfeld regt auf der digitalen Ideenpinnwand ein 
Kommentar einen Generationenvertrag Klima zwischen Alt und Jung an.  

Das Aktionsfeld Bildung wird durch die Bürger*innen in den regionalen Dialogen und verein-
zelt auf der digitalen Ideenpinnwand in einer Vielzahl an Beiträgen adressiert, verbunden auch 
mit den Themen Information, Kommunikation und Sensibilisierung. Die Bürger*innen fordern, 
das Thema Klimaanpassung stärker in die institutionalisierte Bildung zu integrieren. Bereits 
in Kitas und Schulen könne das Umweltbewusstsein durch pädagogische Maßnahmen wie Gar-
tenarbeiten gestärkt werden. Schulen sollten Klimathemen stärker in Lehrpläne integrierten, 
ein eigenes Fach dazu wäre wünschenswert bzw. alternativ sollte es einen höheren Stellenwert 
in einem anderen Fach wie z. B. Naturwissenschaft/Sachkunde einnehmen. Auch in der Erwach-
senenbildung sollte das Thema Klimaanpassung präsenter werden und durch passende Aus- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten in mehr Berufe einfließen. Ferner wünschen sich die Bür-
ger*innen mehr analoge sowie digitale Aufklärungskampagnen zum Thema Klimaanpassung, 
sowie zu anderen Nachhaltigkeitsthemen, wie dem Umgang mit der Ressource Wasser oder ge-
sundheitlichen Folgen des Klimawandels und Möglichkeiten zur Schadensminimierung. Die Ver-
mittlung von Inhalten sollte multimedial über sämtliche verfügbare Kommunikationskanäle 
(z. B. (soziale) Medien, Printmedien, Schulen, Vereine, Familie, Botschaft) erfolgen – verständ-
lich, in einfacher bürgernaher Sprache, in verschiedenen Sprachen, über Graphic Novels, Film 
und Kunst. Dies wird auch über die digitale Ideenpinnwand angeregt. In einer Region empfehlen 
die Bürger*innen die Einführung einer 5-Minuten Sendung vor der 20 Uhr Tagesschau: „Der 
grüne Sinn“ (ableitend von „Der 7. Sinn“). Diese könnte positive Klimanachrichten mit einem 
Verweis auf Social-Mediakanäle ausstrahlen. „Der grüne Sinn“ könnte zudem auf den „Dritten 
Programmen“ mit regionalen Nachrichten laufen. Auf der digitalen Ideenpinnwand (BMUV 
2023c) erhält der Beitrag „Klimademokratie: Mit grünen Agoras Klimaschutz und Demo-
kratie gleichzeitig stärken“ Zustimmung von anderen Bürger*innen. Damit verbunden ist ein 
demokratischer Treffpunkt zur Förderung des Bürger*innenengagements und des Klimaschut-
zes. Sie könnten als lebendige Zentren für Veranstaltungen, bundesweite Vernetzung und ge-
meinsame Aktionen dienen. Ebenfalls auf der digitalen Ideenpinnwand fordert ein Beitrag, die 
Widerstandskraft gegen Falschinformationen über den Klimawandel zu stärken. Darüber hinaus 
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sieht ein weiterer Wunsch der Bürger*innen vor, neue Arbeits- und Berufszweige (z. B. Klima-
anpassungsmanager*innen) auszubauen und die Aus- und Weiterbildung zu stärken. Finanzi-
elle Anreize für Klima-Fachpersonal für deren Engagement im öffentlichen Dienst sollten ge-
schaffen werden. Die in den Schulen beginnende Berufsorientierung sollte institutionell den 
Klimawandel und die damit verbundenen Auswirkungen auf Berufsbilder berücksichtigen. Dar-
über hinaus wird gefordert, klimaangepasste Lernorte wie Kitas, Schulen, Universitäten und 
Bibliotheken zu schaffen. Dabei werden auch eine Flexibilisierung von Lernorten und Lernzei-
ten, Homeschooling-Konzepte sowie angepasste Sommer- und Winterzeitpläne gewünscht.  

Einschätzungen zum Cluster Übergreifendes aus der Online-Umfrage für Bürger*innen  
In der Online-Umfrage geben 81 Prozent der Befragten (N=1.749) an, sich aufgrund des Klimawan-
dels darum zu sorgen, dass die nachfolgenden Generationen weniger Chancen auf ein gutes Leben 
haben. 62 Prozent machen sich Sorgen, dass sich die Unterschiede zwischen armen und reichen 
Menschen noch weiter vergrößern werden. Dass sich das soziale Miteinander verschlechtert (z. B. 
durch Belastung des Gesundheitssystems, Aggressivität bei Hitze) treibt 50 Prozent der Befragten 
um. 32 Prozent machen sich Sorgen, dass mehr Menschen aus besonders betroffenen Weltregio-
nen nach Deutschland flüchten. Von den befragten Jugendlichen geben 70 Prozent (N=230) an, 
dass der Klimawandel ihre Zukunft und die Lebensqualität ihrer Generation beeinträchtigt. 67 Pro-
zent der Jugendlichen gehen davon aus, dass der Klimawandel Ungerechtigkeit verschärft und be-
stimmte Gruppen wie ältere Menschen, Kinder und Menschen mit wenig Geld besonders hart 
trifft. 26 Prozent der Jugendlichen machen sich Sorgen, dass mehr Menschen aus besonders be-
troffenen Weltregionen nach Deutschland flüchten. 

Durch die Klimaanpassung sehen die Befragten auch mögliche positive Entwicklungen, etwa dass 
die nachfolgenden Generationen bessere Chancen auf ein gutes Leben haben (69 %) oder dass das 
soziale Miteinander sich verbessert (55 %). Etwa ähnlich schätzen dies die befragten Jugendlichen 
ein. Sie gehen davon aus, dass ihre und die nachfolgenden Generationen durch die Klimaanpas-
sung bessere Chancen auf ein gutes Leben haben (74 %) sowie das soziale Miteinander sich ver-
bessert (53 %). Weniger optimistisch sind die Befragten bezüglich der Reduktion wetterbedingter 
Schäden am eigenen Haus (26 %). 

Auf die Frage welche Maßnahmen die Befragten persönlich ergriffen haben, um sich vor klima-
wandelbedingten Schäden zu schützen, geben 40 Prozent an, dass sie bei Hitze besonders darauf 
achten, dass Kinder, Ältere und Kranke in ihrem Umfeld ausreichend trinken und kühle Räume auf-
suchen. 32 Prozent sind gegen Elementarschäden versichert. 31 Prozent haben bauliche Maßnah-
men ergriffen.  

71 Prozent der Befragten geben an, bereit zu sein, sich ehrenamtlich zu engagieren (z. B. Nachbar-
schaftshilfe für Ältere oder Kranke bei Hitze etc.). Bei den Jugendlichen sind es 73 Prozent.  

9.7 Fazit 
Die zahlreichen Beiträge von Stakeholdern und Bürger*innen im Cluster Übergreifendes machen 
deutlich, dass auch zu den einzelnen Bereichen und Aktionsfeldern teilweise großer Hand-
lungsbedarf bezüglich der Klimaanpassung besteht. Die Stakeholder adressieren lediglich die 
Aktionsfelder Internationales und Bereitstellung digitaler Datengrundlagen für die Klimaanpas-
sung nicht. Gleiches gilt für die Bürger*innen für die Bereiche Kultur und Naturerbe sowie Kli-
maangepasste Bundesliegenschaften. 

Bei den Stakeholdern liegt ein Fokus der Empfehlungen auf dem Bereich Klimaanpassungspla-
nung mit Ergänzungsvorschlägen zu Ziel und Maßnahmen sowie Hinweisen zu weiteren Zielen. 
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Hervorzuheben sind hier besonders die räumliche Schwerpunktsetzung auf besonders vom 
Klimawandel betroffene Gebiete und die Umsetzung der erstellten Konzepte inkl. eines Um-
setzungsmonitorings. Die Bürger*innen wünschen sich besonders die Berücksichtigung ihrer 
Maßnahmen- und Lösungsvorschläge und den Ausbau von Beteiligungsformaten in politi-
schen Prozessen.  

Ein weiterer Fokus liegt auf dem Bereich Forschung zur Klimaanpassung. Beim Ziel 1 (Beteili-
gung von Adressanten als Partner bei Forschungsverbünden) sollte eine gesonderte Finanzie-
rung insbesondere kleinerer Kommunen als Praxispartner und eine inhaltliche Konkreti-
sierung erfolgen. Bei Ziel 2 (Transfer von Forschungsförderung in Praxis) sollte es eine klarere 
Zielformulierung geben, aus der hervorgeht, wie viele der bewilligten Projekte in die Pi-
lotphase und wie viele in die Feldphase gehen. Zudem besteht der Bedarf für eine Evaluie-
rung. Bei den Bürger*innen besteht explizit der Wunsch einer stärkeren Förderung gesund-
heitsbezogener Klimawandelforschung. 

Der Bereich Ausgaben- und Schadenserhebung wird weder bei den Stakeholdern noch bei 
den Bürger*innen intensiv thematisiert. Den Stakeholdern ist die Nutzung des Klimaschadens-
katasters bei der Entwicklung zukünftiger Planungs-, Finanzierungs-, Versicherungs- und Wie-
deraufbaumaßnahmen zur Klimaanpassung wichtig. Die Bürger*innen schlagen neben dem 
Wunsch nach Schadensminimierung und finanzieller Förderung einen Fonds zur Finanzierung 
von Klimaanpassungsmaßnahmen vor.  

Für den Bereich Kultur und Naturerbe regen die Stakeholder die Ausweitung auf andere 
Landschaftsräume, wie Biosphärenreservate, Geoparks oder Naturerbeflächen und die Berück-
sichtigung der Rolle des Tourismus an. Außerdem bedarf es noch der inhaltlichen Klärung des 
Zielzustandes.  

Im Bereich Klimaanpasste Bundesliegenschaften sollte laut den Stakeholdern das Ziel zum 
Starkregencheck für zivile Liegenschaften auf weitere Naturkatastrophen ausgeweitet und 
auch auf Bundes-, Landes- und kommunale Liegenschaften angewandt werden. 

Bei den Bürger*innen ist das Aktionsfeld Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung ein 
zentrales Thema. Über verschiedene Aktivitäten wie verpflichtende Hitzeaktionspläne, mobile 
Gesundheitsbusse, Kommunikationskonzepte, barrierefreie Lösungen etc. sollen besonders vul-
nerable Gruppen (Kinder, Ältere, Kranke, Wohnungslose…) erreicht werden.  

Ein weiteres zentrales Thema ist für die Bürger*innen das Aktionsfeld Bildung im weiteren 
Sinne. Die Empfehlungen adressieren verschiedene Bildungstypen, wie die institutionalisierte 
Bildung, die Schul- und Erwachsenenbildung, analoge sowie digitale Aufklärungskampagnen 
und neue Arbeits- und Berufszweige. Auch die Stakeholder adressieren dieses Thema über die 
berufliche Qualifizierung zum*zur Klimaanpassungsmanager*in, die Aus- und Fortbildung von 
Unternehmen, Hochschulen als Anbieter von Bildung sowie über die Verbesserung des klima-
wandelbezogenen Basiswissens in der Bevölkerung.  

Das Aktionsfeld Eigenvorsorge ist ein weiteres Thema, das sowohl Bürger*innen als auch Sta-
keholder beschäftigt. Die Bürger*innen fordern eine Elementarversicherungspflicht für alle, 
die Stakeholder eine Erhöhung der Versicherungsdichte. Darüber hinaus fordern die Bür-
ger*innen explizit vor Hitze geschützte Arbeits-, Pausen- und Ruheräume. 

Die verschiedenen Bereiche und Aktionsfelder zeigen somit weiteren Handlungs- und Abstim-
mungsbedarf auf. Gleichzeitig gibt es eine Vielzahl an Querbezügen zu anderen Clustern, 
Teilclustern und Handlungsfeldern. Dies gilt sicherlich übergreifend, für die Bereiche Ausgaben- 
und Schadenserhebung sowie Forschung zur Klimaanpassung und für die Aktionsfelder Bereit-
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stellung digitaler Datengrundlagen für die Klimaanpassung sowie Bildung. Spezifische Querbe-
züge ergeben sich zum Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz 
durch den Bereich Klimaanpassungsplanung, Natur und Kulturerbe sowie das Aktionsfeld Sozi-
ale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung. Des Weiteren bestehen Querbezüge zwischen den 
Clustern Gesundheit, Infrastruktur (Handlungsfeld Bauwesen), Übergreifendes (Bereich Na-
tur und Kulturerbe, Bundesangepasste Bundesliegenschaften) sowie dem Cluster Land & Land-
nutzung und den Aktionsfeldern Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung sowie Eigenvor-
sorge. Hier ist es empfehlenswert, gemeinsam mit den anderen Ressorts zu prüfen, wie die ein-
zelnen Themen gestärkt werden können. 
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10 Exkurs: Ergänzende Empfehlungen von Bürger*innen aus 
dem Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen 

Einführung 
Im Forschungsvorhaben des UBA „Soziale Dimension der Klimawandelanpassung“ wurde der 
Partizipationsprozess „Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen“ im Winter 2023/2024 in Berlin 
durchgeführt. Ziel war es, die Wahrnehmung von Themenfeldern der sozialen Benachteiligung 
in der Klimaanpassung partizipativ zu erfassen und gemeinsam innovative Ideen für die Politik-
gestaltung zu erarbeiten. In insgesamt fünf Sitzungen des Dialogforums wurden zwischen No-
vember 2023 und Januar 2024 mit einer Gruppe von bis zu 60 zufällig ausgelosten Bürger*in-
nen, Maßnahmenempfehlungen ausgearbeitet. Bei der Zusammensetzung der Bürger*innen 
wurde auf Diversität hinsichtlich bestimmter demografischer Kriterien geachtet. Hierzu zählten: 
Geschlecht, Alter, Migrationshintergrund ja/nein, Bildungsgrad, Erwerbstätigkeitsstatus, Haus-
haltseinkommen, Haushaltsgröße, familiäre Situation, Wohnort/Bezirk. Dabei wurden in Anleh-
nung an die o. g. Themenbereiche des Dialogs KlimaAnpassung die folgenden Themen behan-
delt: Wohnen, Arbeiten und Wirtschaften, Gesundheit, Versorgung und Mobilität (inklusive Le-
bensgrundlagen), sowie Freizeit, Reisen und Naherholung. Die folgende Zusammenstellung be-
ruht auf Aufterbeck et al. (2024). 

Ergänzende Empfehlungen zum Cluster Gesundheit 
Im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen thematisieren die Bürger*innen ähnliche Themen 
wie in den fünf regionalen Bürger*innendialogen und liefern teilweise weitere Konkretisierun-
gen. Zum Thema gekühlte Räume für vulnerable Gruppen fordern sie, hierfür potenziell nutz-
bare Räume und Gebäude zu identifizieren und auf Eignung für Freizeitzwecke für und mit vul-
nerablen Gruppen zu prüfen. Sie wünschen, dass diese Gruppen bei der Wahl und ggf. (temporä-
ren) Umgestaltung dieser Räume eingebunden werden. Sie schlagen vor, zu prüfen, ob diese 
Maßnahmen verpflichtend sein können und wünschen, dass Kommunen dies durch konkrete 
Anreize fördern. 

Ähnlich zu den fünf regionalen Dialogen fordern sie die flächendeckende Einrichtung öffentli-
cher Trinkwasserstellen in Städten (s.u. zu Cluster Wasser). Sie regen an, dass es dort an hei-
ßen Tagen zusätzlich automatisch alle zehn Minuten Sprühnebel geben sollte.  

Wichtig ist den Bürger*innen zudem die Informationsvermittlung an benachteiligte Grup-
pen. Hierfür wünschen sie sich zielgruppenspezifische Beratung für benachteiligte Gruppen, z. B. 
durch Nachbarschaftshilfe, Quartiersmanagement, Apotheken. Zum Hitzeschutz empfehlen sie 
eine ‚Heatline‘, für die sich Menschen registrieren können, die dann bei Hitze angerufen werden 
und über automatisierte Ansagen mit Handlungsanweisungen zu hitzeangepasstem Verhalten 
versorgt werden. Zusätzlich wünschen sie sich bei akuten Hitzelagen Durchsagen im öffentlichen 
Raum, beispielsweise im ÖPNV, die die Menschen zum Trinken und angepasstem Verhalten ani-
mieren.  

Zudem empfehlen sie, Bürger*innen Informationen zum richtigen Verhalten bei Hitze in mehre-
ren Sprachen und Piktogrammen zur Verfügung zu stellen. Diese könnten beispielsweise in 
Hausfluren, Arztpraxen, Gemeindezentren ausgehängt werden. Sie regen an, einen spezifischen 
Fokus auf Verhaltensvermittlung an Kinder zu setzen, damit diese geschützt sind und als Multi-
plikator*innen in ihre Familien wirken können. 
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Die Bürger*innen fordern zudem verpflichtende Schulungen für Hitzeschutzbeauftragte und 
Personal von Pflegeeinrichtungen, Kindertagesstätten und Schulen. Hitzeschutzbeauftragte soll-
ten, wie Brandschutz- oder Erste-Hilfe-Beauftragte gesetzlich verankert werden. Sie empfehlen, 
dass diese Personen auch auf andere Extremwetterereignisse schauen. 

Ergänzende Empfehlungen zum Cluster Infrastruktur 

Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur 

Im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen betonen die Bürger*innen, dass der öffentliche Ver-
kehr so auszubauen und multimodal kombinierbar zu gestalten sei, dass auch vulnerable Grup-
pen zu Erholungszwecken aus den Städten in klimatisch attraktivere Ziele im Umland gelangen 
können. Hierfür wünschen sie auch Bus- und Bahnverbindungen in ländlichen Regionen. Bei 
Hitze sollen auch finanzschwache Gruppen günstig oder kostenlos ins Umland kommen können. 

Handlungsfeld Bauwesen 

Die Bürger*innen fordern zudem verbindliche Klimaanpassungsstandards für Vermie-
ter*innen und Bauherr*innen. Diese sollen sowohl für Neu- und Umbauten gelten. Sie schla-
gen ein Ampelsystem zur Kennzeichnung von Gebäuden vor und fordern, dass „rot“ eingestufte 
Wohnungen die Standards für eine „gelbe“ Einstufung bis 2027 umsetzen müssen und „gelbe“ 
auf „grüne“ Anpassungen bis 2030 umgesetzt werden müssten. 

Den Bürger*innen des Dialogforums liegt der Schutz von Mieter*innen und insbesondere von 
finanzschwachen Mieter*innen am Herzen. Sie fordern daher gezielte Subventionen für Eigentü-
mer*innen, um eine Umlage der Umbaukosten auf Mieter*innen zu vermeiden.  

Zudem fordern die Bürger*innen verbindliche Dämmstandards für soziale Einrichtungen 
(Altenheime, Krankenhäuser, Schulen, Kindertagesstätten). Hierfür fordern sie Änderungen der 
Baugesetzgebung. Sie wünschen, dass dabei die Außenbereiche mitberücksichtigt und schattige 
Wege, Sonnensegel sowie Begrünung vorgesehen werden sollten.  

Ergänzende Empfehlungen zum Cluster Stadtentwicklung, Raumplanung & Bevölkerungsschutz 

Teilcluster Stadtentwicklung 

Ergänzend fordern die Bürger*innen im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen eine grünflä-
chenfokussierte Stadtentwicklung. Diese soll in ihrer Gestaltungsfunktion verpflichtend auf 
die Verbesserung der klimatischen Verhältnisse (Temperatur und Luftaustausch), sowie die At-
traktivität und multifunktionale Nutzbarkeit öffentlicher und sonstiger Freiflächen hinwirken. 

Die Bürger*innen im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen fordern zudem, ein Instrument zu 
entwickeln, das verhindert, dass im Umfeld von öffentlich finanzierten Entsiegelungs- und Be-
grünungsmaßnahmen die Mieten durch diese Aufwertung steigen, damit keine Mieter*innen 
vertrieben werden und es nicht zu grüner Gentrifizierung kommt. 

Teilcluster Bevölkerungsschutz 

Die Bürger*innen betonen im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen insbesondere, dass die 
Informationsvermittlung für vulnerable Bevölkerungsgruppen relevant ist. Sie empfehlen, 
dass Warnungen und Informationen möglichst barrierearm sein und in mehreren Sprachen und 
Piktogrammen angeboten werden sollten.  
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Ergänzende Empfehlungen zum Cluster Wasser 
Die Einrichtung von öffentlichen Trinkwasserstellen in Städten wird auch im Dialogforum 
Soziale Klimawandelfolgen ausführlich adressiert. Im Fokus stehen dort besonders vulnerable 
Bevölkerungsgruppen, wie ältere Menschen, Kinder, Obdachlose und mobilitätseingeschränkte 
Personen. Die Trinkwasserstellen sollten an Stellen platziert werden, die wichtig für diese Grup-
pen sind, wie z. B. Spielplätze, Parks, Innenstadtbereiche oder in der Nähe von U-Bahn-Statio-
nen. Zudem wünschen sie, dass öffentliche Toiletten Wasserhähne außen am Gebäude haben, 
damit man sich dort kostenlos Wasser nachfüllen kann. Laut der Bürger*innen sollten die Trink-
wasserstellen auch mit entsprechenden Kommunikationsmöglichkeiten versehen werden, für 
Feedback, Werbung für Wasserwerke, zzgl. einer App/Trinkwasserkarte, in der auch barrie-
refreie Trinkwasserstellen vermerkt werden. Auch wünschen sich die Bürger*innen im Dia-
logforum Soziale Klimawandelfolgen kostenloses Trinkwasser in hoher Qualität an Lehr- und 
Arbeitsstätten, z. B. durch mobile Trinkbrunnen, Wasserflaschen oder -automaten.  

Ergänzende Empfehlungen zum Cluster Wirtschaft 
Im Dialogforum fordern die Bürger*innen ebenfalls eine Erweiterung von Arbeitsschutzrege-
lungen und verweisen zusätzlich auf die Anpassung von DIN-Normen, beispielsweise für Ar-
beitsschutzkleidung. Zudem wünschen sie sich von Arbeitgeber*innen, dass sie bei Hitze 
Dresscodes aufheben und klimaangepasste Arbeitskleidung zur Verfügung stellen. 

Im Dialogforum empfehlen die Bürger*innen zudem, dass Berufsgenossenschaften im Sommer 
unangekündigte Prüfungen zu Hitzeschutzmaßnahmen durchführen. Zudem sollten diese, die 
Belegschaft mehrsprachig über Gefahren von Extremwetterereignissen aufklären. Dies 
gilt besonders für Menschen, die während der Arbeit Extremwetter ausgesetzt sind, wie bei-
spielsweise Bauarbeiter*innen.  

Ergänzende Empfehlungen zu den Aktionsfeldern  
Im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen adressieren etliche der Forderungen das Aktions-
feld Soziale Gerechtigkeit in der Klimaanpassung, viele davon lassen sich aber wie oben den 
einzelnen Clustern ordnen. Ergänzend fordern die Bürger*innen wohnungslose Menschen 
bundesweit bevorzugt nach dem „Housing first“-Modell zu unterstützen. Dies dürfe weder 
auf Kosten anderer Hilfsprogramme für Wohnungslose noch zulasten ebenfalls bedürftiger 
Gruppen gehen.  

Weitere Forderungen im Dialogforum Soziale Klimawandelfolgen adressieren das Aktionsfeld 
Bildung. Die Bürger*innen fordern, die Klimaanpassung fest in der Bildung zu verankern, bei-
spielsweise durch eine langfristige Integration in die Lehrpläne der Länder, was durch An-
reize und Angebote vom Bund gefördert werden soll. Fortbildungen für Lehrkräfte und Erzie-
hende sollen vom Bund organisiert und finanziert werden, um diese Personen zum Thema 
Klimapassung zu schulen. Geschulte Personen sollen ferner als Multiplikator*innen in die Län-
der entsandt werden. 
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